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Zusammenfassung 


1 Lage der Landwirtschaft 

1 . Struktur 

Im Jahr 2004 bestanden in Deutsehland rd. 372 400 landwirtschaftliehe Betriebe ab 

2 ha LF. Ihre Zahl nahm gegenüber dem Vorjahr um rd. 15 700 bzw. um rd. 4 Prozent 
ab. Die durchschnittliche Flächenausstattung der Betriebe erreichte 2004 mehr als 
45 ha LF und ist somit weiter gestiegen. 

Im Jahr 2003 wurden rd. 175 600 (45,2 Prozent) der Betriebe von Einzeluntemeh- 
men im Haupterwerb bewirtschaftet. Diese bewirtschafteten rd. 77 Prozent der LF 
der Einzeluntemehmen und verfügten im Durchschnitt über 5 1 ha LF. 

Schätzungsweise 1,27 Millionen Arbeitskräfte waren im Jahr 2004 haupt- oder ne- 
benberuflich in der deutschen Landwirtschaft tätig. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet 
dies einen Rückgang um 2,4 Prozent. Familienarbeitskräfte hatten mit 62 Prozent 
den nach wie vor größten, aber sinkenden Anteil. Rund 1 5 Prozent waren als stän- 
dige familienfremde Arbeitskräfte und rd. 23 Prozent als Saisonarbeitskräfte be- 
schäftigt. 

2. Wertschöpfung 

Die Wertschöpfung der deutschen Landwirtschaft ist im Jahr 2004 nach vorläufigen 
Schätzungen deutlich gestiegen: 



€ 

Veränderung 
gegen Vorjahr 
in% 

Produktionswert 

38,9 Mrd. 

7,0 

Vorleistungen 

26,1 Mrd. 

6,2 

Nettowertschöpfimg 

10,8 Mrd. 

14,3 

N etto wertschöp fung j e AK 

18 161 

17,8 


3. Ertragslage 

3.1 Landwirtschaft 

a) Buchführungsergebnisse 2003/04 

Die Ertragslage der Haupterwerbsbetriebe hat sich im WJ 2003/04 nach den deutli- 
chen Rückgängen in den Vorjahren verbessert. Der Gewinn je Unternehmen ist um 
4,8 Prozent auf durchschnittlich 28 254 Euro gestiegen. Der Gewinn plus Personal- 
aufwand je Arbeitskraft dieser Betriebe hat im Durchschnitt um 3,2 Prozent auf 
19 134 Euro gegenüber dem Vorjahr zugenommen. 

Zu der Verbesserung der Ertragslage haben insbesondere die deutlichen Erlössteige- 
rungen im Ackerbau durch höhere Preise für Getreide, Kartoffeln und Zuckerrüben 
beigetragen. 

Einkommensmindemd wirkten sich hauptsächlich der weitere Rückgang der Milch- 
preise, die trockenheitsbedingten geringeren Hektarerträge sowie die gestiegenen 
Aufwendungen aus. 
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Nach Betriebsformen und Regionen ergaben sich unterschiedliche Einkommensent- 
wicklungen: 


Betriebsform/Region 

Gewinn je Unternehmen 

€ 

Veränderung 
gegen Vorjahr 
in% 

Ackerbau 

42 115 

+ 25,2 

Gartenbau (Gemüse, Zierpflanzen, Baumschulen) 

38 525 

- 5,0 

Weinbau 

33 910 

+ 1,2 

Obstbau 

39 340 

+ 20,6 

Milch 

22 749 

- 7,8 

Sonstiger Futterbau (Rindermast, -zucht) 

20 147 

- 3,5 

Veredlung (Schweine, Geflügel) 

25 481 

- 4,6 

Gemischt (Verbund) 

22 170 

+ 2,6 

Früheres Bundesgebiet 

27 383 

+ 2,6 

Neue Länder 

42 775 

+ 21,1 

Deutschland 

28 254 

+ 4,8 


Die wirtschaftliche Situation der Unternehmen von juristischen Personen in den 
neuen Ländern hat sich im WJ 2003/04 gegenüber dem Vorjahr ähnlich verbessert 
wie bei den Haupterwerbsbetrieben. Im Durchschnitt nahm das Einkommen (Jahres- 
überschuss plus Personalaufwand je Arbeitskraft) um 2,6 Prozent auf 23 308 Euro 
zu. Zu der Verbesserung der Ertragslage haben geringere Aufwendungen, insbeson- 
dere für die Unterhaltung von Maschinen und Gebäuden sowie für Personal beigetra- 
gen. 

Die Ertragslage der ökologisch wirtschaftenden Betriebe hat sich nicht nennens- 
wert verändert. Im Durchschnitt der ökologisch wirtschaftenden Betriebe nahmen 
die Gewinne gegenüber dem Vorjahr um 0,5 Prozent zu. Die ökologischen Betriebe 
erwirtschafteten im WJ 2003/04 Gewinne je Unternehmen in Höhe von 37 090 Euro, 
dies sind 34 Prozent mehr als die Betriebe in der Vergleichsgruppe der konventionel- 
len Betriebe. 

b) Vorschätzung für 2004/05 

Die wirtschaftliche Lage der landwirtschaftlichen Betriebe wird sich im laufenden 
Wirtschaftsjahr 2004/05 voraussichtlich weiter deutlich verbessern. Die positive Ent- 
wicklung ist vor allem auf höhere Erlöse aus dem Ackerbau und aus der Schweine- 
haltung bedingt. Bei Milch haben sich die Einnahmen infolge des nur noch geringen 
Rückgangs der Erzeugerpreise und der 2004 gezahlten Milchprämie stabilisiert. Ein- 
kommensmindemd dürften sich höhere betriebliche Aufwendungen insbesondere für 
Düngemittel, Heizmaterial und Treibstoffe auswirken. Für die landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetriebe insgesamt wird mit einer Zunahme der Einkommen um mehr 
als 1 0 Prozent gerechnet. 

3.2 Forstwirtschaft 
a) Forstwirtschaftsjahr 2003 

Im Forstwirtschaftsjahr 2003 hat sich die wirtschaftliche Lage im Privat- und Kör- 
perschaftswald weiter verbessert. Die Einschläge wurden z. T. kräftig erhöht. Trotz 
niedriger Holzpreise stieg der Ertrag aus Holz und anderen Erzeugnissen deshalb 
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deutlich an. Hinzu kamen Einsparungen auf der Aufwandseite, so dass im Durch- 
schnitt der Forstbetriebe in Deutschland die Reinerträge, also die Beträge, die nach 
Abzug aller Kosten für die unternehmerische Tätigkeit und für die Verzinsung des 
eingesetzten Kapitals übrig waren, deutlich Zunahmen. 


Besitzart 

Reinertrag IE) €/ha Holzbodenfläche 

2002 

2003 

Körperschaftswald 

8 

27 

Privatwaldbetriebe 

43 

63 


Einschließlich staatlicher Förderung. 


b) Schätzung 2004 

Nach den zurzeit vorliegenden Daten wurde im Forstwirtschaftsjahr 2004 mehr als 
im Vorjahr eingeschlagen. Die Holzpreise sind im Durchschnitt der Sortimente je- 
doch leicht rückläufig. Nach Einschätzung von Sachverständigen wird außerdem der 
betriebliche Aufwand eher zugenommen haben. Für die Forstbetriebe wird deshalb 
im Forstwirtschaftsjahr 2004 mit einer etwas schlechteren Ertragslage gerechnet. 

II Maßnahmen 

Mit der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik, die 2005 in Kraft tritt, ist ein 
Meilenstein auf dem Weg zu einer umfassenden Änderung der bisherigen Förder- 
politik erreicht. Die Reform trägt den aktuellen Herausforderungen wie der Erweite- 
rung der Europäischen Union und den WTO-Verhandlungen zur weiteren Liberali- 
sierung des Welthandels Rechnung. Sie schafft mehr gesellschaftliche Akzeptanz für 
die Direktzahlungen an die Landwirtschaft. Mit ihren zentralen Elementen Entkopp- 
lung der Direktzahlungen von der Produktion, Bindung der Direktzahlungen an be- 
stimmte Anforderungen des Umwelt- und Tierschutzes, der Tierkennzeichnung so- 
wie der Lebensmittelsicherheit (Cross Compliance) und Einbehalt eines Teils der 
Direktzahlungen für die Entwicklung in ländlichen Räumen (Modulation) schafft sie 
die Voraussetzungen für eine wettbewerbsfähige, nachhalfige und nafur- und land- 
schaftsverträgliche und sich an den Ansprüchen der Gesellschaft orientierende Land- 
wirtschaft. Die Bundesregierung wird den eingeschlagenen Weg konsequent weiter- 
verfolgen, die eingeführten Prinzipien und Elemente auf alle landwirtschaftlichen 
Marktordnungen zu übertragen. Dies gilt insbesondere für die Beratungen im Zu- 
sammenhang mit der Reform der EU-Zuckermarktordnung, für die voraussichtlich 
im Mai 2005 konkrete Legislativvorschläge vorgelegt werden. Vor dem Hintergrund 
knapper Haushaltsmittel muss jedoch auch die Gemeinsame Agrarpolitik, gerade in 
einer erweiterten Europäischen Union, den Grundsatz der Haushaltsdisziplin künftig 
noch stärker berücksichtigen. Daher haben sich die Bundesregierung und fünf wei- 
fere EU-Mifgliedsfaaten im Dezember 2003 darauf verständigt, die EU-Ausgaben 
auf 1 Prozent des BNE zu begrenzen. Nach Auffassung der Bundesregierung muss 
die EU-Agrar- und Fischereipolitik wie alle anderen Politikbereiche auch zur Errei- 
chung dieses Ziels beitragen. 

Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP-Reform) ist eingebettet in eine 
umfassende Strategie für die ländlichen Regionen: 

- Nachwachsende Rohstoffe leisten als emeuerbare Ressource bei der ökologi- 
schen und ökonomischen Modernisierung unserer Volkswirtschaft unverzichtbare 
Beiträge insbesondere zum Umwelt- und Klimaschutz, zur Schonung endlicher 
fossiler Energieträger und zur Sicherung von Wertschöpfung und Beschäftigung 
im ländlichen Raum. Durch die Förderpolitik der Bundesregierung konnten in 
jüngster Zeit bei vielen Produktlinien deutliche Fortschritte erreicht sowie im 
energetischen und chemisch-technischen Bereich die Nutzungspotenziale besser 
ausgeschöpft werden. 
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- Die in den Modellregionen des Programms „REGIONEN AKTIV - Land ge- 
staltet Zukunft“ gesammelten Erfahrungen haben bereits ihren Niederschlag in 
dem neuen Förderungsgrundsatz „Integrierte ländliche Entwicklung in der Ge- 
meinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
(GAK) gefunden. Ausgehend vom Grundgedanken, dass ländliche Regionen eine 
zusammenhängende Einheit bilden, wurden im Rahmen der Anpassung der GAK 
2004 die Grundsätze für die Förderung der integrierten ländlichen Entwicklung 
geschaffen. Zentrale Neuerung des Förderungsgrundsatzes ist die Förderung der 
Erarbeitung von strategisch ausgerichteten integrierten ländlichen Entwicklungs- 
konzepten und eines entsprechenden Regionalmanagements. Dadurch ist die 
Erschließung bisher noch brachliegender Innovationspotenziale zu erwarten. 
REGIONEN AKTIV ist gleichzeitig Pilotprojekt im Rahmen der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. 

- Der Planungsausschuss für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ hat zudem für den Rahmenplan 2005 bis 2008 
wesentliche Erweiterungen der Agrarumweltmaßnahmen sowie die Ausdeh- 
nung der Bürgschaftsregelung auf die alten Bundesländer beschlossen. Damit 
wird ein wichtiger Beitrag zur Flankierung der GAP-Reform ab 2005 geleistet. 

- Im Mittelpunkt des Bundesprogramms Ökolandbau steht die Förderung der 
Weiterentwicklung des ökologischen Landbaus, der eine besonders nachhaltige 
landwirtschaftliche Wirtschaftsweise darstellt. Die Aktivitäten umfassen sowohl 
Schulungs-, Aufklärungs- und Informationsmaßnahmen als auch ForschungsfÖr- 
derung und die Entwicklung neuer Technologien sowie ihrer Übertragung in die 
Praxis. 

- In Abstimmung mit den Ländern und unter Beteiligung der betroffenen Kreise 
wurde in Umsetzung internationaler Verpflichtungen, wie z. B. nach dem Über- 
einkommen über die Biologische Vielfalt (CBD) das nationale Programm zur 
Erhaltung der Artenvielfalt und der genetischen Ressourcen in der Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft sowie deren nachhaltige Nutzung weiter ent- 
wickelt. Neben der Durchführung spezifischer Maßnahmen aufgrund der 
beschlossenen Fachprogramme sind verbesserte Informations- und Koordinie- 
rungsinstrumente eingerichtet worden. Zur Schaffung einer verbesserten, bundes- 
einheitlichen Erhaltungsinfrastruktur und breiteren, innovativen und nachhaltigen 
Nutzung der Potenziale dieser Ressourcen werden verstärkt Modell- und De- 
monstrationsvorhaben durchgeführt. 

Die agrarsoziale Sicherung als Bestandteil der gegliederten Sozialversicherung ge- 
währleistet, dass die landwirtschaftlichen Familien auch zukünftig jene soziale Ab- 
sicherung erhalten, die auf ihre besonderen Bedürfnisse zugeschnitten ist. Die Refor- 
men des Jahres 2004 tragen in der Alterssicherung der Landwirte und der 
landwirtschaftlichen Krankenversicherung dazu bei, diese Systeme finanziell zu sta- 
bilisieren und für die Versicherten finanziell erträglich zu halten. 

Das Gesetz zur Neuordnung des Gentechnikrechts regelt das Nebeneinander von 
konventioneller und ökologischer sowie GV-Produktion. Die im Gesetz verankerte 
Vorsorgepflicht für den Umgang mit zugelassenen gentechnisch veränderten Pflan- 
zen und Tieren wird durch die gute fachliche Praxis erfüllt. Mit dem Gesetz werden 
die ordnungspolitischen Rahmenbedingungen sowohl für den Schutz der GVO- 
freien Produktion als auch eine angemessene Entwicklung GVO verwendender Pro- 
duktionsweisen geschaffen. 

Einen neuen Weg im Pflanzenschutz beschreitet das „Reduktionsprogramm chemi- 
scher Pflanzenschutz“ des BMVEL, damit unnötige Anwendungen von Pflanzen- 
schutzmittel unterlassen und die Anwendung nicht chemischer Pfianzenschutzmaß- 
nahmen vorangetrieben werden. Mit dem Programm soll in den kommenden Jahren 
eine Reduzierung des potenziellen Risikos und der Intensität der Anwendung chemi- 
scher Pflanzenschutzmittel sowie eine Reduzierung der Überschreitungsrate von 
Pflanzenschutzmittel-Rückstandshöchstmengen in Natur und Umwelt sowie einhei- 
mischen Agrarprodukten erreicht werden. 
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Die Wälder erfüllen wichtige Aufgaben zur Sicherung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen, der nachhaltigen Produktion des Rohstoffes Holz sowie der Entwicklung länd- 
licher Räume. Sie dienen weiteren vielfältigen Schutz-, Nutz- und Erholungsfunktio- 
nen. Dabei haben viele Waldflächen mehrere Funktionen gleichzeitig 
(Multifunktionalität), auf bestimmten Flächen kommt einzelnen Funktionen Vorrang 
zu (z. B. Naturschutz, Wasser- oder Lawinenschutz, Erholung). Eine nachhaltige 
Waldbewirtschaftung muss auf Stabilität, Natumähe und Leistungsfähigkeit ausge- 
riehtet sein, um den Ansprüchen an den Wald genügen zu können. Forst-, Holz- und 
Papierwirtschaft bilden über den Rohstoff Holz eine Einheit und müssen insgesamt 
an den Kriterien der Naehhaltigkeit ausgerichtet werden. Die Ausriehtung auf natur- 
nahe Waldwirtsehaft ist Teil der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. 

Die im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik der EU eingeleiteten Reformen 
sind fortgeführt und konkretisiert worden. Die Bundesregierung setzt sich weiter da- 
für ein, dass der Grundsatz der Nachhaltigkeit uneingeschränkt im Vordergrund der 
politischen Entscheidungen in der Gemeinsamen Fischereipolitik steht. Was die an- 
gesichts der vielfach zurückgehenden Fänge und der hohen Nachfrage naeh Fische- 
reiprodukten zunehmende Bedeutung der Aquakultur betrifft, so kommt es aus der 
Sicht der Bundesregierung darauf an, dass Süß- und Seewasserfische unter strikter 
Wahrung der Umweltverträglichkeit und unter Beachtung des Vorrangs des Verbrau- 
cherschutzes bewirtschaftet werden. 

Am 1 . Mai 2004 vergrößerte sieh die EU um Polen, Ungarn, Tschechien, Slowakei, 
Slowenien, Estland, Lettland, Litauen, Malta und Zypern. Damit fand die umfang- 
reichste Erweiterungsrunde in der Geschichte der EU ihren Abschluss. Neben der 
herausragenden historischen Bedeutung bringt diese Erweiterung viele wirtschaftli- 
che Chancen auch im landwirtschaftlichen Bereieh mit sich. Die komplexen Anpas- 
sungsprozesse in den Beitrittsländem sind aber noch nicht abgeschlossen. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass Rumänien und Bulgarien wie geplant am 
1 . Januar 2007 der EU beitreten werden. Außerdem ist der Rat der Empfehlung der 
EU-Kommission gefolgt und hat entschieden, Beitritts Verhandlungen mit Kroatien 
und der Türkei aufzunehmen. 

Die Mitgliedstaaten der WTO verhandeln zurzeit über eine weitere Liberalisierung 
des Handels. Die Interessen der Entwicklungsländer sollen in dieser Verhandlungs- 
runde besonders berücksichtigt werden. 2004 gelang es, einen Konsens über einen 
Rahmen für die weiteren Verhandlungen zu erzielen. Einen Schwerpunkt der Rah- 
menvereinbarung bildet der Agrarsektor, für den folgende Richtungsentscheidungen 
getroffen wurden: Alle Formen handelsverzerrender AgrarexportfÖrderung sollen 
parallel bis zu einem glaubwürdigen Enddatum abgeschafft, handelsverzerrende 
Zahlungen im Bereich der so genannten internen Stützung substanziell reduziert und 
der Marktzugang für Agrarprodukte verbessert werden. 

Mit den Leitlinien zum Menschenrecht auf Ernährung („Recht auf Nahrung“) ist 
erstmals eines der im VN-Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Men- 
schenrechte (WSK-Pakt) erwähnten Menschenrechte durch ein Staatengremium 
konkretisiert worden. Dies trägt den erklärten Zielen der Bundesregierung zur 
Bekämpfung von Hunger und Armut Rechnung. Das Dokument dient als wichtige 
Berufungsgrundlage für mehr innerstaatliche Verantwortung und gute Regierungs- 
führung im weltweiten Kampf gegen Hunger und Unterernährung. Emährungspoliti- 
sche, menschenrechtliche und entwicklungspolitische Ansätze wurden miteinander 
verzahnt und konventionelle Instrumente zur Verbesserung der Emährungssituation 
gefährdeter Gruppen um wichtige menschenrechtliche Instrumente ergänzt. 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 15/4801 


Agrarpolitischer Bericht 2005 der Bundesregierung 

Die Bundesregierung legt hiermit dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat gemäß § 4 des Landwirtschaftsgeset- 
zes vom 5. September 1955 den Agrarpolitischen Bericht 2005 vor. 


Teil A 

Aktuelle Situation - Ziele und Schwerpunkte 


1 Agrarreform in Deutschland 

( 1 ) Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik wird im 
Jahr 2005 zu wesentlichen Teilen in Kraft treten. Sie fährt 
zu einer umfassenden Änderung der bisherigen Förder- 
politik und trägt den aktuellen Flerausforderungen wie der 
Erweiterung der Europäischen Union, den WTO-Ver- 
handlungen zur weiteren Liberalisierung des Welthandels 
sowie der Wahrung der gesellschaftlichen Akzeptanz der 
Direktzahlungen an die Landwirtschaft Rechnung. Mit 
ihren zentralen Elementen Entkopplung der Direktzah- 
lungen, Cross Compliance und Modulation schafft sie die 
Voraussetzungen für eine wettbewerbsfähige, nachhaltig 
produzierende und sich an den Wünschen der Gesell- 
schaft orientierende Eandwirtschaft. 

In Deutschland wird die Entkopplung der Direktzahlun- 
gen nahezu vollständig sein und nach einer Übergangszeit 
zu regional einheitlichen Hektarprämienrechten fuhren. 
Besonders die Entscheidung für eine weitgehende 
Entkopplung bringt mehr Flexibilität und Marktorientie- 
rung für die landwirtschaftlichen Unternehmen. Dadurch 
sollen langfristig extensive und ökologisch nachhaltige 
Wirtschaftsweisen gestärkt, bestehende Ungleichge- 
wichte in der Agrarförderung beseitigt und ein trans- 
parentes und einfaches Stützungssystem geschaffen wer- 
den. 

Durch die Verknüpfung der Direktzahlungen mit der Ein- 
haltung von Standards des Umweltschutzes, des Tier- 
schutzes, der Tierkennzeichnung sowie der Lebens- und 
Futtermittelsicherheit wird die besondere Verantwortung 
der Landwirtschaft für Tiere, Natur, Umwelt und qualita- 
tiv hochwertige Lebensmittel deutlich. Direktzahlungen 
sollen damit mehr und mehr zu einem Entgelt für die von 
der Landwirtschaft erbrachten und von der Gesellschaft 
gewünschten nicht marktgängigen Leistungen ausgestal- 
tet werden. 


Die 2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik muss zu ei- 
nem tragenden Pfeiler der Agrarpolitik werden. Mit der 
nun obligatorischen Modulation wird die finanzielle 
Grundlage für Maßnahmen zur Förderung des ländlichen 
Raumes verbreitert. Damit wird der bereits in Deutsch- 
land mit der 2003 eingeführten fakultativen Modulation 
eingeschlagene Weg auch auf europäischer Ebene gefes- 
tigt. 

Ziel der Bundesregierung ist es, den mit der Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik eingeschlagenen Weg konse- 
quent weiterzuverfolgen und die eingeführten Prinzipien 
und Elemente auf alle landwirtschaftlichen Marktordnun- 
gen zu übertragen. 

2 Umweltaspekte der Landwirtschaft 

( 2 ) Die Verwirklichung einer nachhaltigen umweltver- 
träglichen Landwirtschaft leistet einen Beitrag zur Errei- 
chung von Ressourcenschutzzielen. Ziel ist, Umweltbe- 
lastungen durch die landwirtschaftliche Nutzung zu 
verringern und eine nachhaltige, umweltverträgliche Nut- 
zung zu verwirklichen, die den Gesamtressourcenbestand 
und Nutzungspotenziale für die Zukunft erhält. Landwirt- 
schaftliche Produktionsverfahren sollen daher so gestaltet 
werden, dass sich die Ökosysteme regenerieren können 
und Belastungen gering gehalten werden. 

Der Boden ist Grundlage für die land- und forstwirt- 
schaftliche Produktion, schützt das Grundwasser und ist 
ein wesentlicher Bestandteil der natürlichen Wasser- und 
Stoffkreisläufe. Die biologische Vielfalf isf in ihrer Ge- 
samtheit von unschätzbarem Wert. Beide Bereiche wur- 
den lange Zeit nicht bewertet. Es werden weitere An- 
strengungen unternommen, diese Bereiche zuverlässig 
abzubilden. Damit sollen neben den noch bestehenden 
Defiziten durch Agrarumweltindikatoren auch positive 
Umweltleistungen durch bestimmte landwirtschaftliche 
Nutzungen abgebildet werden. 
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Landnutzung 

(3) Das Ziel der Verringerung der Flächeninanspruch- 
nahme für Siedlungs- und Verkehrsflächen, wie in der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie verankert, trägt dazu 
bei, Flächenverluste zulasten landwirtschaftlicher Flä- 
chen sowie die Zerschneidung und Fragmentierung der 
Landschaft mit ihren negativen Folgen für Natur und Um- 
welt zu verringern. 

Der ökologische Landbau ist eine besonders ressourcen- 
schonende, umweltverträgliche und tiergerechte Form des 
Wirtschaftens. Sein Flächenanteil ist weiter auf 
4,3 Prozent der LF im Jahre 2003 angestiegen. 

Stoffeinträge 

(4) Da eine zu intensive oder unsachgemäße Anwen- 
dung von Produktionsmitteln wie z. B. Dünge- und Pflan- 
zenschutzmittel und bei einer erheblichen regionalen 
Konzentration von Tierbeständen die natürlichen Res- 
sourcen belastet und der Umweltzustand verschlechtert 
werden, liefert die Entwicklung der Stoffeinträge in Bo- 
den, Wasser und Luft für die Umweltverfräglichkeit wich- 
tige Informationen. 

Die Stickstoffbilanzüberschüsse in der Gesamtbilanz sind 
gegenüber dem Mittel der Jahre 1996 bis 2000 für das 
Jahr 2002 von 114 kg/ha deutlich auf 105 kg/ha gesun- 
ken. Um das in der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
gesetzte Ziel von 80 kg/ha im Jahr 2010 zu erreichen, 
sind trotzdem noch weitere Anstrengungen für einen effi- 
zienten Einsatz von Stickstoff bzw. für eine Reduktion 
beim Düngemitteleinsatz nötig. 

Emissionen 

(5) Die Ammoniakemissionen aus der Landwirtschaft 
betragen für das Jahr 2002 590 kt. Die Erreichung des 
Minderungsziels 2010 des UN-ECE-Übereinkommens 
über die Luftreinhaltung und der EG-Richtlinie über na- 
tionale Emissionshöchstmengen (550 kt aus allen Quel- 
len) soll über ein integriertes Konzept nachhaltiger Land- 
wirtschaft erfolgen, das den Aspekt „Tiergerechtheit“ bei 
den technischen Maßnahmen zur Emissionsminderung 
berücksichtigt und damit Tierschutz und Umweltschutz 
gleichwertig Rechnung trägt. 

Die Treibhausgasemissionen sanken im Jahr 2002 weiter 
auf 81 Mio. t C02-Äquivalente. Damit ist das im Kyoto- 
Protokoll festgelegte Ziel von 79 Mio. t im Jahr 2010 fast 
schon erreicht. Wälder leisten durch die Bindung von 
CO 2 ebenso wie der vermehrte Ersatz fossiler Energieträ- 
ger und energieintensiver Materialien durch Holz und an- 
dere nachwachsende Rohstoffe und Energieträger einen 
positiven Beitrag zum Klimaschutz. 

Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in 
Lebensmitteln 

( 6 ) Im Untersuchungsjahr 2002 sind in der Bundesrepu- 
blik Deutschland insgesamt 8738 Lebensmittelproben auf 
das Vorkommen von Rückständen geprüft worden (Moni- 
toring-Programm 1336 Proben und amtliche Lebensmit- 


te lüberwachung 7 402 Proben). 45,7 Prozent dieser Pro- 
ben enthielten keine quantifizierbaren Rückstände, bei 
47,0 Prozent traten Rückstände mit Gehalten unterhalb 
der Höchstmengen auf. 7,3 Prozent Proben enthielten 
Rückstände mit Gehalten über den Höchstmengen. 

Reduktionsprogramm chemischer Pflanzenschutz 

(7) Einen neuen Weg im Pflanzenschutz beschreitet das 
„Reduktionsprogramm chemischer Pflanzenschutz“. Ziel 
des Reduktionsprogramms ist, die Anwendung chemi- 
scher Pflanzenschutzmittel auf das notwendige Maß zu 
begrenzen, unnötige Anwendungen zu unterlassen und 
nichtchemische Pflanzenschutzverfahren voranzutreiben. 
Potenzielle Risiken für Mensch, Tier und Naturhaushalt, 
die durch die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ent- 
stehen können, und die Intensität der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln sollen damit reduziert werden. Ne- 
ben der Reduktion der Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln soll auch die Rate der festgestellten Überschrei- 
tungen festgesetzter Rückstandshöchstmengen unter 
1 Prozent zurückgeführt werden. Das Reduktionspro- 
gramm chemischer Pflanzenschutz erfordert ein enges 
Zusammenwirken von Bund, Ländern und Praktikern. 

3 Politik für ländliche Räume 

( 8 ) Die Stärkung der ländlichen Entwicklung ist ein 
wichtiges Anliegen der Bundesregierung. Ziel der Politik 
für ländliche Räume ist die Erhaltung und nachhaltige 
Entwicklung ländlicher Räume als Lebens-, Wirtschafts-, 
Erholungs- und ökologische Ausgleichsräume. Viele 
ländliche Räume stehen heute nicht nur vor großen wirt- 
schaftlichen, sondern auch vor großen demographischen 
und wanderungsbedingten Herausforderungen. Hier muss 
die Politik gegensteuem, bewusste Richtungsentschei- 
dungen treffen und Prioritäten festlegen. 

Für die Sicherung lebensfähiger und attraktiver ländlicher 
Räume ist es weiterhin erforderlich, Wertschöpfung und 
Arbeitsplätze auch neben dem engen Bereich der Land- 
wirtschaft zu entwickeln. Naturraumpotenziale sind als 
Basis des Wirtschaftens in der Region in Wert zu setzen, 
sollen entwickelt, erhalten und nachhaltig genutzt wer- 
den. Dazu ist eine intensive Verflechtung der raumwirk- 
samen Politikfelder, eine verstärkte Kooperation der un- 
terschiedlichen Akteure in den Regionen und eine 
stärkere Besinnung auf die Eigenkräfte jeder einzelnen 
Region erforderlich. Der von der Europäischen Kommis- 
sion im Juli 2004 vorgelegte Verordnungsentwurf zur 
Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) greift bereits wesentliche deutsche Forderungen 
für diesen Bereich auf (siehe Tz. 179). 

4 Nachwachsende Rohstoffe 

(9) Nachwachsende Rohstoffe leisten als emeuerbare 
Ressource bei der ökologischen und ökonomischen Mo- 
dernisierung unserer Volkswirtschaft unverzichtbare Bei- 
träge insbesondere 

- zum Umwelt- und Klimaschutz, zur Schonung endli- 
cher fossiler Energieträger und zur 
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- zur Sicherung von Wertschöpfung und Beschäftigung 
im ländlichen Raum. 

Im energetischen und chemisch-technischen Bereich ver- 
fügen sie über beträchtliche und noeh unzureichend aus- 
geschöpfte Nutzungspotenziale, die es in natur- und um- 
weltverträglicher Weise zu nutzen gilt. 

Durch die Förderpolitik der Bundesregierung konnten in 
jüngster Zeit bei vielen Produktlinien deutliche Fort- 
schritte erreieht werden. Der landwirtschaftliche Anbau 
nachwachsender Rohstoffe stieg seit 1998 von 545 000 ha 
um 109 Prozent auf 1 047 567 ha im Jahr 2004 an. 

Im stofflichen Bereich werden derzeit in Deutsehland ca. 
2 Mio. t nachwachsende Rohstoffe genutzt. Das sind ca. 
10 Prozent aller Rohstoffe, wobei mengenmäßig Fette und 
Öle, Stärke und Cellulose im Vordergrund stehen. Eine wei- 
tere deutliche Steigerung erscheint langfristig möglich. Mit 
der stofflichen Verwertung nachwaehsender Rohstoffe sind 
in Deutschland ca. 120 000 Arbeitsplätze verbunden. 

Um naehwachsende Rohstoffe stärker zu nutzen, bedarf 
es 

- der Fortführung der Förderung von Forschung und 
Entwicklung auf hohem Niveau, 

- der Förderung von Demonstrationsprojekten zur Vor- 
bereitung der Markteinführung, 

- der Verbesserung ordnungspolitscher Rahmenbedin- 
gungen, 

- der Förderung der Markteinführung von Produkten 
aus nachwachsenden Rohstoffen, 

- der Information und Öffentlichkeitsarbeit, um Unter- 
nehmen und Verbraucher auf die Vorzüge der Pro- 
dukte aufmerksam zu maehen. 

5 Agrarsozialpolitik 

( 10 ) Die agrarsoziale Sicherung ist Bestandteil der ge- 
gliederten Sozialversicherung. Sie gewährleistet, dass die 
landwirtschaftliehen Familien auch zukünftig jene soziale 
Absicherung erhalten, die auf ihre besonderen Bedürf- 
nisse zugeschnitten ist. Dazu müssen sie ständig auf ihre 
Effizienz überprüft und weiterentwickelt werden, wobei 
die agrarsozialen Sicherungssysteme in alle Reformvor- 
haben eingebunden sind. 

Die Reformen des Jahres 2004 tragen auch in der Alters- 
sicherung der Landwirte und der landwirtschaftlichen 
Krankenversicherung dazu bei, diese Systeme finanziell 
zu stabilisieren und für die Versicherten finanziell erträg- 
lich zu halten. Die Alterssicherung der Landwirte ist ein 
modernes Teilsicherungssystem, das jeder Landwirt nach 
seinem Bedarf selbstverantwortlich ergänzen und aus- 
bauen kann. In der landwirtschaftliehen Krankenversi- 
cherung sind die Leistungsausgaben zurückgegangen und 
die Beiträge konnten zum Teil sehr deutlieh gesenkt wer- 
den. Demographische und gesellsehaftliche Veränderun- 
gen machen es unumgänglieh, die Finanzierungsgrundla- 
gen des deutsehen Gesundheitswesens längerfristig zu 
reformieren. Die landwirtschaftliche Unfallversicherung 


(LUV) ist ein effektives und leistungsfähiges System zur 
Prävention, Rehabilitation und Entschädigung von Ar- 
beitsunfällen sowie Berufskrankheiten. Die längerfristige 
Weiterentwicklung der LUV wird eingebunden sein in die 
Reform der gesamten gesetzlichen Unfallversicherung. 
Der Fortbestand der eigenständigen agrarsozialen Siche- 
rungssysteme setzt voraus, dass sie so weiterentwickelt 
werden, dass sie ihre Aufgaben besser, versichertennäher 
und kostengünstiger als andere Systeme für ihre Versi- 
cherten erfüllen können. 

6 Forstpolitik 

( 11 ) Die Wälder erfüllen wichtige Aufgaben bei der Si- 
cherung der natürlichen Lebensgrundlagen, der nachhalti- 
gen Produktion des Rohstoffes Holz, der Entwicklung 
ländlicher Räume und haben vielfältige Schutz-, Nutz- 
und Erholungsfunktionen. Dabei erfüllen viele Waldfiä- 
chen mehrere Funktionen gleichzeitig (Multifunktionali- 
tät), auf bestimmten Flächen haben einzelne Funktionen 
Vorrang (z. B. Naturschutz, Wasser- oder Lawinenschutz, 
Erholung). Eine nachhaltige Waldbewirtschaftung muss 
auf Stabilität, Natumähe und Leistungsfähigkeit ausge- 
richtet sein, um den Ansprüchen der Gesellschaft an den 
Wald genügen zu können. Forst-, Holz- und Papierwirt- 
schaft bilden über den Rohstoff Holz eine Einheit und 
müssen insgesamt an den Kriterien der Nachhaltigkeit 
ausgerichtet werden. Ziel der Waldpolitik der Bundesre- 
gierung ist es, auf möglichst großer Fläche stabile, ge- 
mischte, vielfältig strukturierte und vitale Wälder aufzu- 
bauen. Zum Erhalt der Stabilität der Waldökosysteme und 
der biologischen Vielfalt strebt die Bundesregierung da- 
her eine natumahe Waldwirtschaft möglichst auf der ge- 
samten forstwirtschaftlich genutzten Fläche an. Das Bun- 
deswaldgesetz soll entsprechend reformiert werden. Im 
Vordergrund steht dabei das Bestreben, die ökonomi- 
schen, ökologischen und sozialen Kriterien der Waldwirt- 
schaft im Kontext mit der Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung so miteinander zu verbinden, dass eine 
Balance zwischen Schutz und Nutzung der wichtigen Na- 
turressource Wald gewährleistet ist. Daneben soll es 
darum gehen, die Tätigkeit der forstwirtschaftlichen Zu- 
sammenschlüsse zu erleichtern und die Haftung der 
Waldbesitzer gegenüber Dritten zu begrenzen. 

Die von den Regierungsfraktionen im Koalitionsvertrag 
vom 16. Oktober 2002 vereinbarte Charta für Holz wurde 
in Abstimmung mit den Experten aus Administration, 
Verbänden und interessierten Organisationen erarbeitet 
und im September 2004 der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Die Bundesregierung setzt sich für den Rohstoff Holz be- 
sonders ein, weil durch seine verstärkte Verwendung für 
die Gesellschaft klima-, energie-, umweit- und ressour- 
cenpolitisch vorteilhafte Wirkungen erzielt werden kön- 
nen. 

Ziel der Holzcharta ist eine Steigerung der Verwendung 
von Holz aus nachhaltiger Forstwirtschaft in Deutschland 
um 20 Prozent in den nächsten zehn Jahren. Um die da- 
mit einhergehende verstärkte Waldnutzung in einer Ba- 
lance mit ökologischen und sozialen Aspekten zu ge- 
währleisten, wurde die nachhaltige Bewirtschaftung der 
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Wälder in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie veran- 
kert und ein „Nationales Waldprogramm für Deutsch- 
land“ auf eine breit getragene gesellschaftliche Basis 
gestellt. In diesem Rahmen wurden 180 Handlungsemp- 
fehlungen für den Umgang mit dem Wald formuliert. 

Eine Steigerung der Holzverwendung aus heimischen 
Wäldern schafft Arbeitsplätze und Wirtschaftswachstum 
insbesondere im ländlichen Raum. Bereits heute ist die 
Forst- und Holzwirtschaft ein bedeutender Sektor mit rd. 
1 Million Arbeitsplätzen und 100 Mrd. Euro Umsatz. 

Das Jagdrecht soll unter Berücksichtigung einer natuma- 
hen Waldbewirtschaftung und unter Tierschutzaspekten 
novelliert werden. Durch eine Neubestimmung der Ziel- 
setzung, dem grundsätzlichen Verbot bestimmter jagdli- 
cher Praktiken und der Verpflichtung von Jägern und 
Grundbesitzern zur Erhaltung und Gestaltung der Lebens- 
räume wildlebender Tiere soll das Bundesjagdgesetz neu 
ausgerichtet und die Zahl der Einzelregelungen drastisch 
verringert werden. 

7 Fischereipolitik 

( 12 ) Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass der 
Grundsatz der Nachhaltigkeit uneingeschränkt in den 
Vordergrund der politischen Entscheidungen in der Ge- 
meinsamen Fischereipolitik gerückt wird. 

Weltweit sind schätzungsweise 60 bis 70 Prozent der 
Fischbestände voll genutzt oder übernutzt (überfrscht). In 
den Gewässern der EU sind insbesondere Grundfische 
überfischt. Es handelt sich dabei um Speisefischbestände, 
die traditionell einer starken kommerziellen Nutzung un- 
terliegen. 

Im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik der EU 
wurden die 2002 eingeleiteten Reformen fortgeführt und 
konkretisiert. Dies gilt insbesondere für den Abbau von 
Subventionen für die Flotten sowie die Schaffung der 
rechtlichen Grundlagen für längerfristige Wiederaufbau- 
pläne der Fischbestände. Ein weiterer wesentlicher Bau- 
stein der Reform ist die verstärkte Einbeziehung der von 
der Fischereipolitik Betroffenen in den Willensbildungs- 
prozess. Dazu werden in der Europäischen Gemeinschaft 
sieben Regionale Beratungsgremien gegründet, die bera- 
tende Funktionen gegenüber der Kommission und den 
Mitgliedstaaten ausüben. Für Deutschland sind die Re- 
gionalen Beratungsgremien für die Nordsee und die Ost- 
see von besonderer Bedeutung. 

Zur Bestandserholung sind folgende Maßnahmen beson- 
ders wichtig: 

- Abbau der Fangkapazitäten und gezielte Reduzierung 
des Fangaufwandes; 

- Festlegung der höchstzulässigen Fangmengen aus- 
schließlich auf der Grundlage wissenschaftlicher 
Empfehlungen nach dem Vorsorgeprinzip; 

- Entwicklung mehrjähriger, artenübergreifender und 
ökosystemorientierter Bewirtschaftungsstrategien; 

- Verbesserung der Selektivität der Fanggeräte und Ver- 
minderung des Beifangs; 


- Einrichtung von Schutzzonen und Schutzzeiten, um 
die Reproduktion von Fischbeständen zu ermöglichen. 

Angesichts der vielfach zurückgehenden Fänge und der 
hohen Nachfrage nach Fischereiprodukten gewinnt die 
Fischzucht (Aquakultur) zunehmende Bedeutung. Sie ist 
durch kontinuierliches dynamisches Wachstum geprägt. 
Aus der Sicht der Bundesregierung kommt es darauf an, 
dass Süß- und Seewasserfische unter strikter Wahrung der 
Umweltverträglichkeit und unter Beachtung des Vorrangs 
des Verbraucherschutzes produziert werden. 

Die Bundesregierung fordert auf EU-Ebene, dass gemein- 
schaftsrechtlich ein Ökolabel für Aquakulturprodukte 
eingeführt wird, welches strikte Vorgaben z. B. an die Be- 
satzdichte, das Futter und den Einsatz von Medikamenten 
macht. 

8 Internationale Ernährungs- und 

Agrarpolitik 

(13) Die Agrarpolitik ist - wie andere Politikbereiche 
auch - in einem Zeitalter zunehmender Globalisierung 
nicht mehr allein nationale Politik, sondern in internatio- 
nale Strukturen eingebunden. Die Bundesregierung be- 
kennt sich ausdrücklich zum Multilateralismus. Problem- 
lösungen werden zunehmend im internationalen Bereich 
gesucht. Sie beteiligt sich aktiv an internationalen Prozes- 
sen und unterstützt sie. Die internationale Handels- und 
Emährungssicherungspolitik hat dabei unmittelbare Aus- 
wirkungen auf die EU- und die nationale Agrarpolitik. 

Die Globalisierung fordert eine zunehmende Liberalisie- 
rung auch des Agrarhandels, sei es im Rahmen der Welt- 
handelsorganisation (WTO), sei es durch andere Ab- 
kommen. Die Bundesregierung sieht sich in der 
Verantwortung, sicherzustellen, dass dabei ein fairer Aus- 
gleich zwischen den Interessen der Entwicklungsländer 
und denen der Industrieländer erfolgt. 

Hieraus ergibt sich die Verpflichtung, die Unterstützung 
für unsere Landwirtschaft so umzugestalten, dass nega- 
tive Wirkungen auf andere Länder, vor allem die ärmsten 
Entwicklungsländer vermieden werden. Das Instrument 
der reformierten Agrarpolitik - Förderung einer nachhal- 
tigen Landwirtschaft mit entkoppelten Zahlungen - ist 
der Weg, unsere internationalen Ziele mit den nationalen 
Zielen zu verbinden. Es erlaubt zugleich, direkte Preis- 
stützungen und Exportsubventionen als besonders markt- 
störende Instrumente weitgehend abzubauen. Gekoppelte 
Direktzahlungen sollten ebenfalls vermieden werden. 
Aber nicht nur die interne Agrarpolitik muss sich an den 
internationalen Vereinbarungen orientieren. Auch ande- 
ren Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern, 
muss die Chance gegeben werden, unseren Markt mit ih- 
ren Waren zu beliefern. Damit dieses Ziel erreicht wird, 
müssen Zölle abgebaut oder höhere Importkontingente 
erteilt werden. Für die Verbraucher ist der verstärkte 
Wettbewerb ein Vorteil. Sie profitieren von sinkenden 
Preisen, größerer Auswahl und besserer Qualität. Die 
Landwirte sind mit der Agrarreform gut aufgestellt, um 
dieser Herausforderung zu begegnen. Allerdings besteht 
noch die Notwendigkeit, auch in den nicht reformierten 
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Bereichen eine Antwort auf die internationalen Heraus- 
forderungen zu finden. 

Globalisierung und Liberalisierung der Märkte müssen 
durch ökologische und soziale Maßnahmen flankiert wer- 
den, damit die Nachhaltigkeit der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung gesichert wird und möglichst alle, insbesondere 
aber Arme und Unterernährte, davon profitieren. Die För- 
derung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Menschenrechte, wie z. B. des Rechts auf Nahrung, ist 
für die Bundesregierung ein wichtiger Ansatzpunkt, um 
verstärkt die soziale Verantwortung der nationalen Regie- 
rungen auch in den ärmeren Ländern einzufordem. Ein 


zweiter wichtiger Bereich ist die Entwicklung internatio- 
naler umweit- und ressourcenschutzbezogener Regelun- 
gen in Ernährung, Landwirtschaft, Wald und Holzwirt- 
schaft sowie Fischerei und ihre Durchsetzung, vorrangig 
über die zuständigen Gremien der Emährungs- und Land- 
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, aber auch 
im Rahmen der entsprechenden Umweltabkommen. 

Ausgewählte modellhafte Vorhaben in Entwicklungslän- 
dern können die Bestrebungen der Bundesregierung für 
internationale Normen unterstützen, wichtige Initiativen 
der Bundesregierung vorbereiten und begleiten und direkt 
zur Emährungssicherung beitragen. 
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Teil B 

Lage der Landwirtschaft 


1 Lage der Landwirtschaft 

1.1 Sektorale Situation 

1.1.1 Struktur 

(14) Im Jahr 2004 bestanden in Deutschland rd. 
372 400 landwirtschaftliche Betriebe ab 2 ha LF. Die Da- 
ten für 2004 wurden aus der als Stichprobenerhebung 
durchgeführten Bodennutzungshaupterhebung abgelei- 
tet. Die Zahl der Betriebe sank gegenüber dem Vorjahr 
um 4,0 Prozent (Übersicht 1). Damit lag die Abnahmerate 
über dem langjährigen Mittelwert von etwa 3 Prozent. 

Übersicht 1 

Landwirtschaftliche Betriebe nach Größenklassen 


Betriebsgröße 
von ... bis 
unter ... ha LF 

2003 

2004 

Verände- 
mng 2004 
gegen 2003 
in% 

Zahl der Betriebe 
in 1 000 

2-10 

132,8 

123,5 

- 7,0 

10-20 

77,5 

73,4 

- 5,5 

20-30 

39,8 

38,3 

- 3,8 

30-40 

31,2 

30,4 

- 2,7 

40-50 

23,3 

22,4 

- 4,0 

50-75 

36,3 

35,8 

- 1,3 

75 - 100 

18,7 

19,1 

+ 2,2 

1 00 und mehr 

28,5 

29,6 

+ 4,1 

damnter 




100-200 

19,5 

20,3 

+ 4,4 

200 - 500 

5,7 

6,0 

+ 4,9 

500 - 1 000 

1,7 

1,8 

+ 4,1 

Zusammen') 

388,1 

372,4 

- 4,0 


Ohne Betriebe unter 2 ha LF. 

2004: Ergebnisse abgeleitet aus der repräsentativen Bodennutzungs- 
haupterhebung. 


In den Betriebsgrößenklassen bis 75 ha LF hat die Zahl 
der Betriebe wie bereits in den Vorjahren abgenommen. 
Überdurchschnittliche Abnahmeraten waren in den Grö- 
ßenklassen bis 20 ha LF zu verzeichnen. Betriebe mit 
solch geringer Flächenausstattung wuchsen durch Flä- 


chenzupacht und -zukauf in andere Größenklassen hinein 
oder wurden eingestellt. 

Die Zahl der Betriebe mit einer Flächenausstattung von 
75 ha LF und mehr ist weiter gestiegen. Die so genannte 
Wachstumsschwelle, unterhalb derer die Zahl der Be- 
triebe ab- und oberhalb derer sie zunimmt, liegt also wie 
im Vorjahr in einer Größenordnung von 75 ha LF. 

(15) Die Betriebe ab 2 ha LF bewirtschafteten in 
Deutschland rd. 17,0 Mio. ha LF (Tabelle 1). Die von den 
Betrieben bewirtschaftete Fläche blieb gegenüber 2003 
nahezu unverändert. Die durchschnittliche Flächenaus- 
stattung der landwirtschaftlichen Betriebe ab 2 ha LF er- 
reichte 2004 mehr als 45 ha LF und ist somit weiter ange- 
stiegen. Rund 50 Prozent der LF wird bereits von 
Betrieben bewirtschaftet, die über mindestens 100 ha LF 
verfügen. 

(16) Im Jahr 2003 wurden nur rd. 175 600 (45,2 Prozent) 
der Betriebe von Einzeluntemehmen im Haupterwerb be- 
wirtschaftet. Diese bewirtschafteten rd. 77 Prozent der LF 
der Einzeluntemehmen, bei einer durchschnittlichen Be- 
triebsgröße von 51,4 ha LF (Tabelle 2). 75 Prozent der be- 
trieblichen Arbeitsleistung in Einzeluntemehmen wurde in 
Haupterwerbsbetrieben erbracht. Diese Daten für 2003 sind 
mit denen für frühere Jahre nur eingeschränkt vergleichbar 
(siehe Anmerkung zu Tabelle 2). Bei langfristiger Betrach- 
tung war bisher bei den Einzeluntemehmen eine steigende 
Bedeutung von Einkommenskombinationen und somit ein 
sinkender Anteil an Haupterwerbsbetrieben zu verzeichnen. 

In der Verteilung und der durchschnittlichen Größe von 
Haupt- und Nebenerwerbsbetrieben bestehen große regio- 
nale Unterschiede. Im früheren Bundesgebiet besteht ein 
Nord/Süd-Gefälle beim Anteil der Haupterwerbsbetriebe. 
In den nördlichen Bundesländern, in denen größere Be- 
triebe überwiegen, wird ein größerer Anteil der Betriebe 
im Haupterwerb bewirtschaftet. In den neuen Ländern 
liegt die durchschnittliche Flächenausstattung der Haupt- 
erwerbsbetriebe deutlich über derjenigen westdeutscher 
Betriebe. Einzeluntemehmen bewirtschaften jedoch in 
der ostdeutschen Landwirtschaft nur etwa ein Viertel der 
LF (vgl. EAB 2004, Tz. 38). 

(17) In Deutschland waren im Jahr 2004 rd. 1 ,27 Millio- 
nen Arbeitskräfte haupt- oder nebenbemflich in der Land- 
wirtschaft tätig. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies ei- 
nen Rückgang um 2,4 Prozent (Tabelle 3). Diese Angaben 
bemhen auf Schätzungen, da die Daten zu den Arbeits- 
kräften nur im zweijährigen Turnus erhoben werden. 

Mit einem Anteil von 62 Prozent überwogen die 
Familienarbeitskräfte weiterhin gegenüber den familien- 
fremden. Die Zahl der Familienarbeitskräfte ist jedoch 
nach wie vor stärker rückläufig als die Zahl der in der 
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Landwirtschaft ständig beschäftigten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Bei den Saisonarbeitskräften ist eine 
leichte Zunahme zu verzeichnen. 

Die so genannte Arbeitskrafteinheit (AKE) dient als Ag- 
gregationsmaßstab, um den gesamten in landwirtschaftli- 
chen Betrieben erbraehten Arbeitseinsatz in einer Größe 
wiederzugeben. Die betriebliche Arbeitsleistung belief 
sich in Deutschland 2004 auf rd. 568 500 AKE, das sind 

3.4 Prozent weniger als im Vorjahr. 

1.1.2 Agrarmärkte 

Getreide 

(18) Die Getreideernte 2003 lag in Deutsehland mit 

39.4 Mio. t als Folge von Winterfrösten und extremer 
Trockenheit sowie Flitze im Sommer unter dem bereits 
niedrigen Ergebnis des Vorjahres (- 9,1 Prozent). Die Ge- 
treideanbaufläehe ging im Vergleieh zum Vorjahr um 

1.5 Prozent auf 6,84 Mio. ha zurück. Je Hektar wurden 
57,7 dt geerntet, 4,8 dt weniger als 2002 (Tabelle 4). 

Aufgrund der sehr niedrigen Ernte im Bundesgebiet, in 
der EU und in Osteuropa folgte am deutschen Getreide- 
markt ein kräftiger Preisauftrieb, der sich für Mais und 
Triticale besonders stark ausprägte. Aber aueh für Brot- 
weizen und Futtergerste verbesserten sieh die Erzeuger- 
preise bei unverändertem Stützpreisniveau deutlich. Ins- 
gesamt lagen die Erzeugerpreise für Getreide im 
Durchsehnitt des Jahres 2003 mit 11,2 Euro/dt rd. 

9.5 Prozent über Vorjahresniveau. 

Für Getreide wurde 2004 ein Rekordergebnis mit 
rd. 50,8 Mio. t erzielt; das sind rd. 11,4 Mio. t oder 
28,9 Prozent mehr als im Vorjahr. Dieses Ergebnis wurde 
durch eine Ausweitung der Anbaufläehe um 1,1 Prozent 
auf 6,92 Mio. ha und eine Zunahme des durchsehnittli- 
ehen Hektarertrages um 27,7 Prozent auf 73,5 dt/ha ver- 
ursaeht. Die Steigerung der Hektarerträge verteilt sieh mit 
Abweiehungen über das gesamte Bundesgebiet. Sie ist in 
Ost- und Süddeutschland besonders ausgeprägt; diese Ge- 
biete hatten 2003 am stärksten unter der Trockenheit ge- 
litten. Dort gab es Zuwäehse von 84,5 Prozent in Bran- 
denburg und 63,7 Prozent in Saehsen. Im Ertragsniveau 
liegt Schleswig-Holstein weiterhin an der Spitze. 

Die letztjährige Weizenemte weist überwiegend befriedi- 
gende Baekeigenschaften und gute Verarbeitungseigen- 
sehaften auf. Die Qualität der Roggenemte 2004 wird im 
Bundesdurehschnitt als gut bis sehr gut beurteilt. Der An- 
teil an Qualitätsgetreide ist insgesamt hoch. 

Nach dem bisherigen Stand der Erkenntnisse ist auch die 
Weizen- und Roggenemte 2004 unproblematisch hin- 
sichtlich mikrobiologischer oder Schadstoffbelastung und 
der Rückstände an Pflanzensehutzmitteln. Das gilt auch 
für Fusarientoxine, die entgegen der Erwartung ähnlich 
niedrig waren wie im Vorjahr. 

Aufgmnd der weltweit guten Emteerwartungen von 
l,62Mrd. t Getreide (ohne Reis) im WJ 2004/05 (Vor- 
jahr: l,47Mrd. t) tendieren die Preise für Weizen und 
Grobgetreide an den Exportmärkten naehgebend. Mit 
dem seit Emtebeginn 2004 einsetzenden starken Preis- 


rüekgang haben sich alle Getreidearten gegenüber dem 
vergleiehbaren Vermarktungszeitraum im Herbst und 
Winter 2003 deutlich verbilligt. Im Schnitt des Kalender- 
jahres 2004 liegen die Erzeugerpreise für Getreide 
insgesamt um 8,8 Prozent unterhalb des Vorjahresni- 
veaus. Dabei gingen die Erzeugerpreise für Weizen und 
für Braugerste um rd. 8 Prozent, zurüek. Bei Körnermais 
und Roggen kam es zu einem Preisrückgang von rd. 
20 Prozent. Dagegen verbesserte sich bei Futtergerste die 
Preissituation um rd. 2 Prozent. 

Aueh in der EU insgesamt zeichnete sich 2004 eine Re- 
kordgetreideemte ab. Die Schätzungen liegen für die EU- 
25 bei 282 Mio. t, 51 Mio. t oder 22 Prozent mehr als 
2003. Die Zunahme der Getreideerzeugung in der Ge- 
meinschaft ist in erster Linie auf eine höhere Weiehwei- 
zenernte von 124 Mio. t (+ 26 Mio. t), den Anstieg der 
Maisernte auf 52 Mio. t (+ 12 Mio. t) sowie eine höhere 
Gerstenemte von 61 Mio. t (-1- 6 Mio. t) zurückzuführen 
(Tabelle 5). 

Ölsaaten 

(19) Bei Raps und Rübsen lag 2003 die Ernte in 
Deutschland aufgrund einer Flächeneinschränkung auf 
1,27 Mio. ha (- 2,4 Prozent) und eines geringen 
Hektarertrages von 28,7 dt/ha (- 3,4 Prozent) nur bei 
3,63 Mio. t (- 5,6 Prozent). Dagegen lag die Sonnen- 
blumenemte mit 73 400 t weit über dem Vorjahresergeb- 
nis (+ 41,6 Prozent). 

Die positive Entwicklung der Preise für pflanzliehe Öle 
wirkte sich auch auf den Erzeugerpreis für Rapssaaten 
aus: Mit 23,8 Euro/dt konnte hier im Jahr 2003 ein deut- 
lich höherer Erzeugerpreis als 2002 erzielt werden. 

Als Folge von guten Aussaatbedingungen, geringen Aus- 
winterangsverlusten und guten Marktperspektiven nahm 
die Winterrapsfläche 2004 im Vergleich zum Vorjahr um 

3.6 Prozent auf 1,26 Mio. ha zu, während die Sommer- 
raps- und Rübsenfläehe von 48 000 auf 17 000 ha zurüek- 
ging. Bei einem Hektarertrag von 41,3 dt für Winterraps 
wurde eine Rekordemtemenge von rd. 5,22 Mio. t erzielt, 

1.7 Mio. t oder 46,7 Prozent über dem Vorjahresergebnis. 

Die weltweite Rekordernte für Ölsaaten und pflanzliche 
Öle setzte die Preise unter Druck. Hohe Emteerwartun- 
gen für Sojabohnen in den USA und deutlich höhere An- 
baufläehen für Sojabohnen in Südamerika belasten die 
Märkte. Preisfestigende Impulse kommen von der anhal- 
tend lebhaften Naehfrage naeh Pflanzenölen. Ingesamf 
konnte sich aber der Erzeugerpreis für Rapssaat nicht auf 
dem hohen Niveau des 1. Halbjahres halten, so dass naeh 
der Preisschwäche im 2. Halbjahr im Kalenderjahr 2004 
mit rd. 19,6 Euro/dt der Vorjahrespreis deutlich verfehlt 
wurde. 

Die bisherigen Schätzungen für die EU-Ölsaatenemte 
(EU-25) liegen bei 19,2 Mio. t. Dabei entfallen auf die 
Rapsemte rd. 14,9 Mio. t, das sind 35,3 Prozent mehr als 
im Vorjahr. Deutschland ist weiterhin der größte Rapser- 
zeuger in der EU. Die Sonnenblumenproduktion steigt in 
der EU voraussiehtlieh auf 3,8 Mio. t und liegt damit 
8,6 Prozent über dem Vorjahresergebnis. 
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Kartoffeln 

( 20 ) Die Kartoffelernte in Deutschland konnte 2003 mit 
9,9 Mio. t das Vorjahresergebnis nicht erreichen 
(- 10,8 Prozent). Diese Entwicklung beruht auf den nied- 
rigeren Hektarerträgen im Vergleieh zum Vorjahr 
(- 1 1,8 Prozent) (Tabelle 4, 6). 

Die kleineren Emtemengen wirkten sich allerdings nieht 
positiv auf die Erzeugerpreise aus. Verursacht wurde dies 
durch die Konsumzurüekhaltung während der heißen 
Sommermonate, die Diskussion über Inhaltsstoffe bei 
Veredelungsprodukten und sich langfristig verändernde 
Emährungsgewohnheiten. Im Jahresmittel sanken die Er- 
zeugerpreise um rd. 4,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

Das Ernteergebnis 2004 fiel mit 12,6 Mio. t weitaus 
besser als im Vorjahr aus (-t 27,2 Prozent). Die seit 
2000 höchste Ernte ist eine Folge der Fläehenzunahme 
um 1,9 Prozent sowie eines starken Anstiegs 
(+ 24,8 Prozent) des Hektarertrags (430,7 dt/ha). Regio- 
nal reiehen die Hektarerträge von 294 dt/ha im Saarland 
bis zu 463,4 dt/ha in Niedersaehsen. Im Vergleieh zum 
Vorjahr sind die Hektarerträge in allen Ländern angestie- 
gen (-t 3,2 Prozent bis -t 50,7 Prozent). 

Nach hohen Kartoffelpreisen im 1. Halbjahr 2004 und ei- 
ner guten Frühkartoffelsaison mit hohen Erzeugerpreisen 
bis Mitte Juli war der Markt während der Hauptemte der 
mittelfrühen und späten Sorten von einem historisch nied- 
rigen Preisniveau gekennzeichnet. Im Jahresmittel konnte 
dennoch gegenüber 2003 für vorwiegend festkoehende 
und mehlige Speisekartoffeln ein Erzeugerpreis (frei Er- 
fasser) von rd. 7,28 Euro/dt (- 22 Prozent) erreicht wer- 
den. 

Die niedrigen Preise für Kartoffeln sind nieht zuletzt auf 
das insgesamt hohe Angebot in der EU im 2. Halbjahr 
2004 zurüekzuführen. Die Ernte wird auf rd. 46,5 Mio. t 
geschätzt, was einem Anstieg von 5,4 Mio. t entspräehe 
(Tabelle 6). 

Zucker 

( 21 ) Für Zuckerrüben konnte 2003 in Deutschland bei 
einer eingesehränkten Anbaufläche (446 000 ha oder 
-3,0 Prozent) und einem niedrigen Hektarertrag 
(533,1 dt/ha) eine Emtemenge von 23,8 Mio. t einge- 
braeht werden (- 11,3 Prozent gegenüber Vorjahr). Auch 
die Zuekerproduktion sank auf rd. 3,8 Mio. t (Tabelle 4, 7). 

Aufgrund der Quotenkürzung wurde 2004 die Anbaufiä- 
ehe für Zuckerrüben um 1,1 Prozent auf rd. 440 500 ha 
eingeschränkt. Die überdurchsehnittlieh guten Wachs- 
tumsbedingungen sorgten für hohe Erträge und Zuekerge- 
halte. Für Deutsehland wird eine Gesamtemtemenge von 
27,1 Mio. t Zuekerrüben geschätzt. Die voraussichtliche 
Zuckererzeugung aus der Ernte 2004 dürfte in einer Grö- 
ßenordnung von rd. 4,3 Mio. t liegen. 

Der Durehschnittspreis dürfte sich dabei etwas oberhalb 
des Vorjahresniveaus einpendeln. 


Obst und Gemüse 

( 22 ) Im Emtejahr 2003 wurde in Deutschland eine grö- 
ßere Obsternte als im Vorjahr verzeichnet (-1- 2,9 Prozent); 
dies ist vor allem auf eine Zunahme der Apfelemte um 
+ 7,2 Prozent zurückzuführen. Die Gemüseemte lag auf- 
grund ausgedehnter Fläche (-1- 5,8 Prozent) über dem Vor- 
jahresniveau (-t 1,7 Prozent). 

Die Erzeugerpreise für Obst 2003 konnten im Vergleieh 
zum Vorjahr um 8,0 Prozent zulegen. Für Gemüse wurde 
im Vergleich zum Vorjahr rd. 6 Prozent mehr erlöst. 

2004 nahm die Obsternte wiederum zu, insbesondere bei 
Pflaumen und Zwetsehgen, Süßkirschen sowie Erdbee- 
ren. Derzeit wird bei Äpfeln eine Erzeugung von rd. 
825 000 t geschätzt (-1- 0,9 Prozent gegenüber Vorjahr). 
Dennoch ist bei Äpfeln auch im dritten Jahr in Folge 
keine normale Ernte erzielt worden. Im Gemüseanbau 
wurden die Fläehen aufgrund der guten Vermark- 
tungschancen erneut ausgedehnt, vor allem bei Grün- und 
Rosenkohl, Möhren und Zwiebeln, Radieschen und Eis- 
salat. Die klimatischen Verhältnisse führten insbesondere 
beim Blattgemüse zu hohen Erträgen. 

Das insgesamt hohe Angebot führte auf den Obst- und 
Gemüsemärkten allerdings zu einem starken Preisdruck; 
bei Gemüse sanken die Erzeugerpreise sogar auf einen 
historisehen Tiefstwert. 

Weinmost 

( 23 ) Im Jahr 2003 lag die Weinmostemte in Deutschland 
mit 8,3 Mio. hl deutlich unter dem langjährigen Schnitt 
von rd. 10 Mio. hl. Der Jahrgang 2003 liefert herausra- 
gende Weinqualitäten und findet deshalb sehr gute Ab- 
satzmöglichkeiten und eine breite Marktakzeptanz vor. 

2004 stieg die Weinmostemte auf rd. 10,6 Mio. hl an. 
Dank eines außerordentlich günstigen Spätsommers wird 
mit guten bis sehr guten Qualitäten gerechnet (Tabel- 
le 4, 8). 

Milch 

( 24 ) In Deutschland nahm die Kuhmileherzeugung 2003 
um knapp 2,4 Prozent auf 28,5 Mio. t zu. Da die Mehr- 
produktion von Milch nicht vollständig im Inland abge- 
setzt werden konnte, erhöhte sich der Selbstversorgungs- 
grad um 2 Prozentpunkte auf 101 Prozent. Die Einfuhr 
von Mileh und Mileherzeugnissen (umgereehnet in Voll- 
milchwert) blieb nahezu unverändert, während die Aus- 
fuhren beträchtlich Zunahmen (Tabelle 9). Die deutsche 
Milchquote wurde im Milchquotenjahr 2003/04 (April bis 
März) um rd. 0,37 Mio. t überschritten. Hierfür hatten die 
betroffenen Mileherzeuger Abgaben in Höhe von rd. 
132 Mio. Euro abzuführen. 

In der EU wurden 2003 rd. 121,6 Mio. t Kuhmilch er- 
zeugt; das waren 0,8 Mio. t oder 0,6 Prozent mehr als 
2002. Da gleichzeitig der Verbraueh zunahm, blieb der 
Selbstversorgungsgrad innerhalb der EU mit 110 Prozent 
unverändert. Die Milchquote der EU betrug im Milchquo- 
tenjahr 2003/04 (April bis März) 117,8 Mio. t. In neun 
Mitgliedstaaten wurde die nationale Quote um insgesamt 



Drucksache 15/4801 


- 16- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


rd. 1,1 Mio. t überliefert. Hierfür waren von den Milcher- 
zeugem rd. 384 Mio. Euro Abgaben zu erheben. 

Im Verlauf des Jahres 2004 entwickelte sich der deutsche 
und EU-Milchmarkt positiver als zu Beginn des Jahres 
vielfach erwartet worden war. Eine im Vergleich zum Vor- 
jahr geringere Milchanlieferung (D - 0,3 Prozent; EU 
-1,1 Prozent) sowie verbesserte Absatzmöglichkeiten im 
Export hatten zur Folge, dass die zum 1 . Juli 2004 erfolgte 
Interventionspreissenkung bei Butter und Magermilchpul- 
ver sich nicht in vollem Umfang in den Marktpreisen nie- 
derschlug. Der befürchtete Angebotsdruck aus den neuen 
EU-Mitgliedstaaten blieb aus. Die Bestände von Butter 
und Magermilchpulver in staatlicher und privater Lager- 
haltung konnten in der EU und in Deutschland massiv ab- 
gebaut werden (Tabellen 10, 11). Im Kalenderjahr 2004 
dürfte der durchschnittliche Molkereiauszahlungspreis 
des Vorjahres von 30,02 Cent/kg verfehlt werden. Der 
Preisabstand wird im Bundesdurchschnitt voraussichtlich 
0,6 bis 0,8 Cent/kg Milch, bei tatsächlichem Fett- und Ei- 
weißgehalt, betragen. Die Preisentwicklung war zum Jah- 
resbeginn ungünstiger eingeschätzt worden. 

Die Zunahme des Wirtschaftswachstums in einigen Dritt- 
ländern (u. a. in Russland) führte zu einem Wachstum des 
Welthandels an Milcherzeugnissen. Ohne den Handel zwi- 
schen den EU-Mitgliedstaaten (etwa 6 Mio. t Vollmilch- 
wert) lag er 2003 bei etwa 49 Mio. t Vollmilchwert und da- 
mit um rd. ein Viertel höher als 1995. Einen besonderen 
Anteil am Wachstum hatten Käse und Vollmilchpulver mit 
einem Handelsvolumen von 1,37 Mio. bzw. 1,7 Mio. t. Ma- 
germilchpulver hatte ein Handelsvolumen von 1,3 Mio. t. 
Von der Welterzeugung wurde bei Vollmilchpulver etwa 
die Hälfte, bei Magermilchpulver rd. 40 Prozent und bei 
Butter knapp ein Viertel auf dem Weltmarkt gehandelt. 
Hauptexporteur war Neuseeland, während die EU nicht zu- 
letzt durch die WTO-Beschränkungen bei den Exporter- 
stattungen und -mengen kein Exportwachstum erzielen 
konnte, wenngleich sie die mengenmäßige WTO-Ober- 
grenze zu über 90 Prozent ausnutzte (Tabellen 17, 60). 

Trotz der Förderung dieser ernährungsphysiologisch 
wichtigen Maßnahme machen immer weniger Schüler 
von dem Angebot der Schulmilchverpflegung Gebrauch. 
In Deutschland sowie der EU liegt der Anteil bei etwas 
weniger als 10 Prozent, obwohl in einigen Mitgliedstaa- 
ten, wie z. B. Schweden und Finnland, der Anteil deutlich 
über dem EU-Durchschnitt liegt. Ausweislich der EU- 
Ausgaben von 67 Mio. Euro im Haushaltsjahr 2004 (Vor- 
jahr; 76 Mio. Euro) ist der Schulmilchverbrauch um mehr 
als 1 0 Prozent zurückgegangen. 

Rind- und Kalbfleisch 

( 25 ) 2003 sank die Produktion von Rind- und Kalb- 
fleisch in Deutschland um 6,4 Prozent auf 1,30 Mio. t. 
Der Verbrauch hingegen erhöhte sich infolge des wieder 
gestiegenen Verbrauchervertrauens weiter um knapp 
5 Prozent auf 1,04 Mio. t, so dass der Selbstversorgungs- 
grad von 140 Prozent auf 125 Prozent sank (Tabelle 12). 
Im Jahresverlauf entwickelten sich die Erzeugerpreise für 
Jungbullen stark rückläufig und erreichten im Kalender- 
jahr 2003 für die Handelsklasse R 3 nur 2,43 Euro/kg SG. 
Im Jahr 2004 wird die Produktion voraussichtlich wieder 


um 3,0 Prozent auf 1,34 Mio. t ansteigen. Der Verbrauch 
wird nur um knapp 1 Prozent gegenüber den beiden Vor- 
jahren zunehmen. Der Selbstversorgungsgrad wird bei 
128 Prozent liegen. 

Der Rindfleischmarkt in Deutschland war im Jahr 2004 
durch im Vergleich zum Vorjahr deutlich höhere Erzeu- 
gerpreise gekennzeichnet. Der nahezu vollständige Ab- 
hau der Interventionsbestände noch im Jahr 2003 und die 
stabilisierte Rindfleischnachfrage waren dafür wesentli- 
che Voraussetzungen. 

Der Abbau der Mastrinderbestände in Deutschland hat 
sich im letzten Jahr beschleunigt. In erster Linie dürfte 
dies eine Wirkung der Entkopplung der Sonderprämie für 
männliche Rinder zum 28. Februar 2005 und der sonsti- 
gen Tier- und Schlachtprämien zum Jahresende 2004 
sein. Dies hat zu gegenüber dem Vorjahr erhöhten 
Schlachtzahlen geführt. Doch dies hat sich nicht dämp- 
fend auf die Erzeugerpreise ausgewirkt; im Kalenderjahr 
stieg der Preis für die Handelsklasse Jungbullen R 3 um 
nahezu 0,40 Euro/kg SG (Schaubild 1) an. 

Die Bruttoeigenerzeugung von Rind- und Kalbfleisch in 
der EU sank 2003 um 2,1 Prozent gegenüber der Vorjah- 
resmenge auf 7,40 Mio. t. Der Verbrauch lag mit 
1,0 Prozent über Vorjahr; damit wurde ein Selbstversor- 
gungsgrad von 97 Prozent erreicht (Tabelle 12). Für 2004 
wird erwartet, dass die Produktion mit 7,43 Mio. t knapp 
über Vorjahr und der Verbrauch mit 7,58 Mio. t knapp un- 
ter Vorjahr liegen wird. Es errechnet sich somit ein 
Selbstversorgungsgrad von 98 Prozent. Auch der Beitritt 

Schaubild 1 

Entwicklung der Preise für Schlachtrinder 

ohne Mehrwertsteuer 


€/kg Schlachtgewicht 



Jungbullen R 3 

2002 2003 2004 

Kühe O 3 

2002 2003 2004 
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der Mittel- und Osteuropäischen Länder in die EU zum 
1 . Mai 2004 hat - entgegen den Befürchtungen - die 
Preisentwicklung nur vorübergehend beeinträchtigt. Im 
Gegenteil hat sich bereits wenige Wochen nach dem Bei- 
tritt die Nachfrage aus den neuen Mitgliedstaaten als 
preisstützend erwiesen. 

Im Wirtschaftsjahr 2003/04 konnten EU-weit rd. 
385 000 t Rindfleisch nach Drittländern exportiert wer- 
den. Die geltende mengenmäßige WTO-Obergrenze in 
Höhe von 821 700 t wurde somit zu rd. 47 Prozent ausge- 
nutzt. Hauptabnehmer des aus der EU exportierten Rind- 
fleisches war wie bereits in den vergangenen Jahren die 
Russische Föderation (Tabelle 60). 

Schweinefleisch 

( 26 ) 2003 wurde die Produktion von Schweinefleisch 
um 1,3 Prozent auf 4,05 Mio. t ausgedehnt und auch der 
Verbrauch nahm um 2 Prozent auf 4,54 Mio. t zu; dies 
führte zu Erzeugerpreisen für die Handelsklassen E im 
Jahresdurchschnitt von 1,21 Euro/kg SG. Der Selbstver- 
sorgungsgrad sank auf 89 Prozent (Tabelle 13). Auch für 
2004 wird wiederum mit einer leichten Produktionsaus- 
dehnung auf 4,10 Mio. t gerechnet. Der Verbrauch wird 
mit 4,57 Mio. t über dem Vorjahresergebnis liegen und 
der Selbstversorgungsgrad auf 90 Prozent steigen. 

Die Erzeugung in der EU lag 2003 mit 17,8 Mio. t knapp 
unter Vorjahr. Der Selbstversorgungsgrad verringerte sich 
bei leicht gestiegenem Verbrauch auf 107 Prozent. 2004 
werden die Produktion sowie der Verbrauch in etwa wie- 
der das Vorjahresergebnis erreichen. Der Selbstversor- 
gungsgrad wird dabei ebenfalls unverändert bleiben. 

Die Lage auf dem Markt für Schweinefleisch war im Jahr 
2004 sehr wechselhaft. Zu Jahresanfang war die Situation 
von dem nachwirkenden Angebotsdruck des Vorjahres 
gekennzeichnet, so dass zur Stabilisierung der Märkte die 
beiden Marktordnungsinstrumente der privaten Lagerhal- 
tung und der Exporterstattungen eingesetzt wurden. Im 
Rahmen der privaten Lagerhaltung wurden in der Zeit 
vom 22. Dezember 2003 bis zum 5. Februar 2004 in 
Deutschland insgesamt 11 162 t (EU 94 324 t) eingela- 
gert. Mit Beendigung der privaten Lagerhaltung wurden 
ab Ende Januar 2004 bis Mitte März 2004 Exporterstat- 
tungen für insgesamt rd. 75 000 1 unverarbeitetes Schwei- 
nefleisch gewährt. Daneben gab es, wie bisher auch, Ex- 
porterstattungen für verarbeitetes Schweinefleisch, die 
vom Umfang her eine geringere Bedeutung haben (Wirt- 
schaftsjahr 2003/04 rd. 64 000 t). 

Nach sehr niedrigen Preisen zum Jahresbeginn kam es im 
Laufe des Frühsommers 2004 zu einer deutlichen Erho- 
lung auf dem Markt für Schweinefleisch. Hauptursache 
war ein merklich geringeres Angebot an Schlachtschwei- 
nen in allen Mitgliedstaaten der EU. Neben einer Anpas- 
sung des Angebotes durch die Schweineerzeuger war 
hierfür auch die geringere Anzahl geborener Ferkel in- 
folge der Sommerhitze des Jahres 2003 verantwortlich. 
Bis September 2004 stiegen die Erzeugerpreise für 
Schweinefleisch der Handelsklassen E - P auf 1,56 Euro/kg 
Schlachtgewicht (-1- 12 Prozent gegenüber dem Vorjahr). 
Danach zeigten die Preise eine saisonbedingt leicht fal- 


lende Tendenz, blieben aber immer noch deutlich über 
dem Vorjahresniveau (Schaubild 2). 

Der Beitritt der Mittel- und Osteuropäischen Länder in 
die EU zum 1 . Mai 2004 verlief auf dem Markt für 
Schweinefleisch unproblematisch. Entgegen anders lau- 
tenden Befürchtungen, die einen zusätzlichen Druck für 
den deutschen Markt erwartet hatten, kam es zu einem 
Export von Schlachtschweinen und Schweinefleisch aus 
Deutschland und anderen Alt-Mitgliedstaaten in die Bei- 
trittsländer, was zu einer zusätzlichen Stabilisierung der 
Preise in Deutschland führte. 

Schaubild 2 

Entwicklung der Preise für Schlachtschweine 

Handelsklassen E - P, ohne Mehrwertsteuer 


C/Icg Schlachtgewicht 



2002 2003 2004 


Eier und Geflügelfleisch 

( 27 ) Die Eiererzeugung in Deutschland lag 2003 mit 
0,81 Mio. t um 5,5 Prozent unter Vorjahresniveau. Auch 
die Inlandsverwendung verringerte sich um 2,3 Prozent auf 
1,12 Mio. t, so dass der Selbstversorgungsgrad auf 73 Pro- 
zent zurückging (Tabelle 15). Der Nahrungsverbrauch lag 
mit 212 Stück pro Kopf um vier Eier unter dem Vorjahres- 
verbrauch. Insgesamt kormten am Markt deutlich positi- 
vere Erzeugerpreise als im Vorjahr erzielt werden. 2004 
wird die Eiererzeugung voraussichtlich wieder unter Vor- 
jahresniveau liegen. Bei vennutlich auch sinkendem Ver- 
brauch wird der Selbstversorgungsgrad leicht steigen. 

Die Lage auf dem Eiermarkt war im Jahre 2004 durch ein 
noch nie da gewesenes Preistief gekennzeichnet. Ursäch- 
lich für diese Entwicklung war die Geflügelpest in den 
Niederlanden und Belgien im 1. Halbjahr 2003, die einen 
deutlichen Abbau der Legehennenbestände in beiden 
Ländern zur Folge hatte. Das führte in der 2. Hälfte 2003 
zu einer Verknappung des Eierangebotes mit der Folge ei- 
nes explosionsartigen Anstiegs der Eierpreise. Aus dieser 
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Preisentwicklung resultierte ein deutlicher Wiederaufbau 
der Legehennenbestände mit der Folge eines starken 
Rückgangs der Eierpreise im Jahr 2004. 

In der EU belief sich die Eierproduktion 2003 auf 
5,8 Mio. t und der Nahrungsverbrauch auf 5,3 Mio. t und 
somit leicht über Vorjahresniveau. Auch 2004 wird die 
Produktion auf 5,9 Mio. t und der Nahrungs verbrauch auf 
5,4 Mio. t leicht ansteigen. 

(28) 2003 lag die Produktion von Geflügelfleisch in 
Deutschland bei 1,08 Mio. t (5,0 Prozent über Vorjahr). 
Nach einem Rückgang des Geflügelfleischverbrauchs im 
Jahre 2002 stieg dieser 2003 wieder auf 1,50 Mio. t an 
(+ 5,6 Prozent). Der Selbstversorgungsgrad liegt mit 
72 Prozent auf Vorjahreshöhe (Tabelle 14). Die Erzeuger- 
preise für Schlachtgeflügel insgesamt entwickelten sich 
dabei nur leicht günstiger als in 2002. 2004 wird die Pro- 
duktion weiter um über 5 Prozent ansteigen; jedoch wird 
beim Verbrauch eine geringere Zunahme erwartet. 

Auf dem Markt für Geflügelfleisch herrschte im 
Jahr 2004 ein insgesamt recht niedriges Preisniveau. In 
der 1 . Jahreshälfte wurde die wirtschaftliche Situation der 
Erzeuger durch relativ hohe Futterkosten erschwert, die 
sich aber in der 2. Jahreshälfte auch infolge der hohen 
Getreideernte 2004 deutlich abschwächten. Hauptursache 
des geringen Preisniveaus für Geflügelfleisch war vor al- 
lem das reichliche Angebot aus eigener Erzeugung und 
aus Importen. 

In der EU fielen 2003 rd. 9,0 Mio. t Geflügelfleisch an, 
3,7 Prozent weniger als im Vorjahr. Der Verbrauch lag 
mit 8,9 Mio. t knapp über Vorjahr, so dass der Selbstver- 
sorgungsgrad auf 102 Prozent sank. Für 2004 wird die 
Geflügelfleischproduktion mit 9,1 Mio. t leicht über Vor- 
jahr und der Verbrauch knapp unter Vorjahreshöhe ge- 
schätzt. 

Der Beitritt der Mittel- und Osteuropäischen Länder in 
die EU hat sowohl auf dem Eier- als auch auf dem Geflü- 
gelmarkt kurzfristig zu keinen Verwerfungen geführt. 

Außenhandel 

(29) Die deutschen Exporte von Agrar- und Emährungs- 
gütem beliefen sich im Jahr 2003 auf 32,0 Mrd. Euro, 
was einem Anteil der Exporte am deutschen Gesamthan- 
del von 4,8 Prozent entspricht. Die Importe von Agrar- 
und Emährungsgütem betrugen 44,6 Mrd. Euro, so dass 
das Agrarhandelsdefizit bei 12,6 Mrd. Euro liegt (Tabel- 
len 16, 17). 

Wichtigste Handelspartner im deutschen Agraraußenhan- 
del waren die EU-Mitgliedstaaten mit einem Anteil an 
den Exporten von 77 Prozent und bei den Importen von 
66 Prozent. Die Exporte von Agrar- und Emährungs- 
gütem der EU- 15 in Drittländer lagen 2003 bei 
7,6 Mrd. Euro. Den größten Anteil an den Importen aus 
Drittländern hat die Gmppe der Entwicklungsländer. 

Der Außenhandel mit den EU-Beitrittsstaaten gewinnt im- 
mer mehr an Bedeutung. So stiegen im Jahr 2003 die Im- 


porte gegenüber dem Voijahr um 14,6 Prozent auf 2,3 Mrd. 
Euro. Die Exporte beliefen sich auf 1,7 Mrd. Euro. 

1.1.3 Gesamtrechnung 

(30) In der landwirtschaftlichen Gesamtrechnung wer- 
den Produktionswert, Vorleistungen, Subventionen und 
Steuern sowie die daraus resultierende Wertschöpfung für 
den Wirtschaftsbereich Landwirtschaft nach den Regeln 
des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamt- 
rechnungen (ESVG 95) ermittelt (Methodische Erläute- 
rungen, Anhang, S. 141). 

(31) Nach vorläufigen Schätzungen lag der Produk- 
tionswert zu Erzeugerpreiseu im Kalenderjahr 2004 bei 
38,9 Mrd. Euro. Nach rückläufigen Entwicklungen in den 
beiden vorangegangenen Jahren konnte ein Wachstum 
von 7,0 Prozent gegenüber dem Vorjahr erreicht werden. 
Der Produktionswert liegt leicht über dem Durchschnitt 
der letzten fünf Jahre. 

Der - durch die Trockenheit bedingten - unterdurch- 
schnittlichen Ernte im Jahr 2003 folgte ein kräftiger An- 
stieg der Produktionsmengen aus der Ernte 2004 insbe- 
sondere bei Getreide, Ölsaaten, Kartoffeln und 
Futterpflanzen. Der aus dem großen Mengenangebot re- 
sultierende Preisdmck führte bei fast allen pflanzlichen 
Produkten zu rückläufigen Erzeugerpreisen. Insgesamt 
ergab sich jedoch eine positive Entwicklung des Produk- 
tionswertes bei der pflanzlichen Erzeugung von fast 
12 Prozent. Die tierische Erzeugung verzeichnete eben- 
falls eine positive Entwicklung (-1- 2,9 Prozent). Der An- 
stieg der Produktionsmengen bei Rindern und Schweinen 
um ca. 2 Prozent erklärt sich unter anderem durch den 
deutlichen Bestandsabbau und den damit verbundenen 
Anstieg der Schlachtungen. Bei Rindern stiegen die Er- 
zeugerpreise im Vergleich zum Vorjahr um 7, bei den 
Schweinen sogar um 1 1 Prozent. Bei der Milch, die mit 
einem Anteil von ca. 20 Prozent am Produktionswert (zu 
Erzeugerpreisen) in der Landwirtschaft eine bedeutende 
Rolle spielt, führten leichte Rückgänge bei den Produk- 
tionsmengen und den Erzeugerpreisen zu einem Rück- 
gang des Produktionswertes von 3,8 Prozent (Übersicht 2, 
Tabelle 18). 

Die zusätzliche Berücksichtigung von produktspezifi- 
schen Subventionen und Steuern führt in der landwirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung zum Produktionswert zu 
Herstellungspreisen. Er lag 2004 mit 43,2 Mrd. Euro um 
11 Prozent über dem Produktionswert zu Erzeugerprei- 
sen. Im Vergleich zum Vorjahr hat er sich um 7,2 Prozent 
erhöht. Die an die Landwirtschaft gezahlten Produktsub- 
ventionen lagen bei rd. 4,5 Mrd. Euro und sind im Ver- 
gleich zum Vorjahr um 12 Prozent gestiegen. Neben dem 
Anstieg der Tierprämien erklärt sich dies insbesondere 
durch die Einführung der Milchprämie in Höhe von ca. 
330 Mio. Euro. Die aufgrund von Quotenüberschreitun- 
gen fällige Abgabe lag bei ca. 132 Mio. Euro und führte 
zu einem überproportionalen Anstieg der Produktsteuem. 
Der Produktionswert für Milch einschließlich Prämie und 
Abgabe verringerte sich im Jahr 2004 um 1,4 Prozent auf 
8,169 Mrd. Euro (Übersicht 3, Tabelle 19). 
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Übersicht 2 

Veränderung der Produktionsmengen, Erzeuger- 
preise und Produktionswerte bei ausgewählten 
Agrarerzeugnissen 

2004') gegen 2003^) in Prozent 


Erzeugnis 

Produktions- 

mengen 

Erzeuger- 

preise^) 

Produktions- 
wert zu 
Erzeuger- 
preisen 

Getreide 

+ 30,1 

- 6,4 

+ 21,7 

Ölsaaten 

+ 40,3 

- 14.7 

+ 19,8 

Eiweißpflanzen 

+ 10,8 

+ 6.9 

+ 18,4 

Zuckerrüben 

+ 11,0 

± 0.0 

+ 11,0 

Kartoffeln 

+ 29,2 

- 30,0 

- 9,6 

Rinder 

+ 2,5 

+ 7,0 

+ 15,8 

Schweine 

+ 2,2 

+ 11,0 

+ 13,5 

Milch 

- 1.4 

- 2,4 

- 3,8 


■) Geschätzt. 

Vorläufig. 

Durchschnittliche Erzeugerpreise aller Qualitäten ohne MwSt. 


Nach vorläufigen Schätzungen lagen die Vorleistungen 
der Landwirtschaft 2004 mit 26,1 Mrd. € um 6 Prozent 
über dem Vorjahresniveau. Hauptursache für diesen An- 
stieg sind die um 14,6 Prozent gestiegenen Ausgaben für 
Futtermitfel. Die Ausgaben für Futtermittel machten rd. 
43 Prozent der gesamten Vorleistungen aus. Ebenfalls ge- 
stiegen sind die Ausgaben für Energie und Schmiersfoffe, 
Tierarzt, landwirtschaftliche Dienstleistungen und andere 
Güter und Dienstleistungen. Naeh ersten Schätzungen 
sind die Ausgaben für Dünge- und Bodenverbesserungs- 
mittel sowie Pflanzensehutz jedoch rückläufig (Tabel- 
le 20). 

Die Gütersubventionen und die sonstigen Subventionen 
sind Subventionen im Sinne der Volkswirtschaftliehen 
Gesamtrechnung und erhöhen die Nettowertschöpfung 
des Sektors. 

(32) Bei gestiegenem Produktionswert und unterpro- 
portional gestiegenem Vorleistungseinsatz hat sich die 
Bruttowertschöpfung als Maßstab für die wirfschaftliehe 
Leistung der Landwirtschaft 2004 erstmals seit 2001 wie- 
der positiv entwickelt (-1- 8,8 Prozent) (Übersieht 3, Tabel- 
le 19). 

Die staatliehen Ausgaben für die Agrarsozialpolitik, die 
ebenfalls zu den öffentliehen Hilfen für die Landwirt- 
sehaft zählen (Tz. 151, Übersichf 27), werden ebenso wie 
sfaatliche Aufwendungen für andere soziale Sicherungs- 
sysfeme der Volkswirtsehaft bei der Ermittlung der Netto- 
wertsehöpfung nieht berücksichfigf. 


Übersieht 3 

Wertschöpfung der Landwirtschaft 


Art der Kennzahl 

2003 1) 

20042) 

20042) 
gegen 
2003 1) 
in% 


Mio.€ 

Produktionswert 
zu Erzeugerpreisen 

36 397 

38 945 

+ 7,0 

Produktsubven- 

tionen^) 

3 989 

4 473 

+ 12,1 

Produktsteuem 

79 

211 

+ 167,1 

Produktionswert 
zu Herstellungspreisen 

40 307 

43 207 

-f 7,2 

Vorleistungen 

24 603 

26 129 

+ 6,2 

Bruttowertschöpfung 

15 704 

17 078 

+ 8,8 

Abschreibungen 

7 161 

7 161 

± 0,0 

Sonstige Produk- 
tionsabgaben 

705 

705 

± 0,0 

Sonstige Subven- 
tionen 

1 571 

1 540 

- 2,0 

Nettowertschöpfung 

9 409 

10 752 

+ 14,3 

N ettowertschöpfuug 

je Arbeitskraft in € 

15 416 

18 161 

+ 17,8 


Vorläufig. 

Geschätzt. 

Flächenzahlungen und Tierprämien. 


Zu den sonstigen Subventionen gehören die Ausgleiehs- 
zulage, Investitionsbeihilfen, die Agrardieselerstattung, 
Flächenstilllegungsprämien und Zahlungen für Agrarum- 
weltmaßnahmen. Naeh vorläufigen Sehäfzungen sanken 
diese Subventionen im KJ 2004 insgesamt um 2 Prozent 
auf rd. 1 ,5 Mrd. Euro. Dieser Rüekgang erklärt sieh im 
wesentliehen durch den Rüekgang der Ausgleiehszulage 
und der Fläehenstilllegungsprämie. 

(33) Die Nettowertschöpfung der Landwirtschaft zu 
Faktorkosten (Faktoreinkommen) stieg um 14,3 Prozent 
auf 10,8 Mrd. Euro. Bei weiterem Rückgang der in der 
Landwirtsehaft Beschäftigten (Tz. 17) erhöhte sich die 
Nettowertschöpfung je Arbeitskraft um 17,8 Prozent 
auf 18 161 Euro. 

1.2 Buchführungsergebnisse 2003/04 

(34) Die Ertragslage der landwirtschaftliehen Betriebe 
in Deutsehland wird mit den Ergebnissen der Testbe- 
triebsbuchführung abgebildef. Die Auswahl und Gruppie- 
rung der Testbetriebe, die verwendeten Merkmale sowie 
die Aufbereitung und Hoehreehnung der Betriebsergeb- 
nisse sind in den Methodischen Erläuterungen (Anhang, 
S. 142) näher beschrieben. 
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Für die Auswertungen der Buchfuhrungsergebnisse wer- 
den drei Hauptgruppen gebildet: 

- Haupterwerbsbetriebe der Rechtsformen Einzelunter- 
nehmen und Personengesellschaften, 

- Juristische Personen, für die nur Daten aus den neuen 
Ländern vorliegen, 

- Klein- und Nebenerwerbsbetriebe. 

Für die Haupterwerbsbetriebe und die juristischen Perso- 
nen werden die Ergebnisse jeweils nach Betriebsformen 
untergliedert. Die Klassifizierung der Betriebsformen er- 
folgt auf der Basis der EU-Betriebstypologie. Die Haupt- 
erwerbsbetriebe werden darüber hinaus nach der wirt- 
schaftlichen Betriebsgröße - gemessen in Europäischen 
Größeneinheiten (EGE) - sowie nach Regionen (Länder, 
benachteiligte Gebiete) untergliedert. 

(35) Wichtigste Größe für die Erfolgsmessung landwirt- 
schaftlicher Unternehmertätigkeit ist der Gewinn. Der 
Gewinn umfasst bei Einzeluntemehmen und Personenge- 
sellschaften das Entgelt für die nicht entlohnte Arbeit der 
landwirtschaftlichen Unternehmer sowie deren mitarbei- 
tende, nicht entlohnte Familienangehörige, für das einge- 
setzte Eigenkapital und für die unternehmerische Tätig- 
keit. Aus dem Gewinn müssen die Privatentnahmen der 
Unternehmer (Lebenshaltung, Krankenversicherung, Al- 
terssicherung, private Vennögensbildung, private Steuern 
usw.) und die Eigenkapitalbildung der Unternehmen 
(Nettoinvestitionen, Tilgung von Fremdkapital) finanziert 
werden. 

Bei juristischen Personen lautet die dem Gewinn entspre- 
chende Bezeichnung „Jahresüberschuss“. Im Gegensatz 
zu den Haupterwerbsbetrieben werden bei juristischen 
Personen alle im Unternehmen beschäftigten Arbeits- 
kräfte entlohnt. Deshalb wird als Einkommensmaßstab, 
der für die landwirtschaftlichen Betriebe aller Rechtsfor- 
men vergleichbar ist, der „Jahresüberschuss plus Perso- 
nalaufwand“ je Arbeitskraft (AK) herangezogen. Damit 
wird sowohl das Bruttoeinkommen aus Unternehmertä- 
tigkeit als auch aus Arbeitnehmertätigkeit in landwirt- 
schaftlichen Betrieben erfasst. Weil bei den juristischen 
Personen aus dem Jahresüberschuss bereits Steuern vom 
Einkommen und Ertrag entrichtet worden sind, die bei 
Einzelunternehmen und Personengesellschaften i. d. R. 
nicht anfallen, wird der Jahresüberschuss vor Steuern 
vom Einkommen und Ertrag ermittelt. 

Für die beiden Einkommensgrößen „Gewinn je Unterneh- 
men“ und „Gewinn bzw. Jahresüberschuss je AK“ wird in 
der Darstellung der Ergebnisse auch der übergeordnete 
Begriff „Einkommen“ verwendet. 

Für die Klein- und Nebenerwerbsbetriebe wird zusätzlich 
das Gesamteinkommen dargestellt, das auch die außer- 
landwirtschaftlichen Einkommen umfasst. 

Neben der Einkommensentstehung werden die Ergeb- 
nisse zur Einkommensverwendung für private Entnah- 
men und Investitionen sowie zur Entwicklung von Eigen- 
und Fremdkapital ausgewiesen. Die Eigenkapitalverände- 


rung ist dabei ein wichtiger Maßstab zur Beurteilung der 
Existenzfähigkeit der Betriebe. 

1.2.1 Landwirtschaftliche Haupterwerbs- 
betriebe 

(36) Für das WJ 2003/04 wurden Jahresabschlüsse von 
10 129 landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben aus- 
gewertet. Der Gewinn je Unternehmen ist im WJ 2003/04 
um 4,8 Prozent auf durchschnittlich 28 254 Euro gestie- 
gen. Der Gewinn plus Personalaufwand je Arbeitskraft 
dieser Betriebe hat im Durchschnitt um 3,2 Prozent auf 
19 134 Euro gegenüber dem Vorjahr zugenommen. Damit 
hat sich die Ertragslage der Haupterwerbsbetriebe nach 
den deutlichen Rückgängen in den Vorjahren verbessert. 
Allerdings liegt das durchschnittliche Einkommen aus 
landwirtschaftlicher Tätigkeit unterhalb des Durch- 
schnitts der letzten fünf Wirtschaftsjahre (Schaubild 3, 
Übersicht 4). 


Schaubild 3 

Einkommensentwicklung in den landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetrieben 

1 000 Euro 



Gewinn je Unternehmen 

Gewinn plus Personalaufwand je AK 


(37) Zu der Verbesserung der Ertragslage haben insbe- 
sondere die deutlichen Erlössteigerungen im Ackerbau 
durch höhere Preise für Getreide, Kartoffeln und Zucker- 
rüben beigetragen. 

Einkommensmindernd wirkten sich hauptsächlich der 
weitere Rückgang der Milchpreise, die trockenheitsbe- 
dingten geringeren Hektarerträge sowie die gestiegenen 
Aufwendungen aus (Übersicht 5). Die Milchprämie wird 
erst im WJ 2004/05 einkommenswirksam. 

Einkommen nach Betriebsformen 

(38) Wegen der unterschiedlichen Erlösentwicklung bei 
einzelnen Produktionszweigen ergaben sich bei den 
landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben für die ver- 
schiedenen Betriebsformen abweichende, teilweise ent- 
gegengesetzte Einkommensentwicklungen (Übersicht 6, 
Tabelle 22). 
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Übersicht 4 

Einkommen der landwirtschaftlichen Haupterwerbs- 
betriebe 



Gewinn 

je Unternehmen 

Gewinn plus Perso- 
nalaufwand je AK 

Wirtsehaffs- 

jahr 

€ 

Verände- 

rung 

gegen 

Vorjahr 

in% 

€ 

Verände- 

rung 

gegen 

Vorjahr 

in% 

1997/98 

29 180 

+ 1,8 

19 460 

+ 1,7 

1998/99 

26 240 

- 10,1 

18 026 

- 7,4 

1999/2000 

30 115 

+ 14,8 

19 908 

+ 10,4 

2000/01 

35 962 

+ 19,4 

23 169 

+ 16,4 

2001/02 

33 593 

- 6,6 

21 763 

- 6,1 

2002/03 

26 957 

- 19,8 

18 533 

- 14,8 

2003/04 

28 254 

+ 4,8 

19 134 

+ 3,2 

0 1998/99 
bis 2002/03 

30 573 


20 280 



Übersicht 5 

Ursachen der Gewinnveränderung der landwirt- 
schaftlichen Haupterwerbsbetriebe 

2003/04 


Art der Kennzahl 

Veränderung 
gegen Vorjahr 
in% 

Positiv: 


Weizenpreis 

+ 20,3 

Kartoffelpreis 

+ 18,5 

Zuckerrübenpreis 

+ 10,9 

Negativ: 


Gerstenpreis 

- 8,4 

Milchpreis 

- 3,2 

Getreideertrag 

- 5,8 

Zuckerrübenertrag 

- 5,5 

Betriebliehe Aufwendungen 

- 4,6 


In den Ackerbaubetrieben erhöhte sieh der durchschnittli- 
ehe Gewinn je Unternehmen aufgrund der preisbedingt 
höheren Erlöse bei Getreide, Kartoffeln und anderen 


Aekerfrüchten um 25 Prozent auf 42 115 Euro. Aller- 
dings hatten diese Betriebe im Vorjahr starke Gewinnein- 
bußen zu verzeiehnen. 

Im produzierenden Gartenbau (Gemüse, Zierpflanzen 
und Baumschulen) hat sieh die wirtschaftliehe Lage der 
Betriebe im Wirtsehaftsjahr 2003/04 nochmals ver- 
schlechtert. Stagnierende Umsätze bei steigenden Kosten 
führten zu einem Rüekgang der durchschnittlichen Ge- 
winne je Unternehmen um 5 Prozent. In den verschiede- 
nen Sparten gab es sehr untersehiedliehe Entwicklungen 
(Tabelle 23). Im Gemüsebau haben sich, nach der leiehten 
Einkommensverbesserung im Vorjahr, die Betriebsergeb- 
nisse wieder versehlechtert. Trotz Vergrößerung der Pro- 
duktionskapazitäten gingen die Gewinne je Unternehmen 
um fast 10 Prozent zurück Auch die Zierpflanzenbetriebe 
mussten im Wirtsehaftsjahr 2003/04 Einkommenseinbu- 
ßen hinnehmen. Die Baumsehulbetriebe haben dagegen 
das Jahr mit höheren Gewinnen abgeschlossen. 

Übersieht 6 

Einkommen der landwirtschaftlichen Haupterwerbs- 
betriebe nach Betriebsformen 

2003/04 



Anteil 

Gewinn 

je Unternehmen 

Gewinn plus 
Personalaufwand 
je AK 

Betriebsform 

der 

Betriebe 

in% 

€ 

Verän- 

derung 

gegen 

Vorjahr 

in% 

€ 

Verän- 

derung 

gegen 

Vorjahr 

in% 

Ackerbau 

21,3 

42 115 

+ 25,2 

27 304 

+ 19,2 

Gartenbau 

5,8 

38 525 

- 5,0 

21 481 

- 1,7 

Dauerkulturen') 

6,0 

34 541 

+ 3,8 

18 672 

+ 2,9 

Weinbau 

4,1 

33 910 

+ 1,2 

18 479 

- 0,7 

Obstbau 

1,4 

39 340 

+ 20,6 

19 483 

+ 18,1 

Futterbau 

34,8 

22 416 

- 7,2 

15 682 

- 6,7 

Milch 

30,4 

22 749 

- 7,8 

15 856 

- 7,1 

Sonstiger 

Futterbau 

4,5 

20 147 

- 3,5 

14 480 

- 3,9 

Veredlung 

1,8 

25 481 

- 4,6 

17 241 

- 5,6 

Gemischt 

(Verbund) 

30,3 

22 170 

+ 2,6 

15 439 

+ 1,1 

Pflanzenbau- 

verbund 

4,1 

26 649 

+ 5,7 

17 062 

+ 1,0 

Viehhaltungs- 

verbund 

4,7 

15 743 

- 6,1 

11 107 

- 5,0 

Pflanzenbau- 

Viehhaltung 

21,5 

22 720 

+ 3,3 

15 936 

+ 2,0 


Einschließlich sonstiger Dauerkulturen. 


Im Weinbau sind nicht alle Erwartungen von der qualita- 
tiv herausragenden Weinernte 2003 erfüllt worden. Trotz 
sehr guter Qualität ließen sich auf Erzeugerseite die Preis- 
vorstellungen für Weinmost vielfaeh nieht realisieren. 
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Deutlich verbessert zeigten sich dagegen die Fasswein- 
preise. Im Wirtschaftsjahr 2003/04 führten diese Ent- 
wicklungen, in Verbindung mit einer Vergrößerung der 
bewirtschafteten Rebfläche, im Durchschnitt der Wein- 
baubetriebe zu einem Anstieg der Gewinne je Unterneh- 
men um 1 ,2 Prozent (Übersicht 6). 

Nach Vermarktungsformen und Anbaugebieten ergaben 
sich unterschiedliche Entwicklungen (Tabellen 22 
und 24). Flaschenwein- und Fassweinvermarkter erziel- 
ten einen deutlichen Einkommenszuwachs. Während die- 
ser Zuwachs bei den Fassweinbetrieben auf den Anstieg 
der Weinpreise zurückzuführen ist, ist der Gewinnanstieg 
bei den Flaschenweinbetrieben in erster Linie eine Folge 
der größeren Rebfläche. ln den Winzergenossenschafts- 
betrieben kam es insbesondere mengenbedingt zu niedri- 
geren Verkaufserlösen und damit zu einem erheblichen 
Einkommensrückgang. Die Gewinnentwicklung in den 
verschiedenen Anbaugebieten wird neben den vorherr- 
schenden Produktionsstrukturen und Vermarktungs- 
formen von abweichenden Ertrags-, Qualitäts-, und Preis- 
verhältnissen bestimmt. Ergebnisdarstellungen für alle 
Anbaugebiete sind aufgrund der kleinen Stichprobe nicht 
möglich, ln Tabelle 25 sind Kennzahlen für ausgewählte 
Anbaugebiete dargestellt. 

Die Obstbaubetriebe haben im Wirtschaftsjahr 2003/04 
deutlich höhere Gewinne erzielt als im Vorjahr 
(Übersicht 6, Tabelle 26). Ursache hierfür waren vor al- 
lem größere Emtemengen bei Äpfeln. 

Der weitere Rückgang der Milchpreise und höhere Aus- 
gaben für Futtermitfel waren die Hauptursachen für den 
Rückgang der Gewinne in den Milchviehbetrieben. Der 
durchschnittliche Gewinn je Unternehmen verringerte 
sich gegenüber dem Vorjahr um 7,8 Prozent auf 
22 749 Euro, ln den Betrieben des sonstigen Futterbaus 
(Rinderaufzucht und Rindermast) ging der durchschnittli- 
che Gewinn je Unternehmen um 3,5 Prozent auf 
20 147 Euro zurück. Ursache hierfür waren niedrigere Er- 
löse aus der Rinderhalf ung. 

Der Rückgang der Gewinne in den Veredlungsbetrieben 
(Schweine- und Geflügelhaltung) um 4,6 Prozent auf 
durchschnittlich 25 481 Euro ist überwiegend durch die 
Verteuerung der Futtermittel infolge der gestiegenen Ge- 
treidepreise bedingt. 

Die Gemischtbetriebe zeichnen sich durch mehrere Pro- 
duktionsausrichtungen aus, wobei überwiegend zusam- 
men mit dem Ackerbau entweder die Milchviehhaltung 
oder die Schweinehaltung Schwerpunkte bilden. Die Ge- 
winnsteigerung in diesen Betrieben im Durchschnitt um 
2,6 Prozent auf 22 170 Euro wurde hauptsächlich durch 
die Ausdehnung der Schweinehaltung bewirkt. 

Einkommen nach Betriebsgrößen 

( 39 ) Differenzierter als nach der landwirtschaftlich ge- 
nutzten Fläche lässt sich die Wirtschaftskraft eines land- 
wirtschaftlichen Unternehmens nach seiner wirtschaftli- 
chen Betriebsgröße, ausgedrückt in Europäischen 
Größeneinheiten (EGE), beziffern, da diese vom Gesamt- 


standarddeckungsbeitrag abgeleitete Größe die gesamte, 
nachhaltige Einkommenskapazität des Betriebes abbildet 
(Definition in den Methodischen Erläuterungen, Anhang, 
S. 143). Als kleinere Betriebe werden Haupterwerbsbe- 
triebe mit einer Betriebsgröße von 1 6 bis 40 EGE, mitt- 
lere mit 40 bis 100 EGE und größere mit 100 EGE und 
mehr definiert. 

ln den kleineren und mittleren Haupterwerbsbetrieben 
blieb der durchschnittliche Gewinn mit 14 679 Euro bzw. 
26 516 Euro je Unternehmen gegenüber dem Vorjahr na- 
hezu unverändert (Tabelle 22). ln diesen Gruppen haben 
die Milchviehbetriebe und die Gemischtbetriebe den 
größten Anteil. 

ln der Gruppe der größeren Haupterwerbsbetriebe ist der 
Gewinn je Unternehmen im WJ 2003/04 um 13,4 Prozent 
auf 56 529 Euro gestiegen, ln dieser Gruppe sind die grö- 
ßeren Ackerbaubetriebe in Nord- und Ostdeutschland ne- 
ben den Gemischtbetrieben stärker vertreten. 

( 40 ) Die Verteilung der Betriebe nach Betriebsformen 
und Größenklassen ist regional sehr unterschiedlich. Von 
der Trockenheit im Sommer 2003 waren hauptsächlich 
Gebiete in Ost- und Süddeutschland betroffen. Daraus er- 
gaben sich zum Teil abweichende Einkommensentwick- 
lungen der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe in 
den einzelnen Ländern (Übersicht 7, Tabelle 27). 

Die positive Gewinnentwicklung in Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen und insbesondere in 
Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thürin- 
gen wurde zum größten Teil durch die gestiegenen Erlöse 
aus dem Ackerbau bedingt, ln Rheinland-Pfalz haben hö- 
here Erlöse im Weinbau und bei Kartoffeln zu einem An- 
stieg des Gewinns geführt. Der Rückgang der Gewinne in 
den übrigen Ländern wurde durch geringere Erträge in 
der pflanzlichen Erzeugung und dem Rückgang der 
Milchpreise besfimmf. 

Verglichen mit den Haupterwerbsbetrieben im früheren 
Bundesgebiet erzielten die Haupterwerbsbetriebe in den 
neuen Ländern aufgrund ihrer größeren Produktionskapa- 
zitäten im Durchschnitt weiterhin höhere Einkommen. 

( 41 ) Fast die Hälfte der landwirtschaftlichen Haupt- 
erwerbsbetriebe befindet sich in benachteiligten Gebieten. 
Diese Betriebe sind gekennzeichnet durch einen hohen 
Grünlandanteil und einen hohen Milchviehbesatz. Da ei- 
nige Länder die Ausgleichszulage nur noch eingeschränkt 
gewähren oder sie völlig abgeschafft haben, erhalten nur 
rd. 75 Prozent der landwirtschaftlichen Haupf erwerbsbe- 
triebe in den benachteiligten Gebieten die Ausgleichszu- 
lage. Sie belief sich in diesen Betrieben auf durchschnitt- 
lich 3 141 Euro oder rd. 15 Prozent des Gewinns je 
Unternehmen (Tabelle 28). ln den geförderten Betrieben 
leistet die Ausgleichszulage daher einen wichtigen Beitrag 
zur Sicherung der landwirtschaftlichen Einkommen. 

Im WJ 2003/04 waren die Einkommen der Betriebe mit 
Ausgleichszulage in benachteiligten Gebieten erneut 
niedriger als die Einkommen in den Betrieben in nicht be- 
nachteiligten Gebieten. 
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Übersicht 7 


Schaubild 4 


Einkommen der landwirtschaftlichen Haupterwerbs- 
betriebe nach Ländern und Regionen 

2003/04 



Gewinn 

je Unternehmen 

Gewinn plus 
Personalaufwand 
je AK 

Land 

Region 

€ 

Verän- 

derung 

gegen 

Vorjahr 

in% 

€ 

Verän- 

derung 

gegen 

Vorjahr 

in% 

Schleswig-Holstein 

35 675 

+ 14,7 

22 993 

+ 10,1 

Niedersachsen 

30 481 

+ 20,2 

21 085 

+ 13,9 

Nordrhein-Westfalen 

30 370 

+ 14,5 

21 524 

+ 10,1 

Hessen 

23 660 

- 8,9 

17 583 

- 6,4 

Rheinland-Pfalz 

35 544 

+ 8,8 

19 533 

+ 6,6 

Baden-Württemberg 

27 725 

- 5,9 

19 022 

- 4,1 

Bayern 

20 790 

- 10,9 

14 705 

- 9,7 

Saarland 

31 998 

- 6,7 

18 582 

- 6,8 

Brandenburg 

29 823 

- 4,8 

16919 

- 5,9 

Mecklenburg- Vorpommern 

63 646 

+ 34,5 

30 018 

+ 23,0 

Sachsen 

26 090 

- 7,0 

17 448 

- 1,5 

Sachsen-Anhalt 

58 997 

+ 46,1 

28 670 

+ 30,2 

Thüringen 

36 864 

+ 32,1 

20 826 

+ 15,2 

Deutschland^ 

28 254 

+ 4,8 

19 134 

+ 3,2 

Früheres Bundesgebiet^) 

27 383 

+ 3,6 

18 789 

+ 2,3 

Neue Länder 

42 775 

+ 21,1 

22 595 

+ 11,9 


Einschließlich Stadtstaaten. 
Einschließlich Berlin. 


Streuung der Gewinne in den landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetrieben 

( 42 ) Die landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe 
wiesen bei den Gewinnen eine große Spannweite auf. 
Diese Streuung lässt sich zurückfiihren auf Faktoren wie 
unterschiedliche Betriebsgrößen, Betriebsformen und na- 
türliche Standortvoraussetzungen. Aber auch die Be- 
triebsleiterqualifikation spielt hierbei eine wesentliche 
Rolle (Schaubild 4, Tabelle 29). 

Eine Abgrenzung nach Gewinnklassen mit festen Gren- 
zen zeigt, dass wie im Vorjahr rd. 13 Prozent der Haupt- 
erwerbsbetriebe Verluste auswiesen. Kennzeichen dieser 
Betriebe sind hohe Untemehmensaufwendungen, hohe 
Nettoverbindlichkeiten und ein deutlicher Eigenkapital- 
verlust. Der Anteil der Betriebe in den oberen Einkom- 
mensklassen hat sich etwas verringert. Rund 12 Prozent 
der Haupterwerbsbetriebe (Vorjahr 11 Prozent) erzielten 
einen Gewinn von mehr als 60 000 Euro. Diese Betriebe 
zeichnen sich durch überdurchschnittliche Naturalleistun- 
gen, hohe Wachstumsinvestitionen und eine überdurch- 
schnittliche Eigenkapitalbildung aus. 


Verteilung der landwirtschaftlichen Haupterwerbs- 
betriebe nach dem Gewinn 



Betriebe 

E 2002/03 ■ 2003/04 in % 


Einkommensverwendung und Einanzierung 

( 43 ) Der im jeweiligen Wirtschaftsjahr erzielte Gewinn 
und die Einlagen addieren sich zu den verfügbaren Fi- 
nanzmitteln der landwirtschaftlichen Unternehmen. Die 
Einlagen stammen aus nicht landwirtschaftlicher Erwerbs- 
tätigkeit, Nichterwerbseinkünften, Privatvermögen, Ein- 
kommensübertragungen und aus sonstigen Einkünften. 
Abschreibungen, Verkäufe von Anlagegütem, Erhöhun- 
gen der Verbindlichkeiten und Abbau von Finanz- 
umlaufvermögen sind weitere Finanzmittel, die den Un- 
ternehmern zur Verfügung stehen. 

( 44 ) Im WJ 2003/04 verfügten die Haupterwerbsbe- 
triebe über Finanzmittel in Höhe von 86 448 Euro je Un- 
ternehmen (Tabelle 30). Davon entfielen auf den Gewinn 
rd. 33 Prozent und auf Einlagen aus Privatvermögen 
24 Prozent. Rund 71 Prozent der Finanzmittel wurden im 
WJ 2003/04 für Entnahmen, überwiegend für die Lebens- 
haltung und zur Bildung von Privatvermögen, verwendet. 
Nach Abzug der Entnahmen blieben von den Finanz- 
mitteln im Durchschnitt der Haupterwerbsbetriebe 
22 897 Euro für Investitionen übrig. 

( 45 ) Im Vergleich zu den Vorjahren haben die landwirt- 
schaftlichen Haupterwerbsbetriebe im WJ 2003/04 erheb- 
lich weniger investiert. Im Durchschnitt sind die Brutto- 
investitionen je Unternehmen gegenüber dem Vorjahr um 
11 Prozent auf 21 861 Euro zurückgegangen (Über- 
sicht 8). Rund 42 Prozent der Bruttoinvestitionen entfie- 
len auf Maschinen und technische Anlage. Mit Ausnahme 
der Veredlungsbetriebe gingen die Investitionen in allen 
Betriebsformen zurück. 

Die Nettoinvestitionen je Unternehmen nahmen gegen- 
über dem Vorjahr durchschnittlich um 63 Prozent auf 
1 290 Euro je Unternehmen ab (Übersicht 8, Tabelle 31). 
Die kleineren Haupterwerbsbetriebe verzeichneten auf- 
grund von Desinvestitionen bei Wirtschaftsgebäuden und 
hei Maschinen sowie aufgrund der Reduzierung der Tier- 
bestände weiterhin negative Nettoinvestitionen. 
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Übersicht 8 

Investitionen der landwirtschaftlichen Hanpterwerbs- 
betriebe 


Wirtsehaftsjahr 

Brutto- 

investitionen 

Netto- 

investitionen 


€/Untemehmen 

1998/99 

25 214 

-2317 

1999/2000 

25 797 

6 144 

2000/01 

23 210 

3 120 

2001/02 

23 696 

3 165 

2002/03 

24 542 

3 479 

2003/04 

21 861 

1 290 


( 46 ) Die Verbindlichkeiten der Haupterwerbsbetriebe 
beliefen sieh im WJ 2003/04 im Durehschnitt auf 
106 609 Euro je Unternehmen und nahmen gegenüber 
dem Vorjahr um 3,8 Prozent zu. Der Anteil der Verbind- 
liehkeiten am Bilanzkapital betrug rd. 17 Prozent (Tabel- 
le 32). Über die verfügbaren Eigenmittel hinaus können 
in den Unternehmen auch mit Fremdkapital rentable In- 
vestitionen vorgenommen, die Eigenkapitalrendite erhöht 
und die Einkommensmögliehkeiten verbessert werden. 
Die absolute Höhe der Verbindlichkeiten stellt daher kei- 
nen hinreiehenden Parameter für die finanzielle Sfabilität 
eines landwirfschaftliehen Unternehmens dar, da auch die 
Eigenkapitalhöhe und -Veränderung zu beachten sind. 
Eine Existenzgefährdung tritt allerdings spätestens dann 
ein, wenn laufende Zahlungsverpfliehtungen nur durch 
weitere Kredite bedient werden können und anhaltende 
Eigenkapitalverluste entstehen. 

( 47 ) Die Eigenkapitalveränderung ist daher ein wichti- 
ger Maßstab zur Beurteilung der Existenzfähigkeit land- 
wirtsehaftlicher Unternehmen. Die Eigenkapitalverände- 
rung des Unternehmens wird anhand der Bilanz 
berechnet. Der Wert ermöglicht eine Aussage darüber, in- 
wieweit das im Unternehmen in dem jeweiligen Jahr er- 
wirtsehaftete und dort verbleibende Eigenkapital bereits 
eine ausreiehende Grundlage zur Finanzierung von Netto- 
investitionen darstellt. 

Die Eigenkapitalbildung war im WJ 2003/04 im Durch- 
sehnitt der Haupterwerbsbetriebe mit 2 139 Euro je Un- 
ternehmen nur geringfügig größer als im Vorjahr 
(Übersicht 9). Die Aekerbaubetriebe und die Dauerkul- 
turbetriebe verzeiehneten die höehsten Zunahmen des Ei- 
genkapitals. Dagegen war die Eigenkapitalbildung in den 
Gartenbaubetrieben, in den Milchviehbetrieben und im 
überwiegenden Teil der Gemischtbetriebe negativ. Die 
Betriebsgröße hatte ebenfalls erhebliche Auswirkungen 
auf die Fähigkeit der Betriebe, Eigenkapital zu bilden. 
Die kleineren Betriebe wiesen im Untersehied zu den 
mittleren und größeren Betrieben eine negative Eigenka- 
pitalbildung auf 


Übersieht 9 

Eigenkapitalveränderung der landwirtschaftlichen 
Haupterwerhsbetriebe nach Betriebsformen 
und Größenklassen 


Wirtschafts- 

Betriebsform 

Eigenkapital- 

veränderung 


Bilanz 

bereinigt 

jahr 

Betriebsgröße 


€/Untemehmen 

2000/01 


4 634 

10 441 

2001/02 

Insgesamt 

2 857 

6 245 

2002/03 

2 017 

1 700 

2003/04 


2 139 

2 696 


Ackerbau 

9 334 

12 841 


Gartenbau 

-3 004 

- 1 272 


Dauerkulturen') 

6 023 

6 768 


Weinbau 

5 274 

6 136 


Obstbau 

11 816 

9 642 


Futterbau 

251 

358 


Milch 

- 60 

209 

2003/04 

Sonst. Futterbau 

2 366 

1 373 


Veredlung 

1 536 

-4 380 


Gemischt (Verbund) 

- 499 

-1 382 


Pflanzenbauverbund 

- 697 

1 099 


Viehhaltungsverbund 

1 147 

-2 189 


Pflanzenbau- Viehhalt. 

- 819 

- 1 674 


Kleinere^) 

-2231 

- 1 986 


Mittlere^) 

2 389 

2418 


Größere"*) 

9 379 

11 706 


*> Einschließlich sonstiger Dauerkulturen. 
Kleinere = 1 6 bis 40 EGE. 

Mittlere = 40 bis 100 EGE. 

'•) Größere = 1 00 und mehr EGE. 


Die Existenzfähigkeit eines Unternehmens lässt sich um- 
fassender beurteilen, wenn die enge Verfleehtung von 
Unternehmens- und Privatbereieh, wie sie bei den Famili- 
enbetrieben üblieherweise anzutreffen ist, in die Beurtei- 
lung mit einbezogen wird. Hierbei wird berüeksiehtigt, 
dass ein erheblieher Teil der Entnahmen zur privaten Ver- 
mögensbildung zu einem späteren Zeitpunkt wieder in 
den Betrieb zurüekfließt. Aus diesem Grund wird die Ei- 
genkapitalveränderung um die private Vermögensbildung 
bereinigt. Dazu werden die Einlagen aus dem Privatver- 
mögen abgezogen und die Entnahmen zur Bildung von 
Privatvermögen hinzu addiert. 

Im WJ 2003/04 war die bereinigte Eigenkapitalverände- 
rung im Durehschnitt der Haupterwerbsbetriebe nur ge- 
ringfügig höher als der bilanziell ermittelte Betrag, ln den 
Gartenbau-, den Veredlungs- und den Gemischtbetrieben 
war die bereinigte Eigenkapitalveränderung sogar nega- 
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tiv. Diese Betriebe waren darauf angewiesen, zum Teil in 
erheblichem Maße private Mittel wieder im landwirt- 
schaftlichen Betrieb zu verwenden. 

Vergleichsrechnung nach § 4 LwG 

(48) Zur Beurteilung der Lage der Landwirtschaft ist 
nach § 4 Landwirtschaftsgesetz (LwG) ein Vergleich mit 
anderen Wirtschaftszweigen vorzunehmen. Dieser Ziel- 
setzung wird durch verschiedene Vergleiche Rechnung 
getragen. Im Rahmen dieser Vergleichsrechnung muss im 
Agrarbericht dazu Stellung genommen werden, inwieweit 

- die Arbeitskräfte in den landwirtschaftlichen Betrie- 
ben einen den Löhnen vergleichbarer Berufs- und Ta- 
rifgruppen entsprechenden Lohn erzielen, 

- der Betriebsleiter für seine Tätigkeit ein angemessenes 
Entgelt erhält und 

- eine angemessene Verzinsung des betriebsnotwendi- 
gen Kapitals erreicht wird. 

Im Mittelpunkt der Berechnung steht der Vergleich der 
landwirtschaftlichen Gewinne je nicht entlohnter Famili- 
enarbeitskraft mit durchschnittlichen Bruttolöhnen in der 
gewerblichen Wirtschaft. Die Vergleichsrechnung ist auf 


Einzeluntemehmen im Haupterwerb mit nicht entlohnten 
Arbeitskräften beschränkt. Die Begriffe der Vergleichs- 
rechnung sind in den Methodischen Erläuterungen, An- 
hang, S. 143 beschrieben. 

Die Vergleichsrechnung nach dem LwG ist heute kaum 
noch aussagefähig. Gewerbliche Arbeitnehmer- und Ta- 
rifgruppen, die mit landwirtschaftlichen Unternehmen 
uneingeschränkt vergleichbar sind, gibt es nicht. Die Aus- 
wahl der Vergleichsgruppe aus der übrigen Wirtschaft 
wird zudem in erster Linie von der Datenverftigbarkeit 
und weniger von der Eignung bestimmt. Außerdem wer- 
den bei dem Vergleich von Bruttoeinkommen die unter- 
schiedlichen Belastungen mit Steuern und Sozialabgaben 
nicht berücksichtigt. Darüber hinaus lassen sich Entloh- 
nungsvergleiche zwischen der Landwirtschaft und ande- 
ren Wirtschaftsbereichen nicht in wenigen Zahlen ausdrü- 
cken. Zu berücksichtigen sind dabei auch Lebensumfeld, 
Arbeitsbedingungen, Sicherheit des Arbeitsplatzes, sozia- 
ler Besitzstand, Steuerleistungen, Aufwendungen für das 
Wohnen, öffentliche Hilfen und andere spezifische Be- 
sonderheiten. Beim Vergleich von Bruttoverdiensten sind 
zudem die Besonderheiten der sozialen Sicherung in der 
Landwirtschaft und die berufsspezifischen Regelungen 
für die Besteuerung nicht erfasst. 


Übersicht 10 

Einkommensabstand der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe im Rahmen der Vergleichsrechnung 

2003/04 


Art der Kennzahl 

Einheit 

Abstand') von ... bis unter ... % 

unter 

-75 

- 75 bis 
-50 

- 50 bis 
-20 

- 20 bis 

0 

0 bis 20 

20 bis 50 

50 und 
mehr 

Anteil der Betriebe 

% 

30,0 

23,1 

21,0 

8,1 

5,0 

5,0 

7,8 

Betriebsgröße 

EGE 

63,0 

60,0 

69,6 

81,3 

97,8 

106,5 

160,1 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

48,7 

48,3 

55,7 

66,1 

11 , \ 

84,6 

116,1 

Nicht entlohnte AK (Farn.) 

nAK 

1,4 

1,5 

1,5 

1,5 

1,4 

1,4 

1,3 

Vergleichswert 

€/ha 

666 

655 

699 

766 

796 

874 

940 

Getreideertrag 

dt/ha 

54 

56 

58 

60 

60 

62 

65 

Milchleistung 

kg/Kuh 

6 057 

6 195 

6 622 

6 770 

7 161 

7 177 

7 568 

N ettoinvestitionen 

€/ha LF 

62 

13 

23 

55 

62 

70 

106 

Eigenkapitalveränderung (Bilanz) 

€/ha LF 

- 222 

- 42 

54 

156 

169 

215 

311 

Umsatzrentabilität 

% 

- 27,4 

- 13,4 

- 3,2 

+ 3,7 

+ 7,3 

+ 10,6 

-t 17,7 

Eigenkapitalrentabilität 

% 

- 8,4 

- 3,6 

- 1,0 

+ 1,2 

+ 2,7 

+ 4,2 

+ 10,2 

Gewinn 

€/nAK 

- 1 270 

12 220 

21 021 

30 206 

38 130 

47 280 

85 094 

Summe Vergleichsansätze^) 

€/nAK 

31 637 

32 419 

33 061 

33 829 

34 876 

35 566 

37 100 

Abstand 

% 

- 104,0 

- 62,3 

- 36,4 

- 10,7 

+ 9,3 

+ 32,9 

+ 129,4 


•) Abstand des Vergleichsgewinns von der Summe der Vergleichsansätze nach § 4 LwG. 
Siehe Methodische Erläuterungen, Anhang, S. 143. 
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(49) Für den größten Teil der Haupterwerbsbetriebe in 
Deutschland bestand im WJ 2003/04 ein negativer Abstand 
der Vergleichsgewinne zur Summe der Vergleichsansätze 
(Übersicht 10). Die Gewinnverbesserung bei gleichzeitiger 
Erhöhung des gewerblichen Vergleichslohnes führte im 
Vergleich zum Voijahr in der Mehrzahl der Betriebe nicht 
zu einer Erhöhrmg des negativen Abstands. Nur 1 8 Prozent 
der Betriebe (Vorjahr 17 Prozent) erreichten mindestens 
eine den Vergleichsansätzen entsprechende Faktorentloh- 
nung. Diese Betriebe unterscheiden sich von den Betrieben 
mit negativem Abstand vor allem durch 

- größere Produktionskapazitäten (LF, EGE) und günsti- 
gere natürliche Standortvoraussetzungen (Vergleichs- 
Wert), 

- größere Eigenkapitalbildung sowie 

- größere Effizienz der Produktion (höhere Natural- 
erträge und ein besseres Ertrag-Aufwand- Verhältnis). 

Dagegen weisen Betriebe mit sehr großem negativen Ab- 
stand eine insgesamt ungünstige wirtschaftliche Entwick- 
lung auf Sie erzielen vergleichsweise niedrigere Ge- 
winne je nicht entlohnter Arbeitskraft und weisen 
überwiegend Eigenkapitalverluste auf. Vielfach haben 
diese Betriebe auch in erheblichem Umfang Fremdkapital 
aufgenommen, zum Teil weil sie größere Nettoinvestitio- 
nen getätigt hatten. Unter den Betrieben mit größerem ne- 
gativen Ahstand befinden sich vor allem kleinere Haupt- 
erwerbsbetriebe. 

(50) Die Berechnung einer durchschnittlichen Entloh- 
nungsdisparität für die Haupferwerbsbetriebe ist wenig 
aussagefähig. Bei der Bewertung der Vergleichsrechnung 
ist zudem zu berücksichtigen, dass die Vergleichsansätze 
für viele Landwirte aufgrund von Alter, beruflicher Qua- 
lifikation, Wohnort im ländlichen Raum, Vermögenssitu- 
ation sowie nicht materieller Vorteile, wie Selbstständig- 
keit, freier Einteilung des Arbeitstages und sonstiger 
Einflussgrößen, nicht den persönlichen Opportunitätskos- 
ten für die Aufnahme einer außerlandwirfschaftlichen Er- 
werbstätigkeit entsprechen dürften. 

1.2.2 Juristische Personen 

(51) Im WJ 2003/04 standen die Buchfiihrungsergeb- 
nisse von 479 Unternehmen in der Hand juristischer 
Personen in den neuen Ländern für Auswertungen zur 
Verfügung. Rund 54 Prozent der juristischen Personen 
sind eingetragene Genossenschaften. Die übrigen Be- 
triebe gehören zu den Rechtsformen GmbH, AG und 
e. V. Wie in den Vorjahren wurden auch Betriebe der 
Rechtsform der GmbH & Co. KG zu dieser Gruppe hin- 
zugenommen, weil sie aufgrund ihrer Struktur (Flächen- 
ausstattung, entlohnte Arbeitskräfte) den juristischen Per- 
sonen ähnlicher sind als den Personengesellschaften. 

Die Flächenausstattung dieser Unternehmen lag im 
Durchschnitt bei 1 404 ha LF. Davon waren 88 Prozent 
Pachtflächen. Je Unternehmen waren 25,9 AK (Vorjahr: 
26,7 ) beschäftigt. Rund 25 Prozent der betrieblichen 
Aufwendungen dieser Unternehmen entfielen auf Löhne 
und Gehälter einschließlich Sozialabgaben. Im Gegensatz 
zu den Haupterwerbsbetrieben der Rechtsformen Einzel- 
untemehmen und Personengesellschaften werden in den 


Unternehmen in der Form juristischer Personen Löhne 
und Gehälter an alle Arbeitnehmer gezahlt, auch wenn sie 
gleichzeitig Mitglieder bzw. Gesellschafter des Unterneh- 
mens sind. 

(52) Die wirtschaftliche Situation der Unternehmen von 
juristischen Personen in den neuen Ländern hat sieh im 
WJ 2003/04 gegenüber dem Vorjahr ähnlich verbessert 
wie bei den Haupterwerbsbetrieben. Im Durchschnitt 
nahm das Einkommen (Jahresüberschuss plus Personal- 
aufwand je Arbeitskraft) um 2,6 Prozent auf 23 308 Euro 
zu (Übersicht 11, Tabelle 33). Zu der Verbesserung der 
Ertragslage haben geringere Aufwendungen, insbeson- 
dere für die Unterhaltung von Maschinen und Gebäuden 
sowie für Personal beigetragen. 

Übersicht 11 

Einkommen der jnristischen Personen 

Neue Länder 


Wirtschafts- 

jahr 

Jahresüberschuss 
vor Steuern plus 
Personalaufwand 
€/AK 

Veränderung gegen 
Vorjahr in % 

1998/99 

21 109 

- 3,1 

1999/2000 

23 092 

+ 9,4 

2000/01 

23 439 

+ 1,5 

2001/02 

27 178 

+ 16,0 

2002/03 

22 717 

- 16,4 

2003/04 

23 308 

+ 2.6 


Die Ackerbaubetriebe hatten insbesondere bei Getreide und 
Ölsaaten deutliche Erlössteigerungen. Infolgedessen nahm 
das Einkommen um 10 Prozent auf 26 578 Euro zu. Auch 
in den Futterbaubetrieben hat sich die Ertragslage aufgrund 
höherer Erlöse bei Milch und Rindern geringfügig verbes- 
sert. Das Einkommen stieg um 1 Prozent auf 22 516 Euro. 
Rund 40 Prozent der Betriebe der juristischen Personen 
sind Gemischtbetriebe, ln diesen Betrieben hat sich die 
wirtschaftliche Situation im WJ 2003/04 verschleehtert. 
Das Einkommen sank um 2 Prozent auf 21 653 Euro. 

Die Betriebe der juristischen Personen haben im 
WJ 2003/04 weniger Investitionen vorgenommen als im 
Vorjahr. Die Bruttoinvestitionen nahmen um 1 1,7 Prozent 
auf 260 535 Euro je Unternehmen ab. Vor allem bei Ge- 
bäuden sowie technischen Anlagen und Maschinen wurde 
weniger investiert. Die Nettoinvestitionen je Unterneh- 
men veränderten sich von -4 773 Euro im Vorjahr auf 
- 34 933 Euro. 

Die Verbindlichkeiten verringerten sich im Durchschnitt 
der Betriebe um 1,1 Prozent. Die Reduzierung erfolgte 
sowohl bei kurzfristigen Verbindlichkeiten aus Lieferun- 
gen und Leistungen als auch bei Verbindlichkeiten gegen- 
über BCreditinstituten. Die Verbindlichkeiten maehten bei 
den juristischen Personen rd. 3 1 Prozent des Bilanzver- 
mögens aus. 
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1.2.3 Klein- und Nebenerwerbsbetriebe 

(53) Im Jahre 2003 wurden rd. 213 000 landwirtschaftli- 
che Betriebe im Nebenerwerb bewirtschaftet; dieses sind 
58 Prozent aller landwirtschaftlichen Betriebe als Einzel- 
untemehmen. 

Für das WJ 2003/04 wurden im Testbetriebsnetz 
1 444 Klein- und Nebenerwerbsbetriebe ausgewertet, die 
weniger als 1 AK haben oder eine Betriebsgröße von 
mehr als 8 und weniger als 1 6 EGE aufweisen. 

Die Haupteinkommensquelle in diesen Betrieben ist die 
außerlandwirtschaftliche Erwerbstätigkeit, insbesondere 
die nicht selbstständige Tätigkeit. Diese Betriebe befin- 
den sich häufig in kleinflächigen und für die Produktion 
ungünstigen Eagen wie den Mittelgebirgen. Hier tragen 
sie aber in wesentlichem Umfange zur Erhaltung und 
Pflege der Kulturlandschaft bei. 

Diese landwirtschaftlichen Betriebe sind deutlich kleiner 
als Haupterwerbsbetriebe, d. h. sie haben eine deutlich 
geringere wirtschaftliche Betriebsgröße, geringere Flä- 
chenausstattung und weniger Arbeitskräfte. Im Durch- 
schnitt erzielen sie wegen der meist ungünstigen natürli- 
chen Voraussetzungen auch geringere Naturalerträge 
(Übersicht 12). 

Übersicht 12 

Kennzahlen der Klein- und Nebenerwerbsbetriebe't 


Art der Kennzahl 

Einheit 

2003/04 

Betriebsgröße 

EGE 

17,4 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

21,5 

Arbeitskräfte 

AK 

0,8 

dar.: Nicht entlohnte AK (Farn.) 

nAK 

0,7 

Viehbesatz 

VE/ 100 ha LF 

87,2 

dar.: Rinder 

VE/ 100 ha LF 

47,3 

Milchkühe 

VE/ 100 ha LF 

12,2 

Getreide 

dt/ha 

54,1 

Milchleistung 

kg/Kuh 

5 385 

Gewinn 

€/Untemehmen 

4 256 

Veränderung gegen Vorjahr 

% 

14,2 

Außerlandw. Erwerbseinkommen 


19 463 

Sonst. Einkünfte 

€/Betriebs- 

inhaber- 

1 252 

Erhaltene Einkommensübertragungen 

ehepaar 

4 450 

Gesamteinkommen 


29 422 

Veränderung gegen Vorjahr 

% 

- 4,8 

Anteil Gewinn am Gesamteinkommen 

% 

14,5 


Betriebe mit weniger als 1 AK oder von 8 bis unter 16 EGE. 


(54) Die Klein- und Nebenerwerbsbetriebe erzielten im 
WJ 2003/04 mit 4 256 Euro einen um 14,2 Prozent höhe- 
ren Gewinn je Unternehmen als im Vorjahr. Zu der Ge- 
winnsteigerung haben vor allem höhere Erlöse aus dem 
Ackerbau beigetragen. 

Der Gewinn aus dem landwirtschaftlichen Unternehmen 
machte im WJ 2003/04 rd. 15 Prozent des vom Betriebs- 
inhaber und seinem Ehepartner erzielten Gesamteinkom- 
mens von 29 422 Euro aus. Das Gesamteinkommen nahm 
gegenüber dem Vorjahr um 4,8 Prozent ab. Der Rückgang 
ist insbesondere auf niedrigere außerlandwirtschaftliche 
Einkünfte aus Gewerbebetrieben und aus selbstständiger 
Tätigkeit zurückzuführen. 

(55) Rund 70 Prozent der Klein- und Nebenerwerbsbe- 
triebe haben eine Betriebsgröße von weniger als 8 EGE. 
Für diese Betriebe liegen keine Einkommensdaten aus 
Buchführungsabschlüssen vor. Die Betriebe tragen insbe- 
sondere in benachteiligten Gebieten und Mittelgebirgsla- 
gen dazu bei, die Landbewirtschaftung aufrechtzuerhal- 
ten und die natürlichen Lebensgrundlagen zu sichern. 
Allerdings dürfte mit dieser Art der Landwirtschaft nur 
ein sehr geringer Beitrag zum Gesamteinkommen erwirt- 
schaftet werden. 

1.2.4 Betriebe des ökologischen Landbaus 

(56) Im Jahr 2003 nahm die Bedeutung des ökologi- 
schen Landbaus weiter zu. Die Zahl der ökologisch wirt- 
schaftenden Betriebe stieg im Vergleich zum Vorjahr um 

5.4 Prozent auf 16 466 an. Diese Betriebe bewirtschaften 
734 027 ha (Vorjahr 696 978 ha) LF nach den EU-weiten 
Regelungen des ökologischen Landbaus. Damit hat sich 
seit 1994 die Zahl der ökologisch wirtschaftenden Be- 
triebe verdreifacht, die von ihnen landwirtschaftlich ge- 
nutzte Fläche ebenso. Der Anteil an der Gesamtzahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe lag im Jahr 2003 bei 
3,9 Prozent (Vorjahr 3,6 Prozent), der an der Gesamtflä- 
che bei 4,3 Prozent (Vorjahr 4,1 Prozent). 

Die Zahl der im Testbetriebsnetz erfassten und ausgewer- 
teten Haupterwerbsbetriebe des ökologischen Landbaus 
(ohne Garten-, Obst- und Weinbau) konnte für das WJ 
2003/04 auf 295 erhöht werden (Vorjahr 264). Die Buch- 
führungsergebnisse wurden arithmetisch gemittelt und 
nicht hochgerechnet. Wegen der gegenüber dem Vorjahr 
geänderten Zahl der Betriebe sind Vergleiche der Durch- 
schnittergebnisse für das WJ 2003/04 mit den im vorigen 
Bericht für das WJ 2002/03 veröffentlichten Ergebnissen 
nur eingeschränkt möglich. 

Eine Auswertung von 220 identischen Betrieben zeigt, 
dass sich die Ertragslage dieser ökologisch wirtschaf- 
tenden Betriebe nur geringfügig verbessert hat. Im 
Durchschnitt dieser identischen Betriebe nahmen die 
Gewinne gegenüber dem Vorjahr nur um 0,5 Prozent zu. 
Diese im Vergleich zu den konventionellen Betrieben et- 
was ungünstigere Einkommensentwicklung ist haupt- 
sächlich dadurch bedingt, dass die Erzeugerpreise für 
Getreide und Kartoffeln aus ökologischem Anbau nicht 
in dem Maße gestiegen sind wie für konventionelle Er- 
zeugnisse. 
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Wie in den Vorjahren wurden den ökologisch wirtschaf- 
tenden Betrieben differenziert nach Betriebsformen 
Gruppen konventionell wirtschaftender Betriebe gegen- 
über gestellt. Es handelt sich dabei um Betriebe mit glei- 
chen Produktionsausrichtungen, mit ähnlicher wirtschaft- 
licher Betriebsgröße (EGE) und ähnlichen natürlichen 
Standortbedingungen (Vergleichswert Euro/ha). Als wei- 
teres Selektionskriterium wurde die Flächenausstattung 
(LF) hinzugenommen. Dadurch wird in Verbindung mit 
der wirtschaftlichen Betriebsgröße, bei der auch die Vieh- 
haltung mit Standarddeckungsbeiträgen bewertet wird, 
erreicht, dass die Betriebe auch hinsichtlich der Intensität 
der Viehhaltung vergleichbar sind. 

ln der Übersicht 1 3 wurden zusätzlich die Durchschnitts- 
werte aller konventionell wirtschaftenden Haupterwerbs- 
betriebe (ohne Gartenbau- und Dauerkulturbetriebe) dar- 
gestellt. Der Vergleich mit den ähnlich strukturierten, 
konventionell wirtschaftenden Betrieben zeigt, dass die 
ökologisch wirtschaftenden Betriebe 

- einen um 34 Prozent höheren Arbeitskräftebesatz ha- 
ben, weil sie mehr Lohnarbeitskräfte beschäftigten, 
aber die Anzahl der nicht entlohnten Arbeitskräfte na- 
hezu gleich ist, 

- deutlich niedrigere Naturalerträge bei Kartoffeln und 
Weizen und eine um 14 Prozent niedrigere Milchleis- 
tung erwirtschaften als die konventionelle Vergleichs- 
gruppe, 

- weiterhin rund doppelt so hohe Produktpreise bei Ge- 
treide und Kartoffeln und um 13 Prozent höhere 
Milchpreise erzielen, 

- nur sehr niedrige Aufwendungen für Dünge- und 
Pflanzenschutzmittel je ha LF haben, 

- um 138 Euro je ha LF höhere Direktzahlungen, insbe- 
sondere aus der Teilnahme an Agrarumweltprogram- 
men, erhalten, 

- um das 5 fache höhere Aufwendungen für Personal ha- 
ben als die konventionelle Vergleichsgruppe. 

Die ökologischen Betriebe erwirtschafteten im WJ 2003/04 
Gewinne je Unternehmen in Höhe von 37 090 Euro, dies 
sind 34 Prozent mehr als die Betriebe in der Vergleichs- 
gruppe der konventionellen Betriebe. Der Gewinn plus 
Personalaufwand (Einkommen) betrug 22 212 Euro je 
Arbeitskraft und war um 22 Prozent höher als in der kon- 
ventionellen Vergleichsgruppe. Auch im Vergleich einzel- 
ner Betriebsformen ergaben sich für die ökologisch wirt- 
schaftenden Betriebe höhere Gewinne (Tabelle 34). Die 
Ackerbaubetriebe erzielten mit 47 820 Euro je Unterneh- 
men den höchsten Gewinn, 4 Prozent mehr als die Ver- 
gleichsgruppe. Die Futterbaubetriebe folgten mit 
33 894 Euro Gewinn je Unternehmen und übertrafen die 
Vergleichsgruppe um 45 Prozent. Die Gemischtbetriebe 
erzielten mit durchschnittlich 33 776 Euro je Unterneh- 
men um 2 1 Prozent höhere Gewinne. 


1.3 Direktzahlungen, Zuschüsse und 

Einkommensübertragungen 

1.3.1 Unternehmensbezogene Direkt- 

zahlungen und Zuschüsse 

(57) Die untemehmensbezogenen Direktzahlungen und 
Zuschüsse stellen einen bedeutenden Anteil der betriebli- 
chen Erträge landwirtschaftlicher Unternehmen dar. Je 
nach Bezugsgröße werden produkt-, aufwands- und be- 
triebsbezogene Zahlungen unterschieden. 

Zu den produktbezogenen Zahlungen gehören die bisheri- 
gen Flächenzahlungen im Rahmen der Agenda 2000 für 
Getreide, Mais, Hülsenfrüchte, Ölsaaten und Öllein. Die 
Tierprämien (männliche Rinder, Mutterkühe, Schafe, 
Schlachtprämien für Rinder und Kälber) sowie Beihilfen 
für Flachs und Hopfen fallen ebenfalls hierunter. Die im 
Jahr 2004 gewährte Milchprämie wird erst im WJ 2004/05 
ertragswirksam. 

Zu den aufwandsbezogenen Zahlungen zählen die im 
Rahmen von einzelbetrieblichen Investitionen gewährten 
Zuschüsse (einschließlich Zinszuschüsse) sowie die 
Agrardieselvergütung. Die betriebsbezogenen Zahlungen 
sind an den Gesamtbetrieb und seine Faktorausstattung 
gebunden. Dazu gehören die Prämie für die Flächenstill- 
legung im Rahmen der Agenda 2000, die Ausgleichszu- 
lage für landwirtschaftliche Betriebe in benachteiligten 
Gebieten und Prämien für Agrarumweltmaßnahmen. Die 
Ausgleichszulage wird im Rahmen der GAK von Bund 
und Ländern finanziert. Von allen Instrumenten der ein- 
zelbetrieblichen Förderung hat sie dort die größte Brei- 
tenwirkung. Sie trägt insbesondere in den meist kleinen 
und mittleren Betrieben der benachteiligten Gebiete zur 
Stabilisierung der Einkommenssituation bei. 

Im Rahmen der Grundsätze „Markt- und standortange- 
passte Landbewirtschaftung“ der GAK oder durch länder- 
spezifische Programme werden besonders umweltge- 
rechte Produktionsweisen auf der Basis der Verordnung 
(EG) Nr. 1257/99 als flankierende Maßnahmen der EG- 
Agrarreform gefordert. Die Prämienhöhe ist abhängig 
von den standortspezifischen Anforderungen für die Be- 
wirtschaftung und den Zielvorstellungen in den einzelnen 
Ländern. 

(58) Neben den untemehmensbezogenen Zahlungen er- 
halten selbstständige Landwirte auch personenbezogene 
Einkommensübertragungen. Diese nach persönlichen 
Kriterien gezahlten Einkommensübertragungen aus öf- 
fentlichen Mitteln und aus der Sozialversichemng gehen 
nicht in die Gewinn- und Verlustrechnung des Unter- 
nehmens ein. Zu den personenbezogenen Einkommens- 
übertragungen gehören Arbeitslosengeld und -hilfe, 
Kurzarbeitergeld, Wohngeld, Kindergeld, BAfÖg, Erzie- 
hungsgeld, Renten, Pensionen und sonstige Einkommens- 
übertragungen. Von Ausnahmen abgesehen, sind diese 
personenbezogenen Zuwendungen nicht auf Landwirte 
begrenzt. Daher wäre es nicht sachgerecht, die den land- 
wirtschaftlichen Unternehmen gewährten Direktzahlun- 
gen und Zuschüsse mit den weitgehend auch außerhalb 
der Landwirtschaft tätigen Personen zustehenden staatli- 
chen Leistungen zu einer Summe zusammenzufassen. 
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Betriebe des ökologischen Landbaus im Vergleich 

2003/04 


Übersicht 13 


Art der Kennzahl 

Einheit 

ökologischer 

LandbauO 

Konven- 
tionelle 
Vergleichs- 
gruppe 02) 

Alle konven- 
tionellen 
Betriebe^) 

Betriebe 

Zahl 

295 

549 

8 354 

Betriebsgröße 

EGE 

73 

73 

73 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

100,9 

100,5 

66,8 

Vergleichswert 

€/ha LF 

613 

611 

704 

Arbeitskräfte 

AK 

2,2 

1,7 

1,7 

Nicht entlohnte AK (Farn.) 

nAK 

1,5 

1,5 

1,4 

Viehbesatz 

VE/100 ha 

67 

71 

127 

Weizenertrag 

dt/ha 

33 

57 

65 

Kartoffelertrag 

dt/ha 

201 

300 

338 

Milchleistung 

kg/Kuh 

5 543 

6 460 

6 557 

Weizenpreis 

€/dt 

26,67 

12,79 

12,57 

Kartoffelpreis 

€/dt 

25,63 

12,56 

9,46 

Milchpreis 

€/100kg 

34,37 

30,29 

29,93 

Betriebliche Erträge 

€/ha LF 

1 719 

1 655 

2 598 

dar.: Umsatzerlöse landw. Pflanzenproduktion 

€/ha LF 

308 

348 

537 

Umsatzerlöse Tierproduktion 

€/ha LF 

646 

683 

1 297 

Direktzahlungen ohne Investitionsbeihilfen 

€/ha LF 

493 

362 

345 

dar.: Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen 

€/ha LF 

178 

40 

29 

Betriebliche Aufwendungen 

€/ha LF 

1 280 

1 330 

2 120 

dar.: Düngemittel 

€/ha LF 

8 

86 

94 

Pflanzenschutz 

€/ha LF 

2 

69 

86 

Tierzukauf 

€/ha LF 

34 

106 

227 

Futtermittel 

€/ha LF 

104 

126 

320 

Personal 

€/ha LF 

124 

26 

63 

Gewinn 

€/ha LF 

368 

275 

406 

Gewinn 

€ 

37 090 

27 676 

27 112 

Gewinn plus Personalaufwand 

€/AK 

22 212 

18 185 

18 728 


Nicht hochgerechnete Durchschnittswerte. 

Ergebnisse von Ackerbau-, Futterbau- und Gemischtbetrieben auf vergleichbaren Standorten (Vergleichs wert je ha) mit ähnlicher wirtschaftlicher 
Betriebsgröße (EGE) und LF-Größe. 

Hochgerechnete Ergebnisse der konventionell wirtschaftenden Haupterwerbsbetriebe ohne Gartenbau- und Dauerkulturbetriebe. 
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( 59 ) ln den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 
betrugen die untemehmensbezogenen Direktzahlungen und 
Zuschüsse im WJ 2003/04 durchschnittlich 21 676 Euro/ 
Unternehmen (Übersicht 14). Die Zahlungen machten 
12,2 Prozent der betrieblichen Erträge aus. Die Zunahme 
der Zahlungen gegenüber dem Vorjahr um 2 Prozent ist 
hauptsächlich auf höhere Einnahmen durch höhere Be- 
träge bei der Agrardieselvergütung und höhere Zahlungen 
für Agrarumweltmaßnahmen zurückzuführen. Je Arbeits- 
kraft sind die untemehmensbezogenen Direktzahlungen 
der Haupterwerbsbetriebe im WJ 2003/04 um 1,6 Prozent 
auf durchschnittlich 11 455 Euro gestiegen. 

Je nach Betriebsform, Betriebsgröße und Region zeigen 
sich deutliche Unterschiede in der Höhe der untemeh- 
mensbezogenen Zahlungen je ha LF. Die Unterschiede 
sind darauf zurückzuführen, dass der Anteil der Direkt- 


zahlungen an den betrieblichen Erträgen in den einzelnen 
Produktbereichen sehr unterschiedlich ist. Regionale Un- 
terschiede sind z. T. auch durch unterschiedliche Ausge- 
staltung der Ausgleichszulage in den benachteiligten Ge- 
bieten und der Agrammweltmaßnahmen in den Ländern 
bedingt (Tabellen 35 bis 38). ln den benachteiligten Ge- 
bieten erhielten die Haupterwerbsbetriebe mit Aus- 
gleichszulage untemehmensbezogene Zahlungen von ins- 
gesamt 23 783 Euro/Untemehmen bzw. 411 Euro/ha LF 
(Tabelle 35). Die Ausgleichszulage machte in diesen Be- 
trieben mit 3 141 Euro rd. 13 Prozent der gesamten unter- 
nehmensbezogenen Zahlungen aus. 

( 60 ) In den Klein- und Nebenerwerbsbetrieben betrugen 
die untemehmensbezogenen Zahlungen im WJ 2003/04 
im Durchschnitt 8 625 Euro/Untemehmen. Der Betrag je 
ha LF war mit 401 Euro höher als im Durchschnitt der 


Übersicht 14 

Unternehmensbezogene Direktzahlungen und Zuschüsse in den landwirtschaftlichen Betrieben^) 

2003/04 


Art der Zahlung 

Klein- und 

N ebenerwerbsbetriebe 

Haupterwerbsbetriebe 

Juristisehe Personen 

Deutsehland 

Neue Länder 


€/Untemehmen 

Produktbezogen^) 

5 289 

14 140 

366 578 

dar.: Flächenzahlungen^) 

4 138 

11 254 

314 326 

Tierprämien"*) 

1 058 

2 498 

40 132 

Aufwandsbezogen 

554 

2 126 

61 182 

dar.: Zins- und Investitionszuschüsse 

64 

643 

24 979 

Agrardieselvergütung 

478 

1 363 

26 946 

Betriebsbezogen^) 

2 781 

5 410 

128 702 

dar.: Prämien für Fläehenstilllegung 

466 

1 457 

46 062 

Ausgleiehszulage 

736 

1 141 

20 129 

Zahlungen aus Agrammweltmaß- 
nahmen®) 

1 386 

2 224 

40 609 

Zahlungen insgesamt 




€/Untemehmen 

8 625 

21 676 

556 462 

Verändemng gegen Vorjahr in % 

+ 4,9 

+ 2,0 

- 1,7 

in Prozent der betriebliehen Erträge 

18,2 

12,2 

23,2 

€/AK 

11 207 

11 455 

21 512 

€/ha LF 

401 

362 

396 


Ergebnisse des Testbetriebsnetzes. 

2) Einschließlich Flachs-, Hanf- und Hopfenbeihilfe sowie sonstiger produktbezogener Zahlungen. 

Flächenzahlungen für Getreide, Mais, Hülsenfrüchte, Ölsaaten. 

■^) Prämien für Mutterkühe, männliche Rinder, Schafe, Schlachtprämien, Extensivierungsprämien. 

Einschließlich Prämien für Aufforstung, sonstiger betriebsbezogener Beihilfen und Vergütungen (auch länderspezifische Maßnahmen), jedoch 
ohne Bundeszuschuss LUV. 

Bund und Länder. 
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Haupterwerbsbetriebe (Übersicht 14). Mit durchschnitt- 
lich 64 Euro/ha LF spielten die Zahlungen für Agrarum- 
weltmaßnahmen in den Klein- und Nehenerwerbsbetrie- 
ben eine größere Rolle als in den Haupterwerbsbetrieben 
(37 Euro/ha LF im Durchschnitt). Auch die Ausgleichs- 
zulage wurde mit durchschnittlich 34 Euro/ha LF in den 
Klein- und Nebenerwerbsbetrieben stärker beansprucht 
als in den Haupterwerbsbetrieben (19 Euro/ha LF im 
Durchschnitt). 

(61) Die juristischen Personen in den neuen Ländern 
wiesen im Vergleich zu den Haupterwerbsbetrieben auf- 
grund ihrer größeren Produktionskapazitäten und 
556 462 Euro wesentlich höhere untemehmensbezogene 
Zahlungen je Unternehmen auf (Übersicht 14). Je AK 
waren die Zahlungen fast doppelt so hoch wie in den 
Haupterwerbsbetrieben. Der Anteil der Zahlungen an den 
betrieblichen Erträgen war ebenfalls größer. Diese Unter- 
schiede sind dadurch bedingt, dass die juristischen Perso- 
nen stärker auf Produktionszweige mit Direktzahlungen 
(Getreide, Ölsaaten und Hülsenfrüchte) als auf Betriebs- 
zweige ohne Direktzahlungen (Schweine) ausgerichtet 
sind. Die Verringerung der Zahlungen gegenüber dem 
Vorjahr ist hauptsächlich auf die Kürzungen durch die na- 
tionale Modulation im Jahr 2003 zurückzuführen. 

1 .4 Vorschätzung für 2004/05 

(62) Die wirtschaftliche Lage der landwirtschaftlichen Be- 
triebe wird sich im laufenden Wirtschaftsjahr 2004/05 vo- 
raussichtlich weiter deutlich verbessern. Die positive Ent- 
wicklung ist vor allem durch höhere Erlöse aus dem 
Ackerbau und aus der Schweinehaltung bedingt. Im Acker- 
bau hat die starke Zunahme der Emtemengen den Rückgang 
der Erzeugerpreise mehr als ausgeglichen. Bei Milch haben 
sich die Einnahmen infolge des nur noch geringen weiteren 
Rückgangs der Erzeugerpreise und der 2004 gezahlten 
Milchprämie stabilisiert. Einkommensmindemd dürften 
sich höhere betriebliche Aufwendungen insbesondere für 
Düngemittel, Heizmaterial und Treibstoffe auswirken. 

Aufgrund der genannten Einflussgrößen wird für die 
landwirfschaftlichen Haupterwerbsbetriebe insgesamt mit 
einer Zunahme der Einkommen um mehr als 1 0 Prozent 
gerechnet. 

Von der positiven Einkommensentwicklung sind haupt- 
sächlich die Ackerbau-, die Veredlungs- und die Ge- 
mischtbetriebe betroffen. Auch für die Weinbaubetriebe 
werden deutliche Gewinnsteigerungen erwartet. In den 
Milchvieh- und Rinderhaltungsbetrieben ist ebenfalls mit 
einer leichten Einkommensverbesserung zu rechnen. Da- 
gegen dürften die Garten- und Obstbaubetriebe aufgrund 
des Preisdrucks bei Obst und Gemüse und der gestiege- 
nen Aufwendungen erhebliche Gewinneinbußen zu ver- 
zeichnen haben. 

1.5 Deutsche Landwirtschaft in der EU 

1.5.1 Gesamtrechnung 

(63) Als makroökonomischer Indikator für die Einkom- 
mensentwicklung in der Landwirtschaft der EU-Mitglied- 
staaten wird u. a. die Netto wertschöpfung je Arbeitskraft 
verwendet. Die Berechnung und Vorschätzung erfolgt in 
den Mitgliedstaaten einheitlich auf der Basis des Europäi- 


schen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen. 
Im Gegensatz zur nationalen Gesamtrechung werden die 
Veränderungen in realen Werten (deflationiert mit Preis- 
index des BIP) ausgedrückt. 

Nach vorläufigen Schätzungen für das Kalenderjahr 2004 
ist die reale Nettowertschöpfüng je Arbeitskraft in der er- 
weiterten EU um durchschnittlich 3,3 Prozent gestiegen. 
Während die EU-15-Länder einen Anstieg von knapp ei- 
nem Prozent erreichten, lag die durchschnittliche Entwick- 
lung in den zehn neuen Beitrittsländem mit 53 Prozent 
deutlich höher. Von den 25 Mitgliedstaaten zeigten 19 eine 
positive Einkommensentwicklung. In Deutschland ergab 
sich nach negativer Entwicklung im Jahr 2003 für 2004 ein 
deutlicher Anstieg der landwirtschaftlichen Einkommen 
von 16,6 Prozent. Damit hat Deutschland die stärksten Zu- 
nahmen der ehemaligen EU-15-Länder. Die positive Ent- 
wicklung in vielen EU-Ländem sowie insbesondere in ei- 
ner Reihe von Beitrittsländem erklärt sich wie in 
Deutschland durch die mengenmäßig starke Ernte bei mo- 
derater Preisentwicklung im pflanzlichen Bereich. Im Ge- 
gensatz zu dieser positiven Entwicklung wiesen die Nie- 
derlande mit - 1 1 ,5 Prozent den stärksten Rückgang der 
landwirtschaftlichen Einkommen aus, gefolgt von Belgien 
(- 8,8 Prozent), Finnland (- 3,9 Prozent) und Frankreich 
(- 3,7 Prozent) (Übersicht 15). 

EU-weit ist der Produktionswert zu Erzeugerpreisen im 
Kalenderjahr 2004 um 1,9 Prozent gestiegen. Während 
der Produktionswert der pflanzlichen Erzeugung um 

3.5 Prozent anstieg, blieb die tierische Erzeugung unver- 
ändert auf Vorjahresniveau. Mit seinem über dem EU- 
Durchschnitt liegenden Ergebnis erreichte Deutschland in 
realen Zahlen einen Anstieg von 10,8 Prozent im pflanzli- 
chen und 1,8 Prozent im tierischen Bereich sowie eine 
Verändemng des Produktionswertes zu Erzeugerpreisen 
von + 5,9 Prozent. Deutschland verzeichnete ebenso wie 
die Niederlande (14,4 Prozent), Schweden (13,7 Prozent), 
Dänemark (13,6 Prozent) und Polen (10,7 Prozent) mit 
einem realen Anstieg von (12,3 Prozent) eine deutliche 
Verbesserung im Bereich der Schweineproduktion. 

Während der reale Wert der Vorleistungen in der EU um 

2.5 Prozent anstieg, erhöhte er sich in Deutschland um ca. 
5 Prozent. Dies erklärt sich u. a. durch den unterdurch- 
schnittlichen Vorleistungseinsatz im Vorjahr. 

Die mittelfristige Einkommensentwicklung in den EU- 
Mitgliedstaaten wird als Indexwert ausgedrückt. Die Net- 
towertschöpfung je AK für das Jahr 2000 ist als Referenz- 
wert 1 00 gewählt. 

Nach einem kräftigen Anstieg der landwirtschaftlichen 
Einkommen in 2001 (+ 25 Prozent), deutlichen Rückgän- 
gen in 2002 (- 26,8 Prozent) und erneuten Rückgängen in 
2003 (- 2,5 Prozent) lag die Nettowertschöpfung je Ar- 
beitskraft in Deutschland im Jahr 2004 ca. 1 ,8 Prozent 
über dem Niveau von 2000. Für die EU bewirkte der An- 
stieg in 2004, dass die Nettowertschöpfüng je Arbeits- 
kraft um 2,7 Prozent über dem Niveau von 2000 lag. 

Eine positive mittelfristige Entwicklung der landwirt- 
schaftlichen Einkommen ergab sich für die baltischen 
Staaten, die Tschechische Republik, Polen sowie das Ver- 
einigte Königreich mit einem Indexanstieg von über 
20 Prozent seit 2000. Eine negative Entwicklung mit 
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Einkommen unter dem Stand von 2000 verzeichneten die 
Niederlande (- 17,4 Prozent), Belgien - 16,4 Prozent), 
Finnland (- 13,2 Prozent), Dänemark (- 7,3 Prozent), 
Frankreieh und Malta (6,1 Prozent), gefolgt von Italien, 
Zypern und Irland (- 2 bis 3 Prozent). 

Übersicht 15 

Nettowertschöpfung je Arbeitskraft 
Indexentwicklung 2000 = 100*> 


Mitgliedstaat 

2001 

2002 

2003 

2004 

2004 

gegen 

2003 

in% 

Belgien 

108,1 

90,9 

91,7 

83,6 

- S,S 

Tschechische 

Republik 

123,8 

97,3 

95,3 

198,0 

+107,8 

Dänemark 

114,4 

85,6 

82,6 

92,7 

+ 12,2 

Deutschland 

122,4 

89,6 

87,3 

101,8 

+ 16,6 

Estland 

127,1 

126,5 

178,7 

278,5 

+ 55,9 

Griechenland 

102,5 

100,0 

99,0 

101,7 

+ 2,8 

Spanien 

108,5 

105,7 

113,3 

115,3 

+ 1,7 

Frankreich 

100,6 

98,4 

97,6 

93,9 

- 3,7 

Irland 

103,9 

99,0 

99,3 

98,0 

- 1,3 

Italien 

99,1 

94,9 

95,7 

97,0 

+ 1,3 

Zypern 

97,0 

94,4 

98,7 

97,3 

- 1,4 

Lettland 

113,7 

116,7 

109,7 

155,5 

+ 41,8 

Litauen 

92,4 

81,8 

97,3 

142,6 

+ 46,6 

Luxemburg 

97,7 

100,4 

96,0 

103,5 

+ 7,8 

Ungarn 

100,2 

85,2 

85,0 

109,0 

+ 28,3 

Malta 

99,1 

99,0 

91,1 

93,9 

+ 3,1 

Niederlande 

101,6 

89,4 

93,4 

82,6 

-11,5 

Österreich 

113,3 

107,8 

105,2 

105,8 

+ 0,6 

Polen 

110,2 

88,6 

82,4 

143,0 

+ 73,5 

Portugal 

108,2 

101,1 

101,7 

102,3 

+ 0,6 

Slowenien 

92,6 

125,6 

95,4 

107,9 

+13,1 

Slowakei 

108,3 

102,3 

88,3 

113,7 

+28,9 

Finnland 

108,5 

114,8 

90,3 

86,8 

- 3,9 

Schweden 

108,0 

108,8 

107,1 

109,5 

+ 2,3 

Ver. Königreich 

102,9 

110,3 

133,2 

134,0 

+ 0,6 

EU-15 

105,4 

98,8 

101,1 

101,9 

+ 0,8 

EU-25 

105,3 

97,9 

99,4 

102,7 

+ 3,3 


■) Basisjahr 2000 als Mittelwert der Jahre 1 999, 2000 und 200 1 . 


1.5.2 Buchführungsergebnisse 

(64) Die Buchfuhrungsergebnisse des Informationsnet- 
zes landwirtschaftlicher Buchführungen (INLB) der 

EU ermöglichen Vergleiche von Struktur, Einkommens- 
entstehung, -niveau und -entwicklung zwischen den land- 
wirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben in den Mitglied- 
staaten. 

Aufgrund abweichender Berechnungsmethoden sind die 
auf EU-Ebene ermittelten Buchfuhrungsergebnisse für 
Deutschland nur bedingt mit den nationalen Testbetriebs- 
ergebnissen in Kapitel 1 .2 vergleichbar. Die im INLB er- 
mittelten Einkommen liegen insgesamt niedriger, u. a. 
weil die Abschreibungen vom Wiederbeschaffungswert 
vorgenommen werden, während sie bei der nationalen 
Auswertung der Testbetriebsergebnisse vom Anschaf- 
fungswert berechnet werden. Abweichende Ergebnisse 
können sich zudem durch die unterschiedlichen Gewich- 
tungen der Betriebsformen und -großen ergeben. Weiter- 
hin wird im INLB nicht zwischen Unternehmen verschie- 
dener Rechtsformen unterschieden. Da auch Daten von 
juristischen Personen in den Durchschnittsergebnissen 
enthalten sind, wird wie bei den nationalen Ergebnissen 
als Vergleichsmaßstab für das Einkommen der Gewinn 
plus Personalaufwand gewählt. Aktuelle Ergebnisse für 
das WJ 2003/04 sowie für die neuen Mitgliedstaaten lie- 
gen nicht vor. 

ln Deutschland lag das durchschnittliche Einkommen der 
Haupterwerbsbetriebe je Betrieb und je AK auch 2002/03 
deutlich niedriger als in Belgien, Frankreich, Luxemburg, 
den Niederlanden imd im Vereinigten Königreich. Das 
sehr niedrige Einkommensniveau der dänischen Betriebe 
resultiert aus Besonderheiten des dänischen Erbrechts und 
der damit einhergehenden hohen Fremdkapital- und Zins- 
belastung (Übersicht 16, Tabelle 39). 

Die vergleichsweise ungünstigere Einkommenssituation 
der deutschen Betriebe resultiert zum Teil aus der geringe- 
ren durchschnittlichen Faktorausstattung. Dementspre- 
chend ist die wirtschaftliche Betriebsgröße (EGE) niedri- 
ger als in Belgien, Dänemark, den Niederlanden und im 
Vereinigten Königreich. Hinzu kommt, dass die deutschen 
Betriebe höhere betriebliche Aufwendungen (Produk- 
tionskosten) haben als im Durchschnitt der EU- 15. Unter 
anderem wenden die deutschen Betriebe einen höheren 
Anteil ihrer Erträge zur Abdeckung der Ausgaben für 
Energie (6,2 Prozent, EU-Durchschnitt 4,2 Prozent) auf 
Hierbei handelt es sich aber um die Ausgaben vor Abzug 
von Beihilfen, z. B. für Agrardiesel, die unter den Einnah- 
men aus Direktzahlungen und Beihilfen gebucht sind. 

Benachteiligungen der deutschen Betriebe aufgrund 
eventuell höherer Direktzahlungen und anderer Beihilfen 
in anderen Mitgliedstaaten lassen sich aus den Durch- 
schnittsergebnissen nicht erkennen. Der Anteil der Sub- 
ventionen an den betrieblichen Erträgen (Einnahmen) ist 
zwar in mehreren Mitgliedstaaten höher als in Deutsch- 
land, die unterschiedlichen Anteile sind aber im Zusam- 
menhang mit der Produktionsstruktur zu sehen. So ergibt 
sich z. B. der hohe Subventionsanteil in Irland aus den 
EU-Rinderprämien. 
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Übersicht 16 

Struktur und Einkommen der landwirtschaftlichen 
Haupterwerbshetriehe in den EU-Mitgliedstaaten 

2002/03 


Mitgliedstaat 

Be- 

triebs- 

größe 

Arbeits- 

kräfte 

Gewinn 

Gewinn 

plus 

Perso- 

nalauf- 

wand 


EGE 

AK 

€ 

€/AK 

Belgien 

81,3 

1,7 

37 587 

24 350 

Dänemark 

80,6 

1,4 

661 

10 858 

Deutschland^* 

77,0 

2,1 

20 067 

15 712 

Griechenland 

9,2 

1,3 

12 092 

10 379 

Spanien 

17,2 

1,3 

19 674 

17 662 

Frankreich 

71,4 

2,0 

28 726 

19 136 

Irland 

22,9 

1,2 

15 104 

14011 

Italien 

24,2 

1,3 

19 760 

18 040 

Luxemburg 

54,7 

1,7 

35 095 

23 022 

Niederlande 

137,7 

2,4 

27 555 

22 974 

Österreich 

23,4 

1,8 

26 975 

15 580 

Portugal 

10,9 

1,4 

5 968 

5 287 

Finnland 

40,0 

1,7 

24 369 

16 819 

Schweden 

49,6 

1,3 

6 663 

9 097 

Vereinigtes 

Königreich 

88,4 

2,1 

28 563 

23 281 

EU-15 

36,0 

1,5 

19 236 

16 418 


Durchschnittergebnisse von 6 819 Betrieben, davon 278 juristische 
Personen. 


2 Forstwirtschaft 

2.1 Struktur 

Wald 

(65) Nach den Ergebnissen der Bundeswaldinventur 
2002 (www.bundeswaldinventur.de) bedeckt der Wald 
mit 11,1 Mio. ha rd. 31 Prozent der Fläche Deutschlands. 
Zu Waldeigentum und Baumarten siehe Übersicht 17. 

Betriebe 

( 66 ) Statistisch erfasst wurden im Jahr 2003 rd. 
273 000 Betriebe mit rd. 8,9 Mio. ha Wald. Die 
27 800 Forstbetriebe (ab 10 ha Waldfläche (WF)) verfü- 
gen davon über rd. 7,5 Mio. ha Wald. Rund 90 Prozent 
der Betriebe mit Wald waren landwirtschaftliche Betriebe 


Übersicht 17 

Flächenanteile der Waldeigentums- und Baumarten 


Waldeigentum 

% 

Baumartengruppe 

% 

Privatwald'* 

47 

Fichte/Tanne/ 

Douglasie 

32 

Staatswald 

33 

Kiefer/Lärche 

27 

Körperschaftswald 

20 

Buche und sonstige 
Laubbaumarten 

31 



Eiche 

10 


Einschließlich so genanntem Treuhandwald. 
Quelle: Bundeswaldinventur 2002. 


(ab 2 ha LF), die mit rd. 1,5 Mio. ha nur rd. 17 Prozent 
der WF bewirtschafteten. In 5 403 Forstwirtschaftlichen 
Zusammenschlüssen waren rd. 449 000 Betriebe (auch 
statistisch nicht erfasste) mit rd. 3,3 Mio. ha WF zusam- 
mengeschlossen. Der bäuerliche Waldbesitz ergänzt das 
Einkommen aus der Landwirtschaft und ermöglicht, 
durch Holzeinschlag auf Vermögensreserven zurückzu- 
greifen. Der Wald leistet so einen wichtigen Beitrag zur 
wirtschaftlichen Stabilität der Betriebe. 

Holzwirtschaft 

(67) Nach einer Definition der EU ist die Forst- und 
Holzwirtschaft als eine Einheit zu betrachten. Dazu gehö- 
ren die Bereiche Forstwirtschaft, Holzbe- und -Verarbei- 
tung, Holzhandel, Zellstoff- und Papiererzeugung, Pa- 
pier- und Pappeverarbeitung inklusive Verpackung sowie 
das Druckerei- und Verlagswesen. 

Dieser Gesamtkomplex (Holz-Cluster) erzielt über 
100 Mrd. Euro Jahresumsatz in Deutsehland und schlägt 
mit etwa 1 Million Arbeitsplätzen zu Buche. Dies ent- 
spricht einem Anteil von rd. 3 Prozent am Bruttosozial- 
produkt. 

2.2 Holzmärkte 

( 68 ) Das Einschlagsergebnis der Forstbetriebe lag im 
Jahr 2003 bei rd. 51,2 Mio. m^. Im Durchschnitt der letz- 
ten zehn Jahre wurden vergleichsweise 39,0 Mio. m^ ver- 
zeichnet. Bei allen Waldbesitzarten und Holzartengrup- 
pen zeigen sich deutliche Steigerungen. Die größte 
Steigerung der Einschläge erzielt der Privatwald mit rd. 
4 auf 20,5 Mio. m^ (-1- 24,2Prozent) vor dem Körper- 
schaffs- und Staatswald mit rd. 10,5 (+ 22 Prozent) und 

20.2 Mio. m^ (-1- 16,9). Davon entfallen 26,9 Mio. m^ auf 
Nadel- und 3,7 Mio. m^ auf Laubstammholz sowie rd. 
20,6 Mio. m^ auf die übrigen Sorten. Die Einsehlagsstei- 
gerung hat ihre Ursache vor allem beim Nadelstammholz 
(-t 28 Prozent). Darin ist ein hoher Anteil außerordentli- 
cher Holznutzungen (Insekten- und Trockenschäden) auf- 
grund des extrem heißen und trockenen Sommers im Jahr 
2003 enthalten. 
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Übersicht 18 

Holzeinschlag nach Waldeigentnms- und Holzarten 


Art der 
Kennzahl 

2003 

2002 

1993- 

2002 

2003 

2002 

1993- 

2002 

Mio. m- 


m^/ha 

PrivatwaldP 

20,5 

16,5 

12,0 

4,1 

3,3 

2,2 

Körper- 

schaftswald 

10,5 

8,6 

9,9 

4,9 

4,0 

4,6 

Staatswald 

20,2 

17,3 

17,1 

5,6 

4,8 

4,5 

Fichte 

30,6 

24,0 

22,2 

8,2 

6,4 

5,7 

Kiefer 

9,8 

9,2 

8,0 

3,0 

2,8 

2,3 

Buche 

8,8 

7,6 

7,4 

3,2 

2,8 

2,7 

Eiche 

2,0 

1,5 

1,4 

1,6 

1,6 

1,4 

Deutschland 

51,2 

42,4 

39,0 

4,8 

4,0 

3,5 


Einschließlich so genannter Treuhandwald. 


(69) Der Umsatz in der Holz- und Papierindustrie hat 
sich wie im Vorberichtszeitraum verringert. Er sank von 
8 1 Mrd. Euro im Jahre 2002 um 4,5 Prozent auf 
78 Mrd. Euro. Die größten Umsatzrückgänge waren in 
der Holzverarbeitung, der Möbelindustrie sowie dem Mö- 
bel erzeugenden Handwerk zu verzeichnen. Die Zahl der 
Beschäftigten in der Holzwirtschaft verringerte sich von 
2002 auf 2003 um 43 168. Im gleichen Zeitraum verrin- 
gerte sich die Zahl der Betriebe von 60 550 auf 59 900. 

(70) Wie in den Vorjahren beeinflusst die Bauwirtschaft 
den Holzabsatz auch künftig in besonderem Maße. Rund 
zwei Drittel des jährlichen Holzeinschlags in Form von 
Schnittholz, Platten und konstruktiven Bauelementen ge- 
hen in diesen Wirtschaftssektor. Die konjunkturelle 
Schwäche auf dem Baumarkt und die Konsumzurückhal- 
tung in anderen Wirtschaftsbereichen wirkt sich auf die 
Nachfrage nach Holz und Holzprodukten aus. Der Holz- 
absatzfÖrderung der Forst- und Holzwirtschaft kommt 
deshalb ergänzend zur politischen Beeinflussung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen weiterhin hohe Be- 
deutung zu. 

2.3 Gesamtrechnung 

(71) Mit der Umstellung der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung in der EU auf das neue Europäische Sys- 
tem Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 
1995) war auch die Methodik der Forstwirtschaftlichen 
Gesamtrechnung (FGR) zu ändern. Deshalb wurde die 
FGR für Deutschland ab 1991 rückwirkend neu berech- 
net. Als Datengrundlage hierfür dienen im Wesentlichen 
die Daten des Testbetriebsnetzes Forstwirtschaft. Für 
Forstbetriebe mit weniger als 200 ha Waldfläche werden 
die Kennzahlen der größeren Betriebe mit einem In- 
tensitätsfaktor für die forstliche Produktion übertragen. 


Der Holzeinschlag leitet sich aus den Schätzungen des 
Rohholzverbrauchs insgesamt und den hochgerechneten 
Testbetriebsnetzdaten ab. Zur Darstellung der Kosten- 
struktur der forstlichen Dienstleistungsuntemehmen wird 
auf Standardkalkulationen zurückgegriffen. 

ln 2003 führte die Einschlagssteigerung bei Nadelholz 
trotz Preisrückgang zu einem Anstieg des Produktions- 
wertes von 6,7 Prozent auf 1,5 Mrd. Euro. Im Gegensatz 
dazu verzeichnete das Laubholz einen Rückgang von 

6.3 Prozent auf 0,2 Mrd. Euro. Der Produktionswert der 
Forstwirtschaft sank- unter Berücksichtigung des ge- 
wachsenen, aber nicht eingeschlagenen Holzes (ungenutz- 
ter Zuwachs) in 2003 um 1,4 Prozent auf 2,9 Mio. Euro. 

Bei ebenfalls leicht rückläufigen Vorleistungen 
(- 0,6 Prozent) entwickelte sich die Bruttowertschöpfung 
als Maßstab für die wirtschaftlichen Leistung der Forst- 
wirtschaft mit - 2 Prozent negativ. Bei relativ konstanten 
Abschreibungen, gestiegenen sonstigen Produktionsabga- 
ben und rückläufigen sonstigen Subventionen sank die 
Netto wertschöpfung zu Faktorkosten (Faktoreinkommen) 
um 5,2 Prozent auf 1,6 Mrd. Euro (Tabelle 40). 

2.4 Buchführungsergebnisse 2003 

(72) Das Testbetriebsnetz Forst liefert die Datengrund- 
lage zur Beurteilung der wirtschaftlichen Lage im größe- 
ren Privat- und Körperschaftswald (ab 200 ha Holzboden- 
fläche). Im Forstwirtschaftsjahr (FWJ) 2003 wurden die 
Betriebsergebnisse von 352 Betrieben dieser Besitzarten 
ausgewertet. Die Ergebnisse für den Staatswald (Tz. 77) 
basieren auf Daten aus den Landesforstverwaltungen. Die 
Ergebnisse der landwirtschaftlichen Betriebe mit weniger 
als 200 ha Wald werden gesondert dargestellt (Tz. 76). 
Die Ertragslage im Kleinprivatwald, der nicht von land- 
wirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben bewirtschaftet 
wird, wird statistisch nicht erfasst (vgl. Anhang Methodi- 
sche Erläuterungen, Anhang S. 149). 

Ab dem FWJ 2003 werden die Buehführungsergebnisse 
im größeren Privat- und Körperschaftswald sowie im 
Staatswald mit veränderter Methodik erhoben, die u. a. zu 
mehr Transparenz und Vergleichbarkeit der Ergebnisse 
zwischen den Besitzarten führen soll. Bei der Betrach- 
tung der Forstbetriebe wird jetzt vom Untemehmenskon- 
zept ausgegangen. Die bisherige Ausrichtung auf die 
Trennung von betrieblichem und nicht betrieblichem Auf- 
wand und Ertrag wurde aufgegeben und von einer Ge- 
samtschau aller Tätigkeitsfelder ausgegangen, die in 
Form eines Produktplanes strukturiert werden, ln diesem 
Produktplan werden die Produkte des Forstbetriebes zu 
Produktgruppen und Produktbereichen zusammengefasst 
(vgl. TA, Methodische Erläuterungen, Anhang S. 148). 

Auf diese Weise sollen insbesondere Betriebs- und Zeit- 
vergleiche für Forstbetriebe auf verschiedenen Ebenen 
der modulartig aufgefächerten Tätigkeitsfelder ermög- 
licht werden. So kann z. B. durch die Zusammenfassung 
der Produktbereiche 1 bis 3 (Produktion von Holz und an- 
deren Erzeugnissen; Schutz und Sanierung; Erholung und 
Umweltbildung) ein Forstbetrieb im engeren Sinne defi- 
niert werden. Durch das Ausklammem der Produktberei- 
che 4 und 5, die vielfach nur im Körperschafts- und 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-35- 


Drucksache 15/4801 


Staatswald eine Bedeutung haben, ist so eher ein Ver- 
gleich zwischen den verschiedenen Besitzarten möglich. 

Gegenüber den Auswertungen in früheren Berichten führt 
diese methodische Änderung bei der Darstellung der 
Buchführungsergebnisse zu einem Bruch. Die Buchfüh- 
rungsergebnisse des Berichtsjahres 2003 sind daher 
nur eingeschränkt mit den Auswertungen nach alter 
Methodik in den früheren Agrarberichten vergleich- 
bar. Damit Zeitreihen möglich sind, wurden für die zu- 
rückliegenden Jahre Rückrechnungen unter Berücksichti- 
gung der geänderten Methodik erstellt. Eine volle 
Vergleichbarkeit der Ergebnisse war insbesondere durch 
die jetzt weiter gefasste Definition der Tätigkeitsfelder ei- 
nes Forstbetriebes nicht erreichbar. Aus der Sicht der 
neuen Methodik entsprechen die Produktbereiche 1 bis 3 
in etwa dem nach alter Methodik definierten Forstbetrieb. 
Zeitvergleiche basieren deshalb im Wesentlichen auf 
Kennzahlen zu diesen zusammengefassten Produktberei- 
chen. 

(73) Im FWJ 2003 hat sich die wirtschaftliche Lage im 
Privat- und Körperschaftswald weiter verbessert. Die 
Einschläge wurden z. T. kräftig erhöht. Trotz niedriger 
Holzpreise stieg der Ertrag aus Holz und anderen Erzeug- 
nissen deshalb deutlich an. Hinzu kamen Einsparungen 
auf der Aufwandseite, so dass im Durchschnitt der Forst- 
betriebe in Deutschland die Reinerträge, also die Beträge, 
die nach Abzug aller Kosten für die unternehmerische Tä- 
tigkeit und für die Verzinsung des eingesetzten Kapitals 
übrig waren, deutlich Zunahmen. Die Ergebnisse der - für 
Zeitvergleiche geeigneten und für die Forstbetriebe be- 
sonders wichtigen - Produktbereiche 1-3 zeigen, dass der 
Reinertrag 11 (einschließlich Fördermittel) um 20 Euro 
auf 38 Euro je ha Holzbodenfläche (Schaubild 5) ange- 
stiegen ist. Bei der Reinertragsberechnung ohne Förde- 
rung erhöhte sich der Wert auf 10 Euro je ha Holzboden- 
fläche (+32 Euro). Unter Förderung sind Zuschüsse und 
Prämien aus öffentlichen Haushalten, wie z. B. für die 
Bestandspflege, Kulturen, Forstschutz sowie kostenlose 
oder verbilligte Betreuungsleistungen durch die staatli- 
chen Forstämter, zu verstehen. 

(74) ln den Körperschaftswaldbetrieben in Deutschland 
bewirtschafteten im FWJ 2003 im Durchschnitt 3,3 Voll- 
arbeitskräfte 824 ha Wald, davon rd. 790 ha Holzboden- 
fläche. Nach dem leichten Anstieg der Reinerträge im 
Vorjahr haben sich die Betriebsergebnisse dieser Gruppe 
im FWJ 2003 nochmals stark verbessert. Einschließlich 
der staatlichen Förderung erwirtschafteten die Körper- 
schaftswaldbetriebe im wichtigen Produktbereich 1-3 
einen Reinertag II von 27 Euro (+ 19 Euro) je ha Holz- 
bodenfläche. Ohne staatliche Förderung ist der Reinertrag 
dieser Betriebe allerdings mit rd. - 5 Euro je ha Holz- 
bodenfläche weiterhin negativ. Die staatliche Förderung 
lag mit rd. 32 Euro je ha Holzbodenfläche wieder unter 
dem Niveau des Vorjahres. Bei niedrigeren Holzpreisen 
waren letztlich die höheren Einschläge und geringeren 
Betriebsaufwendungen die Ursachen für den Ertrags- 
anstieg (Übersicht 19). 


Schaubild 5 

Reinerträge Produktbereich 1-3 
in der Forstwirtschaft 

Körperschafts- und Privatwald ab 200 ha Waldfläche 



1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 


Reinerträge II (mit Fördemng) 

Reinerträge I (ohne Förderung) 

Die Auswertungen nach verschiedenen Betriebsgruppen 
zeigen für das Forstwirtschaftsjahr 2003 folgende Ergeb- 
nisse: 

- Die Gruppierung nach der Höhe des Reinertrages II 
der zusammengefassten Produktbereiche 1-3 zeigt, 
dass rd. 35 Prozent der Betriebe kein positives Be- 
triebsergebnis erreichten (Vorjahr 43 Prozent). Etwa 
7 Prozent (3 Prozent) der Betriebe konnten jedoch ei- 
nen Reinertrag von über 100 Euro je ha Holzbodenflä- 
che erzielen. Die besten Betriebsergebnisse wiesen 
Betriebe mit überdurchschnittlichen Einschlägen und 
hohem Stammholzanteil sowie einem über dem 
Durchschnitt liegenden Anteil von Fichten am Alters- 
klassenwald auf (Tabelle 41). 

- Gegliedert nach Größenklassen der Forstfläche erziel- 
ten alle Gruppen positive Reinerträge II aus den Pro- 
duktbereichen 1-3. Das beste Ergebnis je ha Holzbo- 
denfläche erreichten die Betriebe mit 200 bis 500 ha 
Holzbodenfläche (Tabellen 42, 43). 

- Die Einteilung nach Baumarten zeigt, dass die höchs- 
ten Reinerträge in den Fichtenbetrieben erwirtschaftet 
werden. In den Kieferbetrieben ist die Ertragslage am 
schlechtesten (Tabelle 43). 

- Nach Größenklassen des Holzeinschlages erreichten 
im Durchschnitt die Betriebsgruppen mit Einschlägen 
von 5,5 m^/ha und mehr ein positives Betriebsergebnis 
(Tabelle 43). 

(75) Die durchschnittliche Holzbodenfläche (HB) der 
Privatwaldbetriebe mit mehr als 200 ha Wald betrug im 
FWJ 842 ha. Im Durchschnitt der Unternehmen werden 
2,5 Vollarbeitskräfte beschäftigt. Auch im Privatwald gab 
es im FWJ eine positive Entwicklung in den wichtigsten 
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Produktbereichen, ln den zusammengefassten Produktbe- 
reichen 1-3 stieg der Reinertrag 11 je ha Holzbodenfläche 
um 20 auf rd. 63 Euro an. Die darin enthaltene staatliche 
Förderung lag mit 1 8 Euro etwas unter dem Wert des Vor- 
jahres. ohne diese staatlichen Leistungen verbesserte sich 
der Reinertrag von rd. 23 auf 45 Euro je ha Holzbodenflä- 
che (Übersicht 19). Ursache für den Anstieg der Reiner- 
träge waren die erheblich höheren Einschläge, die trotz 
geringerer Holzpreise zu einer Ertragssteigerung führten. 
Positiv auf das Ergebnis wirkte sich auch die leichte 
Verringerung des Betriebsaufwandes aus. 

Die Betrachtung bestimmter Gruppenergebnisse zeigt für 
den Privatwald folgendes: 

- Die Ertragslage der Privatwaldbetriebe war nicht ein- 
heitlich. Während knapp 25 Prozent (Vorjahr 
35 Prozent) der ausgewerteten Betriebe kein positives 
Betriebsergebnis erzielen konnten, erreichten 
10 Prozent (8 Prozent) im Produktbereich 1-3 einen 
Reinertrag 11 von über 100 Euro je ha Holzbodenflä- 
che (Tabelle 41). 

- Erfolgt eine Aufteilung der Betriebe nach der Größe 
ihrer Holzbodenfläche, zeigt sich, dass Betriebe mit 
einer Holzbodenfläche von 200 bis 500 ha die höchs- 
ten Reinerträge je Flächeneinheit erzielten (Tabel- 
len 42 und 43). 

- Bei der Einteilung der Betriebe nach der überwiegen- 
den Baumart wird die wirtschaftliche Spitzenstellung 
der Fichtenbetriebe deutlich. Nach wie vor erzielten 
diese Betriebe die höchsten Reinerträge. Die Kieferbe- 
triebe wiesen die geringste Rentabilität auf (Tabel- 
le 43). 

- Werden die Betriebe nach Größenklassen des Holzein- 
schlages gruppiert, ist zu erkennen, dass im Durch- 
schnitt die Betriebsgruppen mit Einschlägen von 
3,5 m^/ha und mehr positive Betriebsergebnisse im 
Produktbereich 1-3 erzielten (Tabelle 43). 

( 76 ) Die Jahresabschlüsse von landwirtschaftlichen Be- 
trieben mit Wald werden gesondert ausgewertet. Für das 
FWJ 2003/04 standen Ergebnisse aus 211 landwirtschaft- 
lichen Haupterwerbsbetrieben mit einer forstlichen Nutz- 
fläche zwischen 10 bis 200 ha zur Verfügung. Hochrech- 
nungsbasis für diese Testbetriebe sind die in der 
Agrarstrukturstatistik erhobenen Forstflächen. 

Im FWJ 2003/04 (1. Juli 2003 bis 30. Juni 2004) hat diese 
Betriebsgruppe in ihrem Wald mehr Holz eingeschlagen 
als im Vorjahr. Trotz niedriger Preise konnte dadurch die 
ökonomische Situation im forstlichen Betriebsteil weiter 
verbessert werden (Übersicht 20). Der kalkulatorisch für 
den forstlichen Betriebsteil errechnete Reinertrag (Me- 
thodische Erläuterungen, Anhang, S. 149) stieg von 
4 Euro/ha im Vorjahr auf jetzt 24 Euro/ha HB an. Auch 
das Roheinkommen (Deckungsbeitrag) aus der Forstwirt- 
schaft nahm zu und zwar auf 148 Euro/ha HB (Vorjahr 
127 Euro/ha HB). Dieser Wert liegt damit weiterhin deut- 
lich unter den mit landwirtschaftlichen Kulturen erzielba- 
ren Deckungsbeiträgen. Berücksichtigt man jedoch, dass 
die Arbeit im Wald vielfach dann erledigt wird, wenn im 
landwirtschaftlichen Bereich nur wenig Arbeit anfällt, 
kann die im forstlichen Betriebsteil eingesetzte Arbeit 
trotzdem lohnend sein. 


Übersicht 19 

Betriebsergebnisse der Forstbetriebe des Privat- und 
Körperschaftswaldes 

ab 200 ha Waldfläche 


Art der Kennzahl 

Einheit 

2002 

2003 


Privatwald 

Holzbodenfläche 

ha/Betr. 

863 

842 

Holzeinschlag insg. 

m^/ha 

HB 

6,4 

7,9 

Ertrag 

Produktber. 1-3 

€/ha HB 

252 

276 

Verkaufserl. Holz o. SW 

€/m3 

51,7 

51,5 

Aufwand 

Produktber. 1-3 

€/ha HB 

229 

231 

Reinertrag 11 

Produktber. 1-3 

€/ha HB 

43 

63 

Reinertrag 1 (ohne Subv.) 
Produktber. 1-3 

€/ha HB 

23 

45 


Körperschaftswald 

Holzbodenfläche 

ha/Betr. 

807 

790 

Holzeinschlag insg. 

m^/ha 

HB 

5,9 

6,9 

Ertrag 

Produktber. 1-3 

€/ha HB 

258 

277 

Verkaufserlös Holz o. SW 

€/m3 

47,6 

44,9 

Aufwand 

Produktber. 1-3 

€/ha HB 

298 

282 

Reinertrag 11 

Produktber. 1-3 

€/ha HB 

8 

27 

Reinertrag 1 (ohne Subv.) 
Produktber. 1-3 

€/ha HB 

-40 

-5 


Im Durchschnitt der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
Wald stammen rd. 3 Prozent der Erlöse des gesamten Un- 
ternehmens aus der Forstwirtschaft. Im landwirtschaftli- 
chen Betriebsteil konnten höhere Umsätze aus pflanzli- 
cher und tierischer Produktion die Rückgänge bei den 
sonstigen betrieblichen Erträgen (staatliche Zuschüsse, 
Entschädigungen usw.) und den gestiegenen Betriebsauf- 
wand nicht ausgleichen. Der Gewinn je Unternehmen 
ging um rd. 12 Prozent und das Einkommen je AK um 
10 Prozent zurück (Übersicht 20). 

Die landwirtschaftlichen Betriebe mit Wald bewirtschaf- 
ten im Durchschnitt 20 ha forstliche Nutzfläche. Rund 
68 Prozent aller Betriebe bewirtschafteten lediglich zwi- 
schen 10 und 20 ha und nur 4 Prozent der Betriebe mehr 
als 50 ha forstwirtschaftliche Nutzfläche. Die Größenklas- 
sengliederung zeigt ferner, dass positive Reinerträge im 
Durchschnitt erst in den Gruppen mit mehr als 20 ha forst- 
wirtschaftlicher Nutzfläche erreicht wurden (Tabelle 44). 
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Übersicht 20 

Kennzahlen der landwirtschaftlichen Hanpterwerbs- 
betriebe mit Wald 


Art der Kennzahl 

Einheit 

2002/03 

2003/04 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

64,2 

63,9 

Forstwirt. Nutzfläche (FN) 

ha 

20,8 

20,6 

dar. : Holzbodenfläche 
(HB) 

ha 

20,8 

20,6 

Holzeinschlag 

mV 

Betrieb 

56,2 

61,4 

Holzeinschlag 

m^/ha 

HB 

2,7 

3,0 

Holzpreis 

€/m3 

70 

62 

Umsatzerlöse 

€ 

125 030 

130 257 

dar.: Forstwirtschaft 

€ 

3 912 

4 223 

Materialaufwand 

€ 

68 069 

72 367 

dar.: Forstwirtschaft 

€ 

310 

320 

Personalaufwand 

€ 

4 159 

3 304 

dar. : F orstwirtschaft 

€ 

452 

355 

Gewinn 

€ 

37 886 

33 182 

Gewinn plus Personal- 
aufwand 

€/AK 

23 645 

21 276 

Roheinkommen 

Forstwirtschaft 

€/ha HB 

127 

148 

Reinertrag') II 
Forstwirtschaft 

€/ha HB 

4 

24 


•) Kalkulatorische Ermittlung einschließlich Fördermittel Forstwirt- 
schaft; die in Ansatz gebrachten fixen Sachkosten und variablen 
Schlepperkosten wurden aus dem Testbetriebsnetz „Bauernwald“ 
Baden-Württembergs abgeleitet. 

(77) Im Durchschnitt der Staatswaldbetriebe haben sich 
im FWJ 2003 die Betriebsergebnisse versehlechtert. Dies 
ergab die Datenerhebung bei den jeweiligen Landesforst- 
verwaltungen. Dabei ist allerdings zu beaehten, dass auch 
im abgelaufenen Jahr nicht für alle Flächenstaaten Daten 
Vorlagen (es fehlten Sehleswig-Holstein, Nordrhein- 
Westfalen, Hessen und Saarland) und aufgrund der me- 
thodischen Änderungen nur die Ergebnisse der zusam- 
mengefassten Produktbereiehe 1-3 mit dem Vorjahr ver- 
gleichbar sind. Die Auswertungen zeigen, dass im 
FWJ 2003 die erwirtschafteten Defizite größer geworden 
sind. Deutlich höhere Einschläge, bei allerdings niedrige- 
ren Preisen, führten zwar zu gestiegenen Erträgen, sie 
reichten jedoeh nicht aus, um die ebenfalls gestiegenen 
Aufwendungen auszugleichen. Hieraus folgte ein Rüek- 
gang der Reinerträge um 9 Euro auf - 105 Euro je ha 
Holzbodenfläche (Übersicht 21, Tabelle 45). 


Übersicht 21 

Kennzahlen der Forstbetriebe des Staatswaldesi* 


Art der Kennzahl 

Einheit 

20022) 

20033) 

Holzeinschlag 

m^/ha HB 

5,4 

6,2 

Ertrag 

Produktber. 1-3 

€/haHB 

264 

281 

Verkaufserl. Holz 

0. SW 

€/m^ 

46 

44 

Aufwand 

Produktber. 1-3 

€/haHB 

361 

386 

Aufw. Insg. Holz- 
emte 

€/haHB 

125 

141 

Reinertrag II 
Produktber. 1-3 

€/haHB 

-96 

- 105 


Ohne Treuhandwald. 

2) Flächenstaaten ohne Nordrhein- Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
Saarland. 

Flächenstaaten ohne Schleswig-Holstein, Nordrhein- Westfalen, Hes- 
sen und Saarland. 

2.5 Vorschätzung für 2004 

(78) Die Menge des eingeschlagenen Holzes, der er- 
zielte Preis und die betrieblichen Kosten sind - soweit 
keine witterungsbedingten Besonderheiten auftreten - die 
bestimmenden Faktoren für die Ertragslage der Forstbe- 
triebe. Nach den zurzeit vorliegenden Daten wurde im 
Forstwirtschaftsjahr 2004 mehr als im Vorjahr einge- 
schlagen. Die Holzpreise sind im Durchschnitt der Sorti- 
mente jedoch leicht rückläufig. Nach Einschätzung von 
Sachverständigen wird außerdem der betriebliche Auf- 
wand eher zugenommen haben. Für die Forstbetriebe 
wird deshalb im Forstwirtschaftsjahr 2004 mit einer et- 
was schlechteren Ertragslage gerechnet. 

3 Fischwirtschaft 

3.1 Fischereistruktur 

(79) In 2003 verringerte sich die deutsche Fischereiflotte 
um 35 Fahrzeuge (Tabelle 46). Die Kapazität redu- 
zierte sich um 3 225 BRZ und 3 614 kW. Ende 2003 ge- 
hörten zur Flotte 2 214 Fahrzeuge mit einer Gesamtton- 
nage von 66 008 BRZ und einer Gesamtmotorleistung 
von 160 278 kW. Im Bereich Große Hochseefischerei wa- 
ren acht Fahrzeuge mit zusammen 16 645 BRZ und 
19 302 kW sowie drei Spezialschiffe für den Schwarm- 
fischfang mit 18 105 BRZ und 12 841 kW tätig. Zum 
gleichen Zeitpunkt zählten zur Kutter- und Küstenfische- 
rei 431 Kutter, 1 759 überwiegend offene oder teilge- 
deckte Kutter und Boote in der Küstenfischerei ein- 
schließlich der Fischerei auf unquotierte Arten und 
Süßwasserarten sowie 13 spezielle Fahrzeuge für die 
Muschelfischerei. 
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(80) Im Wege der Gemeinsamen Fischereipolitik stehen 
Deutschland für den Zeitraum 2000 bis 2006 Gemein- 
schaftsmittel aus dem Strukturfonds FlAF in Höhe von 
insgesamt rd. 216 Mio. Euro zur Verfügung. Davon ent- 
fallen rd. 105 Mio. Euro auf die neuen Bundesländer und 
1 1 1 Mio. Euro auf die alten Bundesländer. Im Jahr 2003 
wurden von der Europäischen Kommission FlAF -Mittel 
in Höhe von rd. 29,3 Mio. Euro für das Ziel-l-Gebiet 
(neue Bundesländer) erstattet. Seit Beginn der Förderpe- 
riode flössen bislang rd. 43 Mio. Euro in die neuen Bun- 
desländer. 

Die Europäische Kommission hat einen Vorschlag für ei- 
nen Europäischen Fischereifonds (EFF) im Zeitraum 
2007 bis 2013 vorgelegt, mit dem eine nachhaltige Be- 
wirtschaftung der Ressourcen und eine Diversifizierung 
der Wirtschaftstätigkeit in den fischereiabhängigen Ge- 
bieten gefördert werden sollen. Der EFF löst den derzeiti- 
gen Strukturfonds FlAF ab. 

(81) Die Investitionsneigung der familienbetrieblich ori- 
entierten Fischereibetriebe hielt sich im Berichtsjahr 
deutlich zurück. Dies zeigt sich an der Höhe der Investi- 
tionshilfen (Kutterdarlehen und Zinsverbilligungen für 
Modernisierungen und Neubauten) die 2003 gezahlt wur- 
den. 1,4 Mio. Euro wurden für die vorgenannten Maß- 
nahmen verausgabt; dies ist ein Rückgang gegenüber 
2002 um 1,7 Mio. Euro. Die Gewährung der Hilfen zur 
Kapazitätsanpassung (befristete Stilllegung) verringerte 
sich auf rd. 2 Mio. Euro (Übersicht 22). 


Übersicht 22 

Ausgaben für die Seefischerei 

Mio. Euro Bundesmittel 



2003 

2004 

2005 

Maßnahme 

Soll 

Ist 

Soll 

Reg. 

Entw. 

Investitionsförderung 

3,9 

1,4 

3,6 

3,0 

- Zuschüsse 

1,3 

0,4 

1,3 

1,1 

- Kutterdarlehen 

2,3 

0,8 

2,1 

1,6 

- Zinsverbilligung 

0,3 

0,2 

0,3 

0,3 

Kapazitätsanpassung 

3,0 

2,0 

3,0 

2,7 

Insgesamt 

6,9 

3,4 

6,6 

5,7 


3.2 Große Hochseefischerei 
Fänge und Erlöse 

(82) Im Jahre 2003 stiegen die im ln- und Ausland ange- 
landeten Gesamtfänge um über 1 7 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr von 120 100 t auf 141 200 t (Übersicht 23). 
Die Erlöse sanken von 81,5 auf 72,2 Mio. Euro. Gleich- 
zeitig sank der Wert pro Tonne Fang auf 510 Euro/t (Vor- 
jahr 610 Euro/t). 


Die vorläufigen Ertragsergebnisse für das 1. Halbjahr 
2004 zeigten keine positive Tendenz auf Auch die Frost- 
fischerzeugung der Großen Hochseefischerei ist im Ver- 
gleich zum Vorjahr mit 56 200 t rückläufig, und die Er- 
löse verringerten sich (- 6 Prozent) durch zum Teil 
gefallene Preise für Schwarmfische. 

Übersicht 23 

Fanggewicht und Verkaufserlöse nach 
Fischereibetriebsarten ') 

2003 



Fanggewicht 

Verkaufserlöse 

Betriebsart 

1 000 t 

Gegen 

2002 

Mio.€ 

Gegen 

2002 



in% 


in% 

Große Hochsee- 
fischerei^) 

141,2 

+ 17,6 

72,2 

- 11,4 

Kleine Hochsee- u. 

Küstenfischerei 

(Kutterfischerei) 

126,4 

+ 49,2 

110,0 

+ 1,4 

Insgesamt 

267,6 

+ 30,7 

182,2 

- 4,1 


Einschließlich Direktanlandungen im Ausland. 

2) Fischereifahrzeuge über 500 BRZ. 

Quelle: Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung. 


3.3 Kleine Hochsee- und Küstenfischerei 

Fänge nnd Erlöse 

(83) Die Gesamtfänge der Kutterfischerei, die im Jahr 
2003 an der deutschen Küste und in ausländischen Häfen 
angelandet wurden, steigerten sich auf 126 400 t, das sind 
41 400 t mehr als 2002. Die Gesamterlöse stiegen ledig- 
lich um 1,5 auf 110 Mio. Euro. 

Die Inlandsanlandungen an Frischfisch sanken um rd. 
5 400 auf 30 400 t. Die dabei erzielten Erlöse lagen mit 
rd. 22 Mio. Euro deutlich niedriger als 2002 mit 

27.3 Mio. Euro. Im Ausland wurden etwa 47 500 1 
Frischfisch abgesetzt, im Vergleich zum Vorjahr eine Zu- 
nahme um über 1 00 Prozent. Der Gesamterlös lag bei 
37,7 Mio. Euro, ein Anstieg um rd. 12,5 Prozent. 

ln der Krabbenfischerei wurden mit 16 300 t, davon 
14 400 t Speisekrabben, kaum höhere Erträge als im Vor- 
jahr erzielt. Die Fangerlöse sanken in 2003 von 41,4 auf 

30.4 Mio. Euro. Der Durchschnittserlös sank um 27 Pro- 
zent gegenüber 2002 auf 2,12 Euro/kg. 

ln der Muschelfischerei war 2003 erstmals wieder eine 
Steigerung der Fangmenge zu verzeichnen. Die Fänge er- 
höhten sich um rd. 21 200 auf 31 000 t. Der geringere Teil 
mit rd. 6 200 t (Vorjahr 1 500 t) wurde im Ausland an- 
gelandet. Die Anlandungen im Inland steigerten sich 
dagegen von 8 300 auf 24 900 t, das ist ein Plus von 
200 Prozent. Der Erlös der Muschelfischerei insgesamt 
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stieg auf 1 7,8 Mio. Euro (+ 290 Prozent), wobei die Stei- 
gerung der Durchschnittserlöse um 0,10 Euro auf 
0,57 Euro/kg äußerst moderat ausfiel. 

Buchführungsergebnisse 2003 

(84) Für das KJ 2003 wurden die Buchführungsdaten 
von 142 Testbetrieben der Kiemen Hochsee- und Küsten- 
fischerei (Kutter mit Schiffslängen zwischen 10 und 
36 m) ausgewertet. Aus dem früheren Bundesgebiet ka- 
men davon 43 Frischfischkutter und 69 Krabbenfänger 
(einschließlich Betriebe, die sowohl Krabben als auch 
Frischfisch fangen). 30 Fahrzeuge mit mehr als 10 m 
Länge haben ihren Heimathafen in Mecklenburg-Vor- 
pommern. Buchführungsdaten von den in Mecklenburg- 
Vorpommern ebenfalls noch vorhandenen kleinen unge- 
deckten Booten stehen nicht zur Verfügung. Die Ergeb- 
nisse der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei können 
für Deutschland insgesamt als repräsentativ angesehen 
werden, bei einer stärkeren Differenzierung sind sie in 
ihre Aussagekraft jedoch weiterhin eingeschränkt, da die 
Zahl der am Testbetriebsnetz teilnehmenden Kutter hier- 
für zu klein ist. 

(85) Die Auswertungen aus dem BMVEL-Testbetriebs- 
netz zeigen, dass die gesamte Flotte im Durchschnitt ei- 
nen deutlichen Rückgang der Ertragslage hinnehmen 
musste. Nach dem leichten Rückgang im Vorjahr 
(- 3 Prozent) gingen im KJ 2003 die Gewinne je Unter- 
nehmen im Durchschnitt nun um gut 28 Prozent auf etwa 
4 1 000 Euro zurück. Ursache hierfür war in erster Linie 
der preis- und mengenbedingte Rückgang der Umsatzer- 
löse. Auf der Aufwandseite wurden zwar insbesondere 
die Personalausgaben und sonstige betriebliche Aufwen- 
dungen reduziert. Dies reichte aber nicht, um die Ausfälle 
auf der Einnahmenseite zu kompensieren. Je nach Region 
und Fangeinsatz (Krabben bzw. Frischfisch) fiel die Ge- 
winnentwicklung allerdings unterschiedlich aus (Schau- 
bild 6, Tabelle 47). 

( 86 ) Bei den Frischfischfängem im früheren Bundesge- 
biet führten niedrigere Anlandungsmengen bei insgesamt 
unbefriedigenden Marktpreisen zu einem Rückgang der 
Umsatzerlöse um rd. 22 Prozent. Die Einnahmeverluste 
wurden teilweise durch höhere staatliche Zuschüsse und 
durch die Verringerung des Betriebsaufwandes ausgegli- 
chen. Insgesamt mussten die Fischer jedoch einen Gewinn- 
rückgang von mehr als 26 Prozent auf rd. 3 1 000 Euro/ 
Unternehmen hinnehmen. 

(87) Die Gewinne der Frischfischfänger in Mecklen- 
burg-Vorpommern sind im KJ 2003 nochmals gesunken. 
Im Durchschnitt der Unternehmen gingen die Gewinne 
um etwa 8 Prozent auf rd. 19 400 Euro zurück. Die 
Gründe hierfür waren - wie auch in anderen Teilen der 
Flotte - Einbußen bei den Umsatzerlösen, die nicht durch 
eine Verringerung der betrieblichen Kosten ausgeglichen 
werden konnten. Die Gewinne der Frischfischfänger in 
Mecklenburg- Vorpommern liegen weiterhin unter dem 
der Frischfischfänger im früheren Bundesgebiet. Ursa- 


Schaubild 6 

Gewinnentwicklung der Kleinen Hochsee- 
und Küstenfischerei 

Euro/Untemehmen 



Kutterfischer insgesamt Frischfisch Krabben 


eben hierfür sind insbesondere der höhere Anteil kleine- 
rer Schiffe mit entsprechend niedrigerem Gewinnniveau 
und eine ungünstigere Produktzusammensetzung. 

( 88 ) Nach dem Anstieg im Vorjahr um 5 Prozent gingen 
die Gewinne der Krabbenfänger (einschließlich Gemischt- 
betriebe) im KJ 2003 nun deutlich zurück. Sie sanken im 
Durchschnitt um 31 Prozent auf etwa 51 500 Euro je Un- 
ternehmen. Hauptursache hierfür war eine im Jahre 2003 
insgesamt äußerst ungünstig verlaufene Preisentwicklung 
auf dem Markt für Speisegamelen. Ohne Einsparungen bei 
den betrieblichen Aufwendungen (insbesondere Personal 
und sonstige Betriebsausgaben) wäre der Rückgang der 
Gewinne in diesem Segment noch größer gewesen. 

(89) Neben den persönlichen Fähigkeiten des Unterneh- 
mers werden die Ergebnisse der einzelnen Betriebe vor 
allem von Unterschieden beim Fangeinsatz, dem Fangge- 
biet und den Schiffslängen bestimmt. Unterteilt nach der 
Höhe ihres Gewinns haben rd. 6 Prozent (Vorjahr 
4 Prozent) der Kutter mit Verlust gewirtschaftet und 
39 Prozent (25 Prozent) einen Gewinn von weniger als 
1 5 000 Euro erzielt. Dagegen erreichten etwa 3 Prozent 
(9 Prozent) einen Gewinn von 60 000 Euro und mehr. 

3.4 Binnenfischerei 

(90) Im Vergleich zu den Anlandungen von Seefisch ist 
die inländische Produktion von Süßwasserfischen gering. 
Das Gesamtaufkommen von Fischen aus Teichen und 
Seen wird im Jahr 2003 auf rd. 45 000 t geschätzt. Er- 
zeugt wurden vorwiegend Forellen und Karpfen. Die 
Flussfischerei spielt bei der Ertragszahl nur noch eine un- 
tergeordnete Rolle. 
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Teil C 

Maßnahmen 

1 Sicherung der natürlichen 

Lebensgrundlagen 

1.1 Politik für eine nachhaltige 
Landwirtschaft 

1.1.1 Pflanzliche Erzeugung 
Düngung 

(91) Die Bundesregierung hat Ende 2003 eine Neufas- 
sung der Düngemittelverordnung in Kraft gesetzt, mit 
welcher höhere Anforderungen an die Wirksamkeit und 
Schadstofffreiheit von Handelsdüngern gestellt, Risiko- 
materialien von der Düngung ausgeschlossen und die 
Kennzeichnung im Interesse von Anwendern und Ver- 
brauchern verbessert werden. Durch eine weitere Ände- 
rungsverordnung wurden die Cadmiumgehalte in P-halti- 
gen Mineraldüngemitteln begrenzt. 

Die Verordnung zur guten fachlichen Praxis der Düngung 
(Düngeverordnung) wird zurzeit ebenfalls umfassend 
überarbeitet, um sie an die EG-Nitratrichtlinie und andere 
rechtliche Vorgaben anzupassen und damit die bedarfsge- 
rechte Nährstoffversorgung der Pflanzen mit einer Redu- 
zierung von Belastungen der Produkte und der Umwelt zu 
verbinden. 

Pflanzenschutz 

(92) Im Mittelpunkt der Pflanzenschutzpolitik stehen 
derzeit 

- die Umsetzung eines Reduktionsprogramms chemi- 
scher Pflanzenschutz (vgl. Teil A), 

- Fragen des Pflanzenschutzes im ökologischen Land- 
bau, 

- der Schutz vor der Einschleppung nicht heimischer in- 
vasiver Pflanzen und Tiere, die zu Schäden in der 
Landwirtschaft führen können. 

Fragen des Pflanzenschutzes im ökologischen Landbau 
wurden intensiv im Bundesprogramm Ökologischer 
Landbau bearbeitet, sind aber auch als Schwerpunkt in 
die fachliche Neuausrichtung der Biologischen Bundes- 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) aufgenom- 
men worden. 

Das Problem der Lückenindikationen (Anwendungsge- 
biete, für die keine hinreichenden Pflanzenschutzverfah- 
ren zur Verfügung stehen) war auch 2004 besonders bei 
Obst, Gemüse, aber auch Heil- und Gewürzpflanzen von 
großer Bedeutung (vgl. LAB 2003, Tz. 144 und LAB 
2004, Tz. 152). Im Rahmen eines im Pflanzenschutzge- 
setz vorgesehenen nationalen Verfahrens zur Schließung 
dieser Lücken wurden bis zum 3 1 . Dezember 2004 insge- 
samt 1 371 Anwendungsgebiete genehmigt. 


Die im Rahmen des Aktionsprogramms „Umweltverträg- 
licher Pflanzenschutz“ mit den Ländern vereinbarten 
Fortbildungsveranstaltungen mit dem Schwerpunkt 
„Möglichkeiten und Grenzen nichtchemischer Pflanzen- 
schutzverfahren“ wurden bundesweit von rd. 
140 000 Landwirten besucht. Für die Veranstaltungen 
2004/05 wurde das Schwerpunktthema „Dokumentation 
der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln“ gewählt. 

Die Überprüfung der Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe in 
der EU macht weiter Fortschritte. Insgesamt wurden 
91 Pflanzenschutzmittel- Wirkstoffe positiv beurteilt und 
460 Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe abgelehnt. Dies 
stellt einen wichtigen Schritt zur Erreichung eines EU- 
weit einheitlich hohen Schutzniveaus für Mensch, Tier 
und Naturhaushalt sowie der Harmonisierung der Verfüg- 
barkeit von Pflanzenschutzmitteln dar. Ziel ist, das so ge- 
nannte Altwirkstoffprogramm bis Ende 2008 abzuschlie- 
ßen. 

Die Europäische Kommission hat einen Vorschlag zur 
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln angekün- 
digt. Bei den Verhandlungen wird darauf zu achten sein, 
dass bei Erhaltung des Schutzniveaus deutliche Fort- 
schritte bei der Harmonisierung (z. B. durch Einführung 
der so genannten zonalen Zulassung) der Verfügbarkeit 
der Pflanzenschutzmittel erzielt werden und die Arbeits- 
belastung in den Mitgliedstaaten reduziert wird. 

Mit dem Gesetz zu der in Rom am 17. November 1997 
angenommenen Fassung des Internationalen Pflanzen- 
schutzübereinkommens vom 19. August 2004 wurde der 
überarbeiteten Fassung des Internationalen Pflanzen- 
schutzübereinkommens (IPPC) zugestimmt. Die Bundes- 
republik Deutschland kann dieser Form des Übereinkom- 
mens nun offiziell beitreten. 

Das Bundeskabinett hat am 27. Oktober 2004 den Ent- 
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Pflanzen- 
schutzgesetzes beschlossen. Der Gesetzentwurf enthält 
Regelungen zum Umgang mit parallelimportierten Pflan- 
zenschutzmitteln, zur Aufzeichnungspflicht bei der An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln sowie verschiedene 
redaktionelle Anpassungen und Klarstellungen. 

Besonders schwerwiegend sind 2004 Borkenkäfer im 
Wald aufgetreten und haben zu erheblichen Schäden an 
Fichten und anderen Bäumen geführt. Im Weinbau berei- 
tete eine neue Krankheit, die Schwarzfäule, insbesondere 
in den Steillagen an der Mosel Probleme. Der ökologi- 
sche Weinbau war aufgrund mangelnder Bekämpfungs- 
möglichkeiten besonders betroffen. Der gefährliche 
Feuerbrand an Kernobst trat dagegen nur vereinzelt auf 
Auch die Rosskastanien-Miniermotte war witterungsbe- 
dingt nicht so massiv vertreten wie 2003. 
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Der Westliche Maiswurzelbohrer (Diabrotica virgifera) 
ist ein in D noch nicht festgestellter Käfer, der als Pflan- 
zenschädling an Mais enorme Schäden verursachen kann. 
Er kommt in einigen Staaten in Europa vor und gilt als 
Quarantäneschädling. Bei einer Einschleppung und Ver- 
breitung des Käfers wären jährlich Schäden in Höhe von 
mindestens 25 Mio. Euro zu erwarten. Angesichts dieser 
Situation haben die Agrarminister des Bundes und der 
Länder beschlossen, gemeinsam eine nationale Strategie 
zur Bekämpfung des Westlichen Maiswurzelbohrers zu 
entwickeln. Als Kernstück dieser Strategie wurde zu- 
nächst eine „Leitlinie zur Durchführung von amtlichen 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Westlichen Maiswur- 
zelbohrers“ erstellt und im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

Saatgut 

(93) Die Bundesregierung hat auf Wunsch des Deut- 
schen Bundestages das Saatgutrecht im Hinblick auf sei- 
nen ökonomischen Nutzen und den tatsächlichen Bedarf 
überprüft und dem Parlament im Januar 2004 einen Be- 
richt vorgelegt. Darin werden Vorschläge zur Vereinfa- 
chung des Saatgutrechts auf nationaler und europäischer 
Ebene unterbreitet. 

1.1.2 Tierische Erzeugung, Tiergesundheit 
und Tierschutz 

Tierische Erzeugung 

(94) Weitere Effizienzsteigerung in der tierischen Erzeu- 
gung und Verminderung schädlicher Umweltauswirkun- 
gen sind ein wesentliches Element züchterischer Bearbei- 
tung der landwirtschaftlichen Nutztiere. Einen Beitrag 
zur zielgerichteten Verbesserung der genetischen Grund- 
lagen liefern die Leistungsprüfungen, deren inhaltliche 
Ausrichtung und Durchführung den landwirtschaftlichen 
Zuchtverbänden und Kontrollringen obliegt. Diese Leis- 
tungsprüfungen wurden in den letzten Jahren sukzessive 
auf weitere für die Tierhaltung interessante Merkmale 
ausgeweitet. Damit können alle nach dem jeweils aktuel- 
len Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse einer züch- 
terischen Bearbeitung zugänglichen Merkmale in die Prü- 
fung einbezogen werden. Die bisherige Förderung 
innerhalb der GAK wurde durch PLANAK-Beschluss bis 
Ende 2005 befristet. Eine überarbeitete und stärker auf 
nachhaltige Zuchtprogramme konzentrierte Maßnahme 
soll ab 2006 zur Anwendung kommen (vgl auch Tz. 134). 

Tiergesundheit 

(95) Mit Entscheidung 2004/215/EG der Kommission 
vom 1. März 2004, die durch Entscheidung 2004/558/EG 
vom 15. Juli 2004 abgelöst wurde, wurde das Sanierungs- 
programm zur Bekämpfung der infektiösen bovinen Rhi- 
notrachitis (BHV 1 -Infektionen) genehmigt. Die in D 
durchgeführte systematische Bekämpfung der BHVl 
muss durch entsprechende Maßnahmen zum Schutz von 
Einschleppung dieser Seuche aus anderen Ländern flan- 
kierend begleitet und abgesichert werden. Durch die sich 
aus der Entscheidung ergebenden Zusatzgarantien müs- 
sen andere Mitgliedstaaten der EU, die eine solche Aner- 


kennung noch nicht haben, bestimmte Gesundheitsgaran- 
tien beim Verbringen von Zucht- und Nutzrindem nach 
Deutschland erfüllen und nachweisen. 

Mit der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 
17. Dezember 2003 zur Einführung eines Systems zur 
Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Zie- 
gen wird das bisherige System der Bestandskennzeich- 
nung durch die Einzeltierkennzeichnung abgelöst. Die 
Einführung dieses neuen Systems ist insbesondere durch 
die im Verlaufe der Maul- und Klauenseuche gewonne- 
nen Erfahrungen im Hinblick auf die Rückverfolgbarkeit 
von Tieren begründet. 

Das System der Kennzeichnung und Registrierung von 
Schafen und Ziegen umfasst folgende Elemente: 

- Kennzeichen zur Identifizierung jedes Tieres (bei 
Schlachttieren ist weiterhin eine Bestandskennzeich- 
nung möglich, wenn sie jünger als zwölf Monate sind 
und nicht in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 
verbracht bzw. ausgeführt werden; in allen anderen 
Fällen ist eine Individualkennzeichnung vorgeschrie- 
ben), 

- aktuelle Bestandsregister in jedem Betrieb, 

- Begleitdokumente, 

- ein zentrales Betriebsregister und/oder eine zentrale 
elektronische Datenbank. 

Die neue Verordnung ist am 29. Januar 2004 in Kraft ge- 
treten; besondere Bedeutung hat die Verordnung auch ab 
9. Juli 2005, da die Einhaltung der Vorschriften im Rah- 
men von Cross Compliance geprüft wird und damit Ein- 
fluss auf Direktzahlungen gewinnt. 

Tierschutz 

(96) Dem Tierschutz widmet die Bundesregierung auch 
im Agrarbereich besondere Aufmerksamkeit. Entspre- 
chend wurden Initiativen ergriffen, mit denen auf allen 
Stufen der Produktion Verbesserungen erreicht werden 
sollen. 

Einer Verordnung, mit der spezifische Anforderungen an 
das Halten von Schweinen in die Tierschutz-Nutztierhal- 
tungsverordnung eingefügt werden sollten, hatte der Bun- 
desrat bereits im Jahr 2003 nur nach Maßgabe zahlreicher 
Änderungen zugestimmt. Auch der überarbeiteten Ver- 
ordnung stimmte der Bundesrat am 17. Dezember 2004 
nur nach Maßgabe verschiedener Änderungen, von denen 
sich eine auf die Haltung von Kälbern und zwei auf die 
Haltung von Legehennen bezogen, zu. Daher wurde die 
Verordnung nicht erlassen. Vor diesem Hintergrund, aber 
auch im Lichte eines von der EG-Kommission eingeleite- 
ten Vertragsverletzungsverfahrens vor dem Europäischen 
Gerichtshof aufgrund des bisher nicht umgesetzten EG- 
Rechts, ist es für die Bundesregierung von besonderer 
Bedeutung, eine sachgerechte Lösung zu entwickeln und 
zu verwirklichen. 

Am 18. Februar 2004 trat die Zweite Verordnung zur Än- 
derung der Tierschutz-Schlachtverordnung in Kraft. 
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Auf europäischer Ebene wurden erhebliche Bemühungen 
unternommen, die Transportbedingungen für Nutztiere zu 
verbessern. Im November-Agrarrat 2004 konnte hierzu 
eine politische Einigung erzielt werden. Formell wurde 
die Tierschutz-Tiertransportverordnung im Dezember- 
Agrarrat angenommen. 

Eine detaillierte Darstellung der Situation des Tierschut- 
zes in Deutschland findet sich im Tierschutzbericht der 
Bundesregierung, der im zweijährigen Turnus erscheint 
und das nächste Mal im Jahr 2005 veröffentlicht wird. 


1.1.3 Nachwachsende Rohstoffe 

(97) Im Rahmen des Programms zur Förderung von For- 
schungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsvorhaben 
im Bereich der nachwachsenden Rohstoffe stellte die 
Bundesregierung in 2004 19,5 Mio. Euro an Fördermit- 
teln zur Verfügung. Insgesamt wurden 308 Vorhaben in 
den Bereichen Forschung, Entwicklung, Demonstration 
und Öffentlichkeitsarbeit unterstützt. Einen Überblick der 
Fördermittel über die gesamte Laufzeit dieser Projekte 
gibt nachstehendes Schaubild 7. 

In 2004 wurde die Förderung von Forschung, und Ent- 
wicklung insbesondere im Bereich der energetischen Ver- 
wertung nachwachsender Rohstoffe ausgebaut. Ein FuE- 
Schwerpunkt liegt u. a. im Bereich der synthetischen Bio- 
kraftstoffe (BTL-Kraftstoffe), die eine viel versprechende 


Schaubild 7 


Verteilung der Fördermittel auf die Projekte nach 
Produktlinien 
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Schaubild 8 
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langfristige Alternative zu fossilen Treibstoffen bilden. 
BMVEL treibt dabei die Klärung offener technischer, 
ökonomischer und ökologischer Fragen durch entspre- 
chende Projekte voran. Eine von BMVEL initiierte BTL- 
Informationsplattform soll helfen, Synergien einer wach- 
senden Anzahl von Akteuren in diesem Feld nutzbar zu 
machen. 

Das Programm zur Markteinführung biogener Schmier- 
stoffe und Ftydraulikflüssigkeiten sowie von Dämmstof- 
fen auf Basis nachwachsender Rohstoffe wurde in 2004 
mit Fördermitteln in Höhe von 11 Mio. Euro fortgeführt. 
Insgesamt wurden im Jahr 2004 bis zum jetzigen Zeit- 
punkt (Oktober 2004) bei der Markteinführung biogener 
Schmierstoffe rd. 1 200 Projekte und bei Naturdämmstof- 
fen 4 438 Vorhaben neu bewilligt. Bei der Markteinfüh- 
rung von Naturdämmstoffen wurden seit Programmstart 
im Juli 2003 insgesamt 5 275 Förderanträge bewilligt. 
Für 2005 ist ein Programm zur Unterstützung der Markt- 
einführung biogener Treibstoffe in der Landwirtschaft in 
Vorbereitung. Für dieses Programm wurden 10 Mio. Euro 
bereitgestellt. 

Auf der von der Bundesregierung vom 1. bis 4. Juni 2004 
durchgeführten Internationalen Konferenz über emeuer- 
bare Energien „renewables 2004“ mit Beteiligten aus 
154 Ländern wurde eine politische Deklaration angenom- 
men, in der die gemeinsamen politischen Ziele zur Stär- 
kung der Rolle emeuerbarer Energien deflniert werden. 
In einem internationalen Aktionsprogramm haben sich 
Regierungen, internationale Organisationen und Stake- 
holder zu einer Fülle von Aktivitäten verpflichtet, die den 
Ausbau emeuerbarer Energien zum Ziel haben. Die wich- 
tige Rolle der Biomasse als weltweit bedeutendste emeu- 
erbare Energie wurde auf der Konferenz vielfach heraus- 
gestellt. Entsprechend der politischen Deklaration wurde 
mit den Vorbereitungen zur Gründung des „Renewable 
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Energy Global Policy Network“ (REGPN) der Follow- 
up-Prozess der Konferenz eingeleitet. Es soll die durch 
die renewables 2004 entstandene Dynamik weiter verstär- 
ken. Daneben wird sich die Bundesregierung dafür ein- 
setzen, dass im Rahmen des CSD (Commission in Sustai- 
nable Development) eine grundlegende Überprüfung des 
Internationalen Aktionsprogramms und weiterer Aktio- 
nen umgesetzt wird. 

Mit dem Emeuerbare-Energien-Gesetz (EEG) wurden die 
Bedingungen für die Erzeugung von Strom aus Biomasse 
deutlich verbessert. Von 1998 bis 2003 hat sich die aus 
Biomasse produzierte Strommenge etwa verfünffacht. 
Durch die am 1. August 2004 in Kraft getretene Novelle 
des EEG wurden die Vergütungen und Tatbestände für die 
gesetzlich garantierte Einspeisung von Strom aus emeu- 
erbaren Energien weiterentwickelt. Dabei wurden die 
Einspeisebedingungen für die Stromgewinnung aus Bio- 
masse verbessert. Für Strom aus Biomasse aus land-, 
forstwirtschaftlichen und gartenbaulichen Betrieben für 
Anlagen bis 500 kW wurde ein Bonus in Höhe von 
6 Cent je Kilowattstunde (ct/kWh) eingeführt. Für Strom 
aus größeren Anlagen bis 5 000 kW elektrischer Leistung 
beträgt der Bonus 4 ct/kWh. Für die Stromerzeugung aus 
Waldholz aus Anlagen > 500 kW reduziert sich der Bo- 
nus auf 2,5 ct/kWh. Hinzu kommen Boni von jeweils 
2 ct/kWh für die Stromerzeugung in Kraft-Wärme-Kop- 
pelungsanlagen und technisch besonders innovative Ener- 
gieanlagen. Durch die EEG-Novelle werden vor allem ein 
breiter wirtschaftlicher Durchbruch bei der Biogasgewin- 
nung und Impulse für die energetische Verwertung von 
Waldholz erwartet. 

Die Markteinführung von Wärme aus Biomasse als effizi- 
enteste und mengenmäßig mit großem Abstand wich- 
tigste Bioenergie wird durch das Marktanreizprogramm 
emeuerbare Energien (MAP) unterstützt. Seit September 
1999 wurden rd. 36 000 Biomasseheizanlagen (< 100 kW 
Leistung) mit rd. 63 Mio. Euro bezuschusst. Zusätzlich 
wurden mit zinsverbilligten Krediten rd. 
900 Biogasanlagen und rd. 560 größere Biomassefeue- 
rungsanlagen unterstützt. 

Nachdem biogene Treibstoffe und ihre Mischungsanteile 
in fossilen Treibstoffen seit dem 1 . Januar 2004 zu 
1 00 Prozent von der Mineralölsteuer befreit worden sind, 
hat der Einsatz von Biodiesel und Bioethanol deutliche 
Impulse erhalten. Verschiedene Mineralölkonzeme mi- 
schen inzwischen dem fossilen Diesel bis zu 5 Prozent 
Biodiesel bei. Die Mineralölindustrie beginnt darüber hi- 
naus, MTBE (Methyl-Tertiär-Butyl-Ether), das auf fossi- 
ler Basis hergestellt wird und dem Ottokraftstoff als 
Oktanzahlverbesserer beigemischt wird, durch ETBE 
(Ethyl-Tertiär-Butyl-Ether) auf Basis von Bioethanol zu 
ersetzen. Eine industrielle Anlage zur Herstellung von 
Bioethanol hat bereits den Betrieb aufgenommen, zwei 
Anlagen sind im Bau. 

Die heimische Erzeugung biogener Treibstoffe konkur- 
riert mit Importen aus Drittländern. Dies gilt insbeson- 
dere bei Bioethanol, das in Südamerika auf der Grundlage 
von Zuckerrohr deutlich kostengünstiger hergestellt wer- 
den kann, jedoch durch den Einfuhrzoll und die Trans- 
portkosten zu einem Marktpreis führt, der derzeit über 


dem deutschen und europäischen Niveau für gleichwerti- 
gen Alkohol liegt. Die EU-Kommission hat im Rahmen 
eines angestrebten Handelsabkommens den Mercosur- 
Ländem einen zollbegünstigten Import von Bioethanol 
angeboten. 

Die Bundesregierung hat im Juni 2004 gemeinsam mit 
Frankreich, Österreich und Polen im EU-Agrarrat ein 
Memorandum zu nachwachsenden Rohstoffen vorgelegt. 
Es stellt ihre Bedeutung als Energieträger und Rohstoff- 
quelle der Zukunft und als Wirtschaftsfaktor im ländli- 
chen Raum heraus. Das Memorandum weist auf den not- 
wendigen Handlungsbedarf hin und wurde von den 
Mitgliedstaaten und der EU-Kommission einhellig be- 
grüßt. 

2004 wurde in Deutschland zum ersten Mal zusätzlich 
zum Anbau nachwachsender Rohstoffe auf stillgelegten 
Flächen die Energiepfianzenprämie angeboten. Land- 
wirte, die nachweislich nachwachsende Rohstoffe mit 
dem Zweck der späteren Energieerzeugung auf nicht still- 
gelegten Flächen anbauen, erhalten eine zusätzliche Prä- 
mie von 45 Euro pro Hektar. 2004 wurde die Energie- 
pfianzenprämie für 112 702 ha in Anspruch genommen. 
Davon waren 8 1 434 ha Raps zur Biodieselherstellung. 
Der Rest von 3 1 268 ha wird u. a. zur Beschickung von 
Biogasanlagen genutzt (Schaubild 8). 

Um auch die stoffliche Verwertung von nachwachsenden 
Rohstoffen zu verstärken, hat das BMVEL in 2004 den 
Dialog mit der chemischen Industrie verstärkt. Im Rah- 
men des Dialogs werden u. a. die Potenziale und mögli- 
che gemeinsame langfristige Ziele beim Einsatz nach- 
wachsender Rohstoffe diskutiert. 

1.1.4 Ökologischer Landbau 

(98) Der Rat hat im Februar 2004 eine Verordnung zur 
Änderung der EG-Öko- Verordnung erlassen, mit der das 
Kontrollsystem im ökologischen Landbau zur Erhöhung 
des Verbraucherschutzniveaus beim Kauf von Öko- 
produkten gestärkt und bestimmten Erzeugnissen aus 
Drittländern im Rahmen abgegrenzter Äquivalenzbestim- 
mungen der Zugang zur Verwendung des Gemeinschafts- 
emblems für Bioprodukte eröffnet wurde. Die mit dieser 
Verordnung erfolgte Ausdehnung des Ökokontrollsys- 
tems auf Unternehmen des Handels und der Lagerhaltung 
erfüllt eine der wesentlichsten Forderungen des Memo- 
randums der Bundesregierung zur Weiterentwicklung der 
Vorschriften über den ökologischen Landbau vom 
9. November 2001, den Kreis der am Markt für Ökopro- 
dukte tätigen Wirtschaftsuntemehmen, die dem Kontroll- 
system der EG-Öko-Verordnung unterliegen, auszudeh- 
nen und dabei sicherzustellen, dass die Unternehmen des 
Großhandels einbezogen sind. Auch die Bestimmung 
über die Vereinfachung des Informationsaustausches zwi- 
schen den Kontrollstellen des ökologischen Landbaus 
geht auf eine Anregung der Bundesregierung zurück und 
zielt darauf ab, das Ökokontrollsystem insgesamt zu ver- 
bessern. 

Die Entwicklungen in den Mitgliedstaaten seit dem Erlass 
der Vorschriften über die ökologische Tierhaltung im Jahr 
1999 ermöglichten eine Modifizierung einiger Bestim- 
mungen, um den Produkten aus der ökologischen Tierhai- 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-45- 


Drucksache 15/4801 


tung ein noch deutlicheres Profil zu verschaffen. Diesen 
Entwicklungen folgte die KOM im Dezember 2003 durch 
den Erlass einer Verordnung zur Änderung der Anhänge I 
und II der EG-Öko-Verordnung. So konnte gemäß dem 
Vorschlag der Bundesregierung in ihrem Memorandum 
das Prinzip des innerbetrieblichen Nährstoffkreislaufs, 
bezogen auf die Fütterung von Wiederkäuern, sowie der 
Ausnahmecharakter der Verwendung geringer Anteile 
von Futtermitteln konventioneller Herkunft in der ökolo- 
gischen Tierhaltung stärker in den Rechtsvorschriften 
verankert werden. Neben einigen Anpassungen an geän- 
derte Vorschriften im allgemeinen Futtermittelrecht 
musste ein Teil der bis zum Ende des Jahres 2003 befris- 
teten Übergangsvorschriften fortgeschrieben werden. 

(99) Im Mittelpunkt des Bundesprogramms Ökoland- 
bau stehen zum einen Schulungs-, Aufklärungs- und all- 
gemeine Informationsmaßnahmen. Ein weiterer Schwer- 
punkt liegt auf der ForschungsfÖrderung und der 
Entwicklung neuer Technologien sowie der Übertragung 
der gewonnenen Erkenntnisse in die Praxis. Mit Mitteln 
des Bundesprogramms konnten bislang rd. 280 For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben unterstützt werden. 

Das zunächst bis Ende 2003 befristete Bundesprogramm 
wird mittelfristig weiter fortgeführt werden. Im Bundes- 
haushalt 2004 waren dafür 20 Mio. Euro eingestellt. In 
der mittelfristigen Finanzplanung 2005 bis 2008 sind da- 
für jährlich bis 2007 20 Mio. Euro, ab 2008 10 Mio. Euro 
vorgesehen. 

Das staatliche Bio-Siegel ist ein wichtiges Element zur 
Entwicklung des Biomarktes. Es kann auf freiwilliger Ba- 
sis genutzt werden. Der ihm zugrunde liegende Standard 
der EG-Öko-Verordnung sowie der Verzicht auf weitere 
Verfahrensschritte erlaubt eine breite Anwendung, auch 
für Produkte aus anderen EU-Staaten und aus Drittlän- 
dern. Die Resonanz der Wirtschaft und der Verbraucher 
auf das Bio-Siegel ist weiterhin sehr positiv. Seit seiner 
Bekanntmachung im September 2001 haben über 
1 200 Zeichennutzer die Kennzeichnung von fast 
24 000 Produkten mit dem Bio-Siegel beantragt. 

( 100 ) Die Europäische Kommission legte dem Agrarrat 
am 21/22. Juni 2004 eine Mitteilung zum Europäischen 
Aktionsplan für ökologisch erzeugte Lebensmittel und 
den ökologischen Landbau vor. In seinen Schlussfolge- 
rungen begrüßt der Rat generell die vorgeschlagenen Ak- 
tionen, durch ein abgestimmtes Vorgehen der Akteure auf 
allen Ebenen die politischen, ökonomischen und rechtli- 
chen Rahmenbedingungen für ein beschleunigtes Wachs- 
tum des ökologischen Landbaus in der Europäischen 
Union und darüber hinaus in Gesamteuropa herzustellen 
sowie ein entsprechendes Klima für dieses Wachstum zu 
schaffen und fordert die Europäische Kommission zur ra- 
schen Konkretisierung und Umsetzung der vorgeschlage- 
nen Aktionen auf. 

1.1.5 Biotechnologie und Agrogentechnik 

( 101 ) Die Europäische Union hat im Mai 2004 erstmals 
seit 1998 wieder Zulassungen für das Inverkehrbringen 
gentechnisch veränderter Organismen (GVO) erteilt. Au- 
ßerdem wurden gentechnisch veränderte Sorten in den 


Gemeinschaftlichen Sortenkatalog eingetragen. Ein Ein- 
satz der Gentechnik in der Landwirtschaft ist damit mög- 
lich. Das Thema betrifft aber nicht nur die Verwender von 
GVO selbst. Neben etwaigen Einflüssen auf Umwelt und 
Natur werden auch die Verbraucherinnen und Verbrau- 
cher und solche Wirtschaftsteilnehmer berührt, die auf ih- 
ren Einsatz verzichten möchten. Die Freisetzungsrichtli- 
nie 200 1/1 8/EG gestattet den Mitgliedstaaten deshalb, die 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um das unbeabsich- 
tigte Vorhandensein von GVO in anderen Produkten zu 
verhindern. 

Von dieser Möglichkeit macht das Gesetz zur Neuord- 
nung des Gentechnikrechts Gebrauch. Das Gesetz regelt 
das Nebeneinander von konventioneller, ökologischer 
und GV-Produktion. Es sieht eine Vorsorgepflicht desje- 
nigen vor, der mit zugelassenen GVO umgeht. Die Vor- 
sorgepflicht wird beim Anbau gentechnisch veränderter 
Pflanzen und bei der Haltung gentechnisch veränderter 
Tiere durch die gute fachliche Praxis erfüllt. Die allge- 
meinen Grundsätze hierzu sind im Gesetz enthalten und 
können in einer Rechtsverordnung konkretisiert werden. 
Der Entwurf einer Rechtsverordnung zur Erzeugung gen- 
technisch veränderter Pflanzen befindet sich in der regie- 
rungsintemen Abstimmung. Damit sich die Öffentlichkeit 
über Freisetzungen und den Anbau von GVO informieren 
und eine Überwachung etwaiger Auswirkungen des 
GVO-Anbaus auf die Umwelt erfolgen kann, sieht das 
Gesetz die Einrichtung eines Standortregisters vor. Auf 
diese Weise werden die ordnungspolitischen Rahmenbe- 
dingungen sowohl für den Schutz der GVO-freien Pro- 
duktion als auch für eine angemessene Entwicklung 
GVO-verwendender Produktionsweisen geschaffen. 

Das Gesetz konkretisiert außerdem die Voraussetzungen 
für zivilrechtliche Abwehr- und Ausgleichsansprüche 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch, insbesondere den 
Begriff der „wesentlichen Beeinträchtigung“ im Sinne 
von § 906 BGB. Eine solche liegt etwa dann vor, wenn 
Erzeugnisse nicht in Verkehr gebracht oder nicht mehr 
unter Hinweis auf die ökologische Produktionsweise 
gekennzeichnet werden dürfen oder ausdrücklich als 
„genetisch verändert“ zu kennzeichnen sind. Beim Zu- 
sammentreffen mehrerer möglicher Verursacher in der 
Nachbarschaft greift eine gesamtschuldnerische Verant- 
wortlichkeit. Das Gesetz verbessert überdies den Schutz 
der Umwelt, u. a. durch eine Einzelfallprüfung etwaiger 
Auswirkungen des GVO-Anbaus in ökologisch besonders 
wertvollen Gebieten. Der Deutsche Bundestag hat am 
26. November 2004 den Einspruch des Bundesrates ge- 
gen das Gesetz zurückgewiesen. Damit kann das Gesetz 
zur Neuordnung des Gentechnikrechts in Kraft treten. 

1 .2 Politik für eine nachhaltige 
Forstwirtschaft 

( 102 ) Der Bedeutung des Waldes sowohl als natürli- 
chem Lebensraum als auch im Hinblick auf die multi- 
fimktionale Forstwirtschaft trägt die Bundesregierung un- 
ter mehreren Aspekten Rechnung. Im Nationalen 
Waldprogramm wurden alle gesellschaftlich relevanten 
Gruppen und Institutionen aufgefordert, gemeinsame 
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Handlungsvorschläge für die Waldpolitik herauszuarbei- 
ten (www.nwp-online.de). Die erarbeiteten Empfehlun- 
gen fließen in die forstpolitischen Entscheidungen der 
Bundesregierung mit ein, unter anderem auch in die an- 
stehende Novellierung von Bundeswald- und Bundes- 
jagdgesetz. Ihre Umsetzung und die erzielten Ergebnisse 
unterliegen einem im Berichtsjahr eingeleiteten Monito- 
ring. 

Die Bundesregierung hat die Bekämpfung des illegalen 
Holzeinschlags als konkrete Aufgabe im Koalitionsver- 
trag festgeschrieben. Diese Problematik stellt sich weni- 
ger in der Bundesrepublik Deutschland als vielmehr welt- 
weit. Maßnahmen zur Bekämpfung des illegalen 
Holzeinschlags unterstützen die übergeordneten globalen 
Ziele der Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums sowie den Schutz der natürlichen Ressourcen und 
insbesondere der biologischen Vielfalt. Durch Maßnah- 
men zur Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags soll 
das Vertrauen der Verbraucher in das nachhaltig erzeugte 
und umweltfreundliche Produkt Holz gestärkt werden. 
Gleichzeitig soll die nationale Forst- und Holzwirtschaft 
vor Wettbewerbsverzerrungen geschützt werden Die 
Ziele der „Charta für Holz“ der Bundesregierung werden 
damit unterstützt. 

(103) Am 30. September 2004 wurden die Ergebnisse 
der von Bund und Ländern gemeinsam durchgeführten 
zweiten Bundeswaldinventur (BWP) der Öffentlichkeit 
vorgestellt. Damit liegen zum ersten Mal für ganz 
Deutschland repräsentative Informationen über die 
grundsätzlichen Waldverhältnisse in allen Eigentumsar- 
ten vor. Für die Forst- und Holzwirtschaft stellt die BWP 
eine der maßgebenden Grundlagen für Planung, Roh- 
stoffsicherung und auch für forstpolitische Entscheidun- 
gen der kommenden Jahre dar. Als wichtigste Ergebnisse 
sind festzuhalten: 

- Deutschland ist mit 11,1 Mio. ha zu einem Drittel be- 
waldet. 

- Die Waldfläche in den alten Bundesländern hat in den 
letzten 15 Jahren jährlich um ca. 3 500 ha zugenom- 
men. 

- 73 Prozent unserer Wälder sind Mischwälder. 

Die Holzvorräte mit durchschnittlich 317 m^/ha weisen 
ein enorm hohes Nutzungspotenzial aus, das zwischen 
1987 und 2002 in den alten Bundesländern etwa zu drei 
Vierteln genutzt wurde. 

(104) Die Zertifizierung von Waldflächen aller Besitz- 
arten nach den hohen Qualitätsstandards des FSC und 
nach anderen anerkannten Zertifizierungssystemen, wie 
z. B. PEFC, schreitet weiter voran. Inzwischen sind in 
Deutschland rd. 0,5 Mio. ha nach FSC und rd. 7 Mio. ha 
nach den Kriterien des PEFC zertifiziert. Die Zertifizie- 
rung geeigneter Flächen der Bundesforsten nach FSC 
wurde gemäß der im Koalitionsvertrag der Regierungs- 
fraktionen vom 16. Oktober 2002 getroffenen Vereinba- 
rung eingeleitet. 

Entsprechend der Koalitionsvereinbarung wird sich der 
Bund bei seiner eigenen Holzbeschaffung am Standard 


des Forest Stewardship Council (FSC) orientieren, sofern 
dies vergäbe- und WTO-rechtlich möglich ist. Ein ent- 
sprechender Kriterienkatalog mit inhaltlichen Anforde- 
rungen an eine nachhaltige Waldbewirtschaftung sowie 
einigen wesentlichen prozeduralen Anforderungen befin- 
det sich derzeit in der Abstimmung. Dies entspricht auch 
der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, nach 
der ökonomische, ökologische und soziale Aspekte mit- 
einander verbunden und so für eine Balance zwischen 
Schutz und Nutzung der wichtigen Naturressource Wald 
gesorgt werden soll. 

1 .3 Politik für eine nachhaltige 
Fischwirtschaft 

(105) Der Fischereirat der EU legte im Dezember 2004 
die Gesamtfangmengen (TACs) und die nationalen Fang- 
quoten für die Fischerei in EU-Gewässem, in Gewässern 
von Drittstaaten und auf Hoher See für das kommende 
Jahr fest. Präjudiziert sind die TACs, die zuvor durch re- 
gionale Fischereiorganisationen und durch bilaterale Fi- 
schereiabsprachen zwischen der EU und Drittstaaten fest- 
gelegt wurden. 

Besondere Schwerpunkte der Verhandlungen waren der 
Schutz des Kabeljaubestandes in der Nordsee und angren- 
zenden Gewässern sowie des Dorschbestandes in der 
östlichen Ostsee, die sich in außerordentlich schlechter 
Verfassung befinden. Deutschland setzte bei den Ver- 
handlungen vor allem auf großflächige Gebietsschließun- 
gen, wie sie ursprünglich von der Kommission vorge- 
schlagen wurden, doch fehlte die Unterstützung anderer 
Mitgliedstaaten. Dass Deutschland dennoch den Kompro- 
miss mittragen konnte, liegt an den zahlreichen sonstigen 
Verbesserungen, die zu einer ökologisch verträglicheren 
Fischerei führen sollen. 

Der Kompromiss umfasst folgende Verbesserungen: 

- Rückführung der EU-Fangmenge für Dorsch in der 
Ostsee von 71 250 1 (2004) auf 63 700 1 (2005). 

- Bewirtschaftung der Dorsch- und Heringsbestände in 
der Ostsee entsprechend der wissenschaftlich empfoh- 
lenen Gebietsaufteilungen. 

- Einführung von drei ganzjährig geschlossenen größe- 
ren Gebieten in der östlichen Ostsee zum Schutz des 
Dorschbestandes. 

- Ausdehnung eines zeitlich beschränkten Dorschfang- 
verbotes von zwei auf 4,5 Monate in der östlichen Ost- 
see. 

- Weitere Einschränkungen der Fangtage für Kabeljau 
in der Nordsee von bislang zehn auf neun pro Monat, 
westlich von Schottland von bislang zehn auf acht. 

- Verbesserung der Kontrolle vor allem durch vorge- 
schriebene Anlandehäfen, durch Einführung einer 
Logbuchpflicht für Schiffe ab acht Metern Länge (statt 
bisher zehn) sowie eines Sonderlizenzsystems für den 
Dorschfang in der Ostsee. 

Darüber hinaus haben sich der Rat und die Kommission 
in gemeinsamen Erklärungen verpflichtet, weitere Erhal- 
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tungsmaßnahmen im Jahr 2005 zu erarbeiten und zu be- 
schließen. Dazu gehören ein Wiederaufbauplan für den 
Dorschbestand in der östlichen Ostsee sowie einheitliche 
Sanktionsmaßnahmen bei Verstößen. 

1.4 Umwelt- und Ressourcenschutz 

1.4.1 Biologische Vielfalt, genetische 

Ressourcen 

(106) Die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft haben 
als größte Flächennutzer einen weitreichenden Einfluss 
auf den Erhalt und die Entwicklung von Lebensräumen 
und damit direkt und indirekt auch der biologischen Viel- 
falt insgesamt. Viele wild lebende Arten sind auf vom 
Menschen geschaffene und genutzte Ökosysteme ange- 
wiesen, während gleichzeitig die Produktion von Lebens- 
mitteln und Rohstoffen auf der Nutzung biologischer 
Vielfalt beruht. Eine nachhaltige Land-, Forst- und Fi- 
schereiwirtschaft dient insoweit auch dem Erhalt der bio- 
logischen Vielfalt. Agrarpolitische Maßnahmen sollen 
dazu beitragen, dass die Vielfalt der genutzten Ökosys- 
teme und Arten und die genetische Vielfalt innerhalb die- 
ser Arten erhalten bleiben, Bestandteile der biologischen 
Vielfalt nachhaltig genutzt werden können und Agrar- 
und Waldökosysteme so genutzt werden, dass die dazu 
gehörige biologische Vielfalt gefordert wird. Dadurch 
wird sowohl ein Beitrag zur Produktvielfalt als auch zur 
Vielfalt des Landschaftsbildes und zur Stabilität von Öko- 
systemen geleistet. 

Von grundlegender Bedeutung ist das Übereinkommen 
über die biologische Vielfalt (CBD) aus dem Jahre 1992, 
dessen Ziele die Erhaltung der biologischen Vielfalt, die 
nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile und die gerechte 
Aufteilung der sich aus der Nutzung der genetischen Res- 
sourcen ergebenden Vorteile sind. Zur Umsetzung dieser 
Ziele wurde mit den Beschlüssen der 7. Vertragsstaaten- 
konferenz der CBD im Frühjahr 2004 in Kuala Lumpur 
wesentlich beigetragen. Es konnte u. a. ein Arbeitspro- 
gramm zu Schutzgebieten sowie ein Mandat zur Verhand- 
lung eines internationalen Regimes zum Zugang zu gene- 
tischen Ressourcen und der Verteilung der sich aus der 
Nutzung der genetischen Ressourcen ergebenden Vorteile 
beschlossen werden. Dies soll der weiteren Konkreti- 
sierung der bisher im Rahmen der CBD bestehenden Re- 
gelungen dienen. Im Bereich der nachhaltigen Nutzung 
der biologischen Vielfalt, die ebenfalls als Ziel in der 
CBD verankert ist, konnten die „Addis-Abeba-Prinzipien 
und -Richtlinien“ verabschiedet werden, die erstmals den 
Ökosystemansatz der Konvention konkretisieren und 
politisch anwendbar machen. Damit sind auch weitere 
Schritte für die Erreichung des übergeordneten, auf dem 
Weltgipfel für nachhalfige Entwicklung (WSSD) in Jo- 
hannesburg 2002 beschlossenen Ziels, die gegenwärtige 
Verlustrate an biologischer Vielfalt bis 2010 signifikant 
zu reduzieren, ergriffen worden. 

(107) Insbesondere die Forstwirtschaft mit ihrer Verant- 
wortung für die Waldökosysteme ist wie kaum ein ande- 
rer Wirtschaftsbereich in der Lage, die nachhaltige Nut- 
zung und den Schutz der biologischen Vielfalt in 
Einklang zu bringen. Dazu strebt die Bundesregierung 


eine natumahe Waldbewirtschaftung möglichst auf der 
gesamten forstwirtschaftlich genutzten Waldfläche an. 

Die Ergebnisse der in 2004 abgeschlossenen Bundeswald- 
inventur (BWP) zeigen, dass fast drei Viertel der Wälder 
(73 Prozent) Mischwälder sind. Der Anteil der Laub- 
bäume, insbesondere der Buchen, hat zugenommen, der 
Anteil der Nadelbäume ging zurück. Insgesamt nahm die 
Natumähe der Baumartenzusammensetzung in den letz- 
ten 15 Jahren deutlich zu. Circa 45 Prozent der Wälder 
zeigen eine zweischichtige Struktur, ca. 9 Prozent sind 
mehrschichtig oder plenterartig aufgebaut; ca. 46 Prozent 
setzen sich aus einschichtigen Bestockungen zusammen. 
Viele Wälder weisen einen hohen Anteil an Naturverjün- 
gung auf. Auf vielen Waldflächen sind alte und struktur- 
reiche Waldbereiche zu finden. 

Fast 20 Prozent der Gesamtwaldfläche sind Flächen mif 
Vorrang für Nafur- und Artenschufz, wobei efwa 
1 Prozenf der Fläche völligem Nutzungsverzicht unterlie- 
gen. Über 43 Prozent der Waldflächen sind darüber hi- 
naus als Landschaftsschutzgebiete und/oder Naturparks 
ausgewiesen. 

(108) Basierend auf einer Konzeption des BMVEL 
wurde ein nationales Programm zur Erhaltung und nach- 
haltigen Nutzung der genetischen Ressourcen für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten, der so genannten 
Agrobiodiversität, entwickelt, das auf speziellen Fachpro- 
grammen für die Bereiche Forsfpflanzen, landwirtschaft- 
lich und gartenbaulich genutzte Pflanzen, landwirtschaft- 
liche Nutztiere und Fische beruht. Diese werden in 
Zusammenarbeit mit den Ländern und beteiligten Kreisen 
durchgeführt. Gemäß Beschluss der Agrarministerkonfe- 
renz hat der Fachbeirat „Tiergenetische Ressourcen“ im 
Frühjahr 2004 seine Empfehlungen für die sfufenweise 
Umsetzung des Fachprogramms „Tiergenetische Res- 
sourcen“ vorgelegt. Danach kommt in den nächsten drei 
Jahren dem Aufbau eines Besfandsmonitoring und der 
Schaffung einer nationalen Sammlung für die Ex-situ-Er- 
haltung bedrohter Rassen durch Tiefkühllagerung von 
Vermehrungsmaferial (Kryokonserve) sowie der Erstel- 
lung eines Konzeptes zur Vorsorge und Gefahrenabwehr 
bei Tierseuchen die größte Priorität zu. Derzeit bemühen 
sich Bundesregierung und Länder um die Schaffung der 
für die Erfüllung dieser Aufgaben notwendigen personel- 
len und finanziellen Voraussetzungen. 

Zur Stärkung der aktivierenden und koordinierenden 
Rolle des Bundes bei der Durchführung der Fachpro- 
gramme hat die Bundesregierung im Haushaltsplan 2005 
zusätzliche Mittel für Erhebungen und Modell- und De- 
monstrationsvorhaben im Bereich biologische Vielfalt/ 
genetische Ressourcen vorgesehen. 

Ein wichtiger Beitrag zur Erhaltung und Förderung der 
biologischen Vielfalt ist die Verwendung einheimischer 
Gehölze regionaler Herkunft. In der freien Landschaft 
werden große Mengen Gehölze gepflanzt, z. B. an Stra- 
ßenböschungen oder im Zuge von Ausgleichs- und Er- 
satzmaßnahmen. Wenn die dabei verwendeten Gehölze 
aus regionaler Herkunft stammen, ist davon auszugehen, 
dass sie an die örtlichen Standortbedingungen hin- 
reichend angepasst sind. Dadurch ist gewährleistet, dass 
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gesunde, widerstandsfähige Pflanzen heranwachsen und 
die in Jahrtausenden entstandenen regionalen Populatio- 
nen einheimischer Gehölze erhalten werden. BMVEL hat 
daher 2004 in Zusammenarbeit mit der Bund/Länder-Ar- 
beitsgruppe „Erhaltung forstlicher Genressourcen“ ein 
Faltblatt herausgegeben, das über die Zusammenhänge in- 
formiert und bundeseinheitliche Empfehlimgen sowie An- 
sprechpartner enthält. Das Faltblatt ist als Orientierung und 
Hilfestellung für alle Beteiligten gedacht. Es ist im Internet 
veröffentlicht unter www.verbraucherministerium.de, 
Rubrik Forstwirtschaft, Wald und biologische Vielfalt, und 
wurde an Kommunen, Straßenbauämter und andere betrof- 
fene Behörden sowie an Baumschulen verteilt. 

International beteiligt sich Deutschland weiterhin an den 
erfolgreichen Programmen einer gesamteuropäischen Zu- 
sammenarbeit bei Kultur- und Forstpflanzen (ECP/GR 
und EUFORGEN). Der im November 2001 von der FAO 
verabschiedete internationale Vertrag über pflanzengene- 
tische Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft ist 
am 29. Juni 2004 in Kraft getreten. Die für die Durchfüh- 
rung des Vertrages notwendigen Vorarbeiten seitens der 
FAO sind im Gange und werden von der Bundesregie- 
rung unterstützt. 

Die Beratungen im Rahmen der CBD über den Zugang zu 
genetischen Ressourcen und den Vorteilsausgleich bei ih- 
rer Nutzung berühren auch Fragen des gewerblichen 
Rechtsschutzes, insbesondere des Patentrechts, im Zu- 
sammenhang mit der Biotechnologie. Eine zentrale For- 
derung der Entwicklungsländer ist dabei die Offenlegung 
der Herkunft des biologischen Materials, das bei einer Er- 
findung genutzt wurde, in der Patentanmeldung. Die EU 
hat dazu grundsätzlich eine positive Haltung eingenom- 
men. 

ln der EU wird das Biopatentrecht durch die Richtlinie 
98/44/EG über den rechtlichen Schutz biotechnologischer 
Erfindungen konkretisiert und harmonisiert. Der Deut- 
sche Bundestag hat am 3. Dezember 2004 ein Gesetz zur 
Umsetzung dieser Richtlinie durch Änderung des Patent- 
gesetzes und des Sortenschutzgesetzes verabschiedet. 
Das Gesetz trägt den Belangen der Landwirtschaft bei der 
Nutzung biotechnologischer Erfindungen weitgehend 
Rechnung, schafft aber noch nicht in allen Bereichen aus- 
reichende Klarheit unter anderem über das Verhältnis von 
Patentschutz und spezialgesetzlichen Regelungen des 
geistigen Eigentums in der Landwirtschaft wie dem Sor- 
tenschutz. Auch deshalb tritt die Bundesregierung mit 
Unterstützung von Bundesrat und Bundestag für erforder- 
liche Verbesserungen und Präzisierungen auf europäi- 
scher Ebene ein. Die Bundesregierung setzt sich gemein- 
sam mit den übrigen EU-Mitgliedstaaten auf 
internationaler Ebene dafür ein, dass die Herkunft des 
biologischen Materials, das bei Erfindungen benutzt 
wurde, in der Patentanmeldung verbindlich angegeben 
werden muss. 

1.4.2 Luftreinhaltung, Klimaschutz 

(109) Deutschland hat mit Gesetz vom 8. Juli 2004 das 
Multikomponentenprotokoll zum Genfer Luftreinhalte- 
übereinkommen ratifiziert. Das Protokoll dient der Sen- 
kung der Luftbelastung durch die umweit- und gesund- 


heitsschädlichen Stoffe Schwefeldioxid, Stickstoffoxid, 
Ammoniak und flüchtige organische Verbindungen 
(VOC). 

Vor dem Inkrafttreten dieses Protokolls hat sich die Bun- 
desrepublik Deutschland bereits im Rahmen der EG- 
Richtlinie über nationale Emissionshöchstmengen für be- 
stimmte Luftschadstoffe verpflichtet, bis zum Jahr 2010 
ihre Ammoniakemissionen auf jährlich 550 000 t zu redu- 
zieren. Um dieses Ziel zu erreichen, setzt die Bundesre- 
gierung auf ein integriertes Konzept nachhaltiger Land- 
wirtschaft, das insbesondere durch eine Verringerung der 
Intensität in der Landbewirtschaftung und durch eine flä- 
chengebundene Tierhaltung getragen wird. Dabei sollen 
technische Maßnahmen zur Emissionsminderung As- 
pekte der „Tiergerechtheit“ und des Umweltschutzes 
gleichwertig berücksichtigen. 

( 110 ) Deutschland hat sich verpflichtet, den Ausstoß der 
sechs Kyoto-Gase (CO2, CH4, N2O, H-FKW, FKW und 
SF5) im Verpflichtungszeitraum 2008 bis 2012 gegenüber 
dem Basisjahr um 21 Prozent zu vermindern. Das Kyoto- 
Protokoll wurde bislang von 129 Staaten ratifiziert und 
wird am 16. Februar 2005 in Kraft treten. Unabhängig da- 
von setzte die EU bereits weite Teile des Kyoto-Proto- 
kolls durch die Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 zum 
Emissionshandel in Gemeinschaftsrecht um. 

ln Deutschland wurden für 2003 Treibhausgasemissionen 
von rd. 1 018 Mt (berechnet als C02-Äquivalente aus 
86 Prozent CO2, 7 Prozent CH4 und 6 Prozent N2O) er- 
mittelt. Der überwiegende Teil der Emissionen stammte 
aus dem Energiesektor. Die Landwirtschaft war an den 
Emissionen insbesondere bei CH4 mit rd. 75 Prozent und 
bei N2O mit rd. 63 Prozent der Emissionen beteiligt. 

Im Vergleich zu 1990 haben die Treibhausgasemissionen 
in der Landwirtschaft um insgesamt 16,6 Prozent abge- 
nommen. Zu nennenswerten Emissionsreduzierungen 
kam es bei den Methanemissionen aus der Wiederkäuer- 
verdauung (- 27 Prozent) und dem Wirtschaftsdünger 
(15 Prozent), bedingt durch eine Reduktion der Tierbe- 
stände, den Lachgasemissionen der Böden (- 16 Prozent), 
bedingt durch geringere N-Einträge aus Mineral- und 
Wirtschaftsdüngem, und den energiebedingten C02-Emis- 
sionen (- 50 Prozent). Kritisch zu betrachten sind die 
C02-Emissionen aus Böden (mit 43 Mt CO2 rd. 
28 Prozent aller landwirtschaftlichen Emissionen), die 
fast ausschließlich auf die Bewirtschaftung von entwäs- 
serten organischen Böden zurückzuführen sind. Die Ent- 
wässerung, aber auch die ackerbauliche Nutzung solcher 
Böden führt zu einem über Jahrzehnte anhaltenden 
schnellen Abbau (8 bis 60 t pro ha und Jahr CO2) der Bo- 
denkohlenstoffvorräte, der nicht mit Nachhaltigkeitsprin- 
zipien vereinbar ist. 

Der Wald ist in Deutschland eine Kohlenstoffsenke, weil 
mehr Holz nachwächst als eingeschlagen wird. Zwischen 
1987 und 2002 konnte trotz erheblicher Sturmschäden in 
den Jahren 1990 und 1999 eine Zunahme der ober- und 
unterirdischen Biomasse ermittelt werden, die einer jähr- 
lichen C02-Festlegung von 75 Mt CO2 entspricht. 

Für den Sektor Land- und Forstwirtschaft liegen in 
Deutschland keine Gesamtkohlenstoffbilanzen vor. Um 
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jedoch den Anteil des Sektors innerhalb der Volkswirt- 
schaft abschätzen zu können, müssten einerseits die Da- 
ten der Emissionen aus der Herstellung und Nutzung von 
Betriebsmitteln vervollständigt und andererseits Daten zu 
C02-Festlegungen und über den „Kohlenstoff-Export“ in 
die anderen Sektoren berücksichtigt werden. So stehen 
derzeit Emissionen aus der Landwirtschaft von 151 Mt 
C02-Äquivalent „Kohlenstoff-Exporte“ von rd. 46 Mt 
CO 2 aus der landwirtschaftlichen Produktion von Nah- 
rungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen sowie rd. 
47 Mt aus dem Holzeinschlag und C02-Festlegungen von 
rd. 75 Mt in ober- und unterirdische Biomasse der Wälder 
gegenüber. 

Die Reform der GAP, die Förderung des ökologischen 
Landbaus und die Förderung von Agrarumweltmaßnah- 
men unterstützen den Prozess hin zur Extensivierung, zu 
geringeren Tierzahlen und zur Reduktion des N-Dünge- 
mitteleinsatzes und damit zu weniger CH4- und N 2 O- 
Emissionen aus der Landwirtschaft. Die Novellierung des 
EEG, das MAP, die Förderung des Einsatzes von Bio- 
kraftstoffen und die Charta für Holz tragen maßgeblich 
dazu bei, dass durch nachwachsende Rohstoffe fossile 
Energieträger substituiert werden. 

Weitere Informationen finden sich im Bericht zum Kli- 
maschutz im Bereich Land- und Forstwirtschaft 
(www.verbraucherministerium.de). 

1 .4.3 Gewässerschutz 
Schutz der Binnengewässer 

( 111 ) In den vergangenen Jahrzehnten wurden große 
qualitative Fortschritte im Hinblick auf die Verbesserung 
der Wasserqualität unserer Bäche und Flüsse erzielt. So 
ist die Belastung mit Phosphor aus kommunalen Kläran- 
lagen aufgrund der Nutzung phosphatfreier Waschmittel 
und der Einführung der Phosphatfällung deutlich zurück- 
gegangen. Auch beim Stickstoff und den Schwermetallen 
konnten die punktuellen Emissionen weiter reduziert wer- 
den. Zum Erreichen dieser Erfolge waren milliardenhohe 
Investitionen bei Bund, Ländern und Kommunen notwen- 
dig. 

Es besteht weiterer Handlungsbedarf Zu verringern sind 
vor allem diffuse Gewässerhelastungen mit Nährstoffen 
und Pflanzenschutzmitteln aus der Landwirtschaft sowie 
Belastungen aus Schwermetallen, vor allem aus der städ- 
tischen Regenentwässerung. 

Mit der jüngsten Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 
wurde die Landwirtschaft verpflichtet, stärker zum Ge- 
wässerschutz beizutragen. Geeignete Instrumente und 
Maßnahmen zur Verminderung der diffusen Gewässerbe- 
lastungen stehen bereit. Es kommt jetzt darauf an, auf die- 
ser Grundlage ein nationales Gesamtkonzept zu entwi- 
ckeln, mit dem die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) erreicht werden, ohne dabei die Existenz der 
landwirtschaftlichen Betriebe zu gefährden. 

Zentrales Instrument der WRRL werden die Bewirtschaf- 
tungspläne sein. Die bis zum Jahr 2009 für jede Flussge- 
bietseinheit zu erstellenden Bewirtschaftungspläne müs- 
sen u. a. enthalten: 


- eine allgemeine Beschreibung der Merkmale der 
Flussgebietseinheit, 

- sämtliche signifikanten Belastungen und anthropoge- 
nen Einwirkungen auf die Gewässer, 

- die Ergebnisse der Überwachungsprogramme, 

- die spezifischen Gewässerziele und 

- die zum Erreichen der Ziele erforderlichen Maßnah- 
men. 

In Deutschland sind die Arbeiten zur Charakterisierung 
und der ersten Bestandsaufnahme des Ist-Zustandes nach 
WRRL abgeschlossen. Bis März werden entsprechende 
Berichte an die EU-KOM übermittelt. Die Ergebnisse der 
Bestandsaufnahme aus den untersuchten 10 Flusseinzugs- 
gebieten zeigen, dass je nach Flussgebiet voraussichtlich 
0 bis 30 Prozent aller Oberflächengewässer die Ziele der 
EU-WRRL bereits erreicht haben, für 0 bis 50 Prozent 
der Oberflächengewässer ist dies unklar und etwa 35 bis 
100 Prozent erreichen den guten Zustand ohne zusätzli- 
che Maßnahmen vermutlich nicht. Gesicherte Erkennt- 
nisse werden Monitoringprogramme ab 2006 liefern. Ur- 
sachen für das Nichterreichen der Ziele sind im 
Wesentlichen Beeinträchtigungen der Gewässerstruktu- 
ren und der Abflussverhältnisse, gefolgt von Nährstoff- 
einträgen und anderen stofflichen Belastungen aus Klär- 
anlagen oder der Niederschlagsentwässerung. 

Beim Grundwasser erreichen bereits jetzt in den einzel- 
nen Flussgebieten 20 bis 80 Prozent der Grundwasserkör- 
per den guten Zustand und somit die Umweltziele der 
WRRL; beim Rest ist dies unklar oder unwahrscheinlich. 
Bei den Beeinträchtigung des Grundwassers dominieren 
stoffliche Einträge und dabei Nitrateinträge aus landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen. 

Meeresumweltschutz 

( 112 ) Für den Schutz und die nachhaltige Entwicklung 
der Meeresumwelt und ihrer Ressourcen bildet das 1992 
auf der UN-Umweltkonferenz in Rio beschlossene See- 
rechtsübereinkommen (UNCLOS) die rechtliche Grund- 
lage. Auf der Grundlage des Seerechtsübereinkommens 
wie auch durch die politische Ausgestaltung der 
Agenda 2 1 betreibt die Bundesrepublik Deutschland eine 
wirksame Meeresumweltschutzpolitik. Dabei setzt sie 
sich für die nachhaltige Nutzung und die Erhaltung der le- 
benden Meeresressourcen sowie für den Schutz der Mee- 
resumwelt vor schädigenden Einflüssen ein. Bei den Be- 
ratungen im Rahmen internationaler Übereinkommen wie 
auch multilateraler Kooperationen bringt sie die Positio- 
nen zur nachhaltigen Agrarpolitik unter Herausstellung 
der Bedeutung der Umweltleistungen der Landwirtschaft 
und des Ökolandbaus sowie der ressourcenschonenden 
und artenschützenden Fischereipolitik zum Schutze der 
Meeresumwelt ein. 

Im Juni 2004 nahm in New York die Fünfte Tagung 
(ICP 5) des UNICPOLOS-Prozesses (Informeller Kon- 
sultativprozess „Ozeane und Seerecht“) unter dem Thema 
„Neue und nachhaltige Nutzungen der Ozeane einschließ- 
lich Erhaltung und Management von Biodiversität auf 
Hoher See sowie in der Tiefsee“ dezidiert zur Frage der 
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Tiefsee-Schleppnetzfischerei in internationalen Gewässern 
Stellung. Basierend auf dem „Johannesburg-Plan of Imple- 
mentation“ zur Aufrechterhaltung der Biodiversität befür- 
wortete ICP 5 die Ergebnisse der CBD zur Umsetzung des 
Vorsorgeansatzes und des Ökosystemansatzes auf Hoher 
See, insbesondere bei Seamounts, den Lebensräumen von 
Kaltwasserkorallen und anderen sensiblen Habitaten. 

Im März 2004 befasste sich in Helsinki das 25. Treffen 
der Helsinki Kommission zum Schutz der Meeresumwelt 
der Ostsee (HELCOM) schwerpunktmäßig mit einer 
neuen Arbeits- und Organisationsstruktur im Hinblick auf 
die Erweiterung der EU am 1. Mai 2004: lediglich Russ- 
land ist danach kein EU-Mitgliedstaat. Insbesondere bei 
der Einrichtung der Ostsee-PSSA (Particularly Sensitive 
Sea Area) ist dies von Bedeutung. HELCOM entschied, 
die Agrarumweltkooperation in der Gruppe HELCOM- 
LAND Weiterzufuhren. 

Die Jahrestagung 2004 der OSPAR-Kommission zum 
Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks hat u. a. 
ihre erste Liste von schutzbedürftigen Arten und Lebens- 
räumen ergänzt. Die Fischereikommission für den Nord- 
ostatlantik (NEAFC) soll auf die Schädigung von Kalt- 
wasserkorallen durch die Fischerei hinweisen und 
gebeten werden, sich dieses Problems anzunehmen. 
Gegebenenfalls ist die Teilnahme OSPARs als aktiver Be- 
obachter an den neu einzurichtenden regionalen Bera- 
tungsgremien (Regional Advisory Councils - RACs) vor- 
zusehen. Sieben der acht bestehenden Anleitungen zur 
harmonisierten Quantifizierung und Berichterstattung 
hinsichtlich Nährstoffeinträgen ins Meeresgebiet wurden 
überarbeitet. Die Liste der für die Meeresumwelt ggf. be- 
sorgniserregenden Stoffe wurde um zwölf gekürzt. 
OSPAR hat zudem eine Vereinbarung über Überwa- 
chungsstrategien für Stoffe der OSPAR-Liste der vorran- 
gig zu behandelnden Chemikalien getroffen. 

Im Februar 2004 wurde bei der Internationalen Seeschiff- 
fahrtsorganisation (IMO) das Übereinkommen zur Über- 
wachung und Behandlung von Ballastwasser und Sedi- 
menten von Schiffen (Ballastwasser-Übereinkommen) 
verabschiedet. Neue Schiffe müssen in der Regel ab 2009 
einem anspruchsvollen „Ballast Water Performance Stan- 
dard“ entsprechen, der nur mittels Ballastwasserbehand- 
lung und nicht durch Ballastwassertausch (weniger an- 
spruchsvoller Standard) erzielt werden kann. Für 
vorhandene Schiffe sind Übergangsfristen vorgesehen, 
nach deren Ablauf zuerst ein weniger anspruchsvoller 
Standard und spätestens 2016 der anspruchsvolle Stan- 
dard zugrunde gelegt wird. 

(113) Auf der 56. Jahrestagung der Internationalen Wal- 
fang-Kommission (IWC) im Juli 2004 konnte insbeson- 
dere erreicht werden, das seit 1982 bestehende Verbot des 
kommerziellen Walfangs (Moratorium) aufrechtzuerhal- 
ten. Im Konsens mit allen Vertragsstaaten wurde verein- 
bart, dass bis zur nächsten Jahrestagung eine Arbeits- 
gruppe tagen soll, die sich mit der Entwicklung eines 
Bewirtschaftungs- und Kontrollsystems (RMS = Revised 
Management System) beschäftigen wird. Den Walschutz- 
ländem gelang es, trotz der Rekrutierung neuer Mitglie- 
der durch Japan, ihre knappe Mehrheit dadurch zu be- 


haupten, dass neue Staaten, wie Belgien und Ungarn, 
beigetreten sind. 

Dem Schutz von Kleinwalen hat sich die EU in einer spe- 
ziellen Verordnung vom April 2004 gewidmet, die den 
Beifang der Meeressäuger verhindern oder - soweit dies 
nicht möglich ist - maßgeblich verringern soll, und zwar 
durch 

- den Einsatz von akustischen Vergrämem (Pinger), 

- Beobachtereinsatz auf Fangschiffen und 

- das schrittweise Verbot der Treibnetzfischerei in der 
Ostsee (in den anderen Gemeinschaftsgewässem ist 
die Treibnetzfischerei bereits verboten). 

1.4.4 Bodenschutz 

(114) Die Böden und ihre Funktionen werden durch un- 
terschiedliche Faktoren gefährdet. Vor allem über die 
Luft erfolgen unerwünschte Stoffeinträge (u. a. Säure- 
bildner, Nährstoffe, Schwermetalle), die weiter reduziert 
werden müssen, insbesondere um die vorhandenen Be- 
einträchtigungen der Waldböden abzubauen (Waldzu- 
standsbericht 2004). Im Rahmen der landbaulichen Be- 
wirtschaftung können Schwermetalle und organische 
Schadstoffe über Klärschlämme, Bioabfalle, Wirtschafts- 
dünger und Mineraldünger eingetragen werden. Außer- 
dem kann eine unsachgemäße Bewirtschaftung zum Ab- 
trag fruchtbaren Bodens durch Wind- und Wassererosion 
und zu Schadverdichtungen führen. 

Zur Verbesserung des Bodenschutzes hat die Bundesre- 
gierung zusätzlich zum bestehenden rechtlichen Instru- 
mentarium (u. a. Bundes-Bodenschutzgesetz und Dünge- 
mittelgesetz) und neben der Luftreinhaltepolitik (siehe 
Tz. 109) eine Reihe von gezielten Maßnahmen abge- 
schlossen bzw. in Angriff genommen. Hierzu gehören die 
Umsetzung der Bodenschutzvorgaben im Rahmen von 
Cross Compliance und die Arbeiten an der Novellierung 
der Düngeverordnung (siehe Tz. 91 und 174). 

Die Kommission hat angekündigt, im 2. Halbjahr 2005 
eine spezifische EU-Bodenschutzstrategie vorzulegen. 
Mit der Strategie sollen unter Beachtung des Subsidiari- 
tätsgrundsatzes angemessene Gemeinschaftsmaßnahmen 
geschaffen werden, um EU-weit Böden besser zu schüt- 
zen. Zur Vorbereitung der Bodenschutzstrategie hat die 
Kommission vom Februar 2003 bis Mai 2004 einen sehr 
umfangreichen Konsultationsprozess durchgeführt. Bis 
Juni 2004 wurden hierzu die Abschlussberichte zu den 
Bereichen Monitoring, Erosion, Organische Substanz, 
Kontamination und Forschung vorgelegt. 

2 Tiergesundheit und Futtermittei- 

sicherheit 

2.1 BSE 

(115) Die in der EG- Verordnung zur Verhütung, Kon- 
trolle und Tilgung bestimmter Transmissibler Spongifor- 
mer Enzephalopathien (TSE = alle übertragbaren Formen 
spongiformer Enzephalopathien, wie z. B. BSE oder Scra- 
pie) festgelegten Schutzmaßnahmen wurden auch 2004 an 
neuere Erkenntnisse angepasst (vgl. EAB 2004, Tz. 132). 
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Das epidemiologische Überwachungsprogramm auf TSE 
bei Rindern wurde 2004 unverändert weiter geführt. Die 
Überwachung einer großen Zahl für den menschlichen 
Verzehr geschlachteter Schafe in den Mitgliedstaaten mit 
großer Schaipopulation hat es ermöglicht, die TSE-Prä- 
valenz zu schätzen. Der Untersuchungsumfang wurde 
deshalb ab dem 1 . Januar 2004 reduziert. Die Überwa- 
chung ausreichend großer Zahlen für den menschlichen 
Verzehr geschlachteter Ziegen zur Feststellung der Wahr- 
scheinlichkeit der TSE-Prävalenz in dieser Gruppe war in 
den meisten Mitgliedstaaten schwierig oder nicht prakti- 
kabel. Seit dem 1 . Januar 2004 ist die Überwachung in 
dieser Gruppe nicht mehr vorgeschrieben. 

Seit dem Oktober 2000 müssen EU-weit spezifizierte Ri- 
sikomaterialien von Wiederkäuern entfernt und durch 
Verbrennen vernichtet werden. Im August 2004 wurde 
die Liste dahin gehend geändert, dass u. a. die Domfort- 
sätze der Lenden- und Bmstwirbel und die Dom- und 
Querfortsätze der Halswirbel nicht mehr als spezifiziertes 
Risikomaterial gelten. 

Die EG- Verordnung legt auch Tilgungsmaßnahmen im 
Bestand nach Feststellung eines TSE-Befundes bei Scha- 
fen und Ziegen fest. Nach derzeitigem Kenntnisstand ist 
es sehr unwahrscheinlich, dass Schlachtkörper von unter 
zwei Monate alten Schafen und Ziegen eine Gefahr dar- 
stellen, sofern die Innereien einschließlich des Kopfes 
entfernt werden. Im August 2004 wurden diese Tiere von 
den Tilgungsmaßnahmen ausgenommen. 

Ab Juli 2004 wurden die Anforderungen an das innerge- 
meinschaftliche Verbringen von Zuchtschafen und -zie- 
gen geändert; Beschränkungen für Schafe des Prionpro- 
tein-Genotyps ARR/ARR sind nicht mehr vorgesehen. 

Ausführlichere Informationen zu anzeigepflichtigen Tier- 
seuchen und meldepflichtigen Tierkrankheiten sind dem 
„Tiergesundheitsjahresbericht“ zu entnehmen. 

2.2 Zoonosen 

(116) Am 17. November 2003 wurde auf europäischer 
Ebene eine Richtlinie zur Überwachung von Zoonosen 
und Zoonoseerregem erlassen. Die Richtlinie soll eine 
ordnungsgemäße Überwachung von Zoonosen und Zoo- 
noseerregem und deren Antibiotikaresistenzen sicherstel- 
len. 

Im Vordergmnd stehen hierbei Zoonosen, die durch Le- 
bensmittel tierischer Herkunft übertragbar sind. Bei der 
Entwicklung von Überwachungs- oder Bekämpfungs- 
maßnahmen von Zoonosen und Zoonoseerregem ist dabei 
die gesamte Lebensmittelkette - von der Primärerzeu- 
gung in landwirtschaftlichen Betrieben bis hin zur Ab- 
gabe an Verbraucher - zu berücksichtigen. Nur so kann 
die jeweils für die Überwachungs- oder Bekämpfungs- 
maßnahme am besten geeignete Stufe der Lebensmittel- 
kette erfasst und die Verhütung und Bekämpfung von 
Zoonosen weiter verbessert werden. 

Als Folge hiervon wurde von der Bundesregiemng eine 
Verordnung zur Änderung tierseuchen- und lebensmittel- 
rechtlicher Vorschriften zur Überwachung von Zoonosen 


und Zoonoseerregem erarbeitet, die am 13. November 
2004 in Kraft getreten ist. 

Weitere Informationen dazu sind dem „Verbraucherpoliti- 
schen Bericht der Bundesregierung 2004“ zu entnehmen. 

2.3 Lebens-ZFuttermittelsicherheit und 
-Überwachung 

(117) Das neue Konzept der Europäischen Gemein- 
schaft umfasst die Sicherheit der Lebensmittel vom Acker 
oder Stall bis zum Tisch des Verbrauchers. Eine Voraus- 
setzung für sichere Lebensmittel tierischer Herkunft sind 
sichere Futtermittel. 

Die Futtermittelsicherheit wird auf Gemeinschaftsebene 
durch die bereits in Kraft getretene Basisverordnung zum 
Lebensmittel- und Futtermittelrecht Nr. 178/2002 sowie 
durch zwei weitere grandlegende europäische Regelun- 
gen, die Futtermittelhygieneverordnung und die Verord- 
nung über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tieremäh- 
mng verbessert und an die Ansprüche des allgemeinen 
Lebensmittelrechts angepasst sowie durch Ändemngen 
des nationalen Futtermittelgesetzes und der Futtermittel- 
verordnung weiterentwickelt. 

Das gegenwärtig in der parlamentarischen Beratung be- 
findliche nationale Lebensmittel- und Futtermittelgesetz- 
buch umfasst alle Produktions-, Verarbeitungs- und Ver- 
triebsstufen von Lebensmitteln und von Futtermitteln 
sowie Maßnahmen zur Verbesserung der Verbraucher- 
information. 

Ausführlichere Informationen sind dem „Verbraucher- 
politischen Bericht der Bundesregierang 2004“ zu ent- 
nehmen. 

3 Nachhaltige Entwicklung 

ländlicher Räume 

3.1 Integrierte ländliche Entwicklung 

3.1.1 Modeliregionen 

(118) Einen wesentlichen Anstoß zur Fördemng der sek- 
torübergreifenden und nachhaltigen Entwicklung der 
ländlichen Räume hat die Bundesregiemng durch das im 
September 2001 gestartete Pilotprojekt „REGIONEN 
AKTIV - Land gestaltet Zukunft“ gegeben. Die 18 Mo- 
dellregionen sollen mit ihren innovativen Ideen Vorbilder 
für eine integrierte ländliche Entwicklung sein. 

Sie werden durch das Bundesministerium für Verbrau- 
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft im Zeitraum 
von 2002 bis 2005 mit insgesamt mindestens 
45,5 Mio. Euro unterstützt. Die Mittel dienen der Umset- 
zung von in der Region partnerschaftlich erarbeiteten in- 
tegrierten regionalen Entwicklungsstrategien. 

REGIONEN AKTIV setzt bei den Menschen an. Ein von 
der Bevölkemng getragener Entwicklungsprozess wird in 
Gang gesetzt, der die in den Regionen vorhandenen 
Chancen im Bereich Tourismus, regenerativer Energien 
oder Produktion und Vermarktung von regionalen Speziali- 
täten nutzbar macht. Derzeit laufen in den verschiedensten 



Drucksache 15/4801 


-52- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Bereichen über 400 Projekte und sind Modell für Innova- 
tionen im ländlichen Raum. 

Die Regionen können die Maßnahmen zur Erreichung ih- 
rer Ziele selbst auswählen und umsetzen. Dabei muss si- 
chergestellt sein, dass die relevanten gesellschaftlichen 
Gruppen in die Planung, Umsetzung und Bewertung des 
regionalen Entwicklungsprozesses und des Fördermittel- 
einsatzes eingebunden sind. 

Die durch REGIONEN AKTIV gesammelten Erfahrun- 
gen haben bereits ihren Niederschlag in dem neuen För- 
dergrundsatz „Integrierte ländliche Entwicklung in der 
Gemeinschaftsaufgabe .Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ gefunden. Stärker als bisher 
wird bei der Förderung ländlicher Entwicklung künftig 
auf die in den ländlichen Regionen von der Bevölkerung 
gemeinsam festgelegten Ziele und ihre strategische Um- 
setzung zu achten sein. Dadurch ist die Erschließung bis- 
her noch brachliegender Innovationspotenziale zu erwar- 
ten (siehe Teil C 3. 3. 1.2). 

REGIONEN AKTIV ist gleichzeitig Pilotprojekt im Rah- 
men der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes- 
regierung. Auf europäischer Ebene hat die Kommission 
mit ihren Vorschlägen für die Förderung der ländlichen 
Entwicklung ab 2007 wesentliche deutsche Forderungen 
aufgegriffen, (siehe Teil C 3.2). 

3.1.2 Frauen und Jugend in ländlichen 
Räumen 

(119) Dureh die Änderung traditioneller Erwerbsstruk- 
turen gewinnen unterschiedliche Formen der Einkom- 
menskombinationen auch im außerlandwirtschaftlichen 
Bereich zunehmend an Bedeutung. Mittlerweile üben 
20 Prozent aller selbstständig Tätigen diese Arbeit in 
Teilzeit aus, auch bei den Existenzgründungen im außer- 
landwirtschaftlichen Bereich liegen die Zu- und Nebener- 
werbsgründungen mittlerweile bei über 50 Prozent. Diese 
Entwicklung wird sich in den nächsten Jahren weiter be- 
schleunigen. 

Die verschiedenen Formen unternehmerischer Selbststän- 
digkeit von Frauen auf dem Land und ihre Verbandsarbeit 
zeigen, dass Frauen diese Entwicklung mit Kreativität 
und hohem Engagement aufgreifen. Die Durchführung 
zentraler Informationsveranstaltungen der Landfrauen- 
organisationen wurde im Jahre 2004 mit Bundesmitteln in 
Höhe von 95 000 Euro unterstützt. 

( 120 ) Um dem politischen und rechtlich verankerten 
Leitprinzip der Chancengleichheit von Frauen und Män- 
nern - Gender Mainstreaming - Rechnung zu tragen, 
wurde im Modellvorhaben „Gender-Mainstreaming in 
der Regionalberatung“ geprüft, wie ländliche Entwick- 
lungsprozesse durch eine gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern verbessert werden können. Das Vor- 
haben zeigte, dass Regionalberatung eine Reihe von 
Möglichkeiten bietet, den Gender-Mainstreaming-Ansatz 
zu berücksichtigen (www gender-mainstreaming.net). 

( 121 ) Im europäischen Vergleich - 24 Prozent der Be- 
triebsinhaber sind Frauen - ist der Anteil von Frauen an 


den Betriebsleitern in Deutschland vergleichsweise ge- 
ring. Die Frauenquote an allen Arbeitskräften in der 
Landwirtschaft stieg insgesamt von 37 Prozent (1999) auf 
38 Prozent (2003), was auf einen generell gestiegenen 
Anteil an den Familienarbeitskräften Zurückzufuhren ist. 
Bei den Frauen, die in der deutschen Landwirtschaft als 
Familienarbeitskräfte tätig sind, liegt die Teilzeitquote bei 
89 Prozent (2003) und bei den Männern bei 65,3 Prozent 
(2003). 

1999 waren rd. 33 Prozent der Familienarbeitskräfte au- 
ßerhalb des eigenen landwirtschaftlichen Unternehmens 
erwerbstätig, in 2003 waren es bereits 36 Prozent. Rund 
66 Prozent dieses Personenkreises sind der Betriebsinha- 
ber und rd. 33 Prozent Familienangehörige. Der Frauen- 
anteil an den Familien-AK mit außerbetrieblicher Er- 
werbstätigkeit ist von knapp 21 Prozent (1999) auf knapp 
27 Prozent (2003) gestiegen. Von den Familienangehöri- 
gen mit außerbetrieblicher Erwerbstätigkeit waren 1999 
45 Prozent Frauen; in 2003 waren es 60 Prozent. 

( 122 ) Die Zukunft der Landwirtschaft, Verbraucher- 
schutz, der Lemort Bauernhof, alternative Einkommens- 
strategien, Arbeitsplätze im ländlichen Raum und die 
Agrarwirtschaft in den neuen EU-Ländem waren wich- 
tige Themen der Jahresarbeitsprogramme der Land- 
jugendverbände. 

Die Bundesregierung stellt für Aktivitäten dieser Ver- 
bände im Jahr 2004 aus den Programmen zur Förderung 
der Jugendverbandsarbeit und der politischen Bildung rd. 
1,15 Mio. Euro zur Verfügung. Ziel dieser Förderung ist 
die Hinführung junger Menschen zu tolerantem und sozi- 
alkritischem Verhalten gegenüber der Gesellschaft und 
den Mitmenschen. 

Berufliche Wettbewerbe sind ein notwendiger Bestandteil 
einer modernen beruflichen Bildung, die junge Menschen 
auf einen interessanten und verantwortungsvollen Beruf 
vorbereitet. Fähige und engagierte Nachwuchskräfte der 
deutschen Landwirtschaft nahmen an den Bundesent- 
scheiden im Melken und im Leistungspflügen in Nord- 
rhein-Westfalen teil. Diese Wettbewerbe wurden mit 
96 500 Euro gefördert. 

3.1.3 Einkommensalternativen, 

Beschäftigung In ländlichen Räumen 

(123) Zur Stabilisierung bzw. Verbesserung der land- 
wirtschaftlichen Einkommen und Stärkung der Wirt- 
schaftskraft ländlicher Räume wurden bzw. werden wei- 
terhin nach dem Agrarinvestitionsförderungsprogramm 
(AFP) im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) 
Investitionen in den Bereichen Direktvermarktung, Ur- 
laub auf dem Bauernhof und sonstige landwirtschaftliche/ 
landwirtschaftsnahe Dienstleistungen gefördert. Im Jahr 
2003 wurden 525 Betriebe gefördert. Der Gesamtbetrag 
der verausgabten Bundesmittel betrug rd. 2,5 Mio. Euro; 
der größte Teil der Mittel, rd. 1,2 Mio. Euro, entfiel auf 
die Direktvermarktung. 
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Mit dem GAK-Rahmenplan 2004 wurden u. a. neue 
„Grundsätze für die Förderung der integrierten ländlichen 
Entwicklung“ geschaffen (siehe Tz. 137). Nach den 
neuen Förderungsgrundsätzen können auch investive 
ländliche Infrastrukturmaßnahmen zur Erschließung 
landwirtschaftlicher oder touristischer Entwicklungs- 
potenziale im Rahmen der Einkommensdiversifizierung 
land- oder forstwirtschaftlicher Betriebe gefördert 
werden. Ebenso können im Rahmen der „integrierten 
ländlichen Entwicklung“ Kooperationen von Land- und 
Forstwirten mit anderen Partnern zur Einkommensdi Ver- 
sifizierung oder Schaffung zusätzlicher Beschäftigungs- 
möglichkeiten sowie Maßnahmen land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe zur Umnutzung ihrer Bausubstanz, 
z. B. als Bauemhof-Cafe, gefördert werden. 

(124) Im Bereich des ländlichen Tourismus wurden 
2004 innerhalb des Bundesgebiets verschiedene überre- 
gionale Seminare für Multiplikatoren zur Weiterentwick- 
lung eines zielgmppenorientierten Angebots von „Urlaub 
auf dem Bauemhof/Lande“ durchgeführt. Damit sollten 
vor allem die Anbieterbetriebe über eine professionelle, 
Gäste orientierte Angebotsgestaltung und Präsentation in- 
formiert werden, um ihre Marktposition bzw. -chancen zu 
stärken. Außerdem wurde bzw. wird das Angebot „Ur- 
laub auf dem Bauernhof ‘ weiterhin nach dem AFP geför- 
dert. Im Jahr 2003 wurden hierfür rd. 0,5 Mio. Euro Bun- 
desmittel verausgabt. 

Zur Erkundung der aktuellen Marktsituation des Seg- 
ments „Urlaub auf dem Bauernhof ‘ wurde 2004 beim In- 
stitut für Tourismus- und Bäderforschung in Kiel eine 
Reiseanalyse eingeholt. Im Rahmen dieser Untersuchung 
sollten vor allem aktuelle Daten über das noch nicht aus- 
geschöpfte Marktpotenzial sowie über Verändemngen im 
Nachfrageverhalten zum Bauemhofurlaub und deren Ur- 
sachen erhoben werden, die wichtige Rückschlüsse auf 
bestehende Förderinstramente ermöglichen. Aus der vor- 
gelegten Reiseanalyse ergibt sich, dass die Zahl der Bau- 
emhofurlauber ab 14 Jahre in den letzten drei Jahren von 
2001 bis 2003 um 1,4 auf 3,3 Millionen angestiegen ist, 
gegenüber 1 ,9 Millionen in den vorherigen drei Jahren. 
Zugleich wird aber auch festgestellt, dass trotzdem noch 
ein beträchtliches, unausgeschöpftes Marktpotenzial vor- 
handen ist und hierin für Urlaubsanbieter bzw. ländliche 
Regionen noch erhebliche Marktchancen und Perspekti- 
ven liegen. Der Qualität des Angebots der Urlaubs- 
bauemhöfe und der regionalen touristischen Anbieter 
kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. 

Die Bundesregiemng fördert im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbessemng der regionalen Wirtschafts- 
stmktur“ (GRW) zur Weiterentwicklung des Landtouris- 
mus auch Tourismusbetriebe und infrastmkturelle 
Maßnahmen. In 2003 wurden rd. 336 Mio. Euro Bundes- 
und Landesmittel für die Tourismusfördemng in straktur- 
schwachen Regionen bewilligt, davon entfielen 
87 Prozent auf die neuen Länder und Berlin. 

Die Fördemng bietet dabei den stmkturschwachen ländli- 
chen Räumen weitere Entwicklungschancen. Darüber hi- 
naus fördert die Bundesregiemng auch die nachhaltige 


Entwicklung des Tourismus in ländlichen Räumen mit 
Projekten in Naturparken, Biosphärenreservaten und Na- 
tionalparken über die Umweltdachmarke „Viabono“, 
durch die Erprobung der „Europäischen Charta für nach- 
haltigen Tourismus in Schutzgebieten“, mit Grandlagen- 
untersuchungen zum Wasser- und Kanutourismus und 
durch die Schaffung eines wassertouristischen Informati- 
ons- und Qualitätssystems „Gelbe Welle“. Auch die mo- 
dellhafte Umsetzung des Tourismusprotokolls der Alpen- 
konvention und der Konvention über die biologische 
Vielfalt gehören dazu. Mit diesen Maßnahmen wird die 
Qualität der touristischen Angebote verbessert und dem 
Wunsch der Bevölkemng nach natumahen und familien- 
freundlichen Urlaubsformen entsprochen. 

3.1.4 Berufliche Bildung 

(125) Die Modemisierang von Aus- und Fortbildungsre- 
gelungen wurde durch den Erlass bzw. die Erarbeitung 
von Meisterprüfungsverordnungen für die Forst- und 
Hauswirtschaft vorangetrieben. Im Bereich der Bemfs- 
ausbildung erfolgte die Erarbeitung einer neuen Ausbil- 
dungsregelung für den Bemf Tierwirt/in, der als Folge der 
zunehmenden Spezialisiemng der landwirtschaftlichen 
Unternehmen in den letzten Jahren wieder erheblich an 
Bedeutung gewonnen hat. In diesem Bemf werden künf- 
tig in fünf Fachrichtungen Fachkräfte für die Bereiche 
Rinder-, Schweine-, Geflügelhaltung sowie für die Imke- 
rei und Schäferei ausgebildet. 

Ferner wurde erstmals seit vielen Jahren eine Ausbil- 
dungsordnung für einen neuen Bemf im Agrarbereich 
konzipiert. Dieser Beruf mit der Bezeichnung „Fachkraft 
Agrarservice“ soll der Sicherang des Fachkräftebedarfs 
von spezialisierten Marktfruchtbetrieben und landwirt- 
schaftlichen Lohnarbeitsuntemehmen dienen. Wesentli- 
che Teile des Berufsbildes sind Qualifikationen zu den 
Bereichen Agrartechnik, Pflanzenbau und Dienstleistun- 
gen. Die beiden neuen Ausbildungsordnungen werden zu 
Beginn des Ausbildungsjahres 2005/06 angeboten. Ein 
modernisiertes Hufbeschlaggesetz und eine neue Hufbe- 
schlagverordnung, die der Sicherstellung eines hohen Ni- 
veaus der beruflichen Handlungsfähigkeit von Fachkräf- 
ten dienen, die in dem aus Tierschutzsicht sehr sensiblen 
Bereich von Arbeiten an Hufen und Klauen tätig sind, 
werden im Jahr 2005 in Kraft treten. 

Von besonderer Bedeutung bleibt die Entwicklung der 
Zahl der Auszubildenden (Übersicht 24). Nach den Er- 
gebnissen der letzten Berufsbildungsstatistik war der 
Agrarbereich einer der wenigen Wirtschaftsbereiche, der 
entgegen dem allgemeinen Trend seine Ausbildungsleis- 
tungen verbessern konnte. In der Tendenz der letzten 
Jahre hat der Agrarbereich trotz insgesamt sinkender Be- 
schäftigungszahlen seine Ausbildungsleistung, insbeson- 
dere in den neuen Ländern, steigern können und kann für 
das gesamte Bundesgebiet eine fast kontinuierliche Aus- 
bildungsleistung nachweisen. 

In den Agrarberufen befanden sich zu Beginn des Jahres 
2004 38 170 Jugendliche in einer betrieblichen Ausbil- 
dung. Gegenüber dem Vorjahr stieg diese Zahl um rd. 

3.4 Prozent (+ 1 256). 
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Übersicht 24 

Auszubildende in Agrarberufeni* 


Beruf 

Gesamt 

männlich 

weiblich 

Landwirt/-in 

8 416 

7 650 

766 

Hauswirt- 

schafterZ-in 

340 

0 

340 

Tierwirt/-in 

1 422 

746 

676 

Winzer/-in 

657 

557 

100 

Gärtner/-in 

16 719 

12 522 

4 197 

Pferdewirt/-in 

2 083 

381 

1 702 

Fischwirt/-in 

288 

276 

12 

Forstwirt/-in 

1 863 

1 775 

88 

Revierjäger/-in 

52 

50 

2 

Molkereifach- 

mannZ-frau 

856 

729 

127 

Landw. 

LaborantZ-in 

33 

11 

22 

Milchw. 

LaborantZ-in 

517 

77 

440 

FachwerkerZ-in 

4 924 

3 736 

1 188 

Insgesamt 

38 170 

28 510 

9 660 


■) Stand: 1 . Januar 2004. 


Zunahmen sind sowohl in den alten (+ 3,6 Prozent) als 
auch in den neuen Ländern zu verzeichnen 
(+ 2,9 Prozent). Im Zehnjahresvergleich wurde sogar eine 
Steigerung von rd. 28 Prozent erreicht. Besonders hervor- 
zuheben sind die Entwicklungen gegenüber dem Vorjahr 
bei den Berufen Winzer/in (-1- 10,4 Prozent), Landwirt/in 
(+ 5,8 Prozent) und Tierwirt/in (-1- 4,9 Prozent). 

Im Berichtsjahr wurden die Modellvorhaben zur Berufs- 
werbung im Agrarbereich und zur Umstellungs- und Be- 
triebsentwicklungsbegleitung für Betriebe des ökologi- 
schen Landbaus (Coaching) erfolgreich zum Abschluss 
gebracht. 

(126) Um die landwirtschaftlichen Unternehmen bei der 
Erfüllung von Standards einer modernen und qualitätsbe- 
wussten Landwirtschaft zu unterstützen, sind die Mit- 
gliedstaaten verpflichtet, bis zum 1 . Januar 2007 ein um- 
fassendes Beratungssystem einzuführen. Hierzu haben 
Bund und Länder sich darauf verständigt, im Rahmen des 
GAK-Rahmenplans für 2005 bis 2008 die Inanspruch- 
nahme von Beratungsleistungen im Zusammenhang mit 
der Nutzung und Einführung einzelbefrieblicher Manage- 
mentsysteme zu fordern. Die Länder werden geeignefe 
Sysfeme anerkennen, wenn sie besfimmfe Voraussetzun- 
gen erfüllen, ebenso werden sie Kriterien für die Aner- 


kennung von Berafem oder Beratungsdiensten vereinba- 
ren. 

(127) Die Bundesregierung fordert mit 0,4 Mio. Euro in- 
ternationale Praktikantenprogramme und unterstützt so 
den Erwerb beruflicher Kompetenzen junger Fachkräfte 
des Agrarbereichs. So wurden z. B. 110 Deutsche zu ei- 
nem Praktikum nach Übersee und ins europäische Aus- 
land entsandt. 

Die Qualifizierung von Fach- und Führungskräften Mit- 
tel- und Osteuropas bildet einen besonderen Schwer- 
punkt. Im Jahr 2004 konnten 165 junge Fachkräfte aus 
diesen Staaten an diesem Programm teilhaben. Vertieft 
und flankiert werden diese Praktika durch Seminare im 
ln- und Ausland. 

3.2 Förderung der ländlichen Entwicklung 
durch die EU 

(128) Durch die mit der Agenda 2000 geschaffene 
2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) wurden 
alle zuvor durchgeführten Maßnahmen zur Entwicklung 
ländlicher Räume zusammengefasst und über Programme 
der Mitgliedstaaten bzw. Regionen verknüpft. Neben der 
Land- und Forstwirtschaft mit ihren multifunktionalen 
Aufgaben werden aus der 2. Säule der GAP u. a. auch be- 
schäftigungs- und raumwirksame Maßnahmen außerhalb 
des engeren land- und forstwirtschaftlichen Bereichs ge- 
fordert. Mit den Luxemburger Beschlüssen zur Halbzeit- 
bewertung der Agenda 2000 werden von der EU seit 
2003 neue Fördermaßnahmen zur Verbesserung der Pro- 
zessqualität (z. B. Tierschutz und Lebensmittelqualität 
sowie Aufbau und Inanspruchnahme von Betriebsbera- 
tungssystemen) sowie zur Förderung von regionalen Ent- 
wicklungsstrategien angeboten. 

(129) Für die Förderperiode 2000 bis 2006 stehen 
Deutschland für Maßnahmen der ländlichen Entwicklung 
rd. 9 Mrd. Euro an EU-Mitteln aus dem EAGFL, Abtei- 
lungen Garantie und Ausrichtung, zur Verfügung, davon 
rd. 3,7 Mrd. Euro aus der Abfeilung Ausrichtung für die 
Ziel- 1 -Förderung in den neuen Ländern (Ziel-l-Gebiefe = 
Gebiete mit Entwicklungsrückstand) und die Gemein- 
schaftsinitiative LEADER. 

Hinzu kommen die Mittel aus der fakultativen Modula- 
tion mit jeweils rd. 53 Mio. Euro in den Jahren 2004 und 
2005 und der obligatorischen Modulation mit voraus- 
sichtlich etwas mehr als 100 Mio. Euro im Jahr 2006. Die 
Mittel der obligatorischen Modulation werden auf knapp 
150 Mio. Euro im Jahr 2007 und rd. 185 Mio. Euro ab 
2008 ansteigen. Rund 1 1 Prozent der Mittel aus der obli- 
gatorischen Modulation werden den Roggen anbauenden 
Bundesländern entsprechend ihrer Roggenfläche in den 
Jahren 2000 bis 2002 zugewiesen. Mittel aus der fakulta- 
tiven Modulation können noch bis zu vier Jahre nach dem 
Jahr der Einnahme ausgezahlt werden. 

(130) Für das EAGFL-Jahr 2004 (16. Oktober 2003 bis 
15. Oktober 2004) waren Deutschland Mittel von 
785 Mio. Euro aus der EAGFL-Garantie für Maßnahmen 
der ländlichen Entwicklung - ohne Modulationsmittel - 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-55- 


Drucksache 15/4801 


zugeteilt worden. Aufgrund einer geringeren Mittelinan- 
spruchnahme in anderen Mitgliedstaaten und des hohen 
Bedarfs an Fördermitteln haben die Bundesländer letzt- 
endlich EU-Kofinanzierungsmittel in Höhe von 
800 Mio. Euro erhalten. Für das laufende EU-Haushalts- 
jahr 2005 haben die Bundesländer einen Bedarf von 
853 Mio. Euro gemeldet. Diesem Mittelbedarf steht ein 
Jahresplafonds von 794 Mio. Euro für Deutschland ge- 
genüber. Auch für das Jahr 2006 übersteigt der Bedarf die 
Deutschland zugewiesenen EU-Mittel deutlich. Im Rah- 
men der fakultativen Modulation wurden im EAGFL-Jahr 
2004 zusätzlich rd. 20 Mio. Euro an EU-Mitteln für 
Agrarumweltmaßnahmen ausgezahlt. Zu jedem Euro aus 
dem EU-Haushalt kommen bei der aus dem EAGFL-Ga- 
rantie finanzierten ländlichen Entwicklung durchschnitt- 
lich nationale Kofinanzierungsmittel in Höhe von 80 bis 
90 Cent für die Landwirtschaft und den ländlichen Raum 
hinzu, wobei es deutliche Unterschiede zwischen den 
Bundesländern und den Maßnahmen gibt. 

(131) In den Operationellen Programmen nach Ziel 1 
(Schwerpunkt 5 - ländliche Entwicklung in den neuen 
Ländern) wurden bis zum Ende des Jahres 2004 rd. 
60 Prozent der Mittel des Ansatzes für die Förderperiode 
2000 bis 2006 (rd. 3,44 Mrd. Euro) verausgabt. 

Mit der Förderung konnten direkt und dauerhaft Arbeits- 
plätze erhalten und geschaffen und Einkommen stabili- 
siert oder erhöht werden. Als Schwerpunkt der Förderung 
ist die Dorfemeuerung hervorzuheben, die durch Einbin- 
dung in regionale Entwicklungskonzepte als wichtiger 
Baustein die Entwicklung der ländlichen Räume beein- 
flusst. Auch die Querschnittsziele wurden berücksichtigt, 
wobei hier vor allem das Umweltschutzziel von Bedeu- 
tung ist. Bei der Deckung des Bedarfs an Fach- und Füh- 
rungskräften in der Landwirtschaft ist das Ziel der Chan- 
cengleichheit von Frauen und Männern zu beachten; 
gleichzeitig ist den Anforderungen des Gender Main- 
streaming verstärkt Rechnung zu tragen. 

( 132 ) Die ländliche Entwicklung wird darüber hinaus 
über die Gemeinschaftsinitiative LEADER-l- gefördert. 
LEADER-l- hat eine Funktion als Experimentierstätte für 
die Entwicklung und Erprobung neuer integrierter und 
nachhaltiger Entwicklungsansätze, die die Politik zur 
Entwicklung des ländlichen Raums beeinflussen, ergän- 
zen und verstärken. Die dafür vorgesehenen Regionen 
sind Gebiete, die kulturgeschichtlich, naturräumlich oder 
verwaltungstechnisch eine Einheit bilden. 

Von den auf Deutschland entfallenden Mitteln in Höhe 
von 263 Mio. Euro sind zwischenzeitlich rd. 
80 Mio. Euro verausgabt. Die Abwicklung hat sich enorm 
beschleunigt, was vor allem auf die Förderung des Regio- 
nalmanagements und der damit verbundenen Arbeiten zu- 
rückzuführen ist. Die dadurch geschaffenen personellen 
Kapazitäten führen dazu, dass in den Aktionsgruppen 
schneller und effizienter beraten und entschieden werden 
kann. Die Auszahlungen liegen allerdings immer noch et- 
was hinter den Planungen zurück. 


( 133 ) Für die neue Förderperiode 2007 bis 2013 ist eine 
grundlegende Reform der Förderung im Bereich der länd- 
lichen Entwicklung vorgesehen. 

Die Europäische Kommission hat hierzu ihre Vorschläge 
für eine Ratsverordnung über die Förderung der Entwick- 
lung des ländlichen Raumes vorgelegt. Hiernach sollen 
die Finanzierung und die Verfahren der Förderung der 
ländlichen Entwicklung in einem neuen eigenständigen 
Fonds zusammengefasst werden. Darüber hinaus ist vor- 
gesehen, die Gemeinschaftsinitiative LEADER-t in die 
Mainstream-Programme zur ländlichen Entwicklung zu 
überführen (siehe Teil C 7.3). 

3.3 Nationale Maßnahmen zur Förderung 

der ländlichen Entwicklung 

3.3.1 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ (GAK) 

3.3. 1.1 Neuausrichtung der GAK 

( 134 ) Der Planungsausschuss für die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ hat für den Rahmenplan 2005 bis 2008 wesent- 
liche Erweiterungen der Agrarumweltmaßnahmen sowie 
die Ausdehnung der Bürgschaftsregelung auf die alten 
Bundesländer beschlossen. Damit wird ein wichtiger Bei- 
trag zur Flankierung der GAP-Reform ab 2005 geleistet. 

Die Beweidung durch Schafe und Ziegen, aber auch 
durch Rinder sichert in weiten Teilen Deutschlands ein at- 
traktives Landschaftsbild. Darauf basiert ein erhebliches 
touristisches Potenzial ländlicher Räume. Die Fortfüh- 
rung der extensiven Bewirtschaftung als Beitrag zur Er- 
haltung wertvoller Grünlandstandorte soll deshalb durch 
folgende Maßnahmen gezielt honoriert werden: 

- extensive Weidenutzung bestimmter Grünlandflächen, 

- Erhaltung einer pflanzengenetisch wertvollen Grün- 
landvegetation (ergebnisorientierte Förderung auf- 
grund des Vorkommens von Zeigerpflanzen), 

- Sommerweidehaltung von Rindern, 

- Beibehaltung der Wander- und Hütehaltung von Scha- 
fen und Ziegen. 

Als weitere neue Maßnahme wurde die Förderung eines 
erosionsmindemden Ackerfutterbaus beschlossen. Damit 
sollen Anreize für Alternativen geboten werden, die in 
der Vergangenheit durch den Anbau von Silomais immer 
weiter zurückgedrängt wurden. 

Bei der einzelbetrieblichen InvestitionsfÖrderung ist ab 
dem Jahr 2005 die Gewährung von Bürgschaften in den 
alten Bundesländern möglich. Damit können Investitio- 
nen in die betriebliche Entwicklung in allen Bundeslän- 
dern mit Bürgschaften sinnvoll unterstützt werden. Die 
Bürgschaften können einen wichtigen Beitrag zur Flan- 
kierung des Strukturwandels in der Landwirtschaft leis- 
ten, indem sie die Kapitalbeschaffung bei forderwürdigen 
Vorhaben erleichtern. 
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Die bisherige Förderung von Leistungsprüfungen in der 
tierischen Erzeugung wurde bis Ende 2005 befristet. Eine 
überarbeitete und stärker auf nachhaltige Zuchtpro- 
gramme konzentrierte Maßnahme soll ab 2006 zur An- 
wendung kommen. 

Darüber hinaus hat sich der Planungsausschuss von Bund 
und Ländern darauf verständigt, bereits im Jahr 2005 ei- 
nen neuen Förderrahmen zu erarbeiten, mit dem die in 
2007 beginnende EU-Förderperiode umgesetzt werden 
soll. 

(135) Die Bundesmittel für die GAK beliefen sich im 
Jahr 2004 unter Berücksichtigung einer globalen Minder- 
ausgabe auf 728,7 Mio. Euro, so dass einschließlich der 
Landesmittel rd. 1 ,2 Mrd. Euro zur Verfügung standen. 
Ein großer Teil dieser Mittel wird im Rahmen der Umset- 
zung der Entwicklungspläne für den ländlichen Raum 
durch die EU kofmanziert. Der Schwerpunkt der Ausga- 
ben lag im Jahr 2004 bei der Verbesserung der ländlichen 
Strukturen, für die 257,7 Mio. Euro (36 Prozent der Aus- 
gaben) aufgewendet wurden. Für die Verbesserung der 
Produktions- und Vermarktungsstrukturen wurden 
1 64,4 Mio. Euro (23 Prozent) und für die nachhaltige 
Landbewirtschaftung 190 Mio. Euro (26 Prozent) veran- 
schlagt (Schaubild 9, Übersicht 25). 

(136) Der Bundeshaushalt für das Jahr 2005 sieht Mittel 
in Höhe von 685 Mio. Euro vor. Danach ergibt sich ein- 
schließlich der Landesmittel ein Fördervolumen von rd. 
1,1 Mrd. Euro. 


Schaubild 9 

Mittelverteilung in der GAK nach Förderbereichen 

2004 



23 % 


■ Verbesserung der ländlichen Strukturen 

■ Verbesserung der Produktions- und Vennarktungsstrukturen 

■ Nachhaltige Landbewirtschaftung 

■ Forstwirtschaftliche Maßnahmen 

■ Sonstige Maßnahmen 

■ Küstenschutz 


Übersicht 25 

Mittelverteilung in der GAK nach Maßnahmen 

Mio. Euro (Bundesmittel)*) 


Maßnahme 

2003 

Ist 

2004 

Soll 

Verbesserung der ländlichen 
Strukturen 



Integrierte ländliche Entwicklung^) 

171,7 

161,3 

Wasserwirtschaft 

114,7 

96,2 

Verbesserung der Produktions- und 
Vermarktungsstrukturen 



Agrarinvestitionsförderang 

148,9 

124,8 

Marktstrukturverbesserang 

25,1 

39,5 

Nachhaltige Landbewirtschaftung 



Ausgleichszulage 

128,4 

123,2 

Markt- und standortangepasste Land- 
bewirtschaftung 

26,0 

66,6 

Forstwirtschaftliche Maßnahmen 

25,9 

37,5 

Küstenschutz 

80,5 

67,8 

Sonstiges 

12,6 

11,7 

Insgesamt 

733,9 

728,7 


Ergebnis der Bundeskasse. 

2) Umfasst die Maßnahmen Agrarstrukturelle Entwicklungsplanung, 
Dorfemeuerung und Flurbereinigung. 


3.3.1 .2 Verbesserung der ländlichen Strukturen, 
Küstenschutz 

(137) Der Förderbereich zur Verbesserung der ländli- 
chen Stmkturen umfasst bisher neben der Agrarstruktu- 
rellen Entwicklungsplanung (AEP) die Dorfemeuerung 
einschließlich der Umnutzung ehemals land- und forst- 
wirtschaftlich genutzter Bausubstanz, die Flurbereini- 
gung und den ländlichen Wegebau. Im Rahmen der An- 
passung der GAK wurden sie in 2004 durch die 
Gmndsätze für die Fördemng der integrierten ländlichen 
Entwicklung ersetzt, ausgehend vom Grandgedanken, 
dass ländliche Regionen eine zusammenhängende Einheit 
bilden. Zentrale Neuerung des Förderangsgrandsatzes ist 
die Förderung der Erarbeitung von strategisch ausgerich- 
teten integrierten ländlichen Entwicklungskonzepten und 
eines entsprechenden Regionalmanagements, ln den Ent- 
wicklungskonzepten werden auf der Grundlage der Ana- 
lyse von Stärken und Schwächen der einzelnen Regionen 
Ziele bestimmt und die zu ihrer Erreichung erforderlichen 
Maßnahmen vor dem Hintergrund der regionalen Bedin- 
gungen begründet. 

Das Regionalmanagement trägt dazu bei, dass der Entste- 
hungsprozess und die Umsetzung von integrierten ländli- 
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chen Entwicklungskonzepten fachkundig organisiert und 
begleitet werden können. 

Regionale integrierte Entwicklungskonzepte und entspre- 
chendes Regionalmanagement haben Schlüsselfunktion. 
Mit ihnen können die Förderungsmaßnahmen im ländli- 
chen Raum gezielter eingesetzt und vorhandene Entwiek- 
lungspotenziale sowie das Engagement der Bürger für 
ihre Region effizienter erschlossen werden. Die Förder- 
möglichkeiten aus anderen Bereichen, wie z. B. emeuer- 
bare Energien, Umwelt- und Natursehutz, RegionalfÖrde- 
rung und Arbeitsmarktpolitik, können effizienter und 
wirksamer im Sinne einer nachhaltigen, umweltgerechten 
Entwicklung miteinander verbunden werden. 

Für Maßnahmen im Rahmen der Dorfemeuerung und 
Flurbereinigung einschließlich AEP wurden im Jahr 2003 
insgesamt 171,7 Mio. Euro an Bundesmitteln eingesetzt. 

(138) Mit den Mitteln aus der GAK für wasserwirt- 
sehaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen in Höhe 
von 114,7 Mio. Euro (rd. 16 Prozent der GAK-Mittel) 
wurden im Jahr 2003 im Wesentlichen Maßnahmen des 
Binnenhochwasserschutzes gefördert. Auf den Küsten- 
schutz entfielen rd. 80,5 Mio. Euro (rd. 1 1 Prozent der 
GAK-Mittel), um aueh künftig die Sieherheit des Lebens- 
raumes an den Küsten von Nord- und Ostsee gewährleis- 
ten zu können. 

3.3. 1.3 Verbesserung der Produktions- und 
Vermarktungsstrukturen 

(139) Das Agrarinvestitionsforderungsprogramm (AFP) 
stellt das zentrale einzelbetriebliche Förderinstrument zur 
Unterstützung einer wettbewerbsfähigen, naehhaltigen, 
umweltschonenden, tiergerechten und multifunktionellen 
Landwirtschaft dar. Investitionen zur Verbesserung der 
Produktions- und Absatzbedingungen sowie zur Rationa- 
lisierung und Senkung der Produktionskosten werden mit 
den Regelsätzen gefördert. Verbesserte Fördersätze gelten 
für Investitionen in den Umweltschutz (Emissionsminde- 
rung, Energieeinsparung), des Tiersehutzes (tiergerechte 
Haltungsverfahren), ökologischer Landbau sowie Diver- 
sifizierung. 

(140) Im Jahr 2003 wurden 6 786 Vorhaben mit einem 
förderungsfähigen Investitionsvolumen von rd. 643 Mio. 
Euro realisiert (Tabelle 48). Die Schwerpunkte der Förde- 
rung lagen dabei in der Milehkuh- und der Schweinehal- 
tung. 

Von den geförderten Investitionen entfielen rd. 
525 Mio. Euro mit ca. 4 350 Zuwendungsempfängem auf 
Gebäudeinvestitionen, von diesen wiederum rd. 330 Mio. 
Euro mit rd. 1 700 Zuwendungsempfängem auf Stallge- 
bäude. Etwa zwei Drittel der geförderten Stallbauinvesti- 
tionen (1 046 Fälle mit rd. 215 Mio. Euro geförderten In- 
vestitionskosten) wurden naeh Maßgabe der Anlage 2 des 
AFP für besonders tiergerechte Haltungsverfahren ausge- 
staltet. Gegenüber dem Vorjahr waren hier mehr Förder- 
fälle und ein höheres Investitionsvolumen zu verzeich- 
nen. Insofern setzt sich ein Trend bei der Akzeptanz 
besonders tiergerechter Haltungsverfahren bei den Land- 
wirten weiter fort. 


Von den o. g. Investitionen in besonders tiergerechte Hal- 
tungsverfahren entfallen 106 Fälle mit rd. 20 Mio. Euro 
Investitionsvolumen auf anerkannte Ökobetriebe. Dane- 
ben wurden 207 Ökobetriebe mit ebenfalls rd. 
14,5 Mio. Euro Investitionsvolumen in Bereichen außer- 
halb der Tierhaltung gefördert. 

Die Emissionsminderung und Energieeinspamng stellt 
mit 1 441 Fällen und einem Investitionsvolumen von 
rd. 69 Mio. Euro eine wichtige Ergänzung des Marktan- 
reizprogramms der Bundesregiemng für emeuerbare 
Energien dar. 

Maschinen für eine besonders umweltverträgliche Aus- 
richtung der Produktion sind in 1 280 Fällen mit einem 
Investitionsvolumen von rd. 38 Mio. Euro gefördert wor- 
den. 

Die DiversifizierungsfÖrdemng konnte wie im Vorjahr 
sehr von der attraktiven Zuschussförderang für kleine In- 
vestitionen (max. 50 000 Euro) profitieren (35 Prozent 
Zuschuss). Insgesamt wurden 525 Vorhaben mit einem 
förderfähigen Investitionsvolumen von 40,8 Mio. Euro 
gefördert. Traditioneller Schwerpunkt ist immer noeh die 
Direktvermarktung von Agrarerzeugnissen mit 250 Fäl- 
len und gut 19,9 Mio. Euro an Investitionsvolumen. 

(141) In den neuen Ländern trägt die Gewährung von 
Ausfallbürgschaften innerhalb des AFP zur Besehaffung 
des für Investitionen notwendigen Fremdkapitals bei. Im 
Jahr 2004 wurden Ausfallbürgschaften für Investitions- 
kredite in Höhe von rd. 4,1 Mio. Euro vergeben. Seit 
1991 wurden insgesamt 613,5 Mio. Euro, darunter 
368 Mio. Euro Bundesmittel, an Ausfallbürgschaften aus- 
gegeben. Derzeit belaufen sieh die gewährten Ausfall- 
bürgschaften auf über 202,2 Mio. Euro, darunter rd. 
121,3 Mio. Euro Bundesmittel; 96 Bürgschaften mit rd. 
14,9 Mio. Euro, darunter rd. 8,9 Mio. Euro Bundesmittel, 
wurden in Ansprueh genommen. 

(142) Die mit dem Rahmenplan 2004 erstmals einge- 
führte Förderung einer betriebsbezogenen Beratung in 
Verbindung mit der Nutzung einzelbetrieblieher Manage- 
mentsysteme dient in erster Linie dazu, die Landwirte bei 
der Umsetzung der Anforderungen von Cross Compli- 
ance zu unterstützen. In den Ländern wurden inzwischen 
verschiedene Systeme und Methoden entwickelt und mit 
einem Beratungsangebot verknüpft. Mit Beginn der Um- 
setzung der Agrarreform ab 2005 ist mit einem gegenüber 
der Startphase 2004 breiterem Angebot der Förderung 
nach diesem GAK-Förderangsgrandsatz zu rechnen. 

(143) Die Förderung der Marktstrakturverbesserang 
(2003 3 Prozent der GAK-Mittel) umfasst die folgenden 
Bereiche: 

- die Förderung der Marktstrakturverbesserang, 

- die Förderung der Verarbeitung und Vermarktung öko- 
logisch erzeugter landwirtschaftlieher Produkte, 

- die Förderung der Verarbeitung und Vermarktung re- 
gional erzeugter landwirtschaftlieher Produkte, 

- die Förderung aufgrund des Marktstrakturgesetzes 
und 
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- die Förderung der Verarbeitungs- und Vermarktungs- 
struktur in der Fischwirtschaft. 

(144) Zur Verbesserung der Marktstruktur sind 2003 
Fördermittel in Höhe von insgesamt rd. 37,9 Mio. Euro 
ausgezahlt worden. Davon entfallen rd. 36,6 Mio. Euro 
auf Investitionen, 1,3 Mio. Euro auf Startbeihilfen bzw. 
auf Beihilfen zu den Organisationskosten sowie 
28,4 Tsd. Euro auf die Erarbeitung von Vermarktungs- 
konzeptionen bzw. die Einführung von Qualitätsma- 
nagementsystemen (Übersicht 26). 

Übersicht 26 

Förderung von Investitionen im Bereich Markt- 
strnktnrverbesserung nach Sektoren*) 

2003 in Mio. Euro 


Sektor 

Öffentliche Fördermittel 

GAK 

EAGFL 

Gesamt 

Milch und Milch- 
erzeugnisse 

10,4 

16,5 

26,9 

Obst und Gemüse 

4,5 

5,0 

9,5 

Vieh und Fleisch 

3,2 

5,6 

8,8 

Eier und Geflügel 

0,5 

2,0 

2,5 

Getreide 

3,4 

3,4 

6,8 

Kartoffeln 

2,1 

5,7 

7,8 

Blumen und 
Zierpflanzen 

4,4 

2,7 

7,1 

Weine und Brände 

4,1 

3,3 

7,4 

Sonstige 

1,0 

2,0 

3,0 

Insgesamt 

33,6 

46,1 

79,7 


Ohne Förderung ökologisch oder regional erzeugter Produkte. 


3.3. 1.4 Nachhaltige Landbewirtschaftung 

(145) Die Ausgleichszulage (AZ) (17 Prozent der GAK- 
Ausgaben im Jahr 2003) wird landwirtschaftlichen Be- 
trieben in von der Natur benachteiligten Gebieten flä- 
chenbezogen als jährliche Direktzahlung gewährt. Die 
Höhe der AZ ist abhängig von der Landwirtschaftlichen 
Vergleichszahl (LVZ) und umgekehrt proportional zur 
durchschnittlichen Bodenqualität der Betriebe gestaffelt. 
Ausgenommen hiervon sind Berggebiete, Inseln, Halli- 
gen, Deiche und seeseitiges Deichvorland sowie Flächen 
mit hoher Handarbeitsstufe in Berggebieten und bei 
Hangneigung über 50 Prozent auch im übrigen benachtei- 
ligten Gebiet. 


Schaubild 10 

Ausgleichszulage in den benachteiligten Gebieten 

EU-, Bundes- und Landesmittel 



Ausgleichszulage in Mio. € 

Anzahl geförderter Betriebe in 1 000 


Damit wird das Ziel verfolgt, eine standortgerechte Land- 
bewirtschaftung zu sichern und über eine Fortführung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit den Fortbestand 
der landwirtschaftlichen Bodennutzung und den Erhalt ei- 
ner lebensfähigen Gemeinschaft im ländlichen Raum zu 
gewährleisten. 

Die benachteiligten Gebiete in Deutschland umfassen 
eine Fläche von insgesamt 9,4 Mio. ha. Dies entspricht 
ungefähr der Hälfte der landwirtschaftlich genutzten Flä- 
che. Aufgrund der unterschiedlichen Prioritätensetzung in 
den Ländern liegt die mit Ausgleichszulage geförderte 
Fläche in Deutschland bei rd. 4,5 Mio. ha. Im Jahr 2003 
wurden mit einem Fördervolumen von insgesamt 
rd. 342,6 Mio. Euro 153 089 Betriebe mit durchschnitt- 
lich 2 238 Euro gefördert (Schaubild 10, Tabelle 49). 

Der neue Verordnungsentwurf der Kommission zur För- 
derung der Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 
sieht im Hinblick auf die benachteiligten Gebiete eine 
Neuabgrenzung der Gebietskulisse vor. Sowohl die Ab- 
grenzung der Gebiete als auch die Ausdifferenzierung der 
Ausgleichszulage soll anhand objektiver allgemeiner 
Kriterien erfolgen. Aus deutscher Sicht stellt die LVZ 
ein nach wie vor geeignetes Kriterium zur Gebietsab- 
grenzung dar. Die LVZ ist ein objektiv ermittelter und 
flächendeckend vorliegender Parameter, um die in der 
neuen VO ab 2007 geforderte Gebietsabgrenzung ba- 
sierend auf Bodenproduktivität und klimatischen Ver- 
hältnissen vorzunehmen. Die meisten Mitgliedstaaten 
sehen allerdings keine Notwendigkeit einer Neuab- 
grenzung der Gebietskulisse für die nächste Pro- 
grammperiode. 

(146) Die Grundsätze für die Förderung einer markt- 
und standortangepassten Landbewirtschaftung (MSL) 
sind das wichtigste Instrument des Bundes zur Agrarum- 
weltforderung. ln zunehmendem Umfang wird diese 
Maßnahme angenommen, ln den Jahren 2002 und 2003 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-59- 


Drucksache 15/4801 


sind jeweils Finanzmittel (Bundes- und Landesmittel) in 
Höhe von rd. 43 Mio. Euro in die Förderung eingeflos- 
sen. Für das Jahr 2004 wurde seitens der Länder ein Fi- 
nanzbedarf von insgesamt 102,6 Mio. Euro gemeldet. 

Die bereits bisher geltenden Maßnahmen zur Förderung 

- des ökologischen Landbaus, 

- der extensiven Grünlandnutzung, 

- extensiver Produktionsverfahren im Ackerbau und bei 
Dauerkulturen, 

- der mehrjährigen Flächenstilllegung, 

- umweit- und tiergerechter Haltungsverfahren 

wurden mit dem Rahmenplan für 2005 insbesondere um 
Maßnahmen zur Förderung der extensiven Viehhaltung 
und zur Förderung eines erosionsmindemden Ackerfut- 
terbaus erweitert (vgl. Tz. 134). 

Durch die nationale Umsetzung der Agrarreform wird ab 
dem Jahr 2005 auch die Förderung der markt- und stand- 
ortangepassten Landbewirtschaftung (MSL) unter verän- 
derte Rahmenbedingungen gestellt. Mit Beginn der Ent- 
kopplung können Landwirte bei Einhaltung der Cross- 
Compliance-Bestimmungen neben den Direktzahlungen 
auch weiterhin Prämien für eine markt- und standortange- 
passte Landbewirtschaftung erhalten, wenn sie die hierfür 
jeweils spezifischen Anforderungen erfüllen. 

Mit Blick auf die für MSL-Fördermaßnahmen geltende 
Einhaltung einer mindestens fünfjährigen Verpflichtung 
hat die Europäische Kommission für die ab dem Jahr 
2007 beginnende neue Programmplanungsperiode eine 
Regelung vorgeschlagen, die vorsieht, dass auslaufende 
Verträge bis zu diesem Zeitpunkt (max. zwei Jahre) ver- 
längert werden können oder neue Verträge eine Anpas- 
sungsklausel enthalten. 

3.3. 1.5 Forstliche Maßnahmen 

(147) Nach den Bestimmungen des Bundeswaldgesetzes 
soll die Forstwirtschaft wegen der Nutz-, Schutz- und Er- 
holungsfunktionen des Waldes öffentlich gefördert wer- 
den. Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) 
beteiligt sich die Bundesregierung an der finanziellen 
Förderung der Forstwirtschaft. 

(148) Als Schwerpunkt bei dem neuen Fördergrundsatz 
„Maßnahmen zur Erhöhung der Stabilität der Wälder“ 
wurde im Jahr 2003 die Weiterentwicklung natumaher 
Waldgesellschaften, d. h. insbesondere der Umbau von 
Reinbeständen in stabile Laub- und Mischbestände, auf 
rd. 6 960 ha gefordert. Bei den waldbaulichen Maßnah- 
men wurden Erstaufforstungen auf rd. 1 325 ha (darunter 
ca. 96 Prozent Laub- und Mischbestände) sowie die 
Jungbestandspflege auf 1 1 950 ha bezuschusst. Die Maß- 
nahmen aufgrund neuartiger Waldschäden werden im 


Waldzustandsbericht der Bundesregierung (Bundestags- 
drucksache 15/4500) beschrieben. 

3.3.2 Besondere Maßnahmen in den neuen 
Ländern 

(149) Anfang der 90er-Jahre wurde von der Bundesre- 
gierung eine Altschuldenregelung für landwirtschaftliche 
Unternehmen getroffen, die 1997 vom Bundesverfas- 
sungsgericht bestätigt wurde. Gleichzeitig beauftragte das 
Gericht die Bundesregierung, die Wirksamkeit der getrof- 
fenen Regelung zu überprüfen. 

Auf Basis der Ergebnisse einer wissenschaftlichen Unter- 
suchung sowie ergänzender Überlegungen der Bundesre- 
gierung wurde das Gesetz zur Änderung der Regelungen 
über Altschulden landwirtschaftlicher Unternehmen 
(LwAltschG) erarbeitet, das am 1 . Juli 2004 in Kraft ge- 
treten ist. Das Gesetz dient insbesondere der beschleunig- 
ten Rückführung der landwirtschaftlichen Altschulden. 
Hierzu wurden die bestehenden Regelungen zur Bedie- 
nung der Altschulden angepasst und ein einheitliches Ab- 
löseverfahren festgelegt. Die Anpassung der Rückzah- 
lungsbedingungen besteht in einer Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage für die zu leistenden Zahlungen 
auf Altschulden und einer Erhöhung des Abführungssat- 
zes von 20 auf 55 Prozent der Bemessungsgrundlage. 

Gleichzeitig eröffnet das LwAltschG die Möglichkeit, 
sich durch eine einmalige Ablösezahlung von den Alt- 
schulden zu befreien. Der Ablösebetrag orientiert sich an 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des jeweiligen 
Betriebes und soll dem Barwert der künftig zu erwarten- 
den Zahlungen auf Altschulden entsprechen. Das eröffnet 
den Altschuldnem eine faire Chance, sich von den Alt- 
schulden zu lösen. Aus Sicht der Bundesregierung ist es 
wünschenswert, wenn möglichst viele Altschuldner von 
der Ablöseregelung Gebrauch machen. 

Die Einzelheiten des Ablöseverfahrens sind Gegenstand 
einer Verordnung zum LwAltschG, die am 1 . Dezember 
2004 in Kraft getreten ist. Die Frist zur Beantragung einer 
Ablösung endet am 31. August 2005. 

3.4 Steuerpolitik 

(150) Nach dem vom Deutschen Bundestag beschlosse- 
nen Haushaltsbegleitgesetz 2005 soll die Land- und 
Forstwirtschaft (LuF) durch Kürzungen in Höhe von 
287 Mio. Euro beim Agrardiesel zur Finanzierung der 
Haushaltskonsolidierung beitragen. Es gibt - wie schon 
im Verbrauchsjahr 2000 - eine Obergrenze von 10 000 1 
je Betrieb. Zusätzlich wird ein Selbstbehalt von 350 Euro 
je Betrieb eingeführt und die Bagatellgrenze von 50 Euro 
beibehalten. Damit ergibt sich pro Betrieb eine maximale 
Erstattung in Höhe von 1 798 Euro. 

Seit dem Jahr 2001 erhalten Unternehmen der Land- und 
Forstwirtschaft zum Beheizen von Gewächshäusern oder 
geschlossenen Kulturräumen zur Pflanzenproduktion eine 
teilweise Vergütung der Mineralölsteuer für Heizöl 
(40,90 Euro je 1 000 1), Erdgas (3,66 Euro je MWh) und 
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Flüssiggas (38,90 Euro je 1 000 kg). Diese Vergütungsre- 
gelung war bis Ende 2004 befristet. Durch das Gesetz zur 
Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales Steuerrecht 
und zur Änderung weiterer Vorschriften (Richtlinien-Um- 
setzungsgesetz - EURLUmsG) vom 9. Dezember 2004 
wurde die Vergütungsregelung um weitere zwei Jahre bis 
Ende 2006 verlängert. Damit wurde der Tatsache Rech- 
nung getragen, dass der deutsche Unterglasgartenbau von 
einem Teil der Energiekosten entlastet werden soll, weil 
er deutliche Wettbewerbsnachteile gegenüber anderen 
Mitbewerberländem hat. Die Verlängerung kann aller- 
dings erst wirksam werden, wenn die EU-Kommission 
ihre Genehmigung hierzu erteilt hat. 

ln umsatzsteuerlicher Hinsicht sind in der neueren Recht- 
sprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) und 
des Bundesfinanzhofs (BFH) Tendenzen zu erkennen, 
nicht landwirtschaftliche Leistungen weitgehend aus dem 
Anwendungsbereich der Durchschnittsbesteuerung aus- 
zuschließen. 

So hat der EuGH in seinem Urteil vom 15. Juli 2004 
(Rs. C-321/02) für Recht erkannt, dass ein Landwirt, der 
einen wesentlichen Teil seines landwirtschaftlichen Be- 
triebs verpachtet, auf die Verpachtungsumsätze die 
Durchschnittssatzbesteuerung nicht anwenden kann. Ei- 
nen strengen Maßstab dürfte der EuGH auch in seiner zu 
erwartenden Entscheidung zur Jagdverpachtung durch ei- 
nen pauschalierenden Landwirt anlegen (Rs. C-43/04). 

Auch der BFH hat in seinem Urteil vom 22. Januar 2004 
(VR 41/02 - BStBl. 11 S. 757) zur Anwendung des Steu- 
ersatzes auf Umsätze aus der Pferdepensionshaltung in 
den Urteilsgründen dargelegt, dass das Einstellen und Be- 
treuen von Pferden, die von ihren Eigentümern zur Aus- 
übung von Freizeitsport genutzt werden, keine landwirt- 
schaftliche Dienstleistung darstellt. Hieraus hat die 
Finanz Verwaltung geschlossen, dass eine Anwendung der 
Durchschnittssatzbesteuerung auch in den Fällen ausge- 
schlossen ist, in denen das Einstellen und Betreuen von 
Freizeitpferden von einem pauschalierenden Landwirt 
übernommen wird. 

4 Sozialpolitik für die in der 

Landwirtschaft Tätigen 

4.1 Alterssicherung der Landwirte 

(151) Die Alterssicherung der Landwirte wurde bereits 
bei der Agrarsozialreform 1995 grundlegend umgestaltet. 
Weitere Veränderungen, die seitdem durch den Gesetzge- 
ber vorgenommen wurden, zielten wie die Reformen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung hauptsächlich da- 
rauf ab, auch dieses Alterssicherungssystem im Hinblick 
auf die demographischen Herausforderungen zu wapp- 
nen. 

Das von der Bundesregierung im Herbst 2003 geschnürte 
Paket von kurz-, mittel- und langfristigen sowie flankie- 
renden Reformmaßnahmen für die gesetzliche Rentenver- 
sicherung wurde bis Ende 2004 vollständig umgesetzt. 


Als letzter von fünf Bausteinen wurde am 14. Dezember 

2004 das Gesetz zur Umsetzung der Organisationsreform 
in der gesetzlichen Rentenversicherung im Bundesgesetz- 
blatt verkündet. 

ln der landwirtschaftlichen Sozialversicherung wurden 
die Strukturen bereits 2001 mit dem Gesetz zur Organisa- 
tionsreform in der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung neu geordnet; sie hat insoweit eine Vorreiterrolle 
übernommen. Mit der Fusion der Landwirtschaftlichen 
Sozialversicherungsträger Berlin und der Sächsischen 
Landwirtschaftlichen Sozialversicherungsträger zu den 
Landwirtschaftlichen Sozialversicherungsträgem Mittel- 
und Ostdeutschland zum 1 . April 2004 wurde die Träger- 
zahl - wie vom Deutschen Bundestag und vom Bundesrat 
gefordert - auf unter zehn reduziert und damit eines der 
Ziele der Reform verwirklicht. 

Mit Ausnahme der Organisationsreform wurden die Neu- 
regelungen für die Rentenversichemng wirkungsgleich 
auf die Alterssichemng der Landwirte übertragen, wobei 
ihre Besonderheiten berücksichtigt wurden. 

Das Gesetz zur Sichemng der nachhaltigen Finanzie- 
rungsgmndlagen der gesetzlichen Rentenversichemng 
(RV-Nachhaltigkeitsgesetz) vom 21. Juli 2004 enthält 
eine Reihe von Maßnahmen zur mittel- und längerfristi- 
gen Stabilisiemng der Rentenfinanzen. Im Hinblick auf 
ihre Auswirkungen auf die Alterssichemng der Landwirte 
sind vor allem folgende Regelungen von Bedeutung: 

ln die Rentenanpassungsformel wird ein Nachhaltigkeits- 
faktor aufgenommen, der das Verhältnis von Rentenbe- 
ziehem zu Beitragszahlem wiedergibt. Damit werden so- 
wohl die Entwicklung der Lebenserwartung als auch die 
Entwicklung der Geburten und die der Erwerbstätigkeit 
bei der Rentenanpassung berücksichtigt. 

Grundlage für die Anpassung der Renten wird auch wei- 
terhin die allgemeine Lohnentwicklung sein. Um jedoch 
der Einnahmenentwicklung der gesetzlichen Rentenversi- 
chemng künftig besser Rechnung zu tragen, wird die Ent- 
wicklung der beitragspflichtigen Entgelte stärker berück- 
sichtigt. Langfristig betrachtet wird das Rentenniveau 
durch die gedämpfte Rentenanpassung sinken. Das be- 
deutet allerdings nicht, dass die Renten gekürzt werden, 
sondern nur, dass sie etwas langsamer steigen werden als 
die Entgelte der Versicherten der Rentenversichemng. 

Für die Alterssicherung der Landwirte ergibt sich hieraus 
eine Dämpfung der Rentenanpassung, aber auch des Bei- 
tragsanstiegs. 

(152) Der Beitragssatz der gesetzlichen Rentenversiche- 
mng bleibt im Jahr 2005 bei 19,5 Prozent stabil. Dieser 
Erfolg der Reformmaßnahmen führt dazu, dass der Ein- 
heitsbeitrag in der Alterssichemng der Landwirte im Jahr 

2005 unter Berücksichtigung der Entwicklung des vo- 
raussichtlichen Durchschnittsentgelts in der Rentenversi- 
chemng auf 199 Euro/Monat (West) bzw. 168 Euro/Mo- 
nat (Ost) zurückgeht (Tabellen 50 bis 52). 
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Übersicht 27 

Ausgaben für die landwirtschaftliche Sozialpolitik 

Mio. Euro Bundesmittel 


Maßnahme 

2004 

Soll 

2005 

Soll 

Landwirtsehaftliche Sozial- 
politik 

3 778,3 

3 677,0 

dav.: Alterssicherung 

2 348,0 

2 300,0 

Unfallversieherung 

250,0 

200,0 

Landabgaberente 

79,0 

73,0 

Krankenversieherung 

1 028,2 

1 093,0 

Zusatzaltersversorgung 

13,1 

15,0 

Produktionsaufgaberente 

80,0 

46,0 

Globale Minderausgabe 

-20,0 

-50,0 


4.2 Krankenversicherung der Landwirte 

(153) Im Recht der landwirtschaftlichen Krankenversi- 
cherung ist im Jahr 2004 ein Vorhaben von hoher politi- 
scher Bedeutung wirksam geworden: die Reform der 
gesetzlichen Krankenversicherung als eines der vordring- 
lichsten Vorhaben der Agenda 2010. Eine positive Zwi- 
schenbilanz dieser Reform lässt sich auch in der Kranken- 
versicherung der Landwirte ziehen, weil das Gesetz zur 
Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GMG) wirkungsgleich auf dieses berufständische Kran- 
kenversicherungssystem übertragen wurde. 

Mit dieser Reform ist nach jahrelangem Stillstand Bewe- 
gung in das Gesundheitswesen gekommen. Der Qualitäts- 
wettbewerb ist in vollem Gange: Bonusprogramme und 
Hausarztmodelle werden entwickelt, medizinisehe Ver- 
sorgungszentren gegründet. Das Zusammenspiel von 
Hausärzten, Fachärzten und Krankenhäusern wird ver- 
bessert. Das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit ist 
gegründet worden. 

Zum anderen bleibt Gesundheit bezahlbar. Die Leistungs- 
ausgaben der Krankenkassen sind pro Mitglied im 1 . bis 
3. Quartal 2004 gegenüber dem 1. bis 3. Quartal 2003 je 
Mitglied um 3,2 Prozent zurückgegangen, bei den land- 
wirtsehaftlichen Krankenkassen belief sich der Rückgang 
auf 4,9 Prozent. Damit haben die gesetzlichen Kranken- 
kassen erstmals seit vielen Jahren wieder Übersehüsse er- 
zielt, die sie in die Lage versetzten, Schulden abzubauen 
und die Beitragssätze zu senken. Von den neun landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen haben acht ihre Beiträge, 
zum Teil sehr deutlieh gesenkt. 

Der im Verlauf des Jahres 2004 eingetretenen Verunsiehe- 
rung über die Finanzierung des Zahnersatzes wurde mit 
den Neuregelungen im Gesetz zur Anpassung der Finan- 
zierung von Zahnersatz begegnet. Danaeh verbleibt der 


Zahnersatz im Leistungskatalog der gesetzlichen Kran- 
kenversieherung. Um aber an den vereinbarten Absen- 
kungen der Arbeitskosten festzuhalten, bleibt es dabei, 
dass die Versicherten diese Leistung allein finanzieren. 
Der ursprünglieh im GMG vorgesehene Pausehalbeitrag 
wird durch einen sozial gereehten prozentualen, einkom- 
mensabhängigen Beitragssatz ersetzt. Dieser wird mit 
dem im GMG ursprünglich ab 2006 vorgesehenen zusätz- 
lichen Beitragssatz von 0,5 Prozent zu einem einheitli- 
ehen zusätzlichen Beitragssatz von insgesamt 0,9 Prozent 
zusammengezogen. Dieser zusätzliche Beitragssatz wird 
ab dem 1 . Juli 2005 von den Mitgliedern erhoben, gleich- 
zeitig sinkt aber der allgemeine Beitragssatz um diese 
0,9 Prozentpunkte. 

Die aktiven Mitglieder der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen werden von der Umstellung der Finanzierungsre- 
gelung auf einen zusätzlichen, vom Mitglied allein zu tra- 
genden Beitragssatz nieht betroffen. Da Selbstständige 
und freiwillig Versicherte den Beitrag zur Krankenversi- 
cherung allein zu tragen haben, sind sie von einer Ände- 
rung der Parität (Finanzierung durch Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer) nicht betroffen. Hingegen haben die in der 
landwirtschaftlichen Krankenversieherung versicherten 
Rentner wie alle vergleichbaren Personen in der allgemei- 
nen Krankenversicherung einen zusätzlichen Beitragssatz 
von 0,9 Prozent aus der Rente oder aus den Versorgungs- 
bezügen zu tragen. Die gesetzlichen Krankenkassen wur- 
den gleichzeitig verpflichtet, den allgemeinen Beitrags- 
satz um 0,9 Prozent zum 1 . Juli 2005 abzusenken. Damit 
zahlen Versicherte effektiv im Regelfall 0,45 Prozent für 
den Zahnersatz und Sonderbeitrag. Diese Lösung ist so- 
zial gerechter und für Versicherte mit geringem oder mitt- 
lerem Einkommen günstiger als die ursprünglich vorgese- 
hene einheitliche Zahnersatzpauschale. Gesetzlieh 
Versicherten, die bereits vor dieser gesetzliehen Neurege- 
lung auf der Grundlage der GMG- Vorschriften eine 
private Versieherung abgeschlossen hatten, wurde hin- 
sichtlich dieser privaten Versicherung ein Sonderkündi- 
gungsrecht eingeräumt. 

(154) Aueh der Einzelplan 10 (Haushalt des Bundesmi- 
nisteriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Land- 
wirtschaft) muss im Bundeshaushalt 2005 einen ange- 
messenen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung erbringen. 
Ohne die Agrarsozialpolitik, die rd. 72 Prozent des 
Einzelplans 10 ausmacht, in die Kürzungen einzubezie- 
hen, wäre das Einsparziel nicht zu erreichen gewesen. Mit 
einem Ansatz von rd. 3,677 Mrd. Euro bleibt die Agrar- 
sozialpolitik aber weiterhin die bei weitem finanziell be- 
deutsamste Maßnahme mit erheblichen Hilfen für den 
Agrarbereich (Übersicht 2). 

(155) Das Haushaltsbegleitgesetz 2005 (HBeglG 2005) 
sieht u. a. Einsparungen in der landwirtschaftlichen Kran- 
kenversieherung vor. In der landwirtschaftliehen Kran- 
kenversieherung übernahm der Bund bisher alle Leis- 
tungsausgaben der Altenteiler, soweit diese die 
Einnahmen aus Beiträgen der Altenteiler übersteigen. Die 
aktiven Mitglieder der landwirtsehaftlichen Krankenver- 
sicherung leisteten hierzu einen Solidarbeitrag lediglich 
durch die Übernahme der Verwaltungskosten für die 
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Krankenversicherung der Altenteilen Ab 2005 wird die- 
ser Solidarbeitrag der aktiven Landwirte angemessen er- 
höht, und zwar um einen Betrag von 82 Mio. Euro im 
Jahr 2005, steigend bis auf einen Betrag von 
91 Mio. Euro im Jahr 2008. Mit dieser Erhöhung des So- 
lidarbeitrages der aktiven Mitglieder bleibt aber die bei 
Einführung der landwirtschaftlichen Krankenversiche- 
rung im Jahre 1972 geschaffene Finanzierungsstruktur er- 
halten. Allerdings sind nicht alle Leistungsaufwendungen 
für Altenteiler, die nicht durch Beiträge gedeckt sind, eine 
durch den Bund zu tragende Folge des Strukturwandels in 
der Landwirtschaft. 

Gemessen an der Belastung der aktiven Mitglieder in der 
allgemeinen Krankenversicherung ist die Mehrbelastung 
der Landwirte durch das HBeglG 2005 sozialpolitisch 
vertretbar. Sie wird zudem durch die zu erwartenden wei- 
teren Einsparungen infolge des GMG abgefedert. 
Schließlich bestehen für die Selbstverwaltungsorgane der 
landwirtschaftlichen BCrankenkassen Spielräume, durch 
eine Verringerung der Betriebsmittel sowie durch eine 
Reduzierung der Verwaltungskosten unzumutbare Bei- 
tragsmehrbelastungen für ihre Mifglieder zu vermeiden 
(Tabellen 53 und 54). 

4.3 Soziale Pflegeversicherung und Kinder- 
Berücksichtigungsgesetz 

(156) Für die nachhaltige Sicherung der Finanzierung 
der sozialen Pflegeversicherung sind wir auf die nach- 
wachsende Generation als künftige Beitragszahler ange- 
wiesen. Versicherte in der sozialen Pflegeversicherung, 
die Kinder erzogen haben oder erziehen, leisten neben 
dem finanziellen Beitrag auch den zum Systemerhalt 
wichtigen generativen Beitrag. Davon profitieren auch 
die Kinderlosen. Erziehende müssen deshalb bei der Bei- 
tragsbemessung gegenüber Nichterziehenden entlastet 
werden. Das Kinder-Berücksichtigungsgesetz ist seit dem 
1 . Januar 2005 in Kraft. Es setzt ein Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts um, das dem Gesetzgeber aufgege- 
ben hat, bis zum 3 1 . Dezember 2004 eine Regelung zu 
treffen, die Mitglieder mit Kindern gegenüber kinderlo- 
sen Beitragszahlem beitragsmäßig besser stellt. Das Ge- 
setz sieht vor, dass der Beitrag für kinderlose Mitglieder 
um 0,25 Prozentpunkte erhöht wird und dadurch Erzie- 
hende indirekt entlastet werden. Durch die erzielten 
Mehreinnahmen kann die Pflegeversicherung stabilisiert 
werden. 

Um eine Erhöhung der Lohnnebenkosten zulasten der 
Wirtschaft zu vermeiden, wird der Zuschlag nur vom Ver- 
sicherten gezahlt. Das Kinder-Berücksichtigungsgesetz 
sieht eine wirkungsgleiche Übertragung dieser Regelung 
auch auf Landwirte vor. Der Beitrag zur sozialen Pflege- 
versicherung wird für Landwirte und mitarbeitende Fami- 
lienangehörige, die in der landwirtschaftlichen Kranken- 
versicherung pflichtversichert sind, als Zuschlag zum 
Krankenkassenbeitrag ermittelt. 

Der Zuschlag, den die in der landwirtschaftlichen Pflege- 
versicherung Versicherten bisher zu entrichten hatten, 
wird in demselben Verhältnis erhöht, wie sich der Beitrag 
für andere kinderlose Mitglieder erhöht. Für mitarbei- 
tende Familienangehörige, die in der landwirtschaftlichen 


Krankenversicherung versicherungspflichtig sind, wird es 
dabei bleiben, dass auch der Erhöhungsbetrag vom land- 
wirtschaftlichen Unternehmer zu zahlen ist. 

4.4 Landwirtschaftliche Unfallversicherung 

(157) Der Rechnungsprüfungsausschuss des Deutschen 
Bundestages hatte einen Bericht über das weitere Vorge- 
hen und die Umsetzung konkreter Reformvorschläge der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung (LUV) angefor- 
dert, der ihm Ende April 2004 vorgelegt worden war. Der 
Bericht enthält eine umfassende Bewertung von Möglich- 
keiten zur Weiterentwicklung der LUV sowie Vorschläge 
zu kurzfristig zu realisierenden Rechtsänderungen, insbe- 
sondere in den Bereichen Leistungen, versicherter Perso- 
nenkreis, Beitragserhebung. 

ln einem ersten Schritt der Weiterentwicklung der LUV 
wurden von der Bundesregierung im Entwurf eines Ge- 
setzes zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im 
Sozialrecht Änderungen beim versicherten Personenkreis 
und im Leistungsrecht vorgeschlagen. Der Deutsche Bun- 
destag hat zusammen mit seinem Beschluss zum Gesetz 
zur Verbesserung des unfallrechtlichen Schutzes bürger- 
schaftlich Engagierter und weiterer Personen am 
29. Oktober 2004 eine Entschließung gefasst, mit der die 
Bundesregierung aufgefordert wird, zusammen mit den 
Ländern ein Konzept für eine Reform der gesetzlichen 
Unfallversicherung zu entwickeln. Hierzu wird eine 
Bund/Länder-Arbeitsgruppe eingerichtet. Ein zustim- 
mungsfähiger Gesetzentwurf soll möglichst bis Mitte der 
kommenden Legislaturperiode vorgelegt werden, ln diese 
Reform wird auch die LUV einbezogen. 

Die land- und forstwirtschaftlichen Unternehmer werden 
auch 2005 durch die Zusehüsse an die Träger der land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung (Bundesmittel LUV) 
finanziell unterstüfzt. Die Kürzung der Bundesmittel 
LUV sowie die Ausbringung einer globalen Minderaus- 
gabe waren wegen der unvermeidlichen Haushaltskonso- 
lidierung notwendig. Die Bundesregierung erwartet aber 
von den LBGen, dass sie Mehrbelastungen für ihre Mit- 
glieder dureh dringend erforderliche flankierende Maß- 
nahmen abmildert, z. B. durch Entnahme aus den Be- 
triebsmitteln und durch Einsparungen im Bereich der 
Verwaltungskosten (Tabelle 55). 

4.5 Soziale Sicherung der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen In der Land- und 
Forstwirtschaft 

(158) Land- und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen sind ebenso wie Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen anderer Wirtschaftszweige im allge- 
meinen Sozialversicherungssystem gegen die Risiken ei- 
ner Krankheit, eines Unfalls, der Arbeitslosigkeit und der 
Pflegebedürftigkeit versichert. Dies umfasst auch die Ab- 
sicherung durch die gesetzliche Rentenversicherung im 
Falle der Erwerbsminderung und die Absicherung im Al- 
ter durch Zahlung einer Altersrente. Wegen der struktu- 
rellen Besonderheiten des agrarwirtsehaftlichen Sektors 
wurden zur Abmilderung der sich daraus ergebenden Fol- 
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gen für land- und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen ergänzende Hilfen eingeführt. 

(159) Um ihre Gesamtaltersversorgung bzw. die Hinter- 
bliebenenversorgung zu verbessern, können Arbeit- 
nehmer und Arbeitnehmerinnen in der Land- und Forst- 
wirtschaft zusätzlich zur Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung eine Geldleistung aus der Zusatz- 
altersversorgung erhalten. 

(160) Diese Zusatzversorgung ruht auf zwei Säulen. Das 
Zusatzversorgungswerk (ZLF) ist eine tarifvertragliche 
Einrichtung, die ausschließlich durch Beiträge der Arbeit- 
geber finanziert wird. Der Beitrag des Arbeitgebers an 
das ZLF beläuft sich für jeden ständig beschäftigten Ar- 
beitnehmer und Auszubildenden auf 5,20 Euro. Mit die- 
sen gezahlten Beiträgen erwirbt der Arbeitnehmer einen 
Anspruch auf Beihilfe zu seiner Altersversorgung. 

(161) Die Zusatzversorgungskasse (ZLA) wird als bun- 
desunmittelbare Anstalt des öffentlichen Rechts aus- 
schließlich vom Bund finanziert. Sie gewährt eine von 
Beiträgen unabhängige Ausgleichsleistung. Werden Geld- 
leistungen sowohl vom ZLF als auch von der ZLA bewil- 
ligt, wird die Beihilfe anteilig auf die Ausgleichsleistung 
angerechnet. Für die Ausgleichsleistung wurden im Jahr 
2004 vom Bund rd. 15 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. 

4.6 Grundsicherung für Arbeitsuchende 

(162) Oberstes Ziel der Politik der Bundesregierung ist 
der Abbau der Arbeitslosigkeit. Diesem Ziel dient auch 
das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar- 
beitsmarkt. Im Vordergrund stehen die Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit. Bei der Leistungsgewährung 
werden die individuelle Eignung und Lebenssituation, die 
beruflichen Neigungen, die voraussichtliche Dauer der 
Hilfebedürftigkeit und die Dauerhaftigkeit der Eingliede- 
rung in Arbeit berücksichtigt. Die Grundsicherung für 
Arbeitsuchende ist eine staatliche Fürsorgeleistung; sie 
wird daher bedürftigkeitsabhängig gewährt. Sie enthält 
neben laufenden Regelleistungen für den Eebensunterhalt 
auch Leistungen für Unterkunft und Heizung in Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen, soweit diese angemessen 
sind. 

Für landwirtschaftliche Arbeitnehmer gelten die Regelun- 
gen, wie sie nach den gesetzlichen Bestimmungen für alle 
nicht selbstständig Tätigen gelten. Landwirtschaftliche 
Unternehmer können unter Umständen auch einen 
Rechtsanspruch auf Leistungen der Grundsicherung ha- 
ben, unabhängig davon, ob sie tatsächlich arbeitsuchend 
sind (Sicherung des Existenzminimums). Dann gelten 
insbesondere folgende Bestimmungen: Die aus Verpach- 
tung erzielten Einnahmen sind bei der Berechnung der 
Eeistungen für den Lebensunterhalt als Einkommen anzu- 
rechnen. Als angemessene Kosten werden die mit der ei- 
genen Unterkunft verbundenen Belastungen berücksich- 
tigt. Weiteres Eigentum an Grund und Boden ist unter 
Berücksichtigung des Einzelfalls durch Verkauf oder Be- 
leihung zu verwerten. Soweit erwerbsfähige Hilfebedürf- 
tige einen wesentlichen Teil ihres Lebensunterhalts und 


des Lebensunterhalts der mit ihnen in einer Bedarfsge- 
meinschaft lebenden Personen aus der Landwirtschaft 
oder der Nebenerwerbslandwirtschaft sichern, ist das da- 
für erforderliche Vermögen - wie im geltenden Recht - 
nicht zu berücksichtigen (Tabellen 56 und 57). 

5 Forschungspolitik 

(163) Die Ressortforschung des BMVEL leistet einen 
unverzichtbaren Beitrag, wissenschaftliche Grundlagen 
als Entscheidungshilfen für legislative und administrative 
Maßnahmen im nationalen, supranationalen und interna- 
tionalen Bereich bereitzustellen. Darüber hinaus nimmt 
sie hoheitliche Aufgaben wahr. 

Neben der unmittelbaren Zuständigkeit des BMVEL für 
die sieben Bundesforschungsanstalten (BFAen) und das 
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) gibt es auch 
die Mitfinanzierungszuständigkeit für insgesamt sechs 
Einrichtungen der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried 
Wilhelm Leibniz e. V. Auch die dort gewonnenen wissen- 
schaftlichen Erkenntnisse werden für die Beratung des 
BMVEL herangezogen. Die Ergebnisse der Forschung 
werden grundsätzlich der Öffentlichkeit zugänglich ge- 
macht (www.bmvel-forschung.de). 

Im Januar 2004 hat der Wissenschaftsrat die „Empfehlun- 
gen zur Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen der 
Forschung an Ressortforschungseinrichtungen am Bei- 
spiel der Forschungsanstalten im Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernäh- 
rung und Landwirtschaft (BMVEL)“ verabschiedet. 

BMVEL wird insbesondere die folgenden Empfehlungen 
zeitnah Umsetzern 

- Einführung von Wettbewerbselementen bei der Ver- 
gabe von Forschungsmitteln, 

- Reform der Arbeit der Beiräte der BFAen, 

- Einführung regelmäßiger Evaluierungen. 

Die inhaltliche Ausrichtung der Ressortforschung wird 
laufend überprüft und an den Beratungsbedarf des 
BMVEL angepasst. 

Ergänzend zu der von den Bundesforschungsanstalten ge- 
leisteten Forschung werden Forschungsaufgaben an wis- 
senschaftliche Einrichtungen außerhalb der Bundesfor- 
schungsanstalten vergeben. 

6 Markt- und Preispolitik 

6.1 Ackerkulturen 

6.1.1 Getreide/Ölsaaten 

(164) Eine im Wirtschaftsjahr (WJ) 2003/04 mit rd. 
230 Mio. t sehr niedrige Ernte in der erweiterten Gemein- 
schaft führte trotz hoher Importe (13 Mio. t) und eines 
vergleichsweise hohen Anfangsbestandes (50 Mio. t) zu 
einer insgesamt nur knappen Versorgung der Ge- 
meinschaft (Gesamtangebot 293 Mio. t). Die daraufhin 
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ergriffenen Maßnahmen, Aussetzung der Exportaus- 
schreibungen, Eröffnung von Ausschreibungen zum Ver- 
kauf des Interventionsgetreides auf dem Binnenmarkt, 
Erschwerung von Exporten über die Verkürzung der Li- 
zenzlaufzeiten, reduzierten die Exporte von knapp 
28 Mio. auf 1 5 Mio. t und die Interventionsbestände von 
7,2 Mio. auf 3,6 Mio. t. 

Im WJ 2004/05 hat sich die Versorgungssituation auf dem 
Gemeinschaftsmarkt für Getreide vollständig gewandelt. 
Günstige Wachstumsbedingungen in fast ganz Europa 
führten zu einer neuen Rekordernte in der Gemeinschaft 
von 281 Mio. t, 50 Mio. t oder 22 Prozent mehr als im ab- 
gelaufenen Wirtschaftsjahr. Trotz einer Rückführung der 
Importe (- 4 Mio. t) und eines Anstiegs des Verbrauchs 
(+ 4 Mio. t) stehen für Export und Endbestand 84 Mio. t 
zur Verfügung, 31 Mio. t mehr als im Vorjahr. Zwar ist 
ein Anstieg der Exporte auf 25 Mio. t zu erwarten, dieser 
ist aber bei Weitem zu gering, um eine starke Interven- 
tionsandienung zu unterbinden. Bei rd. 43 Mio. t Endbe- 
stand in der Wirtschaft würde der Interventionsbestand 
am Ende des Wirtschaftsjahres auf 16 Mio. t anwachsen. 
Angesichts einer auch weltweit hohen Ernte mit entspre- 
chendem Preisdruck auf den Weltgetreidemärkten sind 
folgende Maßnahmen zur Stabilisierung der Marktlage 
ergriffen worden: 

- Erleichterung der Ausfuhren durch Verlängerung der 
Lizenzlaufzeiten von Getreide (von 60 Tagen auf lau- 
fender Monat -t 4 Monate). 

- Eröffnung einer Ausschreibung von Roggen aus deut- 
scher Intervention zur Ausfuhr in Drittländer. 

- Eröffnung einer Ausschreibung von Gerste aus dem 
freien Markt zum Export in Drittländer. 

- Zulassung des Hafens Konstanza in Rumänien zur 
Verbesserung der Exportmöglichkeiten der Donau- 
Anrainerstaaten, die keinen direkten Zugang zu Mee- 
reshäfen besitzen. 

Diese Maßnahmen reichen allerdings nicht aus, um die 
Getreidemärkte der Gemeinschaft zu stabilisieren. Die 
weltweite Rekordgetreideerzeugung, die zu niedrigeren 
Weltmarktpreisen führt, das hohe Ausfuhrpotenzial der 
Schwarzmeerregion, das besonders den Gemeinschafts- 
export sehr erschwert, sowie die nach der letzten EU-Bei- 
trittsrunde nunmehr zu erkennende Überschusssituation 
bei Mais machen es schwierig, die hohen Übermengen 
auf dem Weltmarkt abzusetzen. Diese Marktkonstellation 
übt zusätzlichen Druck auf die Binnenmarktpreise aus 
und macht die Intervention als Absatzkanal ausgespro- 
chen attraktiv. Hinzu kommt, dass durch die Abschaffung 
der Roggenintervention die Preise für Roggen sehr nied- 
rig tendieren und deshalb Gerste aus der Futtermischung 
verdrängt wird. Damit ist Gerste in erster Linie für die In- 
tervention prädestiniert. Aber auch Weichweizen, vor al- 
lem in Donauanrainerstaaten, sowie Mais als neues 
Überschussprodukt dürften der Intervention angedient 
werden. 


6.1.2 Zucker 

(165) Für das WJ 2003/04 wurden die Produktionsabga- 
ben für Zucker, Isoglucose und Inulinsirup auf rd. 
560 Mio. Euro festgesetzt. Sie dienen der Finanzierung 
von Ausfuhrerstattungen in Drittländer und Produktions- 
beihilfen im chemisch/technischen Bereich und sind von 
der europäischen Zuckerwirtschaft (Zuckerindustrie und 
Rübenanbauer) aufzubringen. 

Neben der Grundabgabe für A- und B-Zucker 
(12,638 Euro/t = 2 Prozent des Interventionspreises) 
wurde eine endgültige Abgabe für B-Zucker von 
170,929 Euro/t festgesetzt. 

Aufgrund der Vorschätzungen für das WJ 2004/05 geht 
die Europäische Kommission davon aus, dass im Rahmen 
der Quotenregelung keine Quotenkürzung (Deklassie- 
rung) für das Wirtschaftsjahr 2004/05 zur Einhaltung der 
WTO-Grenzen erforderlich ist. Damit bleibt es für das 
WJ 2004/05 in der EU unverändert bei einer Höchstquote 
für Zucker, Isoglucose und Inulinsirup in Höhe von 
18 268 932 Tonnen, ln Deutschland beträgt die Höchst- 
quote für Zucker und Isoglucose 3 452 284 Tonnen (Ta- 
belle 60). 

6.2 Obst und Gemüse 

( 1 66 ) Schwerpunkt der Markt- und Preispolitik im Sektor 
Obst und Gemüse ist die Stärkung und Förderung aner- 
kannter Erzeugerorganisationen und vorläufig anerkannter 
Erzeugergruppierungen. Die über die Operationellen Pro- 
gramme der Erzeugerorganisationen geförderten Maß- 
nahmen dienen insbesondere einer stärkeren Marktaus- 
richtung, einer verbesserten Produktqualität sowie der 
Einführung umweltgerechter Wirtschaftsweisen und An- 
bautechniken. Ende 2004 gab es in Deutschland 36 aner- 
kannte Erzeugerorganisationen (Vorjahr 37) und eine vor- 
läufig anerkannte Erzeugergruppierung (Vorjahr 1). Den 
deutschen Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse 
gehören rd. 11 000 Erzeuger an. Sie vermarkten rd. ein 
Drittel der deutschen Obst- und Gemüseerzeugung und 
nehmen damit eine wichtige Bündelungsfunktion wahr. 
Im Jahr 2004 wurden die Operationellen Programme der 
deutschen Erzeugerorganisationen und der vorläufig an- 
erkannten Erzeugergruppierungen mit rd. 20,8 Mio. Euro 
(Vorjahr 18,1 Mio. Euro) von der EU kofmanziert. 

Mit Erlass der Verordnung (EG) Nr. 103/2004 mit Durch- 
führungsbestimmungen zur Interventionsregelung wurde 
der 2002 begonnene Vereinfachungsprozess bei den 
Marktregelungen im Sektor Obst- und Gemüse förtge- 
führt. Die neue Verordnung sieht Erleichterungen bei der 
kostenlosen Verteilung von aus dem Markt genommenen 
Erzeugnissen über karitative Einrichtungen innerhalb der 
Gemeinschaft vor (jedoch nicht als Nahrungsmittelhilfe 
für Drittländer), verstärkte Kontrollen sowie mehr Ver- 
antwortung der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der 
Interventionsregelung. Ebenfalls im Sinne einer Vereinfa- 
chung wurde die von der EU geforderte Meldung von Er- 
zeugerpreisen von der Interventionsregelung getrennt und 
in der Verordnung (EG) Nr. 877/2004 eigenständig gere- 
gelt. Zur Ermittlung der Preisnotierungen wurden für 
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Deutschland sechs repräsentative Erzeugerregionen für 
neun Erzeugnisse mit definierten Handelsmerkmalen 
festgelegt. 

Die von der EU kofinanzierten Absatzforderungsmaßnah- 
men für Obst und Gemüse im Binnenmarkt und in Dritt- 
ländern wurden auch 2003/04 weitergeführt. Von den ins- 
gesamt 9 Mio. Euro, die dem Sektor Obst und Gemüse 
(frisch und verarbeitet) EU-weit zur Verfügung standen, 
entfielen 0,8 Mio. Euro auf deutsche Antragsteller. 

6.3 Wein 

(167) Für Umstrukturierungs- und Umstellungsmaßnah- 
men von 2 2 1 8 ha deutscher Rebfläche wurden gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 über das Produk- 
tionspotenzial im Weinwirtschaftsjahr 2003/04 EG- 
Zuschüsse von insgesamt 14,0 Mio. Euro (Vorjahr 
12,5 Mio. Euro) gezahlt. 

Für die Durchführung der aus EU-Mitteln finanzierten 
Trinkalkoholdestillation wurden im Weinwirtschaftsjahr 
2003/04 zwei Anträge zur Destillation von deutschem Ta- 
felwein mit einem Gesamtvolumen von rd. 7 300 hl und 
zwei Anträge zur Destillation von französischem Tafel- 
wein mit einem Gesamtvolumen von rd. 6 000 hl geneh- 
migt. Dies entspricht einem Beihilfeanspruch für den dar- 
aus gewonnenen Alkohol von ca. 220 000 Euro. Für die 
im vorausgegangenen Wirtschaftsjahr eingelagerte 
Menge von rd. 523 hl reinen Alkohols wurden im 
WJ 2003/04 rd. 8 000 Euro Beihilfe bewilligt. Darüber 
hinaus wurden für die Lagerung reinen Alkohols vier 
neue Verträge abgeschlossen mit einem Volumen von rd. 
2 300 hl. Für einen dieser Lagerverträge wurde nach Ab- 
lauf der Lagerzeit eine Beihilfe in Höhe von rd. 
7 800 Euro gezahlt. 

Der im Anschluss an die Dringlichkeitsdestillation im 
WJ 2000/01 in die öffentliche Lagerhaltung übernom- 
mene Weinalkohol, rd. 20 300 hl, lagerte bei der Bundes- 
monopolverwaltung für Branntwein. 

Für die Verwendung von rd. 37 000 hl rektifizierten Trau- 
benmostkonzentrats zur Erhöhung des Alkoholgehalts 
von Wein wurden Beihilfen von rd. 4,3 Mio. Euro ge- 
zahlt. 

Für die Herstellung von rd. 17 000 hl Traubensaft wurden 
rd. 104 200 Euro bewilligt. 

Die Angabe von Stoffen, die zu Allergien oder anderen 
Überempfindlichkeiten führen können, ist für Wein, 
Schaumwein, Perlwein und Likörwein durch eine Ände- 
rung der EU-Weinbezeichnungsverordnung vorgeschrie- 
ben worden. Für weinhaltige Getränke, aromatisierten 
Wein, aromatisierte weinhaltige Getränke und aromati- 
sierte weinhaltige Cocktails ist eine entsprechende 
Verpflichtung in die nationale Weinverordnung aufge- 
nommen worden. Danach ist die Verwendung von 
Schwefeldioxid spätestens ab dem 25. November 2005 
kenntlich zu machen. 

Das Tafelweingebiet „Stargarder Land“ und der „Meck- 
lenburger Landwein“ sind durch eine Änderung der natio- 
nalen Weinverordnung eingeführt worden. 


Für teilweise gegorenen Traubenmost sind die in 
Deutschland gebräuchlichen Bezeichnungen Federwei- 
ßer, Federroter, Süßer, Neuer Süßer, Bremser, Bitzler, 
Suser, Sauser, Neuer und Rauscher geregelt worden. 

Die Gründungsversammlung der Internationalen Organi- 
sation für Rebe und Wein (OIV) (Übereinkommen vom 
3. April 2001) hat am 17. März 2004 in Paris stattgeftm- 
den und die Aufhebung des Internationalen Amtes für 
Rebe und Wein (OIV) beschlossen. 

6.4 Milch 

(168) Im WJ 2004/05 wurde die erste Stufe der 2003 in 
Luxemburg beschlossenen Reform der EU-Milchmarkt- 
ordnung umgesetzt. Ab dem 1 . Juli 2004 wurden der In- 
terventionspreis für Butter um 7 Prozent von 328,20 auf 

305.23 Euro/100 kg und der Interventionspreis für Ma- 
germilchpulver um 5 Prozent von 205,52 auf 

195.24 Euro/100 kg gesenkt. Der Reformbeschluss sieht 
weiterhin vor, dass - wie bisher schon bei Magermilch- 
pulver - Interventionskäufe von Butter zum festen Preis 
künftig nur noch in der Zeit vom 1 . März bis zum 
3 1 . August eines Jahres erfolgen können. Darüber hinaus 
kann die Europäische Kommission die Interventionskäufe 
von Butter zum festen Preis aussetzen, wenn während des 
Interventionszeitraums eine bestimmte Höchstgrenze 
überschritten wird. Diese Grenze lag 2004 bei 70 000 t. 
Bei Magermilchpulver liegt diese Grenze bei 109 000 t. 
Danach erfolgt bei Butter wie auch bei Magermilchpulver 
der Ankauf im Ausschreibungsverfahren. 

Aufgrund der relativ guten Marktentwicklung wurde die 
Grenze von 70 000 t bei Butter nur zu gut 50 Prozent 
(36 000 t) ausgeschöpft. Bei Magermilchpulver wurden 
im Jahr 2004 lediglich 21 000 t in die öffentliche Lager- 
haltung übernommen. Gleichzeitig konnten die öffentli- 
chen Lagerbestände deutlich abgebaut werden. Am 
31. Dezember 2004 befanden sich etwa 145 000 1 Butter 
und etwa 45 000 t Magermilchpulver in der öffentlichen 
Lagerhaltung. 

Exporterstattungen und Beihilfesätze für Butter- und 
Milcheiweißverbilligungsmaßnahmen wurden infolge der 
am 1 . Juli 2004 vorgenommenen Senkung der Interven- 
tionspreise für Butter und Magermilchpulver gesenkt. 
Dadurch wurden im Milchkapitel des EU-Haushaltes im 
Haushaltsjahr 2004 vor Berücksichtigung der Milchab- 
gabe rd. 420 Mio. Euro eingespart. 

Als Ausgleich für die Kürzung der Interventionspreise für 
Butter und Magermilchpulver haben die Milcherzeuger 
im Kalenderjahr 2004 erstmals eine Direktzahlung 
(Milchprämie) erhalten. Maßgeblich für die Zahlung war 
die betriebliche Milchquote, die den Milcherzeugem am 
31. März 2004 zur Verfügung stand. Die Prämie betrug 
1,182 Cent je kg Milchquote. Insgesamt wurden rd. 
330 Mio. Euro an deutsche Milcherzeuger ausgezahlt. 

Der Milchquotenhandel über die Verkaufsstellen hat an 
den Verkaufsterminen 1 . April, 1 . Juli und 2. November 
2004 gegenüber dem Vorjahr erneut zugenommen, und 
zwar um rd. 100 000 von 449 000 auf 544 000 t. Die 
Quotenpreise nahmen im Bundesdurchschnitt seit dem 
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Oktobertermin 2003 von 0,40 auf 0,46 Euro/kg zu. 
(Tabelle 59). ln den neuen Bundesländern sind die Quo- 
tenpreise unverändert nur etwa halb so hoch wie in den 
alten Bundesländern. 

Einen breiten Raum in den europäischen Handelsbezie- 
hungen nahmen die immer noch nicht abgeschlossenen 
Verhandlungen um geschützte Ursprungsbezeichnungen 
im Milchsektor ein. Im Mittelpunkt stehen immer noch 
„griechischer“ Feta und „italienischer“ Parmesan, die 
Deutschland und andere Mitgliedstaaten als nicht schutz- 
fähige Gattungsbezeichnungen ansehen. Neuerdings hat 
die Schweiz Diskussionen um den Schutz von „Schwei- 
zer“ Emmentaler angestoßen. 

6.5 Rind- und Kalbfleisch 

(169) Die Europäische Kommission hat dem Agrarmi- 
nisterrat und dem Europäischen Parlament im April 2004 
einen Bericht zur Rindfleischetikettierung vorgelegt. Als 
wesentliches Ergebnis der Diskussion dieses Berichts 
werden u. a. Anpassungen bei der Kennzeichnung von 
unverpacktem Rindfleisch in Bedienungstheken erwartet. 

6.6 Eier und Geflügelfleisch 

(170) Im Jahr 2004 wurde die obligatorische Kennzeich- 
nung der Eier mit der Haltungsform und der Herkunft auf 
dem Ei eingeführt. Nach anfänglichen Startschwierigkei- 
ten hat sich die neue Eierkennzeichnung erfolgreich 
durchgesetzt und bietet damit dem Verbraucher die Mög- 
lichkeit einer bewussten Kaufentscheidung für Eier aus 
tiergerechter Haltung (0 = Ökologische Erzeugung, 
1 = Freilandhaltung, 2 = Bodenhaltung, 3 = Käfighal- 
tung). Der Trend zu Eiern aus Boden- und Freilandhal- 
tung hat sich auch im Jahr 2004 fortgesetzt. 

ln diesem Zusammenhang hat der Ausgang des von Bra- 
silien und Thailand beantragten Streitschlichtungsverfah- 
rens bei der WTO wegen der Bedingungen für die Ein- 
fuhr von Geflügelfleisch in die EU eine besondere 
Bedeutung. Mit einer Entscheidung der WTO ist im 
1 . Halbjahr 2005 zu rechnen (Tabelle 60). 

6.7 Agraralkohol 

(171) Im Betriebsjahr 2003/04 wurden in Deutschland rd. 
486 000 hl Ethylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs 
(Agraralkohol) im Sinne der VO (EG) Nr. 670/2003 er- 
zeugt. Davon wurden im Rahmen des Branntweinmonopols 
von landwirtschaftlichen Brennereien, Obstgemeinschafts- 
brennereien, Abfindungsbrennereien und Stoffbesitzem 
(Obsterzeuger) rd. 460 000 hl Agraralkohol an die Bundes- 
monopolverwaltung (BfB) für Branntwein abgeliefert; rd. 
26 000 hl Agraralkohol wurden von freien Brennereien 
außerhalb des Branntweinmonopols produziert. Rohstoff- 
und strukturbedingt ist deutscher Agraralkohol teurer als 
der aus anderen EU-Mitgliedstaaten, so dass die deutsche 
Erzeugung mit Finanzmitteln aus dem Bundeshaushalt 
gestützt werden muss (2005 90,9 Mio. Euro). 

Aufgrund der Bestands- und Absatzlage der BfB und der 
Kürzung der Stützungsmittel für die BfB im Haushalts- 


jahr 2005 um 8 Mio. Euro werden die Jahresbrennrechte 
für landwirtschaftliche Kartoffel- und Getreidebrenne- 
reien auch im Betriebsjahr 2004/05 erneut in Höhe von 
50 Prozent der regelmäßigen Brennrechte festgesetzt. 

Die EU-Kommission hat am 16. November 2004 ent- 
schieden, dass Beihilfen für die Erzeugung und Vermark- 
tung von Komdestillaten gegen den EG- Vertrag versto- 
ßen und somit unzulässig sind. Die von der Kommission 
eingeräumte Übergangsfrist endet am 30. September 
2006. Die landwirtschaftlichen Kombrennereien, die ihre 
Komdestillate nicht selbst als Spirituosen vermarkten, 
liefern jetzt ihren Rohalkohol an die BfB zur Verwertung 
als Neutralalkohol ab. 

7 Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 

7.1 Agrarreform In Deutschland 

(172) Die im Juni 2003 auf europäischer Ebene be- 
schlossene Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik, die 
im April 2004 um weitere Aspekte ergänzt und mit Blick 
auf die Beitrittsstaaten konkretisiert wurde, lässt den Mit- 
gliedstaaten bei der nationalen Umsetzung einen 
vergleichsweise großen Handlungsspielraum. Insofern 
kommt den in Deutschland getroffenen Entscheidungen 
über die Ausgestaltung einzelner Reformelemente beson- 
dere Bedeutung zu. Dies gilt insbesondere hinsichtlich 
der Entkopplung der Direktzahlungen sowie einzelner 
Elemente der Cross-Compliance-Regelung (Erhaltung 
der Flächen in einem guten landwirtschaftlichen und öko- 
logischen Zustand, Erhaltung des Dauergrünlandes). Das 
Artikelgesetz zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 
mit dem darin u. a. enthaltenen Betriebsprämiendurchfüh- 
rungsgesetz, Direktzahlungen- Verpflichtungengesetz so- 
wie InVeKoS-Daten-Gesetz wurde am 21. Juli 2004 
beschlossen. Gemeinsam mit drei Durchführungsverord- 
nungen (Betriebsprämiendurchführungsverordnung, Di- 
rektzahlungen- Verpflichtungenverordnung und InVeKoS- 
Verordnung), die im Oktober bzw. November 2004 verab- 
schiedet wurden, bildet dies den gesetzlichen Rahmen für 
die Umsetzung der Reformbeschlüsse in Deutschland. 

7.1.1 Entkopplung 

(173) Zentrales Element der Reformbeschlüsse ist die 
Entkopplung des größten Teils der bislang als Flächen- 
oder Tierprämien gewährten Direktzahlungen. Durch die 
Entkopplung wird die Gewährung der Zahlungen zukünf- 
tig nicht mehr davon abhängen, welches Produkt in wel- 
cher Menge erzeugt wird. Die Folge ist, dass Flexibilität 
und Entscheidungsfreiheit der Landwirte und Landwirtin- 
nen zunehmen. Sie werden sich zukünftig stärker als in 
der Vergangenheit bei ihren Produktionsentscheidungen 
an den jeweiligen Marktbedingungen und am Standort 
orientieren. 

Der den Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung der Ent- 
kopplung eingeräumte Spielraum wird in Deutschland 
durch die Regelungen des Betriebsprämiendurchfüh- 
rungsgesetzes ausgefüllt. Darin haben sich Bund und 
Länder auf das folgende Entkopplungsmodell verstän- 
digt: 
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Die Entkopplung der Direktzahlungen beginnt am 
1. Januar 2005. Von der Möglichkeit der Entkopplung 
wird in größtmöglichem Umfang Gebrauch gemacht (le- 
diglich bei Tabak wird bis einschließlich 2009 eine ge- 
koppelte Zahlung beibehalten). Die Entkopplung soll zu- 
nächst über ein so genanntes Kombinationsmodell 
erfolgen, indem Elemente des Standard- und des Regio- 
nalmodells miteinander kombiniert werden. In Abhängig- 
keit vom Umfang seiner beihilfefähigen Fläche zum 
Schlusstermin der Antragstellung im Jahr 2005 erhält je- 
der Betriebsinhaber Zahlungsansprüche zugewiesen. Der 
Wert dieser Zahlungsansprüche errechnet sich dabei wie 
folgt: 

- Je nach Art der beihilfefähigen Fläche geht in den 
Zahlungsanspruch ein flächenbezogener Betrag für 
Ackerland oder Dauergrünland ein. Die Direktzahlun- 
gen für Ackerkulturen, Saatgut, Kömerleguminosen 
und Hopfen sowie 75 Prozent des entkoppelten Teils 
der Stärkekartoffelprämie werden dazu kalkulatorisch 
dem Ackerland einer Region, die Schlachtprämie für 
Großrinder, die nationalen Ergänzungsbeträge für Rin- 
der und 50 Prozent der Extensivierungszuschläge für 
Rinder kalkulatorisch dem Dauergrünland einer Re- 
gion zugerechnet. 

- Der Umfang bestimmter im Bezugszeitraum (2000 bis 
2002; bei der Milchprämie die am 3 1 . März 2005 ver- 
fügbare Milchreferenzmenge) dem Betriebsinhaber 
gewährter Direktzahlungen (Sonderprämie für männ- 
liche Rinder, Schlachtprämie für Kälber, Mutter- 
kuhprämie, Mutterschaiprämie, 50 Prozent der Exten- 
sivierungszuschläge für Rinder, Milchprämie, 
25 Prozent des entkoppelten Teils der Stärkekartoffel- 
prämie, entkoppelter Teil der Trockenfutterbeihilfe, 
entkoppelter Teil der Tabakprämie [ab 2006]) wird 
gleichmäßig auf die Zahlungsansprüche des Betriebs- 
inhabers verteilt und erhöht damit den jeweiligen flä- 
chenbezogenen Betrag. 

Die einem Betriebsinhaber zugewiesenen Zahlungs- 
ansprüche kommen zur Auszahlung, wenn sie mit einem 
Hektar beihilfefähiger Fläche aktiviert werden. Dabei ist 
es unerheblich, mit welcher Art beihilfefahiger Fläche 
(Ackerland oder Dauergrünland) ein Zahlungsanspruch 
aktiviert wird. 

Zum Ausgleich historisch bedingter Ungleichgewichte 
bei der Prämienverteilung zwischen den Ländern erfolgt 
vor Zuweisung der Zahlungsansprüche eine begrenzte 
Umverteilung des Prämienvolumens zwischen den Re- 
gionen (siehe AB 2004, Tz. 247). 

Die in Anwendung des Kombinationsmodells entstehen- 
den unterschiedlich hohen Werte der Zahlungsansprüche 
je Betriebsinhaber werden beginnend mit dem Jahr 2010 
schrittweise bis zum Jahr 2013 zu regional einheitlichen 
Hektarprämienrechten verändert (reines Regionalmo- 
dell). Dabei wird die 2009 ermittelte Differenz der Werte 
der einzelnen Zahlungsansprüche zu einem regionalen 
Zielwert von Jahr zu Jahr verringert (2010: Abbau der 
Differenz um 10 Prozent, 2011: 30 Prozent, 2012: 
60 Prozent; 2013: 100 Prozent). Am Ende der Anglei- 


chungsphase 2013 sind die Werte aller Zahlungsansprü- 
che in einer Region gleich hoch. 

Bei der Zuteilung der Zahlungsansprüche kann es zu un- 
gewollten Härten kommen. Diese können entstehen, 
wenn im für die Festsetzung der Zahlungsansprüche ent- 
scheidenden Bezugszeitraum Ereignisse die Produktion 
des Betriebes negativ beeinflusst haben oder wenn zwi- 
schen dem Bezugszeitraum und dem Inkrafttreten der 
GAP-Reform (Stichtag 15. Mai 2004) eingetretene Ereig- 
nisse und ihre Auswirkungen bei der Festsetzung der 
Zahlungsansprüche nicht berücksichtigt werden. Den Be- 
triebsinhabem wird die Möglichkeit eingeräumt, über 
verschiedene Sonderregelungen zusätzliche oder im Wert 
erhöhte Zahlungsansprüche zu erhalten. Dabei wird un- 
terschieden zwischen: 

- Härtefällen (Fälle höherer Gewalt oder außergewöhn- 
licher Umstände, wie z. B. Tod oder längere Berufsun- 
fähigkeit des Betriebsinhabers, Naturkatastrophen, 
Seuchenfälle; Teilnahme an Agrarumweltprogram- 
men) und 

- Fällen in besonderer Lage (Übertragung eines ver- 
pachteten Betriebes oder Betriebsteiles, Investitionen, 
Pacht oder Kauf eines Betriebes oder Betriebsteiles, 
Umstellung der Erzeugung bei Aufgabe der Milch- 
erzeugung, besondere Lage bei Milcherzeugem). 

Darüber hinaus können auch Neueinsteiger unter be- 
stimmten Bedingungen in den Jahren 2006 und 2007 Zah- 
lungsansprüche zugewiesen bekommen. 

Um Betriebsinhabem, die von diesen Sonderregelungen 
Gebrauch machen, zusätzliche oder im Wert erhöhte Zah- 
lungsansprüche zuweisen zu können, ist u. a. eine natio- 
nale Reserve zu bilden. Um diese nationale Reserve mit 
Prämienrechten auszustatten, werden die Werte aller Zah- 
lungsansprüche vor ihrer Zuteilung um 1 Prozent gekürzt. 

7.1.2 Cross Compliance 

(174) Gemäß der Horizontalen Verordnung wird die Ge- 
währung von Direktzahlungen ab dem Jahr 2005 auch an 
die Einhaltung von Vorschriften in den Bereichen Um- 
welt, Futtermittel- und Lebensmittelsicherheit sowie Tier- 
gesundheit und Tierschutz (Cross Compliance) geknüpft. 

Die Cross-Compliance-Regelungen umfassen: 

- 19 Einzelvorschriften einschlägiger EU-Regelungen, 

- Regeln zur Erhaltung landwirtschaftlicher Flächen in 
gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zu- 
stand, 

- Regelungen zur Erhaltung von Dauergrünland. 

Durch die stufenweise Einführung von Cross Compliance 
in drei Schritten zwischen den Jahren 2005 und 2007 
wird sichergestellt, dass die staatlichen Stellen, welche 
die für die Vernetzung zwischen den verschiedenen be- 
troffenen Behörden notwendige Infrastruktur aufbauen 
müssen, nicht überfordert werden. 

Im Jahr 2005 wird mit Umweltregelungen in den Berei- 
chen Nitrat, Klärschlamm, Grundwasserschutz sowie den 
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Regelungen zu Flora-Fauna-Habitat und Vogelschutz und 
Vorschriften zur Tierkennzeichnung begonnen werden. 
Danach werden die Mindestanforderungen im Jahr 2006 
auf den Bereich Pflanzenschutz, Lebensmittelsicherheit 
sowie Tiergesundheit ausgedehnt, bevor in einem letzten 
Schritt im Jahr 2007 auch Tierschutzregelungen Bestand- 
teil von Cross Compliance werden (Tabelle 61). 

Neben diesen Regelungen, die bereits über EU-Recht ab- 
deckt sind, enthält Cross Compliance auch Regelungen 
zur Erhaltung der Flächen in einem guten landwirtschaft- 
lichen und ökologischen Zustand, d. h. zu einem Mindest- 
maß an Instandhaltung von Flächen und zum Boden- 
schutz. Da für beide Bereiche keine entsprechenden EU- 
Regelungen existieren, müssen die Mitgliedstaaten hierzu 
jeweils nationale Regelungen aufstellen. 

ln dem Direktzahlungen- Verpflichtungengesetz sowie der 
Direktzahlungen- Verpflichtungenverordnung wurden diese 
von den Landwirten einzuhaltenden Regelungen mit fol- 
genden wesentlichen Inhalten festgelegt: 

- Mindestbodenbedeckung im Winter von 40 Prozent 
der Ackerfläche (Bodenerosion), 

- Nichtbeseitigung von Terrassen (Bodenerosion), 

- Anbau von mindestens drei Kulturarten (Mindestan- 
bauumfang: 15 v. H.) oder Erstellung einer Humusbi- 
lanz (organische Substanz im Boden), 

- Verbot des Abbrennens von Stoppeln (organische Sub- 
stanz im Boden), 

- aus der Produktion genommene Ackerflächen sind zu 
begrünen und zu mulchen oder zu mähen und das 
Mähgut abzufahren (Instandhaltung von Flächen), 

- nicht genutztes Dauergrünland ist mindestens einmal 
jährlich zu mulchen oder alle zwei Jahre zu mähen 
und das Mähgut abzufahren (Instandhaltung von Flä- 
chen), 

- Landschaftselemente wie Hecken, Baumreihen, Feld- 
gehölze und Feuchtgebiete ab bestimmten Mindest- 
größen sowie Einzelbäume, die nach Bundesnatur- 
schutzgesetz geschützt sind, dürfen nicht beseitigt 
werden (Vermeidung der Zerstörung von Eebensräu- 
men). 

Außerdem fordert das EU-Recht die Mitgliedstaaten auf, 
dafür Sorge zu tragen, dass der Anteil des Dauergrünlan- 
des an der gesamten landwirtschaftlichen Fläche nicht 
wesentlich zurückgeht. Hiermit soll insbesondere einer 
möglicherweise durch die Entkopplung der Direktzahlun- 
gen bedingten massiven Umstellung von Dauergrünland 
auf Ackerland entgegengewirkt und damit die positiven 
Umwelteffekte von Dauergrünland sichergestellt werden. 
Mit dem Direktzahlungen- Verpflichtungengesetz wurde 
festgelegt, dass ab einer Verringerung des Dauergrünland- 
anteils um 5 Prozent eine Genehmigungspflicht für den 
Umbruch von Dauergrünland von den Ländern zu verord- 
nen ist und ab einem Rückgang von 8 Prozent eine Wie- 
deransaatverpflichtung für umgebrochene Dauergrün- 
landflächen angeordnef werden kann. 


Durch diese Ausgesfaltung der Anforderungen im Rah- 
men von Cross Compliance isf sichergestellf, dass die 
Fördermöglichkeiten im Bereich der Agrarumweltmaß- 
nahmen und der Ausgleichszulage nicht unangemessen 
eingeschränkt werden. 

Cross Compliance bedeutet für die Landwirte die Einfüh- 
rung eines eigenständigen Sanktionssystems für die Di- 
rektzahlungen bei Verstößen gegen die genannten gesetz- 
lichen Grundanforderungen an die Betriebsführung. Der 
Umfang der Kürzung richtet sich nach Schwere, Ausmaß, 
Dauer und Häufigkeit des Verstoßes, ln Fällen von Fahr- 
lässigkeit darf die gesamte Kürzung in einem Jahr, auch 
bei mehreren Verstößen in verschiedenen Regelungsbe- 
reichen, höchstens 5 Prozent der Direktzahlungen eines 
Jahres betragen, während bei schweren Verstößen die 
Sanktion von mindestens 20 Prozent bis zur kompletten 
Versagung der gesamten Direktzahlungen für ein oder 
mehrere Kalenderjahre reichen kann. 

Die Kontrolle von Cross Compliance wird ein Bestandteil 
des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems 
(InVeKoS) sein. Dies bedeutet, dass mit einem systemati- 
schen Kontrollansatz die Einhaltung der gesetzlichen 
Mindestanforderungen mithilfe von Vor-Ort-Kontrollen 
überprüft werden wird. Demnach werden jährlich min- 
destens 1 Prozent der Betriebe, die Direktzahlungen er- 
halten, bezüglich der für sie relevanfen Fachrechfsbestim- 
mungen vor Ort kontrolliert werden. Hierbei können die 
bereits bestehenden Fachrechtskontrollen entsprechend 
berücksichtigt werden. 

Mithilfe eines Beratungsangebots für Betriebsinhaber zu 
den Fragen von Cross Compliance (landwirtschaftliche 
Betriebsberatung) sollen die landwirtschaftlichen Be- 
triebe bei der Einhaltung der Mindestanforderungen un- 
terstützt werden. Um die betriebliche Einführung dieser 
Beratungssysteme zu erleichtern, wurden in die GAK 
„Grundsätze für die Förderung einzelbetrieblicher Ma- 
nagementsysteme“ aufgenommen. Die Förderung kann 
auch Beratungsleistungen für die Einführung eines Um- 
weltmanagementsysfems wie efwa nach der europäisehen 
Umweltmanagementverordnung (EMAS) umfassen. Ins- 
gesamt sollen die innerbetrieblichen Prozesse im Zusam- 
menhang mit Belangen der Umwelt, der Lebensmittelsi- 
cherheit sowie dem Tierschutz und der Tiergesundheit 
dokumentiert, Schwachstellen analysiert und Verbesse- 
rungsmöglichkeiten aufgezeigt werden (vgl. Tz. 134). 

7.2 Weiterentwicklung der Marktordnungen 
Zucker 

(175) Die Kommission hat in der Mitteilung vom 
14. Juli 2004 ihr Konzept zur Reform der EU-Zucker- 
marktordnung vorgestellt. Sie will insbesondere 

- die institutioneilen Preise deutlich senken, 

- die Intervention abschaffen, 

- die Zuckerquoten erheblich kürzen, 

- entkoppelte Direktzahlungen für die Rübenerzeuger 
als Ausgleich für Einkommensverluste gewähren, 
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- den grenzüberschreitenden Quotenhandel ermöglichen 
und 

- eine Umstellungsregelung für Zuckerfabriken, die ihre 
Produktion aufgeben, anbieten. 

Nach der eingehenden Beratung der Mitteilung im Agrar- 
rat wird die Kommission voraussichtlich im Mai 2005 
konkrete Legislativvorschläge vorlegen. 

Die Bundesregierung hält eine Reform der Zuckermarkt- 
ordnung für erforderlich, insbesondere, 

- um die Grundprinzipien der Luxemburger Beschlüsse 
vom Juni 2003 auch auf den Zuckersektor zu übertra- 
gen, d. h. Marktorientierung, Wettbewerbsfähigkeit 
und Nachhaltigkeit zu stärken und 

- um die internationalen Verpflichtungen der EU im 
Rahmen der WTO und der Initiative „Alles außer 
Waffen“ zugunsten der am wenigsten entwickelten 
Entwicklungsländer erfüllen zu können. 

Die Reformüberlegungen der Kommission gehen nach 
Auffassung der Bundesregierung in die richtige Richtung; 
sie müssen aber in verschiedenen Punkten noch präzisiert 
werden. Das gilt einmal im Hinblick auf die notwendigen 
Quoten- und Preiskürzungen sowie die Höhe der Aus- 
gleichszahlungen. Außerdem sind die vorgesehenen Um- 
strukturierungshilfen für die EU-Zuckerindustrie und die 
geplanten Hilfsmaßnahmen zugunsten der betroffenen 
Entwicklungsländer noch zu konkretisieren. Aus Sicht 
der Bundesregierung darf die Reform für den Gesamt- 
haushalt der EU nicht teurer werden als die derzeitige Re- 
gelung. Dabei sind sowohl die Einnahmen- wie auch die 
Ausgabenseite zu berücksichtigen. 

Obst und Gemüse 

( 176 ) Die Kommission hat im August 2004 einen Be- 
richt an den Rat und das Europäische Parlament über die 
Vereinfachung und Weiterentwicklung der gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse vorgelegt. In 
dem Bericht wird ausgeführt, was die Kommission in den 
Jahren 2002 bis 2004 getan hat, um der Aufforderung des 
Rates zur Behebung bestimmter Schwächen der Marktor- 
ganisation nachzukommen. Insbesondere weist die Kom- 
mission auf die in diesem Zeitraum vorgenommene Über- 
arbeitung aller wichtigen Durchführungsverordnungen 
hin. Mit den neuen Verordnungen wurde eine erhebliche 
Vereinfachung sowie eine größere Transparenz und 
Rechtssicherheit erreicht. Weiter hat die Kommission in 
ihrem Bericht eine Reihe von Fragen vorgelegt, die als 
Diskussionsgrundlage für eine weitere Anpassung der 
Marktorganisationen an geänderte Erzeugungs- und Ver- 
marktungsbedingungen sowie zur Klärung der Frage nach 
der zukünftigen Ausrichtung dienen sollen. Nach Ab- 
schluss der Beratungen im Rat und im Europäischen Par- 
lament ist Anfang 2005 mit ersten Änderungsvorschlägen 
der Kommission zu rechnen. 

Im Laufe der bisherigen Diskussionen im Rat hat sich ge- 
zeigt, dass eine deutliche Mehrheit der Mitgliedstaaten 
einschließlich Deutschland die Auffassung vertritt, dass 


die Reform von 1996 zu einer insgesamt positiven Ent- 
wicklung dieses Sektors beigetragen hat und deshalb 
keine erneute grundlegende Reform der Marktorganisa- 
tionen erforderlich ist. Deutlich wurde aber auch der 
Wunsch nach einer Anpassung der Marktorganisationen 
an aktuelle Marktentwicklungen sowie veränderte agrar- 
politische Rahmenbedingungen. Für notwendig wurde im 
Interesse der Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des 
Sektors von den meisten Mitgliedstaaten vor allem eine 
Stärkung der Rolle der Erzeugerorganisationen gehalten. 
Deutschland hat sich dafür ausgesprochen, dass die Än- 
derungen zu keiner Erhöhung der Ausgaben führen, d. h. 
die Finanzierung zusätzlicher Maßnahmen sollte aus- 
schließlich durch Verlagerung von Ausgaben innerhalb 
der Marktordnungen und durch bessere Nutzung des Bud- 
gets erfolgen. 

Die EU hat sich gegenüber Ecuador und den USA im 
„Understanding on Bananas“ verpflichtet, spätestens bis 
zum 1 . Januar 2006 das auf Zollkontingenten bestehende 
Einfuhrsystem für Bananen durch ein reines Zollsystem 
(Tariff-only) zu ersetzen. Der Rat hat der Kommission 
das Mandat für die auf WTO-Ebene erforderlichen Ver- 
handlungen im Juli 2004 erteilt. Die Verhandlungen mit 
den interessierten Parteien haben bereits begonnen. 
Deutschland strebt in den WTO-Verhandlungen einen 
möglichst niedrigen Zollsatz an, um dem Interesse der 
Verbraucher Rechnung zu tragen und um mögliche Kom- 
pensationen an lateinamerikanische Erzeugerländer zu 
vermeiden. 

Hopfen 

( 177 ) Durch den Beschluss des April-Rates 2004 ist der 
Hopfensektor in die Reform der Gemeinsamen Agrarpoli- 
tik einbezogen worden. Der Beschluss sieht eine vollstän- 
dige Entkopplung des Sektors vor, gibt den Mitgliedstaa- 
ten jedoch die Möglichkeit, bis zu 25 Prozent des 
historischen Prämienvolumens einzubehalten und den 
Hopfenerzeugem oder anerkannten Hopfenerzeugerge- 
meinschaften zuzuweisen. Deutschland hat von dieser 
letzten Option Gebrauch gemacht: 

Zukünftig erhalten die anerkannten Erzeugergemein- 
schaften zur Erfüllung ihrer Aufgaben 25 Prozent des 
Prämienvolumens, das im Bezugszeitraum 2000 bis 2002 
in Deutschland für die Hopfenbeihilfen ausgezahlt wurde 
(rd. 2,5 Mio. Euro/Jahr). Die Hopfenerzeugergemein- 
schaften müssen diese Mittel - wie den bisherigen Einbe- 
halt - für die Durchführung der in der Gemeinsamen 
Marktordnung Hopfen festgelegten Maßnahmen in den 
Bereichen Marktstabilisierung, Qualitätssicherung und 
Forschung verwenden. 

Die bislang gewährten flächenbezogenen Erzeugerbeihil- 
fen für mit Hopfen bepflanzte sowie vorübergehend still- 
gelegte und gerodete Hopfenflächen werden letztmalig 
für die Ernte 2004 ausbezahlt. Ab dem Jahr 2005 können 
die Erzeuger für mit Hopfen bepflanzte Flächen und vo- 
rübergehend stillgelegte Hopfenflächen die Zuweisung 
von Zahlungsansprüchen im Rahmen der Betriebsprä- 
mienregelung beantragen. 



Drucksache 15/4801 


-70- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabak 

(178) Wie bei Hopfen hat der Besehluss des Agrarrates 
im April 2004 aueh den Tabaksektor in die Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik einbezogen. 2005 wird die 
Tabakbeihilfe letztmalig naeh dem bisherigen System 
ausbezahlt. Deutschland hat sich im Rahmen der Reform- 
beschlüsse entschieden, von 2006 bis 2009 40 Prozent der 
Tabakbeihilfe zu entkoppeln. 60 Prozent werden, gekürzt 
um die Beiträge zum Tabakfonds, als gekoppelte Beihilfe 
bis 2009 ausbezahlt. Ab 2010 werden 10 Prozent der Be- 
triebsprämie zugeschlagen, die restlichen 50 Prozent wer- 
den für Maßnahmen der Entwicklung des ländlichen Rau- 
mes eingesetzt. Die Entkopplung der Tabakbeihilfe und 
die Einrichtung des Umstrukturierungsfonds erleichtern 
es den Tabakerzeugem, alternative Erwerbsmöglichkeiten 
zu erschließen. Damit trägt die Reform im Tabaksektor 
auch langjährigen gesundheitspolitischen Forderungen 
Rechnung. 

7.3 Weiterentwicklung der EU-Politik zur 
ländlichen Entwicklung 

(179) Mit dem Verordnungsentwurf über die Förderung 
der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Euro- 
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) vom 14. Juli 2004 hat die 
KOM ihre Vorstellungen zur strategischen und inhaltli- 
chen Ausgestaltung der Förderung ländlicher Räume in 
der erweiterten Union für den Förderzeitraum 2007 bis 
2013 formuliert. 

Nach dem derzeit vorliegenden Entwurf wird es einige 
wesentliche Änderungen gegenüber der jetzigen Rege- 
lung geben; 

- ln Zukunft sollen Maßnahmen der 2. Säule nur noch 
aus einer einzigen Quelle finanziert werden, dem Eu- 
ropäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (in Ziel- 1 -Gebieten gibt es bis- 
her zwei Programme bzw. Finanzierungsquellen mit 
unterschiedlichen Durchführungs- und Kontrollsyste- 
men). 

- Die Umsetzung der Politik für den ländlichen Raum 
soll ab 2007 in einen strategischen Gesamtrahmen ein- 
gebunden werden, in dem die Prioritätensetzung und 
Programmierung entsprechend dem Subsidiaritäts- 
prinzip auf drei abgestuften Handlungsebenen erfol- 
gen: 

- Strategische Leitlinien der Gemeinschaft, 

- Nationaler Strategieplan, 

- Regionale Entwicklungsprogramme. 

- Das Prinzip der Partnerschaft soll auf allen Ebenen der 
Programmplanung und -durchführung durch die Ein- 
beziehung repräsentativer Partner (einschließlich der 
Wirtschafts- und Sozialpartner sowie von Umwelt- 
und Naturschutzverbänden) vertieft werden. 


- Die Förderung der ländlichen Entwicklung erfolgt ent- 
sprechend der strategischen Prioritäten im Rahmen 
von vier Schwerpunktachsen (einschließlich einer 
LE ADER- Achse) : 

- Achse 1: Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 

der Land- und Forstwirtschaft, 

- Achse 2: Umwelt- und Landmanagement, 

- Achse 3 : Diversifizierung der ländlichen Wirf- 

schaft und der Lebensqualität im ländli- 
chen Raum, 

- Achse 4: LEADER-Ansatz. 

- Im Hinblick auf die benachteiligten Gebiete außerhalb 
der Berggebiete sieht der Verordnungsentwurf eine 
Neuabgrenzung vor. Die KOM hat angekündigt, 
hierzu Anfang 2005 konkrete Vorschläge zu unterbrei- 
ten. 

- Für die neue Förderperiode schlägt die KOM einen 
Finanzrahmen von rd. 88,75 Mrd. Euro vor. Von die- 
sen Mitteln sind mindestens 31,3 Mrd. Euro für die 
Konvergenzregionen vorgesehen (vgl. hierzu Teil D, 
Haushalf der EU, Tz. 192). Über die obligatorische 
Modulation werden jährlich rd. 1 Mrd. Euro (d. h. rd. 
7,2 Mrd. Euro für den Zeitraum 2007 bis 2013) zu- 
sätzlich für die ländliche Enfwicklung zur Verfügung 
stehen (alle Zahlen in Preisen von 2004). 

- ln einem weiteren Entwurf für eine Verordnung des 
Rates über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrar- 
politik hat die Kommission darüber hinaus Regelun- 
gen zur finanziellen Abwicklung des Garantie- und 
des Ländlichen Entwicklungsfonds vorgeschlagen. 

Der Verordnungsvorschlag über die Förderung der Ent- 
wicklung des ländlichen Raums wird von der Bundesre- 
gierung grundsätzlich begrüßt. Die Finanzierung und die 
Zusammenfassung der Verfahren der Förderung der länd- 
lichen Entwicklung in einem Fonds ermöglichen eine 
Verbesserung der Effizienz und Vereinfachung der Förde- 
rung. Begrüßt werden auch von den anderen Mitglied- 
staaten u. a. die verbesserten Möglichkeiten für die An- 
wendung integrierfer Ansätze, insbesondere durch die 
Aufnahme des LEADER-Ansatzes in die so genannte 
Mainstream-Förderung. Der Vorschlag enthält allerdings 
auch Elemente, die sowohl von Deutschland als auch von 
anderen Mitgliedstaaten kritisch hinterfragt bzw. abge- 
lehnt werden. Dies betrifft den zusätzlichen mehrstufigen 
Strategieplanungsansatz sowie die erweiterten Umset- 
zungs-, Berichts-, Evaluierungs- und Kontrollverfahren. 
Bei der Anwendung der neuen Schwerpunktachsen for- 
dern Deutschland und weitere Mitgliedstaaten eine grö- 
ßere finanzielle Flexibilität, wobei für die zweite Förder- 
achse eine höhere Gewichtung vorgesehen werden sollte. 
Bei den Fördermaßnahmen sind ebenfalls verschiedene 
Ergänzungen notwendig. Auch bezüglich der Neuabgren- 
zung der benachteiligten Gebiete besteht noch erheblicher 
Diskussionsbedarf (vgl. Tz. 145). 
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8 Internationale Ernährungs- und 

Agrarpolitik 

8.1 Welternährung 

(180) Die letzten FAO-Schätzungen haben ergeben, dass 
zwischen 2000 und 2002 weltweit 852 Millionen Men- 
schen unterernährt waren. Diese Zahl setzt sich zusam- 
men aus 9 Millionen in den Industrieländern, 28 Millio- 
nen in den Ländern mit im Übergang befindlichen 
Wirtschaftssystemen und 815 Millionen in den Entwick- 
lungsländern. In allen Entwicklungsländern zusammen- 
gesehen konnte die Zahl der unter chronischem Hunger 
Leidenden in dem vom Weltemährungsgipfel (WEG) ver- 
wendeten Referenzzeitraum zwischen 1990 bis 1992 
nicht verringert werden. Seit Mitte der 1990er-Jahre ist 
die Zahl der Hungernden sogar um 1 8 Millionen gestie- 
gen. Allerdings zeigt eine differenzierte Betrachtung, 
dass einige Entwicklungsländer den Hunger in diesem 
Zeitraum erheblich verringern konnten. In folgenden 
Ländern hat die Zahl der Hungernden nach den Zahlen 
der FAO um mindestens 25 Prozent abgenommen: An- 
gola, Benin, Brasilien, Tschad, Chile, China, Republik 
Kongo, Costa Rica, Kuba, Gabun, Ghana, Guinea, Gu- 
yana, Ecuador, Haiti, Indonesien, Jamaika, Kuwait, Leso- 
tho, Malawi, Mauretanien, Mosambik, Myanmar, Nami- 
bia, Nigeria, Pera, Syrien, Thailand, Vereinigte Arabische 
Emirate, Umguay und Vietnam. 

(181) Die Verhandlungen über die Freiwilligen Leitli- 
nien zur Umsetzung des Menschenrechts auf Emähmng 
(„Recht auf Nahrung“) sind am 23. September 2004 in 
Rom erfolgreich abgeschlossen worden; die Leitlinien 
wurden Ende November vom FAO-Rat beschlossen. Sie 
waren durch eine Zwischenstaatliche Arbeitsgmppe im 
Rahmen der FAO von über 100 Staaten seit über zwei 
Jahren z. T. äußerst kontrovers verhandelt worden. Mit 
diesem Ergebnis sind Ziel 7.4 des Aktionsprogramms des 
WEG 1996 und der entsprechende Beschluss des WEG 
2002 vollständig umgesetzt worden. Mit den Leitlinien 
existiert jetzt ein international vereinbartes Regelwerk zur 
guten Regierungsfiihrung bei der Hungerbekämpfung, 
das den politischen Willen wesentlich stärken wird und 
die nationalen Regierungen bei ihrer Arbeit unterstützen 
kann. 

Die Bundesregierung hat den Prozess mitinitiiert sowie 
- teilweise gegen harte Widerstände in und außerhalb der 
EU - wesentlich mitgestaltet. Der Verhandlungserfolg 
stärkt unsere Bemühungen für eine effiziente Hungerbe- 
kämpfung im Rahmen der VN. Auch wurde damit ein 
sichtbarer Fortschritt in einem wichtigen Handlungsfeld 
des Aktionsprogramms 2015 der Bundesregierung zur 
globalen Armutsbekämpfung erreicht. 

Mit den Leitlinien ist erstmals eines der im VN-Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte 
(WSK-Pakt) erwähnten Menschenrechte durch ein Staa- 
tengremium konkretisiert worden. Das Dokument dient 
als wichtige Berufungsgrundlage für mehr innerstaatliche 
Verantwortung und gute Regierungsführung im weltwei- 
ten Kampf gegen Hunger und Unterernährung. Emäh- 
rungspolitische, menschenrechtliche und entwicklungs- 


politische Ansätze wurden miteinander verzahnt und 
konventionelle Instrumente zur Verbesserung der Emäh- 
rungssituation gefährdeter Gruppen um wichtige men- 
schenrechtliche Instrumente ergänzt. Dies trägt dem VN- 
Beschluss zum „mainstreaming of human rights“ Rech- 
nung sowie den Forderungen des Entwicklungspoliti- 
schen Aktionsplans für Menschenrechte des BMZ vom 
Juli 2004, der im Rahmen der gezielten Förderungen der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte die Um- 
setzung des Rechts auf Nahrung in den Mittelpunkt stellt. 

Im Jahre 2004 wurden weitere Vereinbarungen auf inter- 
nationaler Ebene verabschiedet. Ende Juni auf dem G-8- 
Gipfel in Sea Island ein Hungerbekämpfungsplan für 
Afrika, des weiteren am 20. September 2004 eine Erklä- 
rung „Aktion gegen Hunger und Armut“. Letzterer liegt 
die vom brasilianischen Präsidenten und seinen französi- 
schen, spanischen und chilenischen Kollegen initiierte 
Diskussion neuer internationaler Finanzierungsinstru- 
mente für die Armufs- und Hungerbekämpfung zugrunde. 

(182) Wie bereits im Jahr 2003 wurde die Projektzusam- 
menarbeit mit der FAO zur Emährungssicherung auch im 
Jahr 2004 fortgesetzt. Die im Bundeshaushaltsplan 2003 
dafür veranschlagten Haushaltsmittel in Höhe von 
10 Mio. Euro standen auch im Jahr 2004 in der gleichen 
Höhe zur Verfügung. Sie dienen der Finanzierung von 
Projekfen zur Emährungssicherung sowie zur Unterstüf- 
zung der Umsetzung des Rechts auf Nahrang. 

Bei den insgesamt neun Projekten im Jahr 2004 handelt 
es sich um 

- fünf weitere Projekte zur Emährungssicherung in 
Afghanistan, 

- zwei Projekte zur Emährungssicherung in Sierra 
Leone, 

- ein Projekt zur Emährungssicherung in Zentralafrika 
und 

- ein Nothilfeprojekt zur Bekämpfung der Heuschre- 
ckenplage in Nordafrika. 

(183) Nahrangsmittelhilfe darf nicht als Instrument der 
Überschussbeseitigung missbraucht werden. Vielmehr 
muss die internationale Nahrungsmittelhilfe sinnvoll in 
langfristige Emährangssicherangsstrategien integriert 
werden. Insbesondere ist die Störung lokaler Märkte zu 
vermeiden und eine klar definierte Ausstiegsstrategie vor- 
zusehen. 

Die Nahrangsmittelhilfe-Konvention (Food Aid Conven- 
tion) aus dem Jahre 1999 läuft Mitte des Jahres 2005 aus. 
Bei den ersten Sitzungen der Arbeitsgruppe zur Neuver- 
handlung der Konvention zeigte sich, in welch engem Zu- 
sammenhang die internationale Nahrangsmittelhilfe mit 
den laufenden WTO-Agrarverhandlungen steht. So wird 
in den WTO-Agrarverhandlungen versucht, die interna- 
tionale Nahrangsmittelhilfe vergleichbaren Disziplinen zu 
unterwerfen wie andere Instrumente der Exportsubventio- 
nierung (Exportsubventionen, Exportgarantien, Staats- 
handelsuntemehmen). Vor diesem Hintergrund dürfte es 
schwierig werden, eine neue Nahrangsmittelhilfe-Kon- 
vention auszuhandeln, bevor die WTO-Agrarverhandlun- 
gen abgeschlossen sind. 
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Im Jahr 2003 setzte die Bundesrepublik Deutschland ins- 
gesamt rd. 59 Mio. Euro für Nahrungsmittelhilfe ein. 
Dieser Betrag umfasst sowohl bilaterale Hilfe als auch die 
deutschen Beiträge zum Weltemährungsprogramm, ln ge- 
ringerem Umfang wurde Nahmngsmittelhilfe aus dem 
Titel „Humanitäre Hilfe“ des Auswärtigen Amtes geleis- 
tet. Die EU hat im Jahr 2003 im Rahmen der Budgetlinie 
Lebensmittelhilfe und -Sicherheit 440,6 Mio. Euro für 
32 Schwerpunktländer bereitgestellt. 

8.2 Internationale Handelspolitik - WTO, 
Mercosur, Mittelmeerabkommen 

Internationale Handelspolitik 

WTO 

(184) Auf der Basis der Doha-Erklämng (2001) verhan- 
deln die 147 Mitgliedstaaten der WTO zurzeit über eine 
weitere Liberalisierang des Handels. Die Interessen der 
Entwicklungsländer sollen dabei in dieser Verhandlungs- 
mnde besonders berücksichtigt werden. 

Am 3 1 . Juli 2004 gelang es, einen Konsens über einen 
Rahmen für die weiteren Verhandlungen zu erzielen. Ei- 
nen Schwerpunkt der Rahmenvereinbamng bildet der 
Agrarsektor, für den folgende Richtungsentscheidungen 
getroffen wurden: 

- Alle Formen handelsverzerrender Agrarexportforde- 
rang (Exporterstattungen, Exportkredite, Nahrungs- 
mittelhilfe und Maßnahmen von Staatshandelsunter- 
nehmen) sollen parallel bis zu einem glaubwürdigen 
Enddatum abgeschafft werden. Dies bedeutet, dass es 
keine Möglichkeit mehr geben soll, Überschüsse sub- 
ventioniert auf dem Weltmarkt abzusetzen. 

- Im Bereich der so genannten internen Stützung des 
Agrarsektors sollen handelsverzerrende Zahlungen 
substanziell reduziert und bereits im ersten Jahr der 
Geltung des neuen Agrarabkommens um 20 Prozent 
gekürzt werden. Zusätzlich wird die erlaubte Höhe so 
genannter blue-box-Zahlungen (u. a. Ausgleichszah- 
lungen im Rahmen produktionsbeschränkender Pro- 
gramme) auf 5 Prozent des Durchschnitts der agrari- 
schen Gesamtproduktion begrenzt werden. Nach 
Abschluss der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 
wird diese Zielvorgabe seitens der EU einzuhalten 
sein. Die Möglichkeit so genannter Green-box-Zah- 
lungen, d. h. nur geringfügig oder nicht handelsverzer- 
rende Zahlungen, zu denen die entkoppelten Zahlun- 
gen der GAP-Reform zählen, soll erhalten bleiben. 
Nicht handelsbezogene Fragen müssen dabei ange- 
messen berücksichtigt werden. 

- Der Marktzugang für Agrarprodukte soll verbessert 
werden, indem die Zölle mittels einer kombinierten 
„Bänderformel“ substanziell reduziert werden. Um 
eine Harmonisierung zu erreichen, solle die Zollredu- 
zierung umso stärker ausfallen je höher der Zoll ist. Es 
wird Ausnahmen für eine begrenzte Anzahl „sensibler 
Produkte“, wie z. B. Zucker oder Rindfleisch, geben. 
Gleichwohl wird der Schutz sensibler Produkte da- 


durch relativiert, dass auch dort Zollreduzierungen 
oder Ausweitungen von Importkontingenten vorgese- 
hen sind. Entwicklungsländer können zusätzlich für 
ihre Ernährungssicherung und ländliche Entwicklung 
besonders wichtige Produkte („spezielle Produkte“) 
bestimmen, bei denen sie den Marktzugang beschrän- 
ken. 

Damit werden sowohl ein zunehmender Wettbewerb auf 
den EU- Agrarmärkten wie auch eine Ausweitung von Ex- 
portchancen für europäische Agrargüter absehbar. Die 
entscheidenden Details der neuen Agrarvereinbarung 
werden im weiteren Verhandlungsverlauf zu klären sein. 

Auch im Jahr 2004 bestätigte sich die zunehmende Be- 
deutung des WTO-Streitschlichtungsverfahrens, insbe- 
sondere für den landwirtschaftlichen Bereich, ln dem von 
Brasilien und Australien initiierten Streitschlichtungsver- 
fahren gegen die EU-Zuckermarktordnung kam das Panel 
zu dem Schluss, dass sowohl der Reexport von 1,6 Mio. t 
Zucker aus AKP-Staaten und Indien als auch der expor- 
tierte C-Zucker auf die in der WTO gebundenen Export- 
mengen angerechnet werden muss. Die EU hat gegen die- 
sen Beschluss Berufung eingelegt. Daneben sind 
Verfahren gegen die EU wegen der bisher bestehenden 
Nichtzulassungspraxis bei gentechnisch veränderten Pro- 
dukten gegen das bestehende Schutzsystem der geogra- 
phischen Bezeichnungen und wegen der Verzollung von 
gefrorenem und gesalzenem Hühnerfleisch anhängig. 

Mercosur, Zentral- und Südamerika 

(185) ln den laufenden Verhandlungen EU-Mercosur 
zum Abschluss eines Assoziationsabkommens spielten 
Agrarfragen eine wesentliche Rolle. Zuletzt waren im 
September 2004 Angebote ausgetauscht worden. Der Zu- 
gang zum EU-Markt wird für die südamerikanischen 
Agrarprodukte bei sensiblen Produkten, wie z. B. Fleisch 
und Bioethanol, im Rahmen von Zollkontingenten ange- 
boten. Diese sind aus Sicht des Mercosur nicht ausrei- 
chend. Nach Auffassung der EU ist das Angebot des Mer- 
cosur in den Bereichen Marktzugang für Industriegüter, 
Dienstleistungen, Investitionen und öffentliches Auf- 
tragswesen nicht zufriedenstellend. Mercosur ist außer- 
dem nicht bereit, den freien Warenverkehr von EU- 
Gütem innerhalb des Mercosur sicherzustellen. Geogra- 
phische Herkunftsangaben sowie sanitäre und phyto- 
sanitäre Maßnahmen sind Aspekte, in denen die EU 
Bewegung des Mercosur für erforderlich hält. Die Ver- 
handlungen werden im Jahr 2005 fortgesetzt werden. 

ln den Abkommen der EU mit den zentralamerikanischen 
(ZA) und den Andenstaaten zu politischem Dialog und 
Kooperation spielen Agrarfragen nur im Bereich Koope- 
ration eine Rolle. Das Thema Marktzugang ist ausgenom- 
men. Auf dem letzten EU-Lateinamerikagipfel im Mai 
2004 in Guadelajara, Mexiko, einigten sich die EU und 
ZA sowie die Andenstaaten, Verhandlungen über ein 
Freihandels- bzw. Assoziationsabkommen nach einer 
Überprüfung der Fortschritte bei der regionalen Integra- 
tion innerhalb der regionalen Zusammenschlüsse aufzu- 
nehmen. ln diesen Verhandlungen werden auch Agrarfra- 
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gen als Teil des bilateralen Handels ein wichtiges Thema 
sein. 

Das Assoziationsabkommen zwischen der EU und Chile 
hat die Bundesrepublik Deutschland im Dezember 2004 
ratifiziert. Bedeutende Erleichterungen für den Agrarhan- 
del stellen die Abkommen über Wein und Spirituosen so- 
wie über sanitäre und phytosanitäre Maßnahmen dar. 

Mittelmeer-Abkommen 

(186) Die zehn neuen Mitgliedstaaten der EU treten den 
Europa-Mittelmeer-Abkommen der EU bei. Anlässlich 
dieses Beitritts werden die Ein- und Ausfuhrregeln der 
Agrarprotokolle der Abkommen mit Ägypten, Israel, Ma- 
rokko und Tunesien angepasst. Dabei werden die traditio- 
nellen Handelsströme zwischen der EU und den neuen 
Mitgliedstaaten berücksichtigt. 

Das 2001 Unterzeichnete Europa-Mittelmeer-Abkommen 
der EU mit Ägypten (EGY) ist zum 1 . Juni 2004 in Kraft 
getreten. Bei den bereits vorläufig seit dem 1. Januar 
2004 geltenden Handelsregelungen sind für Deutschland 
im Agrarbereich vor allem Schnittblumen und Frühkar- 
toffeln aus EGY sensible Produkte. Im Gegenzug räumt 
EGY der EU eine Reihe von Zollkonzessionen ein, u. a. 
die EU-Ausfuhr von reinrassigen Zuchtrindem, Nutz- 
und Schlachttieren, Fleisch, Getreide, Futtermitteln und 
Milchprodukten. 

Das revidierte Agrarprotokoll des Europa-Mittelmeer- 
Abkommens der EU mit Marokko (MAR) ist zum 
1 . Januar 2004 in Kraft getreten. Vereinbart wurde ein er- 
leichterter Marktzugang für nun 96 Prozent der marokka- 
nischen Agrarexporte in die EU und knapp zwei Drittel 
der EU-Exporte nach MAR. MAR hat erhebliche Zuge- 
ständnisse bei seinen Obst- und Gemüseexporten (insbe- 
sondere Tomaten) in die EU erzielt. Im Gegenzug kann 
die EU insbesondere Weizen günstiger exportieren. Deut- 
sche Interessen sind insbesondere durch die Ausweitung 
des zollbegünstigten Lieferzeitraums bei Spargeln und 
Kartoffeln berührt. 

8.3 EU-Erweiterung, Neue Nachbarn und 
Partnerschaftsprogramme 

EU-Erweiterung 

(187) Am 1 . Mai 2004 vergrößerte sich die EU um Po- 
len, Ungarn, Tschechien, Slowakei, Slowenien, Estland, 
Lettland, Litauen, Malta und Zypern. Damit fand die um- 
fangreichste Erweiterungsrunde in der Geschichte der EU 
ihren Abschluss. Neben der herausragenden historischen 
Bedeutung bringt diese Erweiterung viele wirtschaftliche 
Chancen auch im landwirtschaftlichen Bereich mit sich. 
Die komplexen Anpassungsprozesse in den Beitrittslän- 
dem sind aber noch nicht abgeschlossen. Es bestehen De- 
fizite, z. B. beim Aufbau von Verwaltungseinrichtungen 
zur Durchsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstandes. 
Dem agrarstrukturpolitischen Instrumentarium stehen die 
Landwirte in den Beitrittsländem skeptisch gegenüber, 
weil sie Probleme mit der Finanzierung der erforderlichen 
Eigenmittel haben. 


Die Erweiterungsverhandlungen mit Bulgarien und Ru- 
mänien konnten am 14. Dezember 2004 erfolgreich abge- 
schlossen werden. Der Europäische Rat hat am 
17. Dezember den Abschluss begrüßt und geht davon aus, 
dass die Beitrittsverträge im April 2005 mit beiden Län- 
dern unterzeichnet werden. Beitrittsdatum soll der 
1 . Januar 2007 sein. Voraussetzung ist, dass bis dahin die 
eingegangenen Verpflichtungen voll erfüllt werden. Die 
Kommission wird dies durch ein ständiges Monitoring 
überwachen und dem Rat bei Bedarf die Anwendung der 
vorgesehenen Schutzklauseln empfehlen, falls es in sen- 
siblen Bereichen zu Umsetzungsproblemen kommt. Die 
Verhandlungen zum Agrarkapitel konnten zügig bereits 
im Juni 2004 abgeschlossen werden. Da die Verhandlun- 
gen auf der Grundlage historischer Daten kongruent zu 
den Verhandlungen der ersten Osterweiterung erfolgten, 
muss auch bei diesem Beitritt nicht mit größeren Auswir- 
kungen auf die landwirtschaftlichen Märkte gerechnet 
werden. 

Zu Kroatien hat der Europäische Rat im Dezember 2004 
die Kommission aufgefordert, einen Verhandlungsrah- 
men vorzulegen, so dass die Verhandlungen im April 
2005 aufgenommen werden können, wenn bis dahin be- 
stätigt wird, dass Kroatien uneingeschränkt mit dem 
Internationalen Strafgerichtshof zusammenarbeitet. Erst- 
mals Ende 2005 und dann fortlaufend werden von der 
Kommission Fortschrittsberichte über den Stand der An- 
näherung und Umsetzung des Gemeinsamen Besitzstan- 
des vorgelegt. 

Bereits im Oktober 2004 hat die Kommission empfohlen, 
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei aufzunehmen. 
Diese Empfehlung hat zu einer intensiven und kontrover- 
sen politischen Diskussion in Deutschland und anderen 
EU-Mitgliedstaaten geführt. In ihrer Empfehlung hatte 
die KOM vorgeschlagen, den Verhandlungsfortschritt 
strikt an den erreichten Reformfortschritt zu koppeln und 
ein Aussetzen der Verhandlungen für den Fall, dass die 
politischen Kopenhagener Kriterien nicht mehr erfüllt 
werden, vorzusehen. Der Europäische Rat ist der Emp- 
fehlung der KOM gefolgt und hat entschieden, die Ver- 
handlungen mit der Türkei am 3. Oktober 2005 aufzuneh- 
men. Voraussetzung dafür ist, dass die Türkei bis dahin 
faktisch die Republik Zypern anerkennt. Der Rat geht von 
einem langen Verhandlungszeitraum aus. Angesichts der 
Bedeutung und des Umfangs des landwirtschaftlichen 
Sektors in der Türkei sind in diesem Bereich besonders 
schwierige Verhandlungen zu erwarten. 

Europäische Nachbarschaftspolitik 

( 1 88 ) Ergebnis der Erweiterung ist auch die Europäische 
Nachbarschaftspolitik (ENP) mit den Ländern Osteuropas 
und des Mittelmeerraumes. Die auf dem Europäischen 
Rat im Juni 2004 verabschiedeten Schlussfolgerungen 
haben u. a. das Ziel, die Nachbarn der erweiterten Union 
stärker in den europäischen Binnenmarkt zu integrieren. 
Aktionspläne, die Ende 2004 mit sieben von 1 6 ENP- 
Partnerländem verabschiedet wurden, beinhalten länder- 
bezogene Prioritäten, zu denen die Angleichung an euro- 
päische Verbraucherstandards ebenso gehören wie die 
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Entwicklung der ländlichen Räume, schließen das Ziel ei- 
ner EU-Mitgliedsehaft aber aus. 

Ein neues Europäisches Nachbarschaftsinstrument 
(ENPl) soll, beginnend ab 2007, die finanzielle Unterstüt- 
zung der ENP-Länder sicherstellen. Die herausgehobene 
Rolle Russlands in diesem Nachbarsehaftskonzept wird 
mit der Strategischen Partnerschaft EU-Russland unter- 
strichen. Mit der Einrichtung „Vier Gemeinsamer 
Räume“ - Wirtschaft, Innere Sicherheit, Äußere Sicher- 
heit sowie Forschung, Bildung und Kultur - wurden sub- 
stanzielle Ziele festgelegt, die u. a. den Abschluss eines 
Veterinär- und Fischereiabkommens sowie die Sicherstel- 
lung des Verbraucherschutzes im Handel beinhalten. 

Partnerschaftsprogramme 

( 189 ) Wesentliche Instrumente der internationalen Zu- 
sammenarbeit des BMVEL waren im Berichtszeitraum 
erneut Twinning-Projekte im Rahmen von EU-Program- 
men und BMVEL-finanzierte Kooperationsprojekte mit 
Osteuropa. Die Twinning-Projekte zeigen den Partner- 
staaten anhand unserer Erfahrungen und am Beispiel der 
deutschen Staatspraxis Wege zur Übernahme und An- 
wendung des „acquis communautaire“ (des in der EU er- 
reichten „gemeinschaftlichen Besitzstandes“ an Rechten 
und Pflichten, der für die Mitgliedstaaten verbindlich ist). 
Im Berichtszeitraum wurden 27 deutsche Partner- 
schaftsprojekte in 13 Staaten durchgefuhrt. 

Der Beitritts vertrag stellt verbleibende Probleme bei der 
Implementierung des acquis bei Veterinärdiensten und 
Lebensmittelsicherheit, Verwaltungs- und Kontrollstruk- 
turen der Förderung sowie der ländlichen Entwicklung 


fest. BMVEL konzentriert sich deshalb auf diese Berei- 
che. Unter der Federführung des BMVEL hat Deutsch- 
land in großen (Polen, Rumänien) und kleineren Beitritts- 
ländem (Estland, Litauen, Slowakei, Bulgarien) neue 
Projekte begonnen, ferner in der Türkei und Kroatien (2). 
Ein Projekt mit den Neuen Nachbarn (UKR) wurde er- 
folgreich abgeschlossen. BMVEL vertieft die Beziehun- 
gen zu anderen Mitgliedstaaten, indem Projektkonsortien 
mit alten (F, NL, DK) und neuen Mitgliedstaaten (PL, 
SLK) gebildet werden. 

( 190 ) Die Agrarwirtschaft hat in Russland und der 
Ukraine für die wirtschaftliche Entwicklung ein besonde- 
res Gewicht. Die Anpassung des rechtlichen Rahmens 
und seiner Anwendung an ein marktgesteuertes Umfeld 
ist noch nicht abgeschlossen. Auf politischer Ebene wird 
von Russland und Ukraine deshalb stets das Interesse be- 
tont, den Fachdialog über konkrete Projekte zu intensivie- 
ren. BMVEL-Kooperationsprojekte greifen diese Wün- 
sche auch durch Förderung des Dialogs mit Ministerien 
und unter Parlamentariern zu agrar- und verbraucher- 
schutzrechtlichen Fragen auf Die auf Nachhaltigkeit an- 
gelegten Projekte betreffen Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit, das Bodenrecht, Betriebsberatung 
und die Entwicklung ländlicher Räume, ferner universi- 
täre Curricula und nachhaltigen Landbau. Beide Seiten 
erwarten zudem aus den Projekten Impulse zum Ausbau 
der bilateralen wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Ein 
Projekt, das der nachhaltigen Nutzung der Waldressour- 
cen dient, wird vorbereitet. Das BMVEL hat für Koopera- 
tionsprojekte mit Osteuropa im Jahr 2004 insgesamt rd. 
2,6 Mio. Euro eingesetzt. 
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Teil D 

Finanzierung 

1 Haushalt des BMVEL 

(191) In den Haushalt 2005 des BMVEL (Einzelplan 1 0) 
sind 5,107 Mrd. Euro eingestellt worden (Vorjahr 
5,212 Mrd. Euro). Die Ausgabenverringerung war zur 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte erforderlich. 
Der Einzelplan 10 ist weiterhin darauf ausgerichtet, die 
Verbraucherpolitik zu stärken, die Neuausrichtung der 
Agrarpolitik zu unterstützen imd neue Einkommens- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten im ländlichen Raum zu för- 
dern. Nach wie vor entfallen mehr als 70 Prozent der 
Ausgaben auf die soziale Sicherung (Übersicht 28, 
Schaubild 11). 

Der Mittelansatz für nachwachsende Rohstoffe ist in 
2005 deutlich auf 53,3 Mio. Euro angehoben worden. Die 
Mittel sind vor allem vorgesehen, um die Entwicklung 
neuer Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen voranzu- 
bringen und diese am Markt einzuführen. Ein besonderer 
Akzent soll auf die Markteinführung biogener Treibstoffe 
gelegt werden, auch um landwirtschaftlichen Betrieben 
Alternativen zum Einsatz von mineralischem Diesel zu 
erschließen (vgl. Tz. 97). 

Das Bundesprogramm „Ökologischer Landbau“ wird in 
2005 mit dem gleichen Volumen wie im Vorjahr fortge- 
setzt. Damit wird der Ökolandbau z. B. durch Förderung 
von Information und Aufklärung, Forschung und Techno- 
logietransfer, Ausbildung und Beratung gezielt unter- 
stützt, um ein gleichmäßiges Wachstum von Angebot 
und Nachfrage nach ökologisch erzeugten Produkten si- 
cherzustellen. 

Für Modell- und Demonstrationsvorhaben sind insgesamt 
18,5 Mio. Euro eingeplant. Die Mittel sind insbesondere 
vorgesehen, um das Vorhaben „REGIONEN AKTIV - 
Land gestaltet Zukunft“ abschließen zu können und neue 
Vorhaben zum Erhalt der biologischen Vielfalt und gegen 
Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen unterstützen 
zu können. 

Auch aufgrund ihres hohen Anteils an den Ausgaben des 
Einzelplans 10 muss die Agrarsozialpolitik einen Beitrag 
zu den notwendigen Einsparungen leisten. Daher wird der 
Bundeszuschuss an die Krankenversicherung der Land- 
wirte und an die landwirtschaftliche Unfallversicherung 
maßvoll verringert. Mit rd. 3,68 Mrd. Euro entfallen 
gleichwohl insgesamt 72 Prozent der Ausgaben auf die 
landwirtschaftliche Sozialpolitik (vgl. Tz. 151). 

Für die Förderung ländlicher Räume im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ (GAK) sind im Jahr 2005 
685 Mio. Euro vorgesehen. Durch das Angebot integrier- 
ter sektorübergreifender Förderansätze, die bereits Er- 
kenntnisse aus dem Modellvorhaben „REGIONEN AK- 


TIV“ berücksichtigen, soll die GAK ein Eckpfeiler der 
Politik zur ländlichen Entwicklung bleiben. 

Übersicht 28 

Haushalt des BMVEL 

Mio. Euro 


Maßnahme 

2004 

Soll 

Ent- 

wurf 

2005 

Soll 

Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

3 778,3 

3 677,0 

Verbraucherpolitik 
(einschl. BfR, BVL und vzbv) 

103,7 

109,5 

Forschung 

(ohne Forschungsanstalten) 

33,0 

34,1 

Fischerei 

24,1 

23,8 

Zuwendungsempfänger 

15,9 

15,8 

Nachwachsende Rohstoffe 

30,5 

53,3 

Modell- und Demonstrations- 
vorhaben 

17,5 

18,5 

Innovationsoffensive 

- 

5,0 

Bundesprogramm Ökolandbau 

20,0 

20,0 

Internationale Organisationen 

28,3 

32,1 

Bilaterale Zusammenarbeit mit 
der FAO 

10,0 

14,0 

Globale Minderausgabe 

-30,0 

- 15,0 

Sonstige Maßnahmen 

23,7 

25,1 

Allgemeine Bewilligungen 
insgesamt 

4 029,9 

3 981,3 

Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung Agrarstruktur und 
Küstenschutz“ 

764,0 

720,0 

- Globale Minderausgabe 

-35,0 

-35,0 

Marktordnungskosten 

124,9 

122,6 

Ministerium, Bundesämter 
(ohne BVL) 

und Bundesforschungsanstalten 

305,0 

289,5 

Einzelplan 10 

5 211,6 

5 106,9 


Differenzen durch Rundungen. 
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2 Haushalt der EU 

Finanzielle Voransschan 2007 bis 2013 


(192) Mitte Juli 2004 hat die EU-Kommission ihren 
Vorschlag zur finanziellen Vorausschau bzw. zum Finanz- 
rahmen 2007 bis 2013 vorgelegt. Die Mitteilung der EU- 
Kommission vom 14. Juli 2004 beinhaltet die künftige 
Struktur des Finanzrahmens und der Finanzausstattung 
(Obergrenzen) der großen Politikbereiehe in der erweiter- 
ten EU: 

- Gesamtfinanzrahmen von durchschnittlich 
1,26 Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE) 
bei Verpflichtungen und 1,14 Prozent bei Zahlungen; 

- Gliederung in fünf Rubriken, wobei Agrarmarktausga- 
ben, landwirtsehaftliche Direktzahlungen, die gesamte 
ländliche Entwieklung sowie die Fischerei- und Um- 
weltausgaben einer Rubrik (Obergrenze) zugeordnet 
werden: 


Rubrik la = Wettbewerbsfähigkeit für Wachstum 
und Beschäftigung, 

Rubrik Ib = Kohäsion für Wachstum und Beschäfti- 
gung, 

Rubrik 2 = Bewahrung und Bewirtsehaftung natür- 

licher Ressoureen, 


Rubrik 3 = Unionsbürgersehaft, Freiheit, Sieherheit 
und Recht, 


Rubrik 4 = Die EU als globaler Partner, 
Rubrik 5 = Verwaltung. 


Im 2. Halbjahr 2004 wurden unter NL-Präsidentschaft die 
Vorschläge der EU-Kommission erstmals in Ratsarbeits- 
gruppen und im Rat diskutiert. Die NL-Präsidentschaft 
hat auf der Tagung des Europäischen Rates (ER) im De- 
zember 2004 als Ergebnis der Beratungen einen Sach- 
standsbericht vorgelegt, der das Meinungsspektrum aller 
Mitgliedstaaten zur Finanziellen Vorausschau 2007 bis 
2013 in einem „Baustein“-Ansatz zu den einzelnen Ru- 
briken bündelt, ln dieser Weise vorstrukturiert sollen die 
Beratungen zur Finanziellen Vorausschau unter luxem- 
burgiseher Präsidentschaft weitergeführt werden. Ange- 
strebt wird eine politisehe Einigung über die Finanzielle 
Voraussehau auf der Tagung des Europäischen Rates im 
Juni 2005, damit Ende 2005 sowohl der Finanzrahmen als 
auch die einzelnen Rechtsvorschriften endgültig ange- 
nommen werden können. 


Deutschland verfolgt zusammen mit fünf weiteren Mit- 
gliedstaaten (Frankreich, Niederlande, Österreieh, 
Sehweden, Vereinigtes Königreich) das Ziel, die Ausga- 
ben für den EU-Haushalt auf maximal 1,0 Prozent des 
BNE der Mitgliedstaaten zu begrenzen. Dies entsprieht 
einer Ausgabenobergrenze von 815 Mrd. Euro in Ver- 
pfiichtungsermächtigungen. Demgegenüber sieht der 


Vorschlag der EU-Kommission für den Zeitraum 2007 bis 
2013 ein Gesamtvolumen von 1 025 Mrd. Euro vor. Für 
die marktbezogenen Ausgaben und Direktzahlungen gilt 
weiterhin die im Besehluss des ER in Brüssel im Oktober 
2002 für die Jahre 2007 bis 2013 vereinbarfe Obergrenze. 


Mittelfristiger Finanzrahmen 

(193) Die EU-Ausgaben dürfen die in der Finanziellen 
Vorausschau für die jeweiligen Politiken festgesetzten 
jährlichen Obergrenzen nicht überschreiten. Der ER hat 
1999 in Berlin die Obergrenzen für die EU-15 bis zum 
Jahr 2006 festgelegt und 2002 in Kopenhagen diese Ober- 
grenzen für die Jahre 2004 bis 2006 an die um zehn neue 
Staaten erweiterte EU angepasst. 

Im Oktober 2002 haben sieh die Regierungschefs in 
Brüssel auf die Obergrenzen für die Agrarmarktausga- 
ben und landwirtschaftliehen Direktzahlungen in der er- 
weiterten EU für den Zeitraum 2007 bis 2013 geeinigt. 
Ab 2007 wird diese Obergrenze nominal nur noch um 
1 Prozent pro Jahr auf 48,8 Mrd. Euro im Jahr 2013 stei- 
gen und wird damit voraussiehtlieh real sinken. Um die 
Einhaltung der jährlichen Obergrenzen zu gewährleis- 
ten, hat der Agrarrat im Rahmen der Luxemburger Be- 
schlüsse zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik im 
Juni 2003 einen Artikel zur Haushaltsdisziplin beschlos- 
sen. Dieser sieht vor, dass ab dem Haushaltsplan 2007 
eine Kürzung der landwirtschaftlichen Direktzahlungen 
vorgenommen wird, wenn die Prognosen erkennen las- 
sen, dass die Marge zur Obergrenze des betreffenden 
Jahres unter 300 Mio. Euro liegt. 


EU-Haushalte 2004 und 2005 

(194) Im Haushaltsplan 2004 wurden insgesamt 
99,8 Mrd. Euro für Zahlungen eingesetzt. Rund die Hälfte 
der Zahlungen (48,1 Mrd. Euro) wurde von den Agrar- 
und Fischereiausgaben in der EU-25 beanspruch!. 

Mit 106,3 Mrd. Euro liegt der EU-Haushalt 2005, der 
zum ersten Mal die Ausgaben für die neuen Mitgliedstaa- 
ten ganzjährig berüeksiehtigt, um 6,5 Prozent über dem 
Haushaltsansatz von 2004. Dies entspricht 1 ,00 Prozent 
des EU-Bruttonationaleinkommens (2004 0,98 Prozent). 
Der Höchstbetrag der Mitgliedstaaten zum EU-Haushalt 
(„Eigenmittelobergrenze“) ist auf 1 ,24 Prozent des Brut- 
tonationaleinkommens festgelegt. Die Agrar- und Fische- 
reiausgaben in der EU beanspruchen mit 52,7 Mrd. Euro 
etwa die Hälfte dieser Mittel (Schaubild 11, Tabelle 62). 

Im Rahmen der verbraucherpolitisehen Strategie werden 
im EU-Haushalt 2005 Zahlungsermächtigungen (ZE) von 
20,0 Mio. Euro vorgesehlagen. Als weitere Maßnahme 
zugunsten des Verbrauchersehutzes werden für die Euro- 
päisehe Behörde für Lebensmittelsicherheit 35,9 Mio. 
Euro an ZE bereitgestellt. 
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Schaubild 11 


Einnahmen und Ausgaben der EU nach Bereichen 

2005 


0,9 % 9,8 o/o 



Einnahmen 

I Zölle 
I Agrarzölle 
I Zuckerabgaben 
H MwSt-Eigenmittel 
■ BSP-Eigenmittel 
I Sonstige Einnahmen 


5,2 % 



Ausgaben 


I Agrarbereich insgesamt 

(EAGFL, FIAF, sonstige Agrar- und Fischereiausgaben) 

I Strukturmaßnahmen ohne EAGFL-Abteilung Ausrichtung 
und ohne FIAF 

I Forschung und technologische Entwicklung 
H Maßnahmen in Drittländern 

(einschließlich Vorbeitrittshilfen, Außen- und Sicherheitspolitik) 
I Verwaltungsausgaben (alle Organe) 

I Sonstiges (u. a. transeuropäische Netze, Energie, Bildung, 
Reserven) und Ausgleichszahlungen für die Beitrittsländer 


Agrar- und Fischereiausgaben 
in der EU 

( 195 ) Die Agrar- und Fischereiausgaben in der EU um- 
fassen die Ausgaben für Agrarmarktordnungen ein- 
schließlich der Direktzahlungen an die Landwirtschaft, 
die Maßnahmen zur Förderung der ländlichen Entwick- 
lung, das Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fi- 
scherei (FIAF), die Veterinärausgaben und die sonstigen 
Agrar- und Fischereiausgaben (Tabelle 62). Die EU- 
Kommission hat mit Vorlage des Haushaltsentwurfs 2004 
die einzelnen Haushaltslinien neu bezeichnet und zum 
Teil neu gruppiert. Daher sind die Angaben zu einzelnen 
Marktordnungsbereichen in den Tabellen des vorliegen- 
den agrarpolitischen Berichts 2005 nur eingeschränkt mit 
den Werten der vorherigen Berichte vergleichbar. In Ta- 
belle 63 wurden die Werte bis zum Jahr 2002 zurückge- 
rechnet. 


Zur Wahrung der Haushaltsdisziplin wurde mit der 
Agenda 2000 eine jährliche Obergrenze, die die Ausga- 
ben der Agrarmarktordnungen und im Veterinärbereich 
abdeckt, für die Jahre 2000 bis 2006 festgesetzt. Sie be- 
trägt für das Jahr 2004 42,7 und für das Jahr 2005 
44,6 Mrd. Euro für die EU-25. 

Mit 38,1 Mrd. Euro liegen die tatsächlichen Ausgaben des 
Jahres 2004 um 4,6 Mrd. Euro unter der Obergrenze. Rund 
66 Prozent der tatsächlichen Ausgaben sind den Landwir- 
ten als Direktzahlungen unmittelbar zugeflossen, rd. 
9 Prozent wurden für Exporterstattungen und öffentliche 
Lagerhaltung, 0,5 Prozent für den Veterinärbereich und 
24,5 Prozent für andere Maßnahmen ausgegeben. Die 
Ausgaben bei den Ackerkulturen (17,3 Mrd. Euro) und im 
Rindfleischbereich (7,7 Mrd. Euro) beanspruchten zusam- 
men rd. 66 Prozent der Agrarmarktordnungsausgaben 
(Tabelle 62). Von den 38, 1 Mrd. Euro entfallen rd. 1 8 Mio. 
Euro auf die zehn neuen Mitgliedstaaten. 


Drucksache 15/4801 


-78- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Im Haushalt 2005 sind 42,8 Mrd. Euro für die Marktord- 
nungs- und Veterinärausgaben eingeplant. Der Haushalts- 
ansatz liegt um 1,8 Mrd. Euro unter der Obergrenze. 

Die ländliche Entwicklung als 2. Säule der Agrarpolitik 
wird sowohl aus dem EAGFL, Abteilung Garantie, als 
auch aus dem EAGFL, Abteilung Ausrichtung, gefordert. 
Die Abteilung Ausrichtung gehört zu den Strukturfonds 
und wird zur Finanzierung von Agrarstrukturmaßnahmen 
in den Ziel- 1 -Gebieten sowie der Gemeinschaftsinitiative 
LEADER eingesetzt. Aus dem EAGFL-Garantie standen 
2004 rd. 6,4 Mrd. Euro für Zahlungen zur Verfügung. Die 
Mittel des EAGFL-Garantie wurden fast vollständig in 
Anspruch genommen. 30 Prozent dieser Mittel sind in die 
Agrarumweltprogramme und 16 Prozent in die Förderung 
benachteiligter Gebiete geflossen. Für die Maßnahmen 
des EAGFL-Ausrichtung wurden 2004 rd. 2,9 Mrd. Euro 
an ZE bereitgestellt. 

Im Haushalt 2005 stehen zur Förderung der ländlichen 
Entwicklung insgesamt 10,7 Mrd. Euro an VE und 
9, 1 Mrd. Euro an ZE zur Verfügung (ohne Mittel aus der 
fakultativen Modulation). Bei Ausschöpfüng der Ober- 
grenze stammen 6,8 Mrd. Euro der VE und 6,2 Mrd. Euro 
der ZE aus dem EAGFL-Garantie. Für die Beitrittsländer 
sind 1,9 Mrd. Euro der VE und 1,3 Mrd. Euro der ZE ein- 
geplant. 

Für das FlAF sind im Jahr 2005 gemäß Haushaltsvorent- 
wurf VE von 680 Mio. Euro und ZE von 556 Mio. Euro 
(2004 505 Mio. Euro) vorgesehen. 

( 196 ) Ein Vergleich der Finanzierungsanteile der Mit- 
gliedstaaten an den Ausgaben des EAGFL, Abteilung Ga- 
rantie, mit den Rückflüssen zeigt, dass Deutschland im 
Jahr 2003 - gefolgt von GB, NL und 1 - der größte Netto- 
zahler mit einem Saldo von knapp 4,3 Mrd. Euro war 
(Schaubild 12, Tabelle 64). Deutschland musste 
23 Prozent der EU-Mittel aufbringen, hat aber nur 
13,2 Prozent der aus dem EAGFL-Garantie gezahlten 
EU-Mittel erhalten. Spanien, Frankreich, Griechenland 
und Irland waren dagegen die größten Nettoempfänger. 


Schaubild 12 

Einzahlungen der EU-Mitgliedstaaten zum EAGEL, 
Abteilung Garantie und Rückflüsse 

2003 in Mrd. Euro 



Mrd. € 


H Rückflüsse 


■ Einzahlungen 
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Tabelle 1 


Landwirtschaftliche Betriebe und ihre Flächen nach Größenklassen 


Betriebsgröße 
von ... bis 
unter ... ha LF 

Betriebe 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche 

2003 

2004 

2004 gegen 2003 

2003 

2004 

2004 gegen 2003 

Zahl der Betriebe ( 1 000) 

% 

LF in 1 000 ha 

% 

2-10 

132,8 

123,5 

- 7,0 

686,3 

642,9 

- 6,3 

10 - 20 

77,5 

73,4 

- 5,3 

1 150,2 

1 091,2 

- 5,1 

20 - 30 

39,8 

38,3 

- 3,8 

988,3 

951,0 

- 3,8 

30 - 40 

31,2 

30,4 

- 2,7 

1 083,4 

1 051,4 

- 3,0 

40 - 50 

23,3 

22,4 

- 4,0 

1 044,3 

1 000,5 

- 4,2 

50 - 75 

36,3 

35,8 

- 1,3 

2 215,7 

2 183,4 

- 1,5 

75 - 100 

18,7 

19,1 

2,2 

1 607,5 

1 643,7 

2,3 

100 und mehr 

28,5 

29,6 

4,1 

8 206,0 

8 409,2 

2,5 

darunter 







100 - 200 

19,5 

20,3 

4,4 

2 586,0 

2 700,5 

4,4 

200 - 500 

5,7 

6,0 

4,9 

1 678,4 

1 751,3 

4,3 

500 - 1 000 

1,7 

1,8 

4,1 

1 234,1 

1 279,3 

3,7 

Zusammen'! 

388,1 

372,4 

- 4,0 

16 981,8 

16 973,2 

- 0,1 


Ohne Betriebe unter 2 ha LF. 

2004: Ergebnisse abgeleitet aus der repräsentativen Bodennutzungshaupterhebung. 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 2 


Landwirtschaftliche Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen und ihre Flächen 
nach Erwerbscharakter und Ländern^* 


Land 

Haupterwerb^' 

Nebenerwerb^* 

Zusammen | 

2003 

Anteil in %'*) 

2003 

Anteil in %'*) 

2001 1 

2003 




Zahl der Betriebe in 1 000 



Baden-Württemberg 

21,9 

36,2 

38,7 

63,8 

67,2 

60,6 

Bayern 

60,8 

46,6 

69,7 

53,4 

140,1 

130,5 

Brandenburg 

1,8 

34,5 

3,4 

65,5 

5,3 

5,2 

Hessen 

8,3 

35,7 

14,8 

64,3 

25,5 

23,1 

Mecklenburg- Vorpommern 

1,5 

39,9 

2,2 

60,1 

3,8 

3,7 

Niedersachsen 

30,5 

57,4 

22,6 

42,6 

56,5 

53,0 

Nordrhein- Westfalen 

22,9 

44,8 

28,2 

55,2 

50,7 

51,2 

Rheinland-Pfalz 

11,0 

41,2 

15,7 

58,8 

29,0 

26,7 

Saarland 

0,6 

41,2 

0,9 

58,8 

1,7 

1,5 

Sachsen 

2,2 

31,7 

4,8 

68,3 

6,4 

7,0 

Sachsen-Anhalt 

1,7 

48,6 

1,8 

51,4 

3,5 

3,5 

Schleswig-Holstein 

10,3 

58,9 

7,2 

41,1 

18,5 

17,5 

Thüringen 

1,2 

31,4 

2,7 

68,6 

4,0 

4,0 

Deutschland®) 

175,6 

45,2 

213,1 

54,8 

413,4 

388,6 




Fläche der Betriebe in 1 000 ha LF 



Baden-Württemberg 

898,6 

70,1 

382,9 

29,9 

1 312,7 

1 281,6 

Bayern 

2 172,6 

72,8 

810,9 

27,2 

3 002,3 

2 983,6 

Brandenburg 

239,3 

77,6 

69,0 

22,4 

300,3 

308,2 

Hessen 

457,0 

67,7 

217,7 

32,3 

689,4 

674,7 

Mecklenburg- Vorpommern 

325,9 

85,5 

55,2 

14,5 

368,5 

381,0 

Niedersachsen 

1 978,5 

85,5 

336,0 

14,5 

2 355,1 

2 314,5 

Nordrhein- Westfalen 

1 059,5 

74,6 

360,7 

25,4 

1 403,1 

1 420,2 

Rheinland-Pfalz 

449,3 

73,1 

165,6 

26,9 

623,8 

614,8 

Saarland 

53,6 

75,0 

17,9 

25,0 

72,8 

71,4 

Sachsen 

188,0 

74,1 

65,6 

25,9 

243,6 

253,7 

Sachsen-Anhalt 

267,1 

87,1 

39,5 

12,9 

295,0 

306,7 

Schleswig-Holstein 

813,2 

87,4 

116,7 

12,6 

944,3 

929,9 

Thüringen 

112,5 

80,1 

27,9 

19,9 

134,5 

140,4 

Deutschland®) 

9 031,2 

77,2 

2 668,9 

22,8 

11 766,4 

11 700,1 



Durchschnittliche Flächenausstattung je Betrieb in ha LF 


Baden-Württemberg 

40,9 

- 

9,9 

- 

19,5 

21,1 

Bayern 

35,7 

- 

11,6 

- 

21,4 

22,9 

Brandenburg 

133,7 

- 

20,3 

- 

56,9 

59,2 

Hessen 

55,4 

- 

14,7 

- 

27,0 

29,2 

Mecklenburg- Vorpommern 

218,7 

- 

24,6 

- 

97,8 

102,4 

Niedersachsen 

65,0 

- 

14,9 

- 

41,7 

43,6 

Nordrhein- Westfalen 

46,2 

- 

12,8 

- 

27,7 

27,8 

Rheinland-Pfalz 

40,8 

- 

10,5 

- 

21,5 

23,0 

Saarland 

84,6 

- 

19,8 

- 

42,6 

46,5 

Sachsen 

84,6 

- 

13,7 

- 

37,9 

36,2 

Sachsen-Anhalt 

158,9 

- 

22,3 

- 

84,1 

88,7 

Schleswig-Holstein 

78,9 

- 

16,3 

- 

51,1 

53,2 

Thüringen 

90,2 

- 

10,2 

- 

33,9 

35,3 

Deutschland®) 

51,4 

- 

12,5 

- 

28,5 

30,1 


Repräsentative Ergebnisse der Agrarstrukturerhebung 2003. - Landwirtschaftliche Betriebe mit mindestens 2 ha landwirtschaftlich genutzer Flä- 
che oder mit Spezialkulturen oder Tierbeständen, wenn festgelegte Mindestgrößen erreicht oder überschritten werden. - Haupterwerb = Betriebe 
mit 1,5 und mehr AK-Einheiten je Betrieb oder 0,75 bis unter 1,5 AK-Einheiten je Betrieb und mit einem Anteil des betrieblichen Einkommens am 
Gesamteinkommen von mindestens 50 Prozent. — Nebenerwerb = Alle anderen Betriebe. - An allen Betrieben von Einzeluntemehmen. - Ein- 
schließlich Stadtstaaten. 

Anmerkung: Methodische Änderungen bei der Berechnung der AK-Einheiten ab der Agrarstrukturerhebung 2003 führen zu einer insgesamt etwas 
höheren Zahl an AK-Einheiten. Dies beeinflusst auch die Zuordnung der Betriebe nach dem Erwerbscharakter, wobei vergleichsweise mehr Haupt- 
erwerbsbetriebe ausgewiesen werden. Deshalb sind Ergebnisse zur sozialökonomischen Gliederung der Einzeluntemehmen mit solchen für frühere 
Jahre nur eingeschränkt vergleichbar. 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 3 


Arbeitskräfte in der Landwirtschaft*) 



Familienarbeitskräfte einschließlich 
Betriebsinhaber 

Familienfremde Arbeitskräfte 

Arbeits- 

kräfte 

Betriebliche 

Arbeits- 




Ständige Arbeitskräfte 

Nicht- 

leistung 

Jahr 

Zusammen 




davon 

ständige 

Arbeits- 

kräfte^) 





vollbe- 

schäftigt 

teilbe- 

schäftigt 

Zusammen 

vollbe- 

schäftigt 

teilbe- 

schäftigt 

Insgesamt 


1 000 Personen 

1 000 AK- 
Einheiten 





Früheres Bundesgebiet 




1970 

2 475,8 

877,9 

1 597,9 

130,6 

83,1 

47,5 

101,4 

2 707,8 

1 525,6 

1980 

1 827,9 

497,4 

1 330,5 

92,9 

71,0 

21,9 

85,3 

2 006,1 

986,7 

1990 

1 411,8 

373,4 

1 038,4 

84,6 

55,5 

29,1 

73,3 

1 569,7 

748,7 

1993 

1 227,7 

312,2 

915,5 

80,5 

56,9 

23,6 

89,1 

1 397,3 

646,0 

1995 

1 099,2 

111 

821,6 

72,0 

50,7 

21,3 

77,2 

1 248,4 

571,1 

19973) 

999,8 

246,7 

753,1 

92.8 

61.1 

31,7 

73,2 

1 165.8 

534,8 

1999 

901,7 

222,4 

679,3 

99,1 

65,3 

33,8 

267,4 

1 268,2 

499,6 

2001 

822,1 

198,5 

623,6 

99,0 

64,4 

34,6 

240,0 

1 161,1 

456.0 

20034) 

782,6 

198,6 

584,0 

103,0 

57,9 

45,1 

251,0 

1 136,5 

483,5 






Neue Länder 





1993 

42,0 

10,2 

31,8 

128,1 

117,2 

10,9 

9,0 

179,1 

146,3 

1995 

47,8 

11,6 

36,2 

106,2 

96,1 

10,1 

7,4 

161,4 

127,3 

1997*) 

42,2 

M 

33,1 

100,3 

90,2 

10,1 

lA 

149,9 

115.6 

1999 

39,1 

9,1 

30,0 

96,9 

85,7 

11,2 

32,9 

168,9 

112,8 

2001 

38,0 

8,7 

29,3 

89,6 

78,2 

11,4 

34,1 

161,7 

105.4 

20034) 

40,1 

10,6 

29,5 

88,4 

72,8 

15,7 

38,2 

166,8 

104,9 






Deutschland 





1993 

1 269,7 

322,4 

947,3 

208,7 

174,0 

34,7 

98,0 

1 576,4 

792,2 

1995 

1 147,1 

289,2 

857,9 

178,1 

146,8 

31,3 

84,6 

1 409,8 

698,4 

19973) 

1 042.0 

255,8 

786,2 

193,1 

151,3 

41,8 

80,6 

1 315.7 

650,4 

1999 

940,8 

231,5 

709,3 

196,0 

151,0 

45,0 

300,3 

1 437,1 

612,4 

2001 

860,1 

207,2 

652,9 

188,7 

142,6 

46,0 

274,0 

1 322,8 

561.4 

20034) 

822,7 

209,3 

613,4 

191,4 

130,6 

60,8 

289,2 

1 303,3 

588,3 

20045) 

785,0 



187,0 



300,0 

1 272,6 

568,5 

± % gegen 
2003 

- 4,6 



- 2,5 



+ 5,7 

- 2.4 

- 5,4 


Repräsentative Ergebnisse der Agrarstrukturerhebung: bis 1997 für landwirtschaftliche Betriebe mit 1 ha LF und mehr; ab der Agrarstrukturerhe- 
bung/Landwirtschaftszählung 1999 mit 2 ha und mehr LF oder jeweils auch Betrieben mit Mindestgrößen ausgewählter Tierbestände oder Spe- 
zialkulturen. 

Erhebungszeitraum ab 1999 zum verbesserten Nachweis der Saisonarbeitskräfte auf 12 Monate (bisher 4 Wochen im April) erweitert. Angaben 
mit den Vorjahren nicht vergleichbar. 

Zahlen für Familien- und familienfremde Arbeitskräfte ab 1997 z. T. nicht mit früheren Jahren vergleichbar. Arbeitskräfte in Personengesellschaf- 
ten werden nun den familienfremden Arbeitskräften zugerechnet, da nur Einzeluntemehmen als Familienuntemehmen geführt werden und damit 
über Familienarbeitskräfte verfügen können. 

Aufgrund von Änderungen des Erhebungskonzepts (u. a. Berichtszeitraum für alle Personen einheitlich 12 Monate, Erfassung der Arbeitszeit 
nach Arbeitszeitgruppen) sind die Ergebnisse zur Zahl der Arbeitskräfte ab 2003 nur eingeschränkt, die Zahl der Arbeitskrafteinheiten nicht mit 
den Vorjahren vergleichbar. 

Schätzung. 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 4 


Erzeugung ausgewählter landwirtschaftlicher Prodnkte 
a) Pflanzliche Produkte 


Produkt 

Anbauflächen in 1 000 ha 

Erträge 

in dt/ha 

Emtemengen in 1 000 t 

Veränd. in % 
2004 zu 2003 

2003 

2004» 

2003 

2004» 

2003 

2004» 

Getreide insgesamt 

6 839 

6916 

57,7 

73,5 

39 426 

50 813 

+ 

28,9 

dav. Winterweizen 

2 833 

3 046 

65,5 

82,1 

18 566 

25 007 

+ 

34,7 

Sommerweizen 

124 

46 

53,2 

62,5 

659 

290 

- 

55,9 

Hartweizen 

7 

8 

47,2 

61,0 

35 

49 

+ 

40,9 

Roggen 

531 

621 

42,9 

61,3 

2 277 

3 809 

+ 

67,2 

Wintermenggetreide 

12 

10 

65,5 

60,8 

53 

58 

+ 

9,8 

Wintergerste 

1 323 

1 360 

53,2 

70,6 

6 979 

9 602 

+ 

37,6 

Sommergerste 

751 

613 

47,2 

54,9 

3 617 

3 365 

- 

7,0 

Hafer 

262 

227 

42,9 

52,0 

1 202 

1 179 

- 

1,8 

Sommermenggetreide 

33 

25 

41,8 

46,2 

137 

113 

- 

17,0 

Triticale 

500 

505 

49,6 

64,9 

2 480 

3 277 

+ 

32,1 

Körnermais, 









Corn-Cob-Mix 

463 

454 

74,7 

89,4 

3 422 

4 062 

+ 

18,7 

Futtererbsen 

136 

122 

28,8 

38,2 

392 

464 

+ 

18,5 

Ackerbohnen 

20 

16 

30,4 

41,3 

61 

64 

+ 

5,3 

Kartoffeln 

287 

293 

345,2 

430,7 

9 916 

12 613 

+ 

27,2 

dav. Frühkartoffeln 

16 

16 

284,6 

322,4 

453 

519 

+ 

14,5 

Spätkartoffeln 

271 

277 

348,7 

437,0 

9 463 

12 094 

+ 

27,8 

Zuckerrüben 

446 

441 

533,1 

615,6 

23 756 

27 120 

+ 

14,2 

Runkelrüben 

6 

5 

803,9 


487 




Raps und Rübsen 

1 266 

1 279 

28,7 

41,1 

3 634 

5 258 

+ 

44,7 

Kömersonnenblumen 

37 

32 

19,7 

24,3 

73 

77 

+ 

4,6 

Freilandgemüse^) 

91 


273,6 


2 477 




Marktobstbau^) 

48 


206,1 


991 




dar. Äpfel 

31 

31 

262,5 

264,8 

818 

825 

+ 

0,9 

Bimen“^^ 

3 

3 

19,8 

25,3 

53 

68 

+ 

27,8 

Weinmost^) 

98 

98 

84,3 

108,3 

8 289 

10 648 

+ 

28,5 

Hopfen 

18 

18 

17,6 


32 




Tabak 

5 

4 

22,7 


11 





b) Tierische Produkte 



1 000 t 

Verändemng % 

Produkt 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004» 

2003 gegen 
2002 

2004 gegen 
2003 

Fleisch insgesamt^) 

6 642 

6 767 

6 879 

6 892 

7 055 

+ 0,4 

+ 2,4 

dar.: Rind- u. Kalbfleisch 

1 369 

1 403 

1 385 

1 296 

1 335 

- 6,4 

+ 3,0 

Schweinefleisch 

3 881 

3 903 

3 995 

4 049 

4 101 

+ 1,3 

+ 1,3 

Schaf- u. Ziegen- 
fleisch 

45 

47 

44 

46 

48 

+ 4,0 

+ 4,7 

Geflügelfleisch 

923 

986 

1 025 

1 077 

1 140 

+ 5,0 

+ 5,9 

Milch"^) 

28 331 

28 191 

27 874 

28 533 

28 300 

+ 2,4 

-0,8 

Eier 

893 

877 

861 

814 

810 

- 5,5 

-0,5 


•) Zum Teil vorläufig oder geschätzt. 

2) Die wichtigeren Gemüsearten im Verkaufsanbau. 

Ohne Erdbeeren, Strauchbeerenobst und Walnüsse. 
■^) Ertrag kg/ertragfähiger Baum. 

Ertrag in hl/ha und Emtemenge in 1 000 hl. 
Bruttoeigenerzeugung in 1 000 t Schlachtgewicht. 
Kuhmilch. 
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Tabelle 5 


Versorgung mit Getreide in der EU und in Deutschland 

1 000 1 Getreidewert 


Art der Kennzahl 

EU-25 

Deutschland 

2002/032) 

2003/042) 

2004/052) 

2002/03 

2003/040 

20 04/052) 

Anbaufläche (1 000 ha) 

52 900 

51 200 

53 500 

6 941 

6 839 

6916 

Getreideernte (brutto) 

263 200 

231 200 

282 000 

43 391 

39 426 

50 813 

Erzeugung (verwendbar)^) 

262 000 

230 000 

281 000 

43 247 

38 891 

50 391 

Verkäufe der Landwirtschaft 




28 925 

26 783 

36 235 

Bestandsveränderung 

+ 5 100 

- 12 000 

+ 21 000 

- 1 345 

-3 208 

+ 5 050 

Einfuhr^) 

15 800 

13 000 

9 000 

7 831 

6 584 

5 347 

Ausfuhr^) 

10 700 

15 000 

25 000 

13 967 

11 856 

12 661 

Inlandsverwendung 

243 200 

240 000 

244 000 

38 456 

36 827 

38 027 

dar.: Futter 

150 000 

152 000 

153 000 

23 486 

21 706 

22 923 

Industrie 




3 448 

3 571 

3 412 

Nahrung 

60 000 

59 000 

59 500 

9 349 

9 420 

9 388 

Nahrungsverbrauch (Mehlwert) kg je Kopf 




88,3 

89,3 

89,2 

Selbstversorgungsgrad in % 

108 

96 

115 

112 

106 

133 


*) Vorläufig. 

2) Geschätzt. 

Der Unterschied zwischen Brutto-Erzeugung und verwendbarer Erzeugung besteht darin, dass die Feuchtigkeit unter 14 Prozent sowie der Emte- 
schwund in Abzug gebracht werden. 

■^) Einschließlich Getreide in Verarbeitungserzeugnissen; Deutschland einschießlich innergemeinschaftlichem Warenverkehr. 


Tabelle 6 


Erzeugung und Verbrauch von Kartoffeln in der EU und in Deutschland 


Art der Kennzahl 

Einheit 

EU- 15 

Deutschland') 

2002/032) 

2003/042) 

2004/052) 

2002/03 

2003/042) 

2004/053) 

Anbaufläche 

1 000 ha 

1 253 

1 205 

1 224 

284 

287 

293 

Ertrag 

dt/ha 

368,9 

341,0 

379,9 

391,2 

345,1 

430,7 

Ernte (brutto) 

1 000 t 

46 222 

41 095 

46 501 

11 492 

10 232 

12 991 

Verwendbare Erzeugung 

1 000 t 

42 640 

38 520 

42 780 

10 573 

9413 

11 952 

Gesamtverbrauch 

1 000 t 

41 800 

38 140 

41 940 

9 888 

8715 

11 120 

Nahrungsverbrauch je Kopf 

kg 

71,6 

72,5 

73,3 

67,0 

66,8 

66,6 

Selbstversorgungsgrad 

% 

102 

101 

102 

107 

108 

107 


■) Ernte einschließlich Zuschätzung für Flächen in Betrieben unter 2 ha. 
2) Vorläufig. 

Geschätzt. 
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Tabelle 7 

Versorgung mit Zucker in der EU und in Deutschland'* 

1 000 1 Weißzuckerwert 


Art der Kennzahl 

EU- 15 

Deutschland 

2002/032) 

2003/042) 

2004/052) 

2002/03 

2003/042) 

2004/052) 

Anbaufläche (1000 ha) 

1 850 

1 717 

2 088 

459 

446 

441 

Erzeugung (verwendbar) 

17211 

15 204 

18 557 

4 043 

3 779 

4310 

Bestandsveränderung 

- 123 

-315 


+ 161 

-43 

+ 280 

Einfuhr^) 

2 022 

1 951 


1 381 

1 453 

1 350 

Ausfuhr^) 

6 434 

4 470 


2 327 

2 268 

2 380 

Inlandsverwendung 

12 922 

13 000 

16 630 

2 936 

3 007 

3 000 

dar.: Nahrung 

12 662 

12 740 


2 909 

2 980 

2 973 

Industrie 

250 

250 


25 

25 

25 

Futter 

10 

10 


2 

2 

2 

Nahrungsverbrauch 







kg je Kopf 

33,5 

34,0 


35,2 

36,1 

34,8 

Selbstversorgungsgrad in % 

133 

117 

112 

138 

126 

144 


Wirtschaftsjahr: Juli/Juni. 

2) Vorläufig. 

EU-25 geschätzt. 

Einschließlich Zucker in Verarbeitungserzeugnissen; Deutschland einschließlich innergemeinschaftlichem Warenverkehr. 


Tabelle 8 


Erzeugung und Verbrauch von Wein in der EU und in Deutschland 


Art der Kennzahl 

Einheit 

EU- 15 

Deutschland 

2002/03» 

2003/042) 

2004/052) 

2002/03 

2003/04» 

2004/052) 

Ertragsfähige Rebfläche 

1 000 ha 




99 

98 

98 

Ertrag 

hl/ha 




103 

84 

108 

Weinmostemte 

1 000 hl 




10 135 

8 289 

10 648 

Weinerzeugung 

1 000 hl 

150 572 

160 243 

192 400 

9 984 

8 191 

10 460 

Gesamtverbrauch 

1 000 hl 

152 943 

157 461 


20 358 

20 364 

20 670 

Sonderdestillation 

1 000 hl 

15 550 

17 894 


445 

433 

450 

Trinkweinverbrauch 

1 000 hl 

128 028 

129 750 


19913 

19 931 

20 220 

dgl. je Kopf 

1 

33,8 

34,6 


24,1 

24,1 

24,5 

Selbstversorgungsgrad 








einschl. Sonderdestillation 

% 

98 

102 


49 

40 

51 

ausschl. Sonderdestillation 

% 

110 

115 


50 

41 

52 


■) Vorläufig. 
Geschätzt. 
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Tabelle 9 


Versorgung mit Milch in der EU und in Deutschland 

1 000 t 


Art der Kennzahl 

EU- 15 

Deutschland 

2002 

20030 

20040 

2002 

2003 

20040 

Kuhmilcherzeugung 

120 822 

121 581 

121 438 

27 874 

28 533 

28 300 

Gesamterzeugung^^ 

125 131 

125 891 

125 748 

27 904 

28 563 

28 330 

Gesamtverbrauch^) 

113 637 

114 762 

115 226 

28 077 

28 351 

28 130 

Anlieferung von Kuhmilch 

114 586 

115 488 

114 237 

26 583 

27 321 

27 280 

Anlieferungsquote in % 

94,8 

95,0 

94,1 

95,5 

95,8 

96,4 

Einfuhr^) 

3 713 

3 814 

4 306 

7 938 

8 026 

8 000 

Angebot insgesamt 

128 844 

129 705 

130 054 

34 559 

36 589 

36 330 

Ausluhr^^ 4) 

12 807 

14 623 

15 028 

7 184 

8 338 

9 000 

Bestandsveränderung^) 

+ 2 400 

+ 320 

-200 

+ 581 

- 100 

-800 

Marktverbrauch von Kuhmilch^) 

103 092 

104 359 

103 715 

26 794 

27 109 

27 080 

dgl. kg/Kopf 

271 

274 

273 

325 

329 

328 

Selbstversorgungsgrad von Milch insgesamt in %^) 

110 

110 

109 

99 

101 

101 


Geschätzt. 

2) Einschließlich Milch von Schafen und Ziegen. 

In Vollmilchwert. 

■^) Deutschland einschließlich innergemeinschaftlichem Warenverkehr und Zuschätzungen zur amtlichen Intrahandelsstatistik. 

Nahrungsverbrauch von Milch und Milchprodukten in Vollmilchwert, die in Molkereien aus Kuhmilch hergestellt werden, einschließlich produk- 
tionsbedingter Verluste. 

Gesamterzeugung in Prozent des Gesamtverbrauches (einschließlich Verfütterung und subventionierter Verbrauch). 
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Tabelle 10 


Versorgung mit Milcherzeugnissen in der EU und in Deutschland 

1 000 t 


Bilanzposten 

EU- 15 

Deutschland 

2002 

20030 

20040 

2002 

20030 

20040 

Frischmilcherzeugnisse 







Herstellung 

40 036 

40 530 

40 600 

8518 

8 909 

8 900 

Nahrungsverbrauch 

39 876 

40 876 

40 950 

7 499 

7 759 

7 800 

dgl. kg je Kopf 

105,0 

107,5 

107,5 

90,9 

94,0 

94,5 

Butter 







Herstellung 

1 893 

1 918 

1 860 

435 

453 

442 

Nahrungsverbrauch (Butterwert) 

1 680 

1 719 

1 660 

537 

542 

540 

dgl. kg je Kopf 

4,4 

4,5 

4,4 

6,5 

6,6 

6,5 

dar.: zu Marktpreisen^! 

1 146 

1 169 

1 150 

444 

449 

450 

Bestand am Jahresende^) 

254 

282 

140 

19 

19 

8 

Käse (ohne Schmelzkäse) 







Herstellung 

7 172 

7 242 

7 328 

1 764 

1 816 

1 880 

Nahrungsverbrauch 

6 672 

6 643 

6 740 

1 664 

1 670 

1 682 

dgl. kg je Kopf 

17,6 

17,5 

17,7 

20,2 

20,2 

20,4 

Vollmilchpulver 







Herstellung 

795 

814 

917 

153 

154 

170 

Nahrungsverbrauch 

417 

378 

423 

114 

49 

90 

dgl. kg je Kopf 

1,1 

1,0 

1,1 

1,4 

0,6 

1,1 

Magermilchpulver 







Herstellung 

1 092 

1 037 

904 

323 

323 

267 

Verbrauch 

963 

944 

914 

178 

202 

200 

dar.: zu Marktpreisen^) 

434 

471 

530 

81 

99 

95 

dgl. kg je Kopf 

1,1 

1,2 

1,4 

1,0 

1,2 

1,2 

Bestand am Jahresende"^) 

140 

198 

50 

43 

55 

2 

Selbstversorgungsgrad in %5) 







Frischmilcherzeugnisse 

100 

99 

99 

114 

115 

114 

Butter 

113 

112 

112 

81 

84 

82 

Käse 

107 

109 

109 

106 

109 

112 

Vollmilchpulver 

191 

215 

217 

134 

314 

189 

Magermilchpulver 

113 

110 

99 

182 

160 

134 


*) Vorläufig. 

Geschätzt. 

Nahrungsverbrauch ohne Verbilligungsmaßnahmen und EG-Beihilfen. 

Interventionsbestände entsprechend den Bestimmungen der EU. 

Gesamterzeugung in Prozent des Gesamtverbrauches (einschließlich Verfutterung und subventionierter Verbrauch). 
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Tabelle 11 

Milchanlieferung sowie Herstellung von Butter und Magermilchpulver in den EU-Mitgliedstaaten 


Mitgliedstaat 

Milchanlieferung') 

Buttererzeugung^) 

Magermilchpulvererzeugung^) 


2003 

2004'» 

2004 

gegen 

2003 

2003 

2004'» 

2004 

gegen 

2003 

2003 

2004'» 

2004 

gegen 

2003 


1 000 t 

% 

1 000 t 

% 

1 000 t 

% 

Belgien 

2 829 

2 856 

+ 

1,0 

113,6 

106,0 

- 

6,7 

85,5 

82,0 

- 4,1 

Dänemark 

4 524 

4 400 

- 

2,7 

88,0 

82,0 

- 

6,8 

48,2 

30,0 

- 37,8 

Deutschland 

27 320 

27 280 

- 

0,3 

451,8 

442,0 

- 

2,2 

323,1 

267,0 

- 17,4 

Griechenland 

685 

715 

+ 

4,5 

1,6 

1,5 

- 

6,3 

0,0 

0,0 

± 0,0 

Spanien 

5 874 

5 755 

- 

2,0 

52,2 

48,5 

- 

7,1 

15,9 

9,5 

- 40,3 

Frankreich 

23 116 

22 692 

- 

1,8 

435,3 

440,0 

+ 

1,1 

211 fi 

228,5 

+ 0,7 

Irland 

5 355 

5 371 

+ 

0,3 

148,0 

143,0 

- 

3,4 

78,5 

66,5 

- 15,3 

Italien 

10216 

10 276 

+ 

0,6 

122,0 

113,0 

- 

7,4 

0,1 

0,1 

± 0,0 

Luxemburg 

257 

257 

+ 

0,1 

2,9 

3,0 

+ 

3,4 

0,0 

0,0 

± 0,0 

Niederlande 

10 696 

10 482 

- 

2,0 

164,3 

160,0 

- 

2,6 

72,2 

57,9 

- 19,8 

Österreich 

2 644 

2 635 

- 

0,4 

31,7 

31,3 

- 

1,4 

7,9 

6,0 

- 24,3 

Portugal 

1 819 

1 825 

+ 

0,4 

26,3 

25,2 

- 

4,0 

9,3 

8,1 

- 12,9 

Finnland 

2 393 

2 393 

± 

0,0 

51,2 

51,0 

- 

0,4 

23,3 

21,6 

- 7,3 

Schweden 

3 206 

3 200 

- 

0,2 

49,3 

48,0 

- 

2,6 

37,4 

35,0 

- 6,5 

Vereinigtes Königreich 

14 554 

14 100 

- 

3,1 

147,6 

152,0 

+ 

3,0 

114,8 

92,0 

- 19,9 

EU-15 

115 488 

114 237 

- 

1,1 

1 885,7 

1 846,5 

- 

2,1 

1 043,2 

904,2 

- 13,3 

Neue Mitgliedstaaten 












Tschechische Republik 

2 599 

2 608 

+ 

0,3 

63,1 

63,0 

- 

0,2 

37,4 

35,0 

- 6,4 

Estland 

485 

527 

+ 

8,6 

7,8 

8,2 

+ 

5,1 

10,6 

13,3 

+ 25,5 

Zypern 

152 

130 

- 

14,5 

0,0 

0,0 

± 

0,0 

0,0 

0,0 

± 0,0 

Lettland 

436 

450 

+ 

3,3 

4,9 

7,5 

+ 

53,1 

0,0 

0,0 

± 0,0 

Litauen 

1 026 

1 150 

+ 

12,1 

17,6 

15,0 

- 

14,8 

10,6 

12,0 

+ 13,2 

Ungarn 

1 717 

1 711 

- 

0,4 

11,4 

11,9 

+ 

4,4 

11,2 

12,5 

+ 11,6 

Malta 

40 

37 

- 

7,5 

0,0 

0,0 

± 

0,0 

0,0 

0,0 

± 0,0 

Polen 

7 675 

7 930 

+ 

3,3 

167,0 

172,4 

+ 

3,2 

143,0 

150,0 

+ 4,9 

Slowenien 

499 

500 

+ 

0,3 

3,1 

2,5 

- 

19,4 

2,5 

3,2 

+ 28,0 

Slowakische Republik 

973 

1 053 

+ 

8,2 

15,5 

14,5 

- 

6,5 

8,1 

8,2 

+ 1,2 

Insgesamt 

15 602 

16 096 

+ 

3,2 

290,4 

295,0 

+ 

1,6 

223,4 

234,2 

+ 4,8 

EU-25 

131 090 

130 333 

- 

0,6 

2 176,1 

2 141,5 

- 

1,6 

1 266,6 

1 138,4 

- 10,1 


Nur Kuhmilch. Deutschland ohne Anlieferung aus anderen EU-Mitgliedstaaten. 
2) Nur in Molkereien. 

Einschließlich Buttermilchpulver. 

4) Vorläufig. 


Quelle: Europäische Kommission 




Drucksache 15/4801 


-92- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Tabelle 12 


Versorgung mit Rind- und Kalbfleisch in der EU und in Deutschland 

1 000 t Schlachtgewicht') 


Art der Kennzahl 

EU 

Deutschland 

2002 

20032) 

20042) 

2002 

2003 

20042) 

Bruttoeigenerzeugung 

7 557 

7 400 

7 430 

1 385 

1 296 

1 335 

Einfuhr^) 

779 



262 

295 

324 

Ausfuhr^) 

865 



673 

607 

616 

Bestandsveränderung 

-48 



- 15 

-52 

0 

Verbrauch^) 

7 519 

7 592 

7 580 

988 

1 036 

1 043 

dgl. kg je KopP> 

19,8 

20,0 

19,9 

12,0 

12,6 

12,6 

dar.: menschl. Verzehr^) 




8,2 

8,6 

8,7 

Selbstversorgungsgrad in % 

101 

97 

98 

140 

125 

128 


•) Schlachtgewicht gemäß 4. DVO in Kaltgewicht. 

Vorläufig. 

Geschätzt. 

Lebende Tiere und Fleisch; EU Extra-Handel, Deutschland einschließlich innergemeinschaftlichem Warenverkehr. 
Nahrungsverbrauch, Futter, industrielle Verwertung, Verluste. 

Schätzung des Bundesmarktverbandes für Vieh und Fleisch; ohne Knochen, Futter, industrielle Verwertung und Verluste. 


Tabelle 13 


Versorgung mit Schweinefleisch in der EU und in Deutschland 

1 000 t Schlachtgewicht 


Art der Kennzahl 

EU 

Deutschland 

2002 

20032) 

20 042) 

2002 

2003 

20042) 

Bruttoeigenerzeugung 

17 873 

17 795 

17 800 

3 995 

4 049 

4 101 

Einfuhr^) 

285 



1 286 

1 350 

1 417 

Ausfuhr^) 

1 640 



826 

855 

951 

Bestandsveränderung 

+ 53 



0 

0 

0 

Verbrauch^) 

16 465 

16 665 

16 620 

4 456 

4 544 

4 567 

dgl. kg je KopP) 

43,4 

43,8 

43,6 

54,0 

55,1 

55,3 

dar.: menschl. Verzehr^^ 




39,0 

39,7 

39,9 

Selbstversorgungsgrad in % 

109 

107 

107 

90 

89 

90 


ü Schlachtgewicht gemäß 4. DVO in Kaltgewicht. 

2) Vorläufig. 

Geschätzt. 

■^) Lebende Tiere und Fleisch; EU Extra-Handel, Deutschland einschließlich innergemeinschaftlichem Warenverkehr. 
Nahrungsverbrauch, Futter, industrielle Verwertung, Verluste. 

Schätzung des Bundesmarktverbandes für Vieh und Fleisch; ohne Knochen, Futter, industrielle Verwertung und Verluste. 
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Tabelle 14 


Versorgung mit Geflügelfleisch in der EU und in Deutschland 

1 000 t Schlachtgewicht 


Art der Kennzahl 

EU 

Deutschland 

2002 

20030 

20040 

2002 

2003 

20040 

Bruttoeigenerzeugung 

9 382 

9 033 

9 097 

1 025 

1 077 

1 140 

Einfuhr^' 

1 019 



861 

899 

840 

Ausfuhr^) 

1 616 



465 

475 

455 

Bestandsveränderung 

-20 

0 

0 

0 

0 

0 

Verbrauch'’^ 

8 805 

8 880 

8 840 

1 421 

1 501 

1 525 

dgl. kg je Kopf^> 

23,2 

23,4 

23,3 

17,2 

18,2 

18,5 

dar. menschl. Verzehr^' 




10,3 

10,8 

11,0 

Selbstversorgungsgrad in % 

107 

102 

103 

72 

72 

75 


*) Vorläufig. 

Geschätzt. 

Lebende Tiere und Fleisch; EU Extra-Handel, Deutschland einschließlich innergemeinschaftlichem Warenverkehr. 
Nahrungsverbrauch, Futter, industrielle Verwertung, Verluste (einschließlich Knochen). 

Schätzung des Bundesmarktverbandes für Vieh und Fleisch; ohne Knochen, Futter, industrielle Verwertung und Verluste. 


Tabelle 15 


Versorgung mit Eiern in der EU und in Deutschland 

1 000 t 


Art der Kennzahl 

EU 

Deutschland 

2002 

20030 

20040 

2002 

2003 

20040 

Verwendbare Erzeugung 

5 684 

5 770 

5 870 

861 

814 

810 

Einfuhr^) 

56 



403 

396 

375 

Austuhr^^ 

123 



118 

90 

90 

Bestandsveränderung 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Inlandsverwendung 

5 617 

5 750 

5 800 

1 146 

1 120 

1 095 

Bruteier 

389 

375 

375 

37 

41 

40 

Nahrungsverbrauch 

5 191 

5 320 

5 370 

1 109 

1 079 

1 055 

dgl. kg je Kopf 

13,7 

14,0 

14,1 

13,5 

13,1 

12,8 

Stück je Kopf 

227 

233 

235 

216 

212 

210 

Selbstversorgungsgrad in % 

101 

100 

101 

75 

73 

74 


■) Vorläufig. 

Geschätzt. 

EU Extra-Handel, Deutschland einschließlich innergemeinschaftlichem Warenverkehr. 
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Tabelle 16 


Deutscher Außenhandel mit Gütern der Land- und Ernährungswirtschaft nach Ländern und 

Wirtschaftsräumen'* 

Mio. € 


Ursprung/Bestimmung 

2000 

2001 

2002 

2003 

Jan. bis Sept. | 

2003 

1 20044) 

EU-15 

27 075 

28 426 

Einfuhr 

29 010 29 407 

19 927 

19 989 

EU-25 

28 707 

30 263 

31 007 

31 697 

21 507 

21 477 

Belgien 

2 129 

2 298 

2 353 

2 439 

1 646 

1 652 

Dänemark 

2 028 

2 056 

2 070 

2 053 

1 371 

1 386 

Spanien 

2 671 

2 789 

2 880 

3 012 

2 115 

2 061 

Frankreich 

4 703 

4 811 

4 979 

5 046 

3 421 

3 442 

Irland 

766 

842 

879 

958 

699 

613 

Italien 

3 519 

3 919 

3 975 

4 064 

2 790 

2 738 

Niederlande 

8 378 

8 583 

8 807 

8 692 

5 843 

5 966 

Österreich 

1 083 

1 184 

1 262 

1 315 

821 

887 

Vereinigtes Königreich 

969 

981 

917 

905 

591 

529 

Ungarn 

446 

480 

516 

502 

362 

330 

Polen 

725 

852 

935 

1 228 

831 

792 

Drittländer (Welt ohne EU-25) 

12 777 

13 155 

12 802 

12 905 

9 362 

9 618 

Rumänien, Bulgarien 

89 

98 

101 

127 

79 

82 

Russland 

243 

228 

185 

179 

136 

93 

übrige MOE-Länder^) 

238 

260 

253 

270 

188 

187 

USA 

1 529 

1 552 

1 582 

1 493 

980 

935 

ASEAN 

1 203 

1 161 

1 136 

1 158 

891 

835 

MERCOSUR 

2 198 

2 467 

2 420 

2616 

1 971 

2 060 

Nachrichtlich: 

Entwicklungsländer^^ 

9 002 

9 139 

8 894 

9 093 

6 891 

6 958 

Welt insgesamt 

41 484 

43 418 

43 810 

44 602 

30 869 

31 095 

EU-15 

20 404 

22 504 

Ausfuhr 

23 183 24 460 

16 470 

17 514 

EU-25 

21 957 

24 196 

24 951 

26188 

17 749 

18 938 

Belgien 

1 700 

1 773 

1 859 

1 911 

1 306 

1 280 

Dänemark 

997 

1 128 

1 166 

1 209 

809 

925 

Spanien 

1 139 

1 576 

1 647 

1 545 

1 058 

1 201 

Frankreich 

3 515 

3 585 

3 656 

3 767 

2 607 

2 665 

Italien 

3 419 

3 938 

3 604 

4 050 

2 771 

2 863 

Niederlande 

4 199 

4 637 

4 906 

5 220 

3 464 

3 639 

Österreich 

1 934 

1 985 

2 192 

2 331 

1 570 

1 647 

Schweden 

487 

551 

610 

660 

444 

500 

Vereinigtes Königreich 

1 926 

2 057 

2 167 

2218 

1 452 

1 616 

Tschechische Republik 

405 

486 

524 

571 

412 

430 

Ungarn 

146 

170 

203 

216 

160 

199 

Polen 

584 

597 

590 

526 

395 

453 

Drittländer (Welt ohne EU-25) 

6 069 

6 157 

6 154 

5 847 

4 472 

4 350 

Rumänien, Bulgarien 

112 

149 

175 

144 

101 

138 

Russland 

630 

972 

889 

801 

597 

659 

übrige MOE-Länder^) 

388 

456 

494 

498 

377 

381 

USA 

858 

847 

883 

905 

687 

687 

ASEAN 

234 

165 

135 

151 

117 

135 

MERCOSUR 

82 

65 

55 

46 

34 

34 

Nachrichtlich: 

Entwicklungsländer^^ 

2 820 

2410 

2 259 

2 060 

1 617 

1 409 

Welt insgesamt 

28 026 

30 353 

31 105 

32 035 

22 221 

23 289 


Ausgenommen Agrarrohstoffe (Non-food) für die gewerbliche Wirtschaft. 

2) Neue Unabhängige Staaten (ohne Russland), Albanien und Nachfolgestaaten Jugoslawiens (ohne Slowenien). 
Ohne Malta und Zypern. 

Vorläufig. 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 17 

Deutscher Außenhandel mit Gütern der Land- nnd Ernährungswirtschaft nach Produktguppen 


Produktgruppe 

2002 

2003 

Veränd. geg. 
Vorjahr 

2002 

2003 

Veränd. geg. 
Vorjahr 


1 000 Tonnen 

% 

Mio. € 

% 





Einfuhr 



Lebende Tiere 





490 

500 

+ 1.9 

Milch und -erzeugnisse 

2 348,2 

3 040,7 

+ 

29,5 

3 824 

4 234 

+ 10,7 

Fleisch und -erzeugnisse 

1 903,0 

1 953,9 

+ 

2,7 

4319 

4 195 

- 2,9 

Fische und Fischzubereitungen 

808,1 

808,7 

+ 

0,1 

2 478 

2 280 

- 8,0 

Getreide (ohne Reis) 

3 647,0 

4 059,5 

+ 

11,3 

630 

703 

+ 11,6 

Getreideerzeugnisse, Backwaren 

1 476,9 

1 486,7 

+ 

0,7 

1 835 

1 851 

+ 0,9 

Kartoffeln und -erzeugnisse 

975,0 

1 094,6 

+ 

12,3 

423 

431 

+ 1,9 

Gemüse u. a. Küchengewächse 

2 885,0 

2 889,4 

+ 

0,2 

2 820 

2 862 

+ 1,5 

Frischobst, Südfrüchte 

4 869,7 

5 080,3 

+ 

4,3 

3 593 

3 849 

+ 7,1 

Schalen- und Trockenfrüchte 

444,8 

436,9 

- 

1,8 

1 044 

996 

- 4,7 

Zubereitungen, Konserven, Säfte aus Gemüse und Obst 

3 905,8 

4 168,2 

+ 

6,7 

3 380 

3 580 

+ 5,9 

Kakao und -erzeugnisse 

642,1 

647,1 

+ 

0,8 

1 602 

1 748 

+ 9,1 

Zucker und -erzeugnisse 

1 129,9 

1 312,5 

+ 

16,2 

846 

980 

+ 15,8 

Ölsaaten und -produkte 

11 751,7 

12 123,6 

+ 

3,2 

3 349 

3 457 

+ 3,2 

Kleie u. a. Abfallerz. zur Viehfütterung 

3 231,4 

2 840,3 

- 

12,1 

1 118 

1 052 

- 5,9 

Lebende Pflanzen und Erzeugnisse der Ziergärtnerei 

758,8 

812,4 

+ 

7,1 

1 956 

1 979 

+ 1,2 

Kaffee 

919,4 

930,9 

+ 

1,3 

1 221 

1 144 

- 6,3 

Rohtabak und Tabakerzeugnisse 

261,5 

271,2 

+ 

3,7 

1 583 

1 504 

- 5,0 

Branntwein (1 000 hl r. Alk.) 

2 387 

2 494 

+ 

4,5 

987 

929 

- 5,9 

Wein (1 000 hl) 

13 474 

13 505 

+ 

0,2 

1 973 

1 958 

- 0,8 

Insgesamt 





43 8i0 

44 602 

+ 1,8 





Ausfuhr 



Lebende Tiere 





680 

655 

- 3,6 

Milch und -erzeugnisse 

4 440,0 

5 308,8 

+ 

19,6 

4 508 

5 413 

+ 20,1 

Fleisch und -erzeugnisse 

1 727,9 

1 822,4 

+ 

5,5 

3 562 

3 677 

+ 3,2 

Fische und Fischzubereitungen 

321,0 

343,0 

+ 

6,8 

984 

952 

- 3,2 

Getreide (ohne Reis) 

11 106,1 

10 699,9 

- 

3,7 

1 465 

1 360 

- 7,1 

Getreideerzeugnisse, Backwaren 

2 120,6 

2 245,9 

+ 

5,9 

2 561 

2 768 

+ 8,1 

Kartoffeln und -erzeugnisse 

2 007,3 

2 025,4 

+ 

0,9 

477 

500 

+ 4,9 

Gemüse u. a. Küchengewächse 

328,1 

312,8 

- 

4,7 

221 

213 

- 3,3 

Frischobst, Südfrüchte 

420,3 

453,8 

+ 

8,0 

359 

394 

+ 9,7 

Schalen- und Trockenfrüchte 

83,8 

89,9 

+ 

7,2 

311 

317 

+ 2,0 

Zubereitungen, Konserven, Säfte aus Gemüse und Obst 

1 595,2 

1 700,2 

+ 

6,6 

1 389 

1 444 

+ 4,0 

Kakao und -erzeugnisse 

485,2 

480,6 

- 

0,9 

1 464 

1 501 

+ 2,5 

Zucker und -erzeugnisse 

1 609,4 

1 717,1 

+ 

6,7 

1 052 

1 049 

- 0,3 

Ölsaaten und -produkte 

6 331,2 

5 065,5 

- 

20,0 

2 108 

1 744 

- 17,3 

Kleie u. a. Abfallerz. zur Viehfütterung 

2 403,0 

2 645,8 

+ 

10,1 

907 

914 

+ 0,8 

Kaffee 

338,1 

346,1 

+ 

2,4 

918 

903 

- 1,7 

Rohtabak und Tabakerzeugnisse 

200,7 

194,4 

- 

3,1 

2 208 

1 930 

- 12,6 

Bier(l 000 hl) 

11 169 

12 232 

+ 

9,5 

763 

815 

+ 6,8 

Wein (1 000 hl) 

2 795 

3 150 

+ 

12,7 

479 

529 

+ 10,4 

Insgesamt 





31 105 

32 035 

+ 3,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 18 


Produktionswert zu Erzeugerpreisen!) 


Erzeugnis 

1999 

2000 

2001 

2002 

20032) 

20042) 

20043) 

gegen 

20032) 

Mio. € 

% 

Getreide 

4 731 

5 031 

5 297 

4 279 

4 205 

5 118 

+ 

21,7 

Ölsaaten 

679 

669 

902 

861 

861 

1 031 

+ 

19,8 

Eiweißpflanzen 

79 

63 

93 

67 

60 

71 

+ 

18,4 

Zuckerrüben 

1 299 

1 306 

1 207 

1 237 

1 221 

1 355 

+ 

11,0 

Futterpflanzen 

4 937 

4 601 

4 068 

4 255 

3 439 

4 237 

+ 

23,2 

Gemüse 

1 138 

1 311 

1 409 

1 264 

1 366 

1 316 

- 

3,6 

Pflanzen und Blumen 

2 485 

2 491 

2 706 

2 783 

2711 

2 612 

- 

3,7 

Kartoffeln 

1 157 

928 

1 175 

1 034 

863 

780 

- 

9,6 

Obst 

680 

707 

693 

803 

884 

747 

- 

15,5 

Weinmost/Wein 

1 168 

1 105 

1 072 

1 077 

1 081 

1 148 

+ 

6,3 

Pflanzliche Erzeugung 

18 492 

18 374 

18 770 

17 798 

16 811 

18 810 

+ 

11,9 

Rinder 

2 968 

2 913 

2 326 

2 449 

2 342 

2 712 

+ 

15,8 

Schweine 

4 099 

5 126 

6 147 

4 973 

4 889 

5 548 

+ 

13,5 

Schafe 

176 

155 

189 

169 

165 

171 

+ 

3,5 

Geflügel 

947 

926 

1 088 

1 064 

964 

1 155 

+ 

19,8 

Milch 

8 108 

8 615 

9 372 

8 453 

8 281 

7 971 

- 

3,8 

Eier 

759 

946 

1 002 

917 

861 

596 

- 

30,7 

Tierische Erzeugung 

17 747 

19 319 

20 752 

18 609 

18 100 

18 618 

+ 

2,9 

Erzeugung insgesamt^) 

37 555 

39 128 

41 016 

37 903 

36 397 

38 945 

+ 

7,0 


Wirtschaftsbereich Landwirtschaft ohne Forstwirtschaft und Fischerei, Erläuterungen siehe Anhang S. 141. 

•) Jeweilige Preise ohne Mehrwertsteuer. 

2) Vorläufig. 

Geschätzt. 

■^) Einschließlich landwirtschaftlicher Dienstleistungen und nichtlandwirtschaftlicher Nebentätigkeiten (nicht trennbar). 
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Tabelle 19 


Wertschöpfung der Landwirtschaft 


Art der Kennzahl 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003» 

20042) 

20042) 

gegen 

2003» 


Mio. € 

% 

Produktionswert zu Erzeugerpreisen 

37 555 

39 128 

41 016 

37 903 

36 397 

38 945 

+ 

7,0 

+ Produktsubventionen 

3 292 

3 920 

3 962 

4018 

3 989 

4 473 

+ 

12,1 

darunter: pflanzlicher Bereich 

2 955 

3 336 

3 325 

3 252 

3 223 

3 314 

+ 

2,8 

Tierprämien 

337 

584 

637 

766 

766 

1 159 

+ 

51,4 

- Produktsteuem 

228 

169 

217 

150 

79 

211 

+ 

167,1 

= Produktionswert zu Herstellungs- 
preisen 

40 619 

42 879 

44 760 

41 771 

40 307 

43 207 

+ 

7,2 

- Vorleistungen 

25 047 

25 382 

24 659 

25 197 

24 603 

26 129 

+ 

6,2 

= Bruttowertschöpfung^) 

15 571 

17 497 

20 102 

16 574 

15 704 

17 078 

+ 

8,8 

- Abschreibungen 

7 135 

7 180 

7 183 

7 163 

7 161 

7 161 

± 

0,0 

- Sonstige Produktionsabgaben 

541 

619 

530 

786 

705 

705 

± 

0,0 

+ Sonstige Subventionen 

1 803 

1 681 

1 482 

1 459 

1 571 

1 540 

- 

2,0 

= Nettowertschöpfung 

9 698 

11 379 

13 871 

10 084 

9 409 

10 752 

+ 

14,3 

Nettowertschöpfung je Arbeitskraft (€) 

13 569 

16 619 

21 051 

15 943 

15 416 

18 161 

+ 

17,8 


Wirtschaftsbereich Landwirtschaft ohne Forstwirtschaft und Fischerei, Erläuterungen siehe Anhang S. 141. 
*) Vorläufig. 

Geschätzt. 

Zu Herstellungspreisen. 
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Tabelle 20 


Vorleistungen der Landwirtschaft*) 


Vorleistungsart 

2000 

2001 

2002 

2003") 

2004") 

2004") 

gegen 

2003") 


Mio. € 

% 

Saat- und Pflanzgut 

878 

840 

948 

743 

743 

± 0,0 

Energie, Schmierstoffe'*) 

2 539 

2 616 

2 642 

2 788 

2 812 

+ 0,9 

Dünge- u. Bodenverbesserungsmittel 

1 754 

1 505 

1 463 

1 555 

1 520 

- 2,2 

Pflanzenschutzmittel 

1 343 

1 412 

1 481 

1 457 

1 450 

- 0,5 

Tierarzt u. Medikamente 

625 

595 

560 

574 

603 

+ 5,1 

Futtermittel 

10 801 

10 732 

11 134 

9 944 

11 399 

+ 14,6 

bei landwirtschaftlichen Einheiten gekaufte Futter- 
mittel 

67 

56 

55 

54 

60 

+ 12,2 

außerhalb des Wirtschaftsbereiches gekaufte Futter- 
mittel 

4 505 

4 961 

5 377 

4 606 

4 839 

+ 5,1 

innerbetrieblich erzeugte und verbrauchte Futtermittel 

6 229 

5 715 

5 701 

5 284 

6 499 

+ 23,0 

Instandhaltung von 







Maschinen und Geräten 

1 790 

1 809 

1 831 

1 814 

1 794 

- 1,1 

baulichen Anlagen 

640 

660 

667 

614 

591 

- 3,7 

Landwirtschaftliche Dienstleistungen 

1 270 

1 321 

1 336 

1 388 

1 416 

+ 2,0 

Andere Güter und Dienstleistungen 

3 663 

3 683 

3 685 

3 728 

3 803 

+ 2,0 

Insgesamt 

24 970 

25 302 

25 173 

24 603 

26 129 

+ 6,2 


Wirtschaftsbereich Landwirtschaft ohne Forstwirtschaft und Fischerei, Erläuterungen siehe Anhang S. 141. 
•) Erzeugerpreise ohne Mehrwertsteuer. 

Vorläufig. 

Geschätzt. 

Für Dieselkraftstoff unverbilligter Preis. 
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Tabelle 21 


Prämienzahlungen in ausgewählten Bereichen 

Flächenprämien fiir Ackerkulturen in € je ha 


Prämienart 

1998/99 

1999/2000 

2000/01 

2001/02 

2002/03 

Getreide 

303 

304 

329 

353 

353 

Flächenstilllegung 

384 

385 

329 

353 

353 

Eiweißpflanzen 

438 

439 

406 

406 

406 

Ölsaaten 

573 

574 

499 

442 

353 

Öllein 

587 

588 

494 

423 

353 


Tierprämien in € je Tier 


Prämienart 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

Rinderprämien 






- Mutterkuhprämie 

163 

182 

200 

200 

200 

- Schlachtprämie 

27 

53 

80 

80 

80 

darunter: Kälber 

17 

33 

50 

50 

50 

- Sonderprämie für 






männl. Rinder 






Bullen 

160 

185 

210 

210 

210 

Ochsen je Altersklasse 

122 

136 

150 

150 

150 

- Ergänzungsbetrag 

8,33 

15,62 

23,17 

24,64 

rd. 243) 

Schafprämien 






ohne Milchvermarktungi) 

17,5 

21 

21 

21 

21 

mit Milchvermarktung^) 

14,0 

16,8 

16,8 

16,8 

16,8 

Extensivierungsprämie 






< 1,4 GVE/haFF 

100 

100 

100 

100 

100 

< 1,0 GVE/haFF 

- 

- 

- 

- 

- 


Betriebe ohne Vermarktung von Schafmilch- und Schafmilcherzeugnissen. 

2) Betriebe mit Vermarktung von Schafmilch- und Schafmilcherzeugnissen. 

Aufteilung des globalen Ergänzungsbetrages (88,4 Mio. Euro) erfolgt im Nachhinein auf die Anzahl der gewährten Schlachtprämien bei Großrin- 
dem; daher kann der Auszahlungsbetrag zurzeit nur geschätzt werden. 
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Tabelle 22 


Kennzahlen der landwirtschaftlichen Hanpterwerhshetriehe nach Betriebsformen nnd Größenklassen 


Wirtschaftsjahr 

Betriebsgröße 

Arbeits- 

kräfte 

Viehbesatz 

Betriebl. 

Erträge 

Betriebl. 

Aufwend. 

Gewinn 

Gewinn 
plus Perso- 
nalaufwand 


EGE 

ha LE 

AK/ 

100 ha LE 

VE/ 

100 ha LE 


€/ha LF 


€/Untem. 

€/AK 

1999/2000 

88,1 

97,1 

1,9 

39,9 

Ackerbau 

1 990 

1 524 

419 

40 644 

26 646 

2000/01 

90,3 

100,2 

1,8 

37,8 

2 054 

1 596 

413 

41 358 

26 993 

2001/02 

93,6 

103,9 

1,9 

29,1 

2 050 

1 571 

437 

45 336 

28 465 

2002/03 

95,6 

107,0 

1,8 

25,0 

1 839 

1 477 

314 

33 639 

22 916 

2003/04 

96,1 

107,2 

1,7 

31,4 

1 939 

1 497 

393 

42 115 

27 304 

1999/2000 

143,8 

4,1 

100,1 

4,2 

Gartenbau 

62 205 

50 747 

9 288 

37 634 

21 118 

2000/01 

155,6 

4,1 

97,3 

12,7 

65 923 

53 876 

9 765 

39 625 

22 082 

2001/02 

160,5 

4,4 

97,8 

10,1 

64 341 

52 772 

9314 

41 008 

21 392 

2002/03 

159,1 

4,6 

99,3 

5,1 

67 009 

55 902 

8 793 

40 573 

21 842 

2003/04 

155,7 

4,9 

95,2 

1,8 

66 266 

56 088 

7 934 

38 525 

21 481 

1999/2000 

50,0 

9,8 

22,8 

1,8 

Weinbau 

11 125 

7 637 

2 981 

29 358 

16 109 

2000/01 

50,1 

9,8 

21,8 

1,5 

11 012 

7 649 

2 847 

27 887 

16 108 

2001/02 

54,3 

10,8 

21,3 

1,3 

11 201 

7 851 

2 844 

30 690 

16 897 

2002/03 

53,9 

10,3 

21,6 

1,4 

12 021 

8 329 

3 242 

33 518 

18 614 

2003/04 

53,2 

10,6 

21,5 

1,2 

12211 

8 484 

3 206 

33 910 

18 479 

1999/2000 

85,7 

15,1 

21,8 

5,4 

Obstbau 

8 927 

6419 

2 195 

33 239 

15 536 

2000/01 

90,4 

16,4 

19,6 

16,6 

8 041 

5 880 

1 863 

30 532 

15 526 

2001/02 

91,2 

17,5 

17,6 

13,2 

8 639 

6 071 

2 234 

39 104 

18 466 

2002/03 

90,6 

17,1 

17,2 

13,8 

8 071 

5 854 

1 907 

32 610 

16 499 

2003/04 

99,2 

22,2 

13,3 

10,7 

6 674 

4 641 

1 768 

39 340 

19 483 

1999/2000 

58,0 

11,1 

22,2 

Dauerkulturen insgesamto 

3,4 10 297 7 155 

2 705 

30 026 

15 920 

2000/01 

59,5 

11,4 

20,9 

6,9 

9 890 

6 946 

2510 

28 556 

16 041 

2001/02 

62,8 

12,5 

19,7 

6,1 

10 083 

7 034 

2 619 

32 655 

17 500 

2002/03 

61,9 

12,0 

19,8 

6,0 

10 435 

7 262 

2 781 

33 272 

18 150 

2003/04 

63,7 

13,6 

17,7 

5,8 

9 562 

6 627 

2 541 

34 541 

18 672 

1999/2000 

53,8 

40,8 

3,8 

165,4 

Milch 

2 735 

1 995 

647 

26 370 

18 176 

2000/01 

54,9 

41,3 

3,7 

164,0 

2 848 

2 045 

710 

29 291 

19 990 

2001/02 

57,2 

42,7 

3,6 

163,1 

2 842 

2 098 

655 

27 949 

19 180 

2002/03 

57,0 

43,7 

3,5 

160,8 

2 758 

2 102 

564 

24 668 

17 076 

2003/04 

57,0 

44,1 

3,5 

160,5 

2 762 

2 154 

516 

22 749 

15 856 

1999/2000 

48,5 

61,7 

2,5 

Sonstiger Futterbau 

155,3 2 014 1 618 

336 

20 737 

14 434 

2000/01 

49,8 

61,4 

2,6 

159,6 

2 072 

1 635 

371 

22 784 

15 668 

2001/02 

52,5 

63,0 

2,5 

154,8 

2 010 

1 618 

322 

20 278 

14 393 

2002/03 

53,4 

65,3 

2,4 

152,3 

2 078 

1 691 

320 

20 873 

15 065 

2003/04 

53,6 

67,3 

2,3 

145,4 

1 960 

1 592 

300 

20 147 

14 480 

1999/2000 

53,1 

43,2 

3,6 

Futterbau insgesamt 

163,7 2 614 1 932 

595 

25 712 

17 729 

2000/01 

54,3 

43,8 

3,5 

163,3 

2 711 

1 973 

650 

28 473 

19 436 

2001/02 

56,6 

45,4 

3,4 

161,5 

2 687 

2 008 

593 

26 916 

18 532 

2002/03 

56,5 

46,6 

3,3 

159,2 

2 632 

2 026 

519 

24 167 

16811 

2003/04 

56,6 

47,1 

3,3 

157,7 

2615 

2 051 

476 

22 416 

15 682 

1999/2000 

81,6 

34,7 

5,0 

526,1 

Veredlung 

7 527 

6215 

1 121 

38 861 

24 781 

2000/01 

92,6 

38,1 

4,3 

526,9 

9 093 

6 989 

1 895 

72 233 

45 565 

2001/02 

96,6 

38,1 

4,2 

467,5 

7 396 

5 971 

1 271 

48 468 

31 948 

2002/03 

97,4 

40,9 

4,1 

466,5 

6 298 

5 488 

653 

26 718 

18 258 

2003/04 

93,5 

41,0 

4,3 

510,8 

7 124 

6 314 

621 

25 481 

17 241 


■) Einschließlich sonstiger Dauerkulturen. 
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noch Tabelle 22 

Kennzahlen der landwirtschaftlichen Hanpterwerhshetriehe nach Betriebsformen nnd Größenklassen 


Wirtschaftsjahr 

Betriebsgröße 

Arbeits- 

kräfte 

Viehbesatz 

Betriebl. 

Erträge 

Betriebl. 

Aufwend. 

Gewinn 

Gewinn 
plus Perso- 
nalaufwand 


EGE 

haLF 

AK/ 

100 haLF 

VE/ 

100 haLF 


€/ha LF 


€AJntem. 

€/AK 

1999/2000 

70,2 

53,1 

3,8 

Pflanzenbauverbund 

154,2 3 352 2 708 

564 

29 938 

18 361 

2000/01 

75,0 

56,9 

3,6 

151,7 

3 574 

2 855 

656 

37 306 

22 388 

2001/02 

81,2 

62,7 

3,2 

117,7 

3 104 

2 549 

499 

31 315 

19 878 

2002/03 

76,9 

61,1 

3,3 

86,4 

2 748 

2 262 

413 

25 214 

16 895 

2003/04 

78,2 

60,1 

3,4 

116,0 

2 966 

2 452 

443 

26 649 

17 062 

1999/2000 

57,6 

40,3 

3,8 

Viehhaltungsverbund 

315,5 4 156 3 507 

545 

21 958 

15 208 

2000/01 

60,2 

41,4 

3,8 

331,5 

4 924 

3 976 

845 

34 990 

23 219 

2001/02 

66,7 

42,0 

3,6 

304,2 

4 425 

3 739 

593 

24 911 

17 139 

2002/03 

67,1 

43,4 

3,5 

302,2 

3 979 

3 491 

387 

16 763 

11 695 

2003/04 

64,5 

44,7 

3,4 

317,6 

4 096 

3 643 

353 

15 743 

11 107 

1999/2000 

67,7 

60,4 

2,8 

Pflanzenbau-Viehhaltung 

194,0 3 026 2 494 

453 

27 336 

18 444 

2000/01 

69,8 

61,7 

2,7 

199,8 

3 492 

2 741 

669 

41 321 

26 702 

2001/02 

74,3 

64,4 

2,6 

183,7 

3 188 

2 622 

497 

32 001 

21 289 

2002/03 

74,7 

65,3 

2,5 

174,9 

2 860 

2 448 

337 

21 997 

15 621 

2003/04 

73,2 

66,5 

2,5 

189,1 

2 986 

2 564 

342 

22 720 

15 936 

1999/2000 

66,0 

55,6 

3,0 

Gemischt (Verbund) insgesamt 

206,6 3 221 2 660 

478 

26 598 

17 862 

2000/01 

68,8 

57,6 

2,9 

210,2 

3 680 

2 909 

690 

39 726 

25 506 

2001/02 

74,0 

60,8 

2,8 

187,8 

3 307 

2 730 

507 

30 837 

20 511 

2002/03 

73,8 

61,4 

2,7 

177,1 

2 967 

2 537 

352 

21 616 

15 275 

2003/04 

72,5 

62,3 

2,7 

193,9 

3 106 

2 669 

356 

22 170 

15 439 

1999/2000 

30,0 

26,9 

5,3 

137,5 

Kleinere'* 

2 802 

2 081 

641 

17 266 

13 394 

2000/01 

29,9 

27,0 

5,2 

137,4 

2 923 

2 146 

699 

18912 

14 535 

2001/02 

30,1 

27,6 

5,1 

117,8 

2 776 

2 079 

625 

17 266 

13 642 

2002/03 

30,0 

28,2 

5,0 

112,4 

2 689 

2 090 

521 

14 689 

12 056 

2003/04 

30,1 

28,6 

5,0 

119,2 

2 764 

2 167 

513 

14 679 

12 039 

1999/2000 

65,5 

51,3 

3,4 

164,5 

Mittlere^* 

3 143 

2 463 

591 

30 283 

19 787 

2000/01 

66,0 

52,3 

3,3 

164,1 

3 426 

2618 

720 

37 644 

24 297 

2001/02 

67,3 

53,4 

3,2 

144,6 

3 133 

2 459 

599 

31 965 

21 091 

2002/03 

67,3 

54,8 

3,1 

135,0 

2 903 

2 339 

481 

26 374 

18 064 

2003/04 

66,9 

55,6 

3,1 

147,6 

3 011 

2 448 

477 

26 516 

18 028 

1999/2000 

172,6 

117,0 

2,7 

98,7 

Größere^) 

2 962 

2 372 

504 

58 961 

26 871 

2000/01 

175,1 

119,1 

2,5 

97,5 

3 087 

2 448 

553 

65 858 

29 593 

2001/02 

178,5 

122,1 

2,5 

94,6 

3 063 

2 443 

536 

65 471 

28 914 

2002/03 

182,0 

124,6 

2,5 

93,8 

2 877 

2 391 

400 

49 835 

24 248 

2003/04 

182,3 

125,9 

2,5 

98,3 

2 989 

2 452 

449 

56 529 

26 303 

1999/2000 

69,9 

53,0 

3,5 

134,9 

Insgesamt 

3 010 

2 355 

568 

30 115 

19 908 

2000/01 

72,8 

55,3 

3,3 

133,1 

3 203 

2 467 

651 

35 962 

23 169 

2001/02 

76,7 

58,2 

3,2 

119,2 

3 045 

2 390 

577 

33 593 

21 763 

2002/03 

77,0 

59,4 

3,2 

114,1 

2 857 

2319 

454 

26 957 

18 533 

2003/04 

76,7 

59,9 

3,2 

122,5 

2 960 

2 402 

471 

28 254 

19 134 


■) Kleinere = 16 bis 40 EGE. 

2) Mittlere = 40 bis 100 EGE. 

2) Größere = 100 und mehr EGE. 
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Tabelle 23 


Gartenbaubetriebe im Haupterwerb nach Betriebsformen 


Wirtschaftsjahr 

Betriebsgröße 

Arbeits- 

kräfte 

Betriebl. 

Erträge 

Betriebl. 

Aufwen- 

dungen 

Gewinn 

Gewinn 
plus Perso- 
nalaufwand 


EGE 

haLF 

haGG 

AK 

€/ha LF 

€/ha LF 

€/Untem. 

€/ha LF 

€/AK 






Gemüsebau 





1996/97 

68,9 

5,5 

3,8 

3,5 

32 724 

26 116 

30 874 

5 632 

16 803 

1997/98 

88,5 

7,8 

4,8 

3,0 

20 809 

15 562 

37 034 

4 747 

18 367 

1998/99 

95,3 

8,3 

5,2 

3,4 

21 211 

16613 

32 961 

3 965 

16 466 

1999/2000 

95,2 

9,0 

5,8 

3,6 

20 955 

16 837 

32 334 

3 584 

17 022 

2000/01 

105,1 

9,9 

6,4 

3,9 

23 744 

18411 

46 249 

4 695 

19 593 

2001/02 

121,6 

11,0 

7,6 

4,5 

21 650 

17 845 

35 465 

3 224 

15 785 

2002/03 

134,2 

12,2 

8,7 

5,1 

22 427 

18 839 

35 998 

2 961 

16 188 

2003/04 

156,1 

14,3 

10,2 

5,8 

22 322 

19 409 

32 535 

2 280 

15 395 






Zierpflanzen 





1996/97 

154,0 

1,2 

1,1 

3,5 

213 708 

180 590 

27 678 

24 034 

20 774 

1997/98 

158,0 

1,2 

1,0 

3,6 

224 928 

189 830 

30 955 

26 818 

22 001 

1998/99 

172,0 

1,4 

1,1 

3,7 

187 991 

157 541 

31 824 

22 987 

21 900 

1999/2000 

182,6 

1,3 

1,2 

4,2 

222 388 

184 207 

38 241 

29 729 

22 368 

2000/01 

195,4 

1,3 

1,2 

4,1 

220 930 

185 790 

35 274 

26 916 

22 353 

2001/02 

199,6 

1,4 

1,3 

4,4 

234 615 

194 156 

43 705 

31 768 

23 411 

2002/03 

181,0 

1,7 

1,5 

4,5 

197 770 

166 224 

41 158 

24 545 

23 370 

2003/04 

172,4 

1,6 

1,5 

4,5 

205 486 

174 961 

37 648 

23 216 

22 600 





Baumschulen 




1996/97 

124,4 

6,6 

4,9 

4,4 

40 327 

31 994 

47 267 

7 153 

26 247 

1997/98 

124,5 

5,8 

4,8 

4,1 

46 832 

37 834 

45 470 

7 904 

26 957 

1998/99 

130,8 

5,9 

4,9 

3,8 

40 619 

33 644 

33 680 

5 688 

23 399 

1999/2000 

116,7 

6,0 

4,4 

4,6 

40 646 

32 424 

40 037 

6 667 

21 444 

2000/01 

114,6 

5,3 

4,3 

4,0 

50 320 

39 788 

45 779 

8 688 

24 676 

2001/02 

110,3 

5,6 

4,5 

4,2 

44 702 

35 250 

43 772 

7 754 

23 457 

2002/03 

116,5 

5,8 

4,7 

4,4 

48 028 

38 602 

43 625 

7 504 

24 761 

2003/04 

102,9 

5,9 

4,4 

4,0 

50 490 

40 410 

49 235 

8 317 

27 350 






Sonstige 





1996/97 

110,3 

2,5 

2,4 

3,2 

57 990 

45 786 

26 411 

10 525 

13 405 

1997/98 

80,1 

2,2 

2,1 

3,8 

84 839 

66 023 

36 656 

16 856 

16513 

1998/99 

69,6 

1,9 

1,8 

3,3 

107 606 

82 939 

42 102 

22511 

20 371 

1999/2000 

80,2 

2,2 

2,1 

3,3 

105 683 

82 050 

47 142 

21 417 

24 237 

2000/01 

98,5 

2,4 

2,3 

2,6 

76 552 

60 829 

32 871 

13 941 

19 768 

2001/02 

95,9 

2,3 

2,0 

2,9 

77 379 

62 467 

28 689 

12 391 

18 600 

2002/03 

120,0 

2,6 

2,5 

3,5 

107 931 

86 606 

46 372 

18 095 

22 948 

2003/04 

104,3 

3,0 

2,9 

3,2 

77 489 

63 723 

35 011 

11 844 

21 099 






Insgesamt 





1996/97 

122,8 

3,5 

2,7 

3,6 

65 035 

53 411 

32 477 

9 263 

20 809 

1997/98 

130,2 

3,8 

2,8 

3,6 

61 993 

50 621 

35 603 

9 449 

22 070 

1998/99 

142,1 

3,8 

2,8 

3,6 

61 939 

51 042 

32 931 

8 686 

20 983 

1999/2000 

143,8 

4,1 

2,9 

4,1 

62 205 

50 747 

37 634 

9 288 

21 118 

2000/01 

155,6 

4,1 

3.0 

3,9 

65 923 

53 876 

39 625 

9 765 

22 082 

2001/02 

160,5 

4,4 

3,3 

4,3 

64 341 

52 772 

41 008 

9314 

21 392 

2002/03 

159,1 

4,6 

3.6 

4,6 

67 009 

55 902 

40 573 

8 793 

21 842 

2003/04 

155,7 

4,9 

3.7 

4,6 

66 266 

56 088 

38 525 

7 934 

21 481 
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Tabelle 24 


Weinbaubetriebe im Haupterwerb nach Vermarktungsformen 


Wirtschaftsjahr 

Betriebsgröße 

Arbeits- 

kräfte 

Betriebl. 

Erträge 

Betriebl. 

Aufwen- 

dungen 

Gewinn 

Gewinn 
plus Perso- 
nalaufwand 

EGE 

haLF 

ha ERF 

AK 

€/ha LF 

€/ha LF 

€/Untem. 

€/haLF 

€/AK 





Flaschenwein 




1996/97 

45,4 

8,8 

6,1 

2,3 

14 864 

10 909 

28218 

3 214 

16 799 

1997/98 

41,9 

7,5 

5,7 

2,2 

17 782 

12 358 

34 653 

4611 

19 990 

1998/99 

44,2 

7,9 

6,0 

2,3 

17 676 

12 231 

36 703 

4 634 

19 780 

1999/2000 

44,8 

7,6 

6,1 

2,4 

17 923 

13 003 

30 788 

4 046 

16 272 

2000/01 

45,3 

7,9 

6,2 

2,2 

17 035 

12 362 

29 928 

3 799 

16 961 

2001/02 

47,8 

8,9 

6,9 

2,3 

16 862 

12 070 

35 832 

4 025 

19314 

2002/03 

46,6 

8,1 

6,5 

2,3 

18 130 

13 307 

33 226 

4 119 

18 803 

2003/04 

47,0 

8,8 

6,9 

2,3 

18 111 

13 073 

37 366 

4 270 

20 199 






Fasswein 





1996/97 

55,0 

11,7 

7,3 

2,1 

7 893 

4 700 

33 324 

2 851 

17 586 

1997/98 

59,5 

12,4 

7,9 

2,3 

8 456 

4 923 

40 259 

3 239 

20 154 

1998/99 

61,1 

12,2 

8,2 

2,3 

8 093 

5 126 

32 376 

2 650 

16 325 

1999/2000 

63,4 

13,4 

8,3 

2,3 

7 129 

4 884 

26 122 

1 954 

13 689 

2000/01 

64,6 

13,4 

8,4 

2,2 

6 339 

4 475 

21 312 

1 586 

11 542 

2001/02 

73,5 

15,2 

10,4 

2,5 

6 496 

4 801 

21 155 

1 390 

11 252 

2002/03 

74,5 

15,4 

10,0 

2,4 

7412 

5 043 

32 644 

2 121 

16 260 

2003/04 

70,8 

14,9 

10,1 

2,4 

7 970 

5 249 

36 033 

2 419 

17 368 





Winzergenossenschaften 




1996/97 

42,9 

9,7 

5,4 

2,0 

6 957 

4 273 

21 833 

2 251 

13 428 

1997/98 

41,9 

8,9 

5,3 

1,9 

8 012 

4 750 

24 779 

2 770 

16 115 

1998/99 

42,3 

9,1 

5,3 

1,9 

8 604 

5 148 

28 019 

3 095 

17 674 

1999/2000 

44,4 

9,8 

5,6 

2,0 

8 086 

4 649 

30 433 

3 096 

18 861 

2000/01 

45,1 

9,9 

5,7 

1,9 

7 872 

4 528 

30 490 

3 071 

19 504 

2001/02 

46,8 

9,9 

6,3 

2,0 

8 543 

5 108 

30 424 

3 078 

18 564 

2002/03 

47,4 

9,8 

6,2 

2,0 

8 892 

4 984 

35 096 

3 571 

21 185 

2003/04 

48,5 

10,1 

6,5 

2,0 

7 741 

4915 

24 526 

2 431 

15 590 






Insgesamt 





1996/97 

47,8 

9,9 

6,3 

2,2 

10 352 

6 989 

28 234 

2 845 

16 268 

1997/98 

47,5 

9,5 

6,3 

2,1 

11 472 

7 372 

33 871 

3 583 

19 161 

1998/99 

48,8 

9,5 

6,5 

2,2 

11 743 

7 744 

33 161 

3 489 

18217 

1999/2000 

50,0 

9,8 

6,6 

2,2 

11 125 

7 637 

29 358 

2 981 

16 109 

2000/01 

50,1 

9,8 

6,6 

2,1 

11 012 

7 649 

27 887 

2 847 

16 108 

2001/02 

54,3 

10,8 

7,6 

2,3 

11 201 

7 851 

30 690 

2 844 

16 897 

2002/03 

53,9 

10,3 

7,4 

2,2 

12 021 

8 329 

33 518 

3 242 

18 614 

2003/04 

53,2 

10,6 

7,6 

2,3 

12211 

8 484 

33 910 

3 206 

18 479 
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Kennzahlen der Weinbanbetriebe im Hanpterwerb nach ansgewählten Anbaugebieten 

2003/04 


Art der Kennzahl 

Einheit 

Mosel-Saar- 

Ruwer 

Rheinhessen 

Pfalz 

Württemberg 

Franken 

Deutschland 

Anteil der Betriebe 

% 

26,0 

8,8 

42,6 

12,1 

6,5 

100 

Betriebsgröße 

EGE 

29,4 

64,5 

70,8 

38,3 

39,8 

53,2 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

5,9 

13,5 

13,7 

8,9 

7,5 

10,6 

Zugepachtete LF (netto) 

ha 

0,6 

4,2 

7,1 

3,8 

1,5 

4,2 

Wirtschaftswert 

€ 

13 909 

28 271 

35 056 

21 620 

13 248 

25 407 

Standarddeckungsbeitrag 

1 000 € 

67,4 

148,2 

162,3 

87,5 

90,7 

121,8 

Ertragsrebfläche 

ha 

4,2 

8,9 

10,2 

5,3 

5,6 

7,6 

Arbeitskräfte 

AK/ 100 ha LF 

30,9 

19,9 

19,1 

22,2 

23,8 

21,5 

Arbeitskräfte 

AK 

1,8 

2,7 

2,6 

2,0 

1,8 

2,3 

dar.: Nicht entlohnte AK (Farn.) 

nAK 

1,4 

1,9 

2,0 

1,3 

1,3 

1,7 

Umsatzerlöse 

€/ha LF 

13 831 

8 404 

9 442 

9 831 

11 629 

10015 

Weinbau und Kellerei 

€/ha LF 

13 146 

7 702 

8 929 

9 194 

10 460 

9 398 

Weinbau und Kellerei 

€/ha ERF 

18 323 

11 730 

12 031 

15614 

14 052 

13 152 

Sonstige betriebliche Erträge 

€/ha LF 

3 468 

2 381 

2 212 

2 094 

2 782 

2 425 

Materialaufwand 

€/ha LF 

4 449 

2 630 

2 769 

1 705 

2 896 

2 856 

Personalaufwand 

€/ha LF 

911 

723 

647 

1 032 

1 311 

773 

Abschreibungen 

€/ha LF 

1 782 

1 252 

1 204 

1 238 

1 940 

1 319 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

€/ha LF 

4 766 

3 061 

3 412 

3 019 

4 107 

3 536 

Gewinn 

€/ha LF 

3 979 

2 549 

3 032 

4 176 

3 100 

3 206 

Gewinn 

€/ha ERF 

5 545 

3 882 

4 085 

7 091 

4 164 

4 487 

Gewinn 

€/Lfntem. 

23 334 

34 358 

41 671 

37 237 

23 202 

33 910 

Gewinn plus Personalaufwand 

€/AK 

15 811 

16 453 

19 271 

23 473 

18 551 

18 479 

Umsatzrentabilität 

% 

- 10,2 

- 6,1 

- 2,5 

5,7 

- 6,7 

- 4,0 

Bilanzvermögen insgesamt 

€/ha LF 

59 027 

44 379 

39 429 

49 636 

57 133 

44 936 

Verbindlichkeiten 

€/ha LF 

13 916 

4 484 

5 698 

8 332 

13 556 

7 646 

Nettoverbindlichkeiten 

€/ha LF 

10 243 

2 945 

3 004 

-1 255 

9 472 

4 084 

Nettoinvestitionen 

€/ha LF 

90 

- 220 

- 55 

- 213 

919 

- 22 

Eigenkapitalveränderung, Bilanz 

€/ha LF 

857 

208 

483 

167 

1 526 

499 
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Tabelle 26 


Obstbaubetriebe im Haupterwerb nach Größenklassen 


Wirtschaftsjahr 

Betriebsgröße 

Arbeits- 

kräfte 

Betriebl. 

Erträge 

Betriebl. 

Aufwen- 

dungen 

Gewinn 

Gewinn 
plus Perso- 
nalaufwand 

EGE 

haLF 

haGG 

AK 

€/ha LF 

€/ha LF 

€AJntem. 

€/ha LF 

€/AK 






KleincreO 





1996/97 

28,6 

5,2 

3,3 

1,6 

8 087 

5 739 

8 501 

1 640 

7 938 

1997/98 

28,0 

6,3 

3,3 

1,4 

7 307 

4 012 

17 348 

2 736 

14 813 

1998/99 

32,2 

9,3 

3,8 

1,6 

6 689 

4 389 

17 533 

1 879 

13 952 

1999/2000 

31,0 

8,2 

3,7 

1,4 

5 434 

3 689 

11 460 

1 394 

9 305 

2000/01 

28,9 

8,9 

3,4 

1,4 

4 846 

3 577 

10 279 

1 152 

8 782 

2001/02 

31,7 

9,0 

3,6 

1,5 

8 873 

6 628 

18 864 

2 096 

14 847 

2002/03 

30,7 

10,3 

3,8 

1,7 

5 697 

4 270 

13 137 

1 272 

9 610 

2003/04 

34,4 

8,6 

4,2 

1,6 

5 352 

3 695 

12 630 

1 469 

10 198 






Mittlere'* 





1996/97 

74,4 

14,2 

9,3 

3,1 

8 645 

6 297 

28 518 

2 002 

13 996 

1997/98 

73,0 

13,2 

9,5 

2,8 

8 525 

6 221 

24 558 

1 863 

13 015 

1998/99 

74,3 

13,1 

9,5 

2,7 

9 734 

6 693 

35 293 

2 702 

18 675 

1999/2000 

71,4 

13,3 

8,9 

2,6 

9 504 

6 463 

36 062 

2 712 

18 634 

2000/01 

72,2 

13,9 

9,3 

2,6 

8 087 

5 948 

25 332 

1 825 

16 172 

2001/02 

68,5 

15,5 

8,2 

2,3 

7412 

5 349 

25 715 

1 655 

15 785 

2002/03 

73,3 

13,4 

9,3 

2,7 

8 894 

6 276 

29 585 

2 214 

16313 

2003/04 

68,3 

13,8 

8,5 

2,5 

9 248 

6 243 

35 671 

2 584 

19 756 






Größere'* 





1996/97 

139,9 

22,9 

18,5 

5,6 

8 385 

6 279 

40 906 

1 784 

12 432 

1997/98 

138,6 

21,9 

18,5 

5,0 

8 250 

6 159 

38 768 

1 773 

13 700 

1998/99 

160,9 

29,8 

21,3 

4,9 

7 524 

5 756 

42 924 

1 442 

15 830 

1999/2000 

134,2 

21,3 

18,1 

5,1 

9 386 

7 040 

43 764 

2 053 

14 956 

2000/01 

142,0 

23,0 

19,1 

4,8 

8 680 

6319 

46 730 

2 035 

16210 

2001/02 

138,2 

23,0 

18,8 

4,5 

9 373 

6 432 

60 397 

2 623 

20 273 

2002/03 

152,1 

26,2 

20,1 

4,1 

8 210 

6 025 

49 488 

1 892 

18 631 

2003/04 

169,6 

39,1 

21,4 

4,3 

5 876 

4 161 

58 677 

1 500 

21 294 






Insgesamt 





1996/97 

83,4 

14,6 

10,7 

3,5 

8 454 

6 232 

27 025 

1 852 

12 401 

1997/98 

83,4 

14,4 

10,9 

3,1 

8 270 

5 969 

27 386 

1 908 

13 534 

1998/99 

88,6 

16,9 

11,5 

3,1 

8 209 

5 908 

33 063 

1 958 

16 758 

1999/2000 

85,7 

15,1 

11,1 

3,3 

8 927 

6419 

33 239 

2 195 

15 536 

2000/01 

90,4 

16,4 

11,9 

3,2 

8 041 

5 880 

30 532 

1 863 

15 526 

2001/02 

91,2 

17,5 

11,8 

3,1 

8 639 

6 071 

39 104 

2 234 

18 466 

2002/03 

90,6 

17,1 

11,8 

2,9 

8 071 

5 854 

32 610 

1 907 

16 499 

2003/04 

99,2 

22,2 

12,5 

3,0 

6 674 

4 641 

39 340 

1 768 

19 483 


■) Größenklassen: Kleinere = 16 bis 40 EGE, Mittlere = 40 bis 100 EGE, Größere = 100 und mehr EGE. 
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Tabelle 27 

Kennzahlen der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe nach Ländern und Regionen 

2003/04 


Land/Region 

Betriebsgröße 

Arbeits- 

kräfte 

Vieh- 

besatz 

Betriebl. 

Erträge 

Betriebl. 

Aufwend. 

Gewinn 

Gewinn 

plus 

Personal- 

aufwand 

EGE 

ha LE 

ABC/ 

100 haLF 

VE/ 

100 ha LF 

€/ha LF 

€AJntem. 

€/AK 

Schleswig-Holstein 

95,2 

68,3 

2,7 

167,0 

3 105 

2 491 

522 

35 675 

22 993 

Niedersachsen 

94,4 

67,7 

2,6 

157,7 

3 186 

2 642 

450 

30 481 

21 085 

Nordrhein- Westfalen 

88,1 

50,2 

3,6 

204,4 

4 197 

3 483 

605 

30 370 

21 524 

Hessen 

73,8 

61,8 

3,2 

103,8 

2 776 

2317 

383 

23 660 

17 583 

Rheinland-Pfalz 

72,6 

48,5 

4,8 

59,7 

3 422 

2 590 

733 

35 544 

19 533 

Baden-Württemberg 

62,0 

45,2 

4,5 

119,4 

3 642 

2 929 

613 

27 725 

19 022 

Bayern 

50,1 

41,3 

3,9 

134,1 

2 963 

2 377 

503 

20 790 

14 705 

Saarland 

73,0 

116,7 

1,6 

67,1 

1 435 

1 110 

274 

31 998 

18 582 

Brandenburg 

131,8 

208,0 

1,5 

30,1 

1 105 

910 

143 

29 823 

16919 

Mecklenburg- Vorpommern 

194,5 

270,3 

1,2 

33,2 

1 422 

1 118 

235 

63 646 

30 018 

Sachsen 

121,5 

115,7 

2,6 

37,4 

1 884 

1 608 

225 

26 090 

17 448 

Sachsen-Anhalt 

179,1 

243,0 

1,2 

23,9 

1 344 

1 044 

243 

58 997 

28 670 

Thüringen 

117,9 

147,9 

1,9 

35,0 

1 577 

1 280 

249 

36 864 

20 826 

Früheres Bundesgebiet^^ 

72,2 

51,7 

3,5 

143,4 

3 313 

2 690 

530 

27 383 

18 789 

Neue Länder 

151,3 

197,0 

1,5 

30,8 

1 416 

1 141 

217 

42 775 

22 595 

Deutschland^) 

76,7 

59,9 

3,2 

122,5 

2 960 

2 402 

471 

28 254 

19 134 


Einschließlich Berlin. 

2) Einschließlich Stadtstaaten. 
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Tabelle 28 


Kennzahlen der landwirtschaftlichen Hanpterwerbshetriehe nach Gehietskategorien 

2003/04 


Art der Kennzahl 

Einheit 

Benachteiligte Gebiete 

Nicht 

benachteiligtes 

Gebiet 

Insgesamt 

Betriebe ohne 
Ausgleichszulage 

Betriebe mit 
Ausgleichszulage 

Anteil der Betriebe 

% 

12,3 

36,3 

51,4 

100 

Betriebsgröße 

EGE 

92,9 

54,1 

88,8 

76,7 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

65,2 

57,8 

60,2 

59,9 

dar. : Ldw. Ackerfläche 

ha 

48,5 

35,1 

49,7 

44,3 

Dauergrünland 

ha 

15,7 

22,4 

8,7 

14,5 

Wirtschaftswert 

€ 

40 192 

30 394 

56 105 

44 813 

Vergleichswert 

€/ha LF 

614 

519 

930 

744 

Arbeitskräfte 

AK/ 100 ha LF 

3,1 

2,8 

3,4 

3,2 

Viehbesatz 

VE/ 100 ha LF 

166,5 

113,0 

117,5 

122,5 

dar.: Milchkühe 

VE/ 100 ha LF 

27,3 

33,8 

16,9 

24,2 

Getreideertrag 

dt/ha 

58,4 

46,7 

64,3 

58,5 

Milchleistung 

kg/Kuh 

6 945 

6 096 

6 882 

6 507 

Umsatzerlöse 

€/ha LF 

2 544 

1 534 

2 645 

2 242 

Sonstige betriebliche Erträge 

€/haLF 

712 

653 

768 

720 

dar.: Ausgleichszulage 

€/ha LF 

0 

54 

0 

19 

Ausgleichszulage 

€ 

0 

3 141 

0 

1 141 

Materialaufwand 

€/ha LF 

1 564 

862 

1 440 

1 254 

Personalaufwand 

€/ha LF 

135 

40 

195 

133 

Abschreibungen 

€/ha LF 

290 

320 

308 

310 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

€/ha LF 

751 

536 

810 

706 

Gewinn 

€/ha LF 

413 

359 

563 

471 

Gewinn 

€/Untem. 

26 941 

20 749 

33 872 

28 254 

Gewinn plus Personalaufwand 

€/AK 

17814 

14 431 

21 997 

19 134 

Verbindlichkeiten 

€/ha LF 

2 081 

1 424 

1 941 

1 779 

N e tto in ve stitionen 

€/ha LF 

- 12 

0 

45 

22 

Eigenkapitalveränderung, Bilanz 

€/ha LF 

1 

- 6 

73 

36 

Umsatzrentabilität 

% 

- 4.6 

- 10,9 

- 1.4 

- 4.3 
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Tabelle 29 


Einkommensstreuung der landwirtschaftlichen Hanpterwerbshetriehe 

Schichtung nach dem Gewinn je Unternehmen 
2003/04 


Art der Kennzahl 

Einheit 


Gewinn von . . 

. bis unter . 

. . 1 000 € je Unternehmen 


unter 

0 

0 

bis 10 

10 

bis 20 

20 

bis 30 

30 

bis 40 

40 

bis 60 

60 

bis 100 

100 und 
mehr 

Anteil der Betriebe 

% 

12,7 

15,5 

19,1 

17,3 

11,7 

11,5 

8,2 

4,0 

Ackerbau 

% 

11,0 

12,7 

12,3 

13,3 

10,6 

15,1 

15,7 

9,3 

Gartenbau 

% 

14,9 

13,4 

15,9 

11,9 

9,6 

12,0 

11,3 

11,0 

Dauerkulturen'^ 

% 

10,9 

12,0 

16,0 

15,1 

14,5 

14,7 

11,2 

5.7 

Weinbau 

% 

12,8 

11.7 

13,2 

15,0 

15,9 

15,5 

10,9 

5,0 

Obstbau 

% 

5,5 

14,3 

17,6 

14,5 

12,2 

14,0 

13,2 

8,8 

Futterbau 

% 

9,0 

15,5 

24,9 

23,4 

13,1 

9,5 

3,6 

0.9 

Milch 

% 

8,1 

15,1 

25,2 

24,2 

13,4 

9,7 

3,5 

0,8 

Sonstiger Futterbau 

% 

15,5 

18,1 

23,2 

18,3 

11,0 

8,2 

4,0 

1,7 

Veredlung 

% 

19,3 

19,9 

14,6 

12,0 

8,7 

12,5 

8,9 

4,3 

Gemischt 

% 

17,8 

18,2 

18,7 

14,9 

10,8 

10,6 

6,8 

2,2 

Pflanzenbauverbund 

% 

11,9 

20,4 

16,6 

18,0 

9,7 

13,0 

7,3 

3,0 

Viehhaltungsverbund 

% 

21,5 

21,4 

22,3 

14,3 

7,7 

8,1 

3,8 

0,9 

Pflanzenbau- Viehhaltung 

% 

18,1 

17,1 

18,4 

14,4 

11,7 

10,7 

7,4 

2,4 

Betriebsgröße 

EGE 

69,5 

53,8 

57,5 

58,9 

74,0 

92,8 

123,2 

221,5 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

51,3 

43,9 

44,2 

48,7 

58,4 

74,2 

96,0 

162,3 

Zugepachtete LF (netto) 

ha 

32,9 

26,5 

25,8 

28,7 

36,1 

48,4 

61,8 

118,6 

Vergleichswert 

€/haLF 

673 

663 

658 

672 

703 

765 

863 

972 

Wirtschaftswert 

€ 

34 678 

29 369 

29 338 

32 989 

41 353 

56 953 

83 119 

158 013 

Ldw. Ackerfläche 

ha 

38,9 

31,2 

29,3 

31,1 

39,8 

56,3 

80,8 

143,6 

dar.: Getreide, Körnermais 

ha 

23,7 

19,1 

17,3 

18,0 

22,6 

32,4 

47,2 

83,2 

Zuckerrüben 

ha 

1,0 

0,9 

1,0 

1,2 

2,0 

3,3 

6,9 

12,5 

Arbeitskräfte 

AK/100 haLF 

3,6 

3,5 

3,6 

3,4 

3,2 

2,9 

2,6 

2,5 

Arbeitskräfte 

AK 

1,9 

1,5 

1,6 

1,7 

1,9 

2,1 

2,5 

4,0 

Viehbesatz 

VE/100 haLF 

149,2 

136,6 

147,6 

138,4 

131,9 

121,5 

96,9 

50,4 

Getreideertrag 

dt/ha 

54,2 

54,0 

55,8 

57,7 

58,4 

59,5 

62,6 

64,2 

Zuckerrüben 

dt/ha 

477,3 

505,5 

510,8 

537,1 

555,0 

554,0 

570,2 

588,2 

Milchleistung 

kg/Kuh 

6 232 

5 910 

6 064 

6 382 

6 676 

6 982 

7 306 

7 785 

Umsatzerlöse 

€/ha LF 

2 202 

1 929 

2 095 

2 132 

2313 

2 321 

2 475 

2 484 

dar.: Ldw. Pflanzenproduktion 

€/ha LF 

345 

336 

325 

370 

456 

555 

810 

1 031 

Tierproduktion 

€/ha LF 

1 385 

1 299 

1 461 

1 446 

1 409 

1 283 

1 028 

582 

Sonstige betriebliche Erträge 

€/ha LF 

679 

666 

680 

697 

758 

735 

781 

769 

Materialaufwand 

€/ha LF 

1 590 

1 255 

1 242 

1 172 

1 252 

1 219 

1 256 

1 082 

dar.: Ldw. Pflanzenproduktion 

€/haLF 

335 

268 

239 

240 

301 

310 

403 

473 

Tierproduktion 

€/haLF 

842 

666 

681 

619 

626 

589 

509 

301 

Personalaufwand 

€/ha LF 

172 

82 

82 

75 

107 

134 

173 

263 

Abschreibungen 

€/ha LF 

364 

307 

329 

318 

317 

301 

284 

260 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

€/ha LF 

791 

714 

694 

682 

724 

684 

705 

669 

Gewinn 

€/ha LF 

- 255 

121 

340 

506 

594 

657 

785 

942 

Gewinn 

€/Untem. 

- 13 096 

5 310 

15 004 

24 630 

34 690 

48 756 

75 313 

152 883 

Gewinn plus Personalaufwand 

€/AK 

- 2 286 

5 784 

11 706 

17 116 

22 099 

27 745 

36 854 

48 545 

Arbeitsertrag 

€/nAK 

- 20 627 

- 6 641 

- 615 

5 164 

10 140 

17 420 

30411 

71 598 

Bilanzvermögen insgesamt 

€/ha LF 

11 489 

11 084 

12 030 

11 855 

11 327 

10 375 

10 143 

7 042 

Verbindlichkeiten 

€/ha LF 

3 180 

1 811 

1 704 

1 590 

1 586 

1 577 

1 566 

1 402 

Nettoverbindlichkeiten 

€/ha LF 

2 858 

1 514 

1 389 

1 242 

1 219 

1 189 

1 099 

861 

Nettoinvestitionen 

€ 

- 3411 

- 3 114 

- 51 

264 

752 

5 251 

8 353 

19 752 

Eigenkapitalveränderung, Bilanz 

€/ha LF 

- 337 

- 129 

- 79 

12 

46 

200 

200 

336 

Umsatzrentabilität 

% 

- 32,2 

- 24,2 

- 15,2 

- 7,4 

- 1,2 

+ 4,5 

+ 10,9 

+ 19,4 


■) Einschließlich sonstiger Dauerkulturen. 
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Tabelle 30 


Mittelverwendung und -herkunft in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 

2003/04 


Verwendung 

€ je Unternehmen 

Herkunft 

€ je Unternehmen 

Finanzmittel insgesamt 

86 448 

Gewinn 

28 254 

- Entnahmen insgesamt 

61 393 

+ Einlagen insgesamt 

35 245 

dar.: Entnahmen für die Lebenshaltung 

19214 

dar.: Einlagen aus nicht Idw. Erwerbseinkünften 

3 475 

Entnahmen für das Altenteil 

2 332 

Einlagen aus Nichterwerbseinkünften 

1 147 

Entnahmen für private Versicherungen 

7 553 

Einlagen aus Privatvermögen 

20 595 

Entnahmen für private Steuern 

4 635 

Einlagen aus Einkommensübertragungen 

1 872 

Entnahmen zur Bild. v. Privatvermögen 

21 151 

Sonstige Einlagen 

8 156 

Sonstige Entnahmen^) 

6 508 

+ Abschreibungen, Abgänge 

20 547 

- Abnahme von Verbindlichkeiten 

- 

+ Zunahme von Verbindlichkeiten 

2 402 

- Zunahme von Finanzumlaufvermögen 

2 158 

+ Abnahme von Finanzumlaufvermögen 

0 

= für Investitionen verfügbares Kapital 

22 897 

= Finanzmittel insgesamt 

86 448 


Einschließlich Entnahmen für sonstige Einkommensübertragungen und für nicht landwirtschaftliche Einkünfte. 
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Tabelle 31 


Investitionen nnd Finanziernng der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe 
nach Betriebsformen und Größenklassen 

2003/04 



Investitionen €/ha LF 

Finanzierung €/ha LF 



darunter 


Veränderung 

Betriebsform 










Verbindlichkeiten 

Brutto- 


Wirt- 

schafts- 

ge- 

bäude, 

baul. 

Anlagen 

Techn. 



Gel. 

Netto- 

Finanz- 

umlauf- 

vermö- 

gen 


darunter 

Betriebsgröße 

investi- 

tionen 

Boden 

Anla- 

gen, 

Maschi- 

nen 

Tier- 

vermö- 

gen 

Vorräte 

Anzah- 
lungen/ 
Anlagen 
im Bau 

investi- 

tionen 

Insge- 

samt 

gegen 

Kredit- 

institute 

aus 

Liefe- 

rungen 

und 

Leistun- 

gen 

Ackerbau 

265 

62 

12 

126 

- 4 

3 

26 

44 

41 

13 

-9 

16 

Gartenbau 

4 432 

285 

275 

1 937 

- 1 

17 

218 

-716 

816 

544 

-262 

423 

Dauerkulturen'^ 

1 236 

121 

82 

458 

- 8 

- 76 

240 

37 

223 

- 112 

- 118 

2 

Weinbau 

1 384 

175 

87 

545 

0 

-250 

307 

- 22 

354 

- 140 

-147 

25 

Obstbau 

1 063 

19 

91 

360 

- 18 

130 

151 

55 

184 

- 142 

- 169 

- 10 

Futterbau 

398 

62 

44 

177 

-20 

3 

53 

1 

22 

33 

15 

14 

Milch 

437 

65 

48 

190 

- 18 

3 

58 

5 

22 

43 

23 

16 

Sonstiger 

Futterbau 

223 

47 

24 

116 

-31 

5 

29 

- 18 

20 

- 10 

- 17 

3 

Veredlung 

867 

120 

80 

229 

105 

11 

270 

284 

73 

382 

322 

52 

Gemischt 

339 

62 

28 

133 

- 1 

9 

69 

13 

21 

64 

44 

9 

Pflanzenbau- 

verbund 

334 

47 

26 

123 

4 

14 

53 

43 

-26 

32 

13 

13 

Viehhaltungs- 

verbund 

387 

96 

44 

130 

- 9 

12 

69 

15 

22 

55 

37 

5 

Pflanzenbau- 

Viehhaltung 

333 

59 

26 

135 

0 

8 

71 

7 

29 

71 

50 

9 

Kleinere^) 

297 

34 

43 

159 

-47 

-3 

45 

- 97 

21 

- 5 

- 17 

11 

Mittlere^) 

402 

80 

30 

158 

- 4 

6 

66 

41 

25 

45 

23 

16 

Größere'*) 

355 

61 

22 

153 

9 

5 

44 

50 

53 

53 

22 

16 

Insgesamt 

365 

65 

29 

156 

- 6 

4 

54 

22 

36 

40 

16 

15 


■) Einschließlich sonstiger Dauerkulturen. 

Kleinere = 16 bis 40 EGE. 

3 ) Mittlere = 40 bis 100 EGE. 

Größere = 100 und mehr EGE. 
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Tabelle 32 


Vermögen und Verbindlichkeiten der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe 
nach Betriebsformen und Größenklassen 

2003/04 



Bilanzvermögen €/ha LF 

Verbindlichkeiten €/ha LF 

Betriebsform 


darunter 


darunter 

Betriebsgröße 

Insge- 

samt 

Boden 

Wirt- 

schafts- 

gebäude, 

baul. 

Anlagen 

Tech. 

Anlagen, 

Maschi- 

nen 

Tier- 

vermö- 

gen 

Vorräte 

Finanz- 

umlauf- 

vermö- 

gen 

Insge- 

samt 

gegen 

Kredit- 

institute 

aus Liefe- 
rungen 
und Leis- 
tungen 

Ackerbau 

8013 

5 945 

464 

584 

92 

222 

271 

1 127 

886 

203 

Gartenbau 

74 256 

23 816 

10 105 

9 735 

10 

4 873 

9 148 

38 623 

31 571 

5 110 

Dauerkulturen^^ 

36 794 

20 344 

4 250 

2 421 

23 

2 430 

2718 

6 250 

5 539 

599 

Weinbau 

44 936 

22 829 

5 045 

3 161 

5 

4 091 

3 562 

7 646 

6 752 

792 

Obstbau 

27 217 

17 868 

3 345 

1 561 

34 

458 

1 455 

4 886 

4 348 

389 

Futterbau 

12 323 

7 426 

1 460 

931 

997 

165 

322 

1 780 

1 562 

183 

Milch 

13 178 

7 870 

1 581 

1 020 

1 043 

167 

345 

1 895 

1 668 

190 

Sonstiger Futterbau 

8 504 

5 443 

923 

534 

794 

156 

218 

1 269 

1 085 

153 

Veredlung 

15 360 

7 474 

2 963 

1 638 

1 675 

314 

556 

3 908 

3 212 

593 

Gemischt 

10 396 

6 517 

1 186 

856 

665 

303 

323 

1 741 

1 431 

255 

Pflanzenbauverbund 

9 875 

6 204 

918 

797 

373 

420 

443 

1 511 

1 242 

236 

Viehhaltungsverbund 

12 068 

7 125 

1 508 

929 

1 165 

289 

375 

1 990 

1 619 

299 

Pflanzenbau- Viehhaltung 

10 241 

6 482 

1 184 

856 

642 

285 

295 

1 744 

1 436 

251 

Kleinere^) 

16 136 

11 319 

1 572 

893 

615 

350 

423 

1 533 

1 340 

159 

Mittlere^) 

12 016 

7 723 

1 214 

909 

659 

291 

376 

1 767 

1 495 

226 

Größere'*) 

7 232 

4 093 

770 

762 

384 

252 

365 

1 890 

1 517 

304 

Insgesamt 

10 732 

6 828 

1 091 

845 

538 

285 

379 

1 779 

1 478 

247 


■) Einschließlich sonstiger Dauerkulturen. 

2) Kleinere = 16 bis 40 EGE. 

3) Mittlere = 40 bis 100 EGE. 

“t) Größere = 100 und mehr EGE. 
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Tabelle 33 


Kennzahlen der jnristischen Personen nach Betriebs- und Rechtsformen 

Neue Länder 


Wirtschaftsjahr 

Betriebsgröße 

Arbeits- 

kräfte 

Viehbesatz 

Betriebl. 

Erträge 

Betriebl. 

Aufwend. 

Jahresüberschuss/ 

-fehibetrag 

Jahresüber- 
schuss plus 
Personal- 
aufwand 


EGE 

haLF 

AK/ 

100 haLF 

VE/ 

100 haLF 

€/ha LF 

€AJntem. 

€/AK 






Ackerbau 





1999/2000 

1 217 

1 654 

1,4 

29,1 

1 383 

1 292 

45 

74 294 

27 057 

2000/01 

1 289 

1 704 

1,5 

30,7 

1 407 

1 341 

30 

51 672 

24 191 

2001/02 

1 322 

1 745 

1,3 

26,4 

1 442 

1 314 

84 

146 472 

31 418 

2002/03 

1 186 

1 697 

1,3 

22,9 

1 280 

1 249 

- 4 

- 6718 

24 246 

2003/04 

1 183 

1 646 

1,3 

26,0 

1 368 

1 300 

23 

38 550 

26 578 






Futterbau 





1999/2000 

1 166 

1 236 

2,7 

99,0 

1 785 

1 748 

- 10 

- 11 903 

21 371 

2000/01 

864 

999 

2,6 

106,4 

1 982 

1 866 

49 

49 028 

24 106 

2001/02 

670 

790 

2,5 

112,0 

2 000 

1 893 

41 

32 010 

24 757 

2002/03 

696 

854 

2,4 

109,6 

1 858 

1 804 

- 9 

- 7 296 

22 362 

2003/04 

769 

943 

2,4 

100,7 

2 044 

2 002 

- 25 

-23 929 

22 516 






Gemischt 





1999/2000 

1 438 

1 601 

2,3 

76,8 

1 827 

1 785 

11 

17 027 

21 614 

2000/01 

1 401 

1 578 

2,2 

76,5 

1 888 

1 810 

37 

57 714 

23 078 

2001/02 

1 505 

1 620 

2,2 

78,8 

2 092 

1 977 

66 

107 682 

25 608 

2002/03 

1 494 

1 656 

2,2 

75,2 

1 919 

1 885 

- 7 

- 10 772 

22 117 

2003/04 

1 300 

1 518 

2,2 

76,4 

1 879 

1 851 

- 12 

- 18 699 

21 653 






GmbH 





1999/2000 

932 

1 138 

1,9 

62,5 

1 663 

1 595 

14 

15 866 

22 102 

2000/01 

890 

1 147 

1,9 

62,5 

1 674 

1 592 

31 

36 092 

23 120 

2001/02 

795 

983 

1,8 

70,1 

1 817 

1 696 

60 

58 809 

26 890 

2002/03 

744 

999 

1,7 

65,6 

1 580 

1 534 

- 8 

- 8 155 

21 752 

2003/04 

767 

1 018 

1,6 

63,1 

1 634 

1 564 

10 

10 637 

23 224 





Genossenschaften 




1999/2000 

1 883 

1 695 

2,0 

61,9 

1 652 

1 602 

13 

21 413 

22 754 

2000/01 

1 419 

1 661 

2,0 

61,4 

1 726 

1 658 

29 

48 342 

23 211 

2001/02 

1 480 

1 700 

1,9 

58,6 

1 829 

1 717 

67 

113 214 

26 682 

2002/03 

1 471 

1 751 

1,9 

56,6 

1 693 

1 669 

- 14 

-23 732 

22 551 

2003/04 

1 357 

1 663 

1,9 

57,2 

1 714 

1 676 

- 3 

- 4 369 

23 394 





Sonstige Reehtsformen 




1999/2000 

1 252 

1 464 

1,6 

52,5 

1 705 

1 562 

110 

161 035 

30 116 

2000/01 

1 424 

1 650 

1,7 

51,1 

1 740 

1 630 

73 

120 818 

26 579 

2001/02 

1 528 

1 707 

1,6 

50,8 

1 022 

1 821 

132 

225 888 

32 210 

2002/03 

1 399 

1 594 

1,7 

47,3 

1 770 

1 689 

53 

84 181 

26 369 

2003/04 

1 239 

1 405 

1,9 

64,2 

1 883 

1 809 

14 

19 763 

22 907 






Insgesamt'* 





1999/2000 

1 552 

1 512 

2,0 

61,3 

1 659 

1 598 

20 

30 916 

23 092 

2000/01 

1 234 

1 480 

2,0 

60,8 

1 713 

1 638 

34 

49 796 

23 439 

2001/02 

1 225 

1 430 

1,9 

60,9 

1 842 

1 721 

71 

101 531 

27 178 

2002/03 

1 195 

1 458 

1,8 

58,0 

1 672 

1 636 

- 6 

- 8 266 

22 717 

2003/04 

1 131 

1 404 

1,8 

59,4 

1 709 

1 659 

2 

3 347 

23 308 


Einschließlich sonstiger Betriebsformen. 
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Tabelle 34 


Haupterwerbsbetriebe des ökologischen Landbaus nach Betriebsformen 
im Vergleich zu konventionell wirtschaftenden Betrieben^* 

2003/04 




Ackerbau 

Futterbau 

Gemischtbetriebe 

Insgesamt | 

Art der Kennzahl 

Einheit 

öko- 

logi- 

scher 

Landbau 

konven- 

tionelle 

Ver- 

gleichs- 

gmppe^l 

öko- 

logi- 

scher 

Landbau 

konven- 

tionelle 

Ver- 

gleichs- 

gruppe^l 

öko- 

logi- 

scher 

Landbau 

konven- 

tionelle 

Ver- 

gleichs- 

gruppe 

Öko- 

logi- 

scher 

Landbau 

konven- 

tionelle 

Ver- 

gleichs- 

gmppe^l 

Betriebe 

Zahl 

64 

219 

158 

186 

71 

117 

295 

549 

Betriebsgröße 

EGE 

107,1 

107,2 

58,2 

58,3 

76,0 

77,0 

73,0 

73,5 

Vergleichswert 

€/ha LF 

704 

710 

520 

521 

642 

634 

613 

611 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

146,8 

147,9 

75,6 

74,8 

117,9 

116,1 

100,9 

100,5 

Zugepachtete LF (netto) 

ha 

107,9 

104,1 

54,9 

53,5 

92,8 

87,1 

75,2 

71,3 

Arbeitskräfte 

AK 

2,6 

1,8 

2,0 

1,6 

2,5 

1,8 

2,2 

1,7 

dar.: Nicht entlohnte AK (Farn.) 

nAK 

1,2 

1,4 

1,6 

1,5 

1,5 

1,6 

1,5 

1,5 

Viehbesatz 

VE/100 ha LF 

18,1 

38,3 

101,4 

104,7 

70,5 

76,4 

66,7 

70,9 

dar.: Rinder 

VE/100 ha LF 

12,3 

6,2 

97,4 

89,5 

48,0 

49,9 

56,5 

43,3 

Milchkühe 

VE/100 ha LF 

0,3 

0,9 

42,5 

37,1 

9,9 

12,7 

19,9 

15,9 

Schweine 

VE/100 ha LF 

2,4 

28,8 

0,4 

2,5 

9,5 

25,4 

3,6 

25,6 

Weizenertrag 

dt/ha 

33 

64 

33 

54 

34 

53 

33 

57 

Kartoffelertrag 

dt/ha 

216 

390 

178 

236 

181 

268 

201 

300 

Milchleistung 

kg/Kuh 

4 324 

6517 

5 673 

6 384 

4 791 

5 947 

5 543 

6 460 

Weizenpreis 

€/dt 

25,84 

12,69 

30,96 

12,48 

27,34 

12,26 

26,67 

12,79 

Kartoffelpreis 

€/dt 

25,51 

9,03 

37,31 

11,44 

23,88 

9,63 

25,63 

12,56 

Milchpreis 

€/100kg 

28,23 

28,64 

34,47 

30,40 

33,86 

29,99 

34,37 

30,29 

Anlagevermögen 

€/ha LF 

4 904 

5 238 

6 936 

6 245 

4 196 

4 826 

5 541 

5 889 

dar.: Boden 

€/ha LF 

3 272 

4 033 

4 336 

4 124 

2 453 

3 418 

3 478 

4 243 

Wirtschaftsgebäude, baul. Anlagen 

€/ha LF 

628 

417 

1 226 

941 

926 

570 

960 

681 

Tiervermögen 

€/ha LF 

99 

114 

682 

658 

389 

376 

415 

351 

Eigenkapital 

€/ha LF 

4 049 

4 641 

6312 

5 763 

3 220 

4 475 

4 736 

5 414 

Eigenkapitalveränderung, Bilanz 

€/ha LF 

63 

104 

118 

48 

77 

1 

90 

30 

Verbindlichkeiten 

€/ha LF 

1 368 

977 

1 521 

1 345 

1 727 

1 034 

1 541 

1 138 

Bruttoinvestitionen 

€/ha LF 

205 

276 

429 

348 

296 

178 

322 

254 

Nettoinvestitionen 

€/ha LF 

- 30 

79 

132 

81 

53 

- 33 

59 

19 

Umsatzerlöse 

€/ha LF 

817 

1 102 

1 191 

1 107 

983 

942 

1 031 

1 097 

dar.: Ldw. Pflanzenproduktion 

€/ha LF 

660 

715 

52 

58 

278 

239 

308 

348 

Tierproduktion 

€/ha LF 

101 

330 

1 049 

1 007 

622 

636 

646 

683 

dar.: Milch 

€/ha LF 

4 

16 

794 

702 

165 

223 

366 

306 

Schweine 

€/ha LF 

33 

259 

7 

22 

137 

231 

52 

230 

Direktzahlungen (o. Investitionsbeih.) 

€/ha LF 

487 

355 

507 

356 

478 

362 

493 

362 

dar.: Flächenzahlungen 

€/ha LF 

203 

256 

50 

87 

135 

176 

123 

196 

Prämien für Flächenstilllegung 

€/ha LF 

44 

36 

12 

11 

33 

29 

28 

29 

Tierprämien 

€/ha LF 

28 

9 

102 

87 

70 

60 

69 

41 

Zahlungen für Agrarumweltmaß- 
nahmen 

€/ha LF 

157 

21 

209 

78 

159 

39 

178 

40 

Materialaufwand 

€/ha LF 

339 

675 

539 

594 

532 

602 

485 

665 

dar. : Pflanzenproduktion 

€/ha 

124 

289 

44 

103 

80 

171 

79 

203 

Tierproduktion 

€/ha 

34 

225 

263 

299 

217 

278 

188 

287 

Personalaufwand 

€/ha LF 

161 

37 

78 

24 

147 

19 

124 

26 

Abschreibungen 

€/ha 

202 

173 

272 

242 

200 

187 

231 

215 

Gewinn 

€/ha LF 

326 

310 

448 

313 

287 

240 

368 

275 

Gewinn 

€ 

47 820 

45 831 

33 894 

23 428 

33 776 

27 839 

37 090 

27 676 

Gewinn plus Personalaufwand 

€/AK 

27 195 

28 708 

20 337 

15 551 

20 368 

17 106 

22 212 

18 185 

Umsatzrentabilität 

% 

+ 6,5 

+ 3,1 

- 2,1 

- 9,9 

- 1,7 

- 7,2 

5- 0,5 

- 5,6 

Gesamtkapitalrentabilität 

% 

+ 2,8 

+ 1,6 

+ 0,3 

- 1,6 

+ 0,8 

- 1,0 

+ 1,1 

- 0,7 

Eigenkapitalrentabilität 

% 

+ 2,3 

+ 1.1 

- 0,6 

- 2,8 

- 0,8 

- 2,4 

+ 0,2 

- 1,7 


Nicht hochgerechnete Durchschnittswerte. 

Ergebnisse von Betrieben auf vergleichbaren Standorten (Vergleichswert je ha) mit ähnlicher wirtschaftlicher Betriebsgröße (EGE) und LF-Größe. 
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Tabelle 35 

Unternehmensbezogene Direktzahlungen und Zuschüsse in landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 

nach Gebietskategorien 

2003/04 



Benachteiligte Gebiete 

Nicht 


Art der Zahlung 

Betriebe ohne 
Ausgleichszulage 

Betriebe mit 
Ausgleichszulage 

benachteiligtes 

Gebiet 

Insgesamt 


€/ha LF 

Produktbezogen^ 

230 

212 

253 

236 

dar.: Flächenzahlungen^^ 

168 

161 

211 

188 

Tierprämien^) 

56 

45 

35 

42 

Aufwandsbezogen 

31 

39 

34 

35 

dar.: Zins- und Investitionszuschüsse 

6 

17 

8 

11 

Agrardieselvergütung 

24 

20 

24 

23 

Betriebsbezogen“^) 

47 

160 

54 

90 

dar.: Prämien für Flächenstilllegung 

22 

22 

26 

24 

Ausgleichszulage 

0 

54 

0 

19 

Zahlungen aus Agrarumweltmaßnahmen^^ 

19 

72 

18 

37 

Insgesamt 

308 

411 

342 

362 


Einschließlich Flachs-, Hanf- und Hopfenbeihilfe sowie sonstiger produktbezogener Zahlungen. 

Flächenzahlungen für Getreide, Mais, Hülsenfrüchte, Ölsaaten. 

Prämien für Mutterkühe, männliche Rinder, Schafe, Schlachtprämien, Extensivierungsprämien. 

Einschließlich Prämien für Aufforstung, sonstiger betriebsbezogener Beihilfen und Vergütungen (auch länderspezifische Maßnahmen). 
Von Bund und Ländern. 
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Tabelle 36 


Unternehmensbezogene Direktzahlungen und Zuschüsse in landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 

nach Betriebsformen 

2003/04 


Art der Zahlung 

Acker- 

bau 

Garten- 

bau 

Wein- 

bau 

Obst- 

bau 

Dauer- 

kultu- 

ren 

insge- 

samt'^ 

Milch 

Sons- 

tiger 

Futter- 

bau 

Futter- 

bau 

insge- 

samt 

Ver- 

edlung 

Pflan- 

zen- 

bau- 

ver- 

bund 

Vieh- 

hal- 

tungs- 

ver- 

bund 

Pflan- 

zen- 

bau- 

Vieh- 

haltung 

Ge- 

mischt- 

(Ver- 

bund) 

insge- 

samt 

Insge- 

samt 


€/ha LF 

Produktbezogen^^ 

249 

29 

53 

78 

68 

160 

319 

189 

266 

257 

312 

267 

271 

236 

dar.: Flächenzahlungen^) 

236 

22 

50 

67 

62 

96 

86 

94 

253 

204 

188 

223 

216 

188 

Tierprämien“^^ 

8 

1 

1 

7 

4 

55 

215 

84 

10 

49 

121 

38 

48 

42 

Aufwandsbezogen 

27 

428 

114 

79 

95 

42 

29 

40 

38 

30 

31 

35 

34 

35 

dar.: Zins- und Investitions- 
zuschüsse 

4 

230 

60 

36 

46 

19 

8 

17 

10 

6 

6 

10 

9 

11 

Agrardieselvergütung 

22 

115 

48 

28 

39 

23 

18 

22 

26 

23 

24 

22 

23 

23 

Betriebsbezogen^) 

64 

279 

145 

149 

146 

121 

145 

126 

56 

88 

71 

90 

87 

90 

dar.: Prämien für Flächen- 
stilllegung 

33 

2 

5 

22 

11 

9 

9 

9 

28 

28 

18 

30 

28 

24 

Ausgleichszulage 

5 

0 

1 

7 

4 

44 

42 

44 

7 

11 

19 

17 

16 

19 

Zahlungen aus Agrar- 
umweltmaßnahmen^) 

21 

39 

37 

105 

66 

59 

72 

62 

16 

38 

29 

36 

35 

37 

Insgesamt 

339 

736 

313 

306 

309 

323 

494 

354 

360 

375 

413 

391 

392 

362 


Einschließlich sonstiger Dauerkulturen. 

Einschließlich Flachs-, Hanf- und Hopfenbeihilfe sowie sonstiger produktbezogener Zahlungen. 

Flächenzahlungen für Getreide, Mais, Hülsenfrüchte, Ölsaaten. 

Prämien für Mutterkühe, männliche Rinder, Schafe, Schlachtprämien, Extensivierungsprämien. 

Einschließlich Prämien für Aufforstung, sonstiger betriebsbezogener Beihilfen und Vergütungen (auch länderspezifische Maßnahmen). 
Von Bund und Ländern. 
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Tabelle 37 

Unternehmensbezogene Direktzahlungen und Zuschüsse in landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 

nach Ländern 

2003/04 


Art der Zahlung 

Schles- 

wig- 

Hol- 

stein 

Nieder- 

sach- 

sen 

Nord- 

rhein- 

West- 

falen 

Hessen 

Rhein- 

land- 

Pfalz 

Baden- 

Würt- 

tem- 

berg 

Bayern 

Saar- 

land 

Bran- 

den- 

bxirg 

Meck- 

len- 

burg- 

Vor- 

pom- 

mem 

Sach- 

sen 

Sach- 

sen- 

Anhalt 

Thü- 

ringen 








€/ha LF 







Produktbezogen^^ 

274 

224 

267 

229 

182 

218 

235 

203 

202 

251 

265 

269 

261 

dar.: Flächenzahlungen^) 

207 

169 

203 

196 

155 

176 

180 

143 

168 

213 

238 

256 

223 

Tierprämien^) 

41 

54 

59 

33 

24 

36 

47 

57 

31 

23 

23 

10 

38 

Aufwandsbezogen 

31 

29 

30 

34 

45 

26 

51 

28 

29 

31 

42 

26 

43 

dar.: Zins- und Investi- 














tionszuschüsse 

7 

5 

3 

9 

19 

2 

26 

9 

10 

6 

7 

5 

16 

Agrardieselvergütung 

23 

24 

25 

23 

25 

23 

24 

18 

14 

18 

20 

16 

16 

Betriebsbezogen'’) 

29 

33 

57 

70 

82 

181 

148 

103 

116 

58 

156 

76 

118 

dar.: Prämien für 














Flächenstilllegung 

25 

23 

22 

26 

22 

20 

21 

21 

33 

33 

35 

38 

29 

Ausgleichszulage 

0 

0 

9 

20 

21 

34 

50 

26 

17 

7 

13 

4 

22 

Zahlungen aus 
Agrarumwelt- 














maßnahmen^^ 

1 

7 

19 

20 

21 

113 

71 

47 

39 

10 

57 

13 

56 

Insgesamt 

334 

287 

354 

333 

309 

424 

434 

333 

346 

340 

463 

370 

423 


•) Einschließlich Flachs-, Hanf- und Hopfenbeihilfe sowie sonstiger produktbezogener Zahlungen. 

2) Flächenzahlungen für Getreide, Mais, Hülsenfrüchte, Ölsaaten. 

Prämien für Mutterkühe, männliche Rinder, Schafe, Schlachtprämien, Extensivierungsprämien. 

■^) Einschließlich Prämien für Aufforstung, sonstiger betriebsbezogener Beihilfen und Vergütungen (auch länderspezifische Maßnahmen). 
Von Bund und Ländern. 
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Tabelle 38 


Unternehmensbezogene Direktzahlungen und Zuschüsse in landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 

nach Größenklassen^* 

2003/04 


Art der Zahlung 

KleinereO 

Mittlere^* 

Größere^* 

Insgesamt 

€/ha LF 

Produktbezogen“^^ 

208 

240 

243 

236 

dar.: Flächenzahlungen^) 

146 

182 

211 

188 

Tierprämien^^ 

56 

51 

27 

42 

Aufwandsbezogen 

37 

36 

34 

35 

dar.: Zins- und Investitionszuschüsse 

14 

12 

8 

11 

Agrardieselvergütung 

21 

23 

23 

23 

Betriebsbezogen^) 

155 

92 

62 

90 

dar.: Prämien für Flächenstilllegung 

16 

23 

29 

24 

Ausgleichszulage 

46 

21 

5 

19 

Zahlungen aus Agrarumweltmaßnahmen^> 

79 

40 

17 

37 

Insgesamt 

401 

368 

340 

362 


1) Kleinere = 16 bis 40 EGE. 

2) Mittlere = 40 bis 100 EGE. 

Größere = 100 und mehr EGE. 

Einschließlich Flachs-, Hanf- und Hopfenbeihilfe sowie sonstiger produktbezogener Zahlungen. 

Flächenzahlungen für Getreide, Mais, Hülsenfrüchte, Ölsaaten. 

Prämien für Mutterkühe, männliche Rinder, Schafe, Schlachtprämien, Extensivierungsprämien. 

2) Einschließlich Prämien für Aufforstung, sonstiger betriebsbezogener Beihilfen und Vergütungen (auch länderspezifische Maßnahmen). 
Von Bund und Ländern. 
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Tabelle 39 

Struktur und Einkommensrechnung landwirtschaftlicher Betriehe in EU-Mitgliedstaaten 

2002/03 


Art der Kennzahl 

Einheit 

B 

DK 

D 

GR 

E 

F 

IRL 

1 






Strukturdaten 




Wirtschaftliche Betriebsgröße 

EGE 

81,3 

80,6 

77,0 

9,2 

17,2 

71,4 

22,9 

24,2 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

38,8 

59,2 

67,8 

6,0 

26,4 

69,8 

40,0 

15,3 

Zugepachtete LF 

% 

29,0 

15,7 

47,7 

2,3 

7,9 

57,3 

7,7 

6,4 

Arbeitskräfte 

AK 

IJ 

1,4 

2,1 

1,3 

1,3 

2,0 

1,2 

1,3 

Nicht entlohnte AK 

nAK 

1,5 

0,9 

1,4 

1,1 

1,0 

1,4 

1,1 

1,1 

Gesamtviehbesatz 

VE/1 00ha LF 

278 

164 

112 

65 

57 

87 

120 

80 




Einkommensrechnung in % der betrieblichen Erträge 


Betriebliche Erträge 

% 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Pflanzliche Erzeugung 

% 

33,0 

24,6 

30,0 

65,7 

53,3 

44,1 

6,9 

55,6 

Tierische Erzeugung 

% 

56,2 

58,5 

44,9 

15,0 

30,7 

34,8 

62,4 

31,1 

Direktzahlungen und Beihilfen 

% 

9,3 

12,0 

15,8 

17,8 

14,8 

16,8 

28,5 

11,6 

Flächenzahlungen/Stilllegungsprämien 

% 

2,5 

8,1 

8,7 

4,1 

5,7 

9,5 

2,4 

4,9 

Tierprämien 

% 

4,7 

2,2 

1,9 

2,4 

3,1 

3,6 

16,0 

1,0 

Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen 

% 

0,3 

0,3 

1,5 

0,0 

0,2 

0,8 

3,6 

1,4 

Zahlungen für benachteiligte Gebiete 

% 

0,3 

0,0 

0,8 

0,8 

0.4 

0,8 

4,8 

0,2 

Sonstige Beihilfen 

% 

1,6 

1,4 

2,9 

10,5 

5,5 

2,1 

1,8 

4,1 

Sonstige Erträge 

% 

1,5 

5,0 

9,3 

1,5 

1,2 

4,3 

2,1 

1,7 

Betriebliche Aufwendungen 

% 

76,4 

99,6 

88,0 

45,3 

52,4 

80,1 

67,6 

59,9 

Spezialaufwand 

% 

39,4 

40,9 

30,3 

16,7 

26,2 

25,3 

30,7 

26,5 

Energie 

% 

3,3 

3,4 

6,2 

3,9 

3,1 

3,1 

2,9 

3,7 

Unterhalt Gebäude u. Maschinen 

% 

4,1 

6,9 

6,6 

1,6 

2,2 

5,3 

7,9 

2,4 

Lohnarbeit 

% 

4,6 

4,5 

3,7 

3,5 

2,2 

5,1 

5,3 

1,5 

Abschreibungen 

% 

10,9 

11,6 

13,0 

10,3 

4,9 

13,9 

9,5 

11,6 

Personalaufwand 

% 

3,0 

7,8 

7,7 

4,5 

7,5 

5,9 

2,5 

6,4 

Gezahlte Pacht 

% 

3,5 

3,2 

6,2 

3,2 

1,9 

6,1 

4,3 

2,6 

Gezahlte Zinsen 

% 

3,9 

15,1 

2,6 

0,2 

0,5 

3,0 

2,3 

0,3 

Sonstige Aufwendungen 

% 

3,7 

6,2 

11,6 

1,5 

3,7 

12,5 

2,3 

4,9 

Betriebseinkommen 

% 

34,7 

26,3 

29,5 

62,6 

57,6 

33,9 

40,7 

48,9 

Gewinn 

% 

23,6 

0,4 

12,0 

54,7 

47,6 

19,9 

32,4 

40,1 






Einkommen 




Betriebseinkommen 

€ 

55 271 

47 320 

49 344 

13 825 

23 814 

48 999 

18 987 

24 119 

Betriebseinkommen 

€/AK 

31 750 

35 153 

23 531 

10 998 

18 450 

25 176 

16313 

19 065 

Gewinn 

€ 

37 587 

661 

20 067 

12 092 

19 674 

28 726 

15 104 

19 760 

Gewinn plus Personalaufwand 

€/AK 

24 350 

10 858 

15 712 

10 379 

17 662 

19 136 

14011 

18 040 
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noch Tabelle 39 

Struktur und Einkommensrechnung landwirtschaftlicher Betriehe in EU-Mitgliedstaaten 

2002/03 


Art der Kennzahl 

Einheit 

L 

NL 

A 

P 

FIN 

S 

GB 

EU-15 






Strukturdaten 




Wirtschaftliche Betriebsgröße 

EGE 

54,7 

137,7 

23,4 

10,9 

40,0 

49,6 

88,4 

36,0 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

70,9 

30,0 

25,9 

17,1 

43,6 

72,3 

136,0 

34,6 

Zugepachtete LF 

% 

55,7 

12,6 

8,2 

5,9 

15,0 

35,5 

55,6 

18,0 

Arbeitskräfte 

AK 

1,7 

2,4 

1,8 

1,4 

1,7 

1,3 

2,1 

1,5 

Nicht entlohnte AK 

nAK 

1,5 

1,4 

1,7 

1,2 

1,5 

1,1 

1,3 

1,2 

Gesamtviehbesatz 

VE/1 00ha LF 

127 

358 

101 

52 

59 

62 

84 

93 




Einkommensrechnung in % der betrieblichen Erträge 


Betriebliche Erträge 

% 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Pflanzliche Erzeugung 

% 

17,6 

51,1 

20,1 

42,6 

22,7 

22,0 

33,4 

42,0 

Tierische Erzeugung 

% 

48,6 

40,7 

38,7 

33,6 

36,5 

46,6 

43,9 

38,1 

Direktzahlungen und Beihilfen 

% 

25,7 

2,1 

26,5 

18,3 

37,6 

21,5 

18,7 

15,3 

Flächenzahlungen/Stilllegungsprämien 

% 

3,6 

0,9 

5,3 

3,6 

6,1 

9,2 

7,5 

6,5 

Tierprämien 

% 

5,0 

0,6 

3,2 

4,5 

3,7 

3,8 

7,4 

3,3 

Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen 

% 

4,0 

0,4 

9,2 

1,6 

5,9 

5,8 

1,2 

1,3 

Zahlungen für benachteiligte Gebiete 

% 

5,0 

0,0 

3,4 

1,9 

8,1 

1,3 

1,3 

0,9 

Sonstige Beihilfen 

% 

8,3 

0,2 

5,5 

6,7 

13,8 

1,4 

1,2 

3,3 

Sonstige Erträge 

% 

8,2 

6,1 

14,7 

5,6 

3,2 

9,9 

4,0 

4,6 

Betriebliche Aufwendungen 

% 

79,2 

90,6 

64,7 

71,2 

76,3 

94,1 

85,2 

75,3 

Spezialaufwand 

% 

26,2 

34,2 

19,1 

31,7 

27,2 

34,4 

35,9 

28,9 

Energie 

% 

2,8 

6,5 

3,7 

4,7 

5,5 

6,8 

4,1 

4,2 

Unterhalt Gebäude u. Maschinen 

% 

6,4 

5,2 

7,9 

4,1 

7,2 

7,5 

6,8 

4,9 

Lohnarbeit 

% 

3,7 

4,4 

3,5 

2,3 

2,6 

6,6 

4,1 

3,7 

Abschreibungen 

% 

20,4 

11,5 

17,4 

13,5 

16,3 

20,6 

10,7 

11,8 

Personalaufwand 

% 

2,7 

9,7 

1,4 

7,9 

3,8 

4,5 

10,6 

6,9 

Gezahlte Pacht 

% 

4,2 

3,4 

2,1 

1,7 

2,3 

3,9 

4,7 

4,2 

Gezahlte Zinsen 

% 

3,5 

7,3 

1.8 

0,8 

2,5 

5,8 

2,9 

2,9 

Sonstige Aufwendungen 

% 

9,2 

8,2 

7,9 

4,5 

8,8 

3,9 

5,2 

7,7 

Betriebseinkommen 

% 

31,8 

30,5 

42,4 

37,4 

32,3 

20,1 

32,9 

38,7 

Gewinn 

% 

20,8 

9,4 

35,3 

28,8 

23,7 

5,9 

14,8 

24,7 






Einkommen 




Betriebseinkommen 

€ 

53 579 

89 135 

32 356 

11 Al 

33 237 

22 627 

63 616 

30 118 

Betriebseinkommen 

€/AK 

31 068 

36 476 

17 957 

5 390 

19 746 

17 534 

30 103 

20 060 

Gewinn 

€ 

35 095 

27 555 

26 975 

5 968 

24 369 

6 663 

28 563 

19 236 

Gewinn plus Personalaufwand 

€/AK 

23 022 

22 974 

15 580 

5 287 

16819 

9 097 

23 281 

16 418 
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Tabelle 40 


F orstwirtschaftliche Gesamtrechnung 


Art der Kennzahl 

1999 

2000 

2001 

2002 

20030 

2003 gegen 
2002 

Mio. € 

in% 

Nadelholz 

1 629 

1 645 

1 321 

1 451 

1 549 

+ 

6,7 

Laubholz 

325 

349 

309 

265 

248 

- 

6,3 

Brennholz 

76 

78 

79 

82 

91 

+ 

11,0 

Sonstige Erzeugnisse 

45 

36 

39 

31 

41 

+ 

31,1 

Ungenutzter Zuwachs Holz 

780 

339 

648 

626 

514 

- 

17,8 

Erzeugung forstwirtschaftlicher Dienstleistungen 

420 

617 

443 

454 

431 

- 

5,1 

Nichtforstwirtschaftliche Nebentätigkeiten 

22 

23 

24 

32 

24 

- 

23,9 

Produktionswert zu Herstellungspreisen 

3 297 

3 087 

2 865 

2 940 

2 898 

- 

1,4 

Vorleistungen 

1 050 

1 377 

1 124 

1 083 

1 076 

- 

0,6 

Bruttowertschöpfung 

2 247 

1 711 

1 740 

1 857 

1 822 

- 

1,9 

Abschreibungen 

224 

291 

254 

255 

256 

+ 

0,5 

Sonstige Produktionsabgaben 

25 

69 

60 

29 

34 

+ 

16,0 

Sonstige Subventionen 

68 

80 

91 

88 

42 

- 

52,3 

Nettowertschöpfung (Faktoreinkommen) 

2 065 

1 431 

1 517 

1 661 

1 574 

- 

5,2 


Wirtschaftsbereich Forstwirtschaft ohne Jagd. 
*) Vorläufig. 
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Tabelle 41 


Kennzahlen der Forstbetriebe ab 200 ha Waldfläche nach dem Reinertrag IJi) 

Prodnktbereiche 1-3 

Forstwirtschaftsjahr 2003 





Reinertrag von ... bis unter . . . €/ha Holzbodenfläche 


Art der Kennzahl 

Einheit 

unter 
- 100 

- 100 bis 
-50 

-50 
bis 0 

0 bis 

50 

50 bis 

100 

100 und 
mehr 

Insgesamt 

Anteil der Betriebe 

% 

1.4 

4,7 

Körperschaftswald 

29,2 39,9 

17,6 

7,3 

100 

Schlagw. Hochw. Eiche 

%HB 

11,2 

15,2 

10,1 

8,7 

6,5 

5,9 

8,9 

Schlagw. Hochw. Buche u. sLB 

%HB 

28,1 

31,5 

27,6 

33,7 

23,5 

34,4 

30,4 

Schlagw. Hochw. Fi., Ta., Dougl. 

%HB 

22,0 

16,3 

30,2 

37,6 

55,1 

46,3 

37,3 

Schlagw. Hochw. Ki. u. so. 

%HB 

29,0 

31,3 

25,3 

15,5 

11,0 

12,1 

18,2 

Holzbodenfläche 

ha/Betr 

857 

646 

745 

982 

657 

314 

790 

Nutzungssatz/Hiebs, insg. 

m^/ha HB 

5,4 

5,0 

5,2 

6,0 

7,4 

8,0 

6,0 

Holzeinschlag insg. 

m^/ha HB 

4,5 

4,8 

5,8 

Ifi 

9,1 

10,7 

6,9 

Einschlag Stammholz insg. 

% ES insg. 

52,2 

51,3 

55,2 

60,6 

75,7 

59,0 

61,5 

Ertrag ProdBereich 1-3 

€/ha HB 

161 

236 

188 

286 

402 

435 

277 

Verkaufserl. Holz o. SW 

€/m3 

33,5 

43,0 

39,6 

45,7 

47,9 

59,3 

44,9 

Aufwand Produktber. 1-3 

€/ha HB 

473 

424 

267 

269 

309 

212 

282 

Aufw. insg. Holzemte 

€/ha HB 

121 

120 

110 

128 

145 

106 

125 

Gehalt, Bezüge u. Nebenkosten 

% U-Aufw. 

20,5 

15,7 

8,6 

9,4 

10,2 

0,7 

9,7 

Löhne, LNK, anerk. Aufwand 

% U-Aufw. 

35,9 

28,0 

30,0 

31,5 

26,0 

15,3 

29,7 

Leist, fremder Unternehmer 

% U-Aufw. 

15,8 

30,5 

25,3 

27,0 

33,4 

39,9 

27,8 

Reinertrag II ProdBereich 1-3 

€/ha HB 

-285 

- 139 

-35 

+ 39 

+ 132 

+ 272 

+ 27 

Reinertrag I (ohne Subv.) 

ProdBereich 1-3 

€/ha HB 

-312 

- 187 

-78 

+ 17 

+ 93 

+ 223 

- 5 

Anteil der Betriebe 

% 

0,8 

4,1 

Privatwald 

20,0 35,4 

29,4 

10,4 

100 

Schlagw. Hochw. Eiche 

%HB 

0,0 

17,1 

10,0 

8,4 

5,0 

2,5 

7.9 

Schlagw. Hochw. Buche u. sLB 

%HB 

8,1 

29,7 

25,6 

18,5 

36,5 

22,4 

24,5 

Schlagw. Hochw. Fi., Ta., Dougl. 

%HB 

34,3 

24,2 

27,1 

25,8 

51,8 

62,5 

34,6 

Schlagw. Hochw. Ki. u. so. 

%HB 

0,0 

27,8 

33,0 

44,7 

6,2 

9,6 

30,4 

Holzbodenfläche 

ha/Betr 

248 

868 

842 

1 094 

611 

672 

842 

Nutzungssatz/Hiebs, insg. 

m^/ha HB 

0,9 

3,9 

4,1 

5,4 

6,2 

6,7 

5,3 

Holzeinschlag insg. 

m^/ha HB 

1,4 

4,7 

4,2 

8,4 

8,6 

14,1 

7,9 

Einschlag Stammholz insg. 

% ES insg. 

100,0 

39,2 

52,4 

43,2 

67,8 

82,5 

55,6 

Ertrag ProdBereich 1-3 

€/ha HB 

167 

142 

184 

215 

406 

579 

276 

Verkaufserl. Holz o. SW 

€/m3 

39,8 

37,1 

60,3 

46,0 

54,2 

56,0 

51,5 

Aufwand Produktber. 1-3 

€/ha HB 

640 

290 

233 

189 

286 

274 

231 

Aufw. insg. Holzemte 

€/ha HB 

11 

41 

51 

63 

90 

118 

70 

Gehalt, Bezüge u. Nebenkosten 

% U-Aufw. 

6,2 

16,6 

18,1 

21,1 

19,9 

16,6 

19,4 

Löhne, LNK, anerk. Aufwand 

% U-Aufw. 

14,1 

21,3 

18,3 

15,0 

16,8 

19,2 

16,9 

Leist, fremder Unternehmer 

% U-Aufw. 

1,8 

14,5 

27,0 

34,3 

26,6 

35,2 

29,7 

Reinertrag II ProdBereich 1-3 

€/ha HB 

-467 

- 135 

-34 

+ 42 

+ 149 

+ 311 

+ 63 

Reinertrag I (ohne Subv.) 

ProdBereich 1-3 

€/ha HB 

-473 

- 148 

-49 

+ 25 

+ 120 

+ 305 

+ 45 


Reinertragsberechnung mit staatlichen Zuschüssen, Prämien und einschießlich der indirekten Förderung durch eine kostenlose oder verbilligte 
Betreuung auf Forstamtsebene. 
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Tabelle 42 

Kennzahlen der Forstbetriebe ab 200 ha Waldfläche des Körperschafts- und Privatwaldes 

nach Größenklassen 

Forstwirtschaftsjahr 2003 


Art der Kennzahl 

Einheit 

ha Holzbodenfläche 

200 bis 500 

500 bis 1 000 

1 000 und mehr 

Zusammen 




Körperschaftswald 


Anteil der Betriebe 

% 

56,2 

25,1 

18,7 

100 

Schlagw. Hochw. Eiche 

%HB 

10,8 

12,8 

6,6 

8,9 

Schlagw. Hochw. Buche u. sLB 

%HB 

27,9 

30,9 

31,2 

30,4 

Schlagw. Hochw. Fi., Ta., Dougl. 

%HB 

37,8 

33,3 

38,9 

37,3 

Schlagw. Hochw. Ki. u. so. 

%HB 

16,8 

18,0 

18,9 

18,2 

Holzbodenfläche 

ha/Betr 

314 

724 

2 306 

790 

Nutzungssatz/Hiebs, insg. 

m^/ha HB 

6,1 

5,8 

6,0 

6,0 

Holzeinschlag insg. 

m^/ha HB 

7,2 

6,5 

7,0 

6,9 

Einschlag Stammholz insg. 

% ES insg. 

61,5 

61,7 

61,3 

61,5 

Ertrag ProdBereich 1-3 

€/ha HB 

279 

264 

281 

277 

Verkaufserl. Holz o. SW 

€/m3 

43,4 

46,8 

44,8 

44,9 

Aufwand Produktber.1-3 

€/ha HB 

270 

284 

286 

282 

Aufw. insg. Holzemte 

€/ha HB 

115 

120 

130 

125 

Gehalt, Bezüge u. Nebenkosten 

%U-Aufw. 

8,5 

8,7 

10,6 

9,7 

Löhne, LNK, anerk. Aufwand 

%U-Aufw. 

20,9 

33,8 

31,5 

29,7 

Leist, fremder Unternehmer 

%U-Aufw. 

36,2 

24,7 

25,8 

27,8 

Reinertrag II ProdBereich 1-3^) 

€/ha HB 

+ 51 

+ 16 

+ 22 

+ 27 

Reinertrag I (ohne Subv.) ProdBereich 1-3 

€/ha HB 

+ 9 

-20 

- 4 

- 5 




Privatwald 


Anteil der Betriebe 

% 

60,1 

22,2 

17,7 

100 

Schlagw. Hochw. Eiche 

%HB 

6,3 

10,9 

7,4 

7,9 

Schlagw. Hochw. Buche u. sLB 

%HB 

35,0 

28,2 

19,1 

24,5 

Schlagw. Hochw. Fi., Ta., Dougl. 

%HB 

32,6 

41,9 

32,8 

34,6 

Schlagw. Hochw. Ki. u. so. 

%HB 

23,1 

18,0 

37,7 

30,4 

Holzbodenfläche 

ha/Betr 

315 

769 

2719 

842 

Nutzungssatz/Hiebs, insg. 

m^/ha HB 

5,3 

5,2 

5,3 

5,3 

Holzeinschlag insg. 

m^/ha HB 

7,5 

6,4 

8,6 

7,9 

Einschlag Stammholz insg. 

% ES insg. 

58,0 

68,6 

51,4 

55,6 

Ertrag ProdBereich 1-3 je ha HB 

€/ha HB 

281 

272 

275 

276 

Verkaufserl. Holz o.SW 

€/m3 

49,6 

50,4 

52,8 

51,5 

Aufwand Produktber.1-3 

€/ha HB 

205 

223 

244 

231 

Aufw. insg. Holzemte 

€/ha HB 

66 

74 

70 

70 

Gehalt, Bezüge u. Nebenkosten 

% U-Aufw. 

7,0 

14,4 

25,1 

19,4 

Löhne, LNK, anerk. Aufwand 

% U-Aufw. 

10,5 

19,9 

18,0 

16,9 

Leist, fremder Unternehmer 

% U-Aufw. 

36,2 

30,6 

27,2 

29,7 

Reinertrag II ProdBereich 1-3^) 

€/ha HB 

+ 99 

+ 59 

+ 51 

+ 63 

Reinertrag I (ohne Subv.) ProdBereich 1-3 

€/ha HB 

+ 77 

+ 49 

+ 31 

+ 45 


Reinertragsberechnung mit staatlichen Zuschüssen, Prämien und einschießlich der indirekten Förderung durch eine kostenlose oder verbilligte 
Betreuung auf Forstamtsebene. 
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Tabelle 43 

Reinerträge II Produktbereiche 1-3 der Forstbetriebe des Körperschafts- und Privatwaldes 

ab 200 ha Waldfläche 

Euro/ha Holzbodenfläche 


Art der Kennzahl 

Körperschaftswald 

Privatwald 

2002 

2003 

2002 

2003 

Holzbodenfläche ha HB 









200 bis 500 

+ 

27 

+ 

51 

+ 

73 

+ 

99 

500 bis 1 000 

- 

1 

+ 

16 

+ 

18 

+ 

59 

1 000 und mehr 

+ 

4 

+ 

22 

+ 

39 

+ 

51 

Baumarten^^ 









Fichte 

+ 

20 

+ 

54 

+ 

97 

+ 

113 

Kiefer 

- 

12 

- 

35 

+ 

29 

+ 

33 

Buche, Eiche 

+ 

7 

+ 

28 

+ 

39 

+ 

65 

Gemischt 

+ 

0 

+ 

11 

- 

32 

+ 

22 

Einschlag mVha HB 









0 bis 3,5 

- 

14 

- 

49 

- 

52 

- 

33 

3,5 bis 5,5 

- 

21 

- 

12 

+ 

8 

+ 

24 

5,5 bis 7,5 

+ 

25 

+ 

11 

+ 

55 

+ 

40 

7,5 und mehr 

+ 

44 

+ 

73 

+ 

106 

+ 

135 

Insgesamt 

+ 

8 

+ 

27 

+ 

43 

+ 

63 


Reinertragsberechnung mit staatlichen Zuschüssen, Prämien und einschießlich der indirekten Förderung durch eine kostenlose oder verbilligte 
Betreuung auf Forstamtsebene. 

Fichte: Anteil Fichte an der HB 50 Prozent und mehr, Kiefer: Anteil Kiefer an der HB 50 Prozent und mehr, Buche, Eiche: Anteil Buche, Eiche an 
der HB 50 Prozent und mehr, Gemischt: alle übrigen Betriebe. 
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Tabelle 44 

Kennzahlen der landwirtschaftlichen Hanpterwerhshetriebe mit Wald nach forstwirtschaftlicher Nntzfläche 

2003/04 


Art der Kennzahl 

Einheit 

Forstwirtschaftliche Nutzfläche 
von . . . bis unter ... ha 

Zu- 

sammen 



10 bis 20 

20 bis 50 

50 und mehr 

Betriebe 

% 

67,9 

28,0 

4,1 

wo 

Betriebsgröße 

EGE 

70,3 

77,9 

95,4 

73,5 

Ldw. genutzte Fläche (LF) 

ha 

57,8 

70,7 

119,2 

63,9 

Forstwirtschaft!. Nutzfläche (FN) 

ha 

13,7 

21 fi 

89,3 

20,6 

dar.: Holzbodenfläche (HB) 

ha 

13,6 

27,5 

89,3 

20,6 

Holzeinschlag (ES) 

m3 

57,3 

79,5 

4,6 

61,4 

Holzeinschlag 

m^/ha HB 

4,2 

2,9 

0,1 

3,0 

Durchschnittlicher Holzpreis 

€/m3 

49 

63 


62 

Arbeitskräfte 

AK 

1,7 

1,8 

1,5 

1,7 

Arbeitszeiten im Forst 

Std. 

141 

266 

181 

177 

dar.: Nicht entlohnte Arbeitskräfte 
(Farn.) im Forst 

Std. 

140 

149 

181 

145 

Umsatzerlöse 

€ 

119 632 

150 756 

166 315 

130 257 

dar. : Forstwirtschaft und Jagd 

€ 

2 916 

5 731 

15 644 

4 223 

dar. :Holzverkauf 

€ 

2 189 

4 164 

9 861 

3 055 

Materialaufwand 

€ 

68 673 

81 085 

73 936 

72 367 

dar.: Materialaufwand Forst 

€ 

193 

404 

1 861 

320 

Lohnarbeit, Maschinenmiete 

€ 

33 

37 

0 

33 

Personalaufwand 

€ 

2 149 

6 293 

1 978 

3 304 

dar.: Forstwirtschaft 

€ 

2 

1 260 

0 

355 

Bruttoinvestitionen 

€ 

28 324 

27 520 

23 876 

27 918 

Investitionen Forstwirtschaft 

€ 

16 

4 

0 

12 

Fördermittel Forstwirtschaft 

€ 

137 

295 

759 

206 

Gewinn 

€ 

30 353 

31 439 

92 445 

33 182 

Gewinn plus Personalaufwand 

€/AK 

18 977 

21 554 

62 733 

21 276 

Roheinkommen II Forstwirtschaft 

€/ha HB 

164 

123 

162 

148 

Reinertrag IE) Forstwirtschaft 

€/ha HB 

-21 

30 

123 

24 


Kalkulatorische Ermittlung einschließlich Fördermittel Forstwirtschaft; die in Ansatz gebrachten fixen Sachkosten und variablen Schlepperkosten 
wurden aus dem Testbetriebsnetz „Bauernwald“ Baden-Württembergs abgeleitet. 
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Tabelle 45 

Kennzahlen der Forstbetriebe ab 200 ha Waldfläche nach Besitzarten 


Forstwirtschafts- 

Testbetriebe Forstwirtschaft 

Testbetriebe Forstwirtschaft 

jahr 


1 Körperschaftswald | Privatwald 


1 Körperschaftswald | Privatwald 



Holzeinschlag insgesamt 
mVha Holzbodenfläche (HB) 



Material, Betriebsaufwand 
% U.-Aufwand 


1999 

5,4 

6,0 

6,5 

4 

5 

7 

2000 

7,2 

9,0 

7,3 

5 

5 

7 

2001 

5,3 

5,8 

5,2 

6 

6 

8 

2002 

5,4 

5,9 

6,4 

5 

5 

6 

2003 

6,2 

6,9 

7,9 

4 

4 

7 



Ertrag Produkthereiche 1-3 
€/ha HB 



Leistungen fremder Unternehmer 
% U.-Aufwand 

1999 

292 

318 

372 

15 

24 

28 

2000 

276 

357 

366 

21 

36 

33 

2001 

237 

252 

250 

15 

26 

25 

2002 

264 

258 

252 

18 

27 

30 

2003 

281 

277 

276 

16 

28 

30 



Verkaufserlös Holz (o.Sw) 
€/m^ 



Arbeitskräfte insgesamt 
AK/1 000 ha HB 


1999 

56 

57 

66 

6 

5 

4 

2000 

48 

51 

57 

7 

4 

4 

2001 

43 

49 

53 

7 

5 

5 

2002 

46 

48 

52 

6 

4 

3 

2003 

44 

45 

51 

7 

4 

3 



Aufwand Produktbereiche 1-3 
€/ha HB 


Regelmäßig Besch.Waldarbeiter insges. 

Std./1 000 ha HB 

1999 

373 

302 

295 

5 680 

3 533 

2 555 

2000 

427 

359 

291 

6314 

3 321 

2 293 

2001 

375 

299 

243 

5 855 

3 133 

1 886 

2002 

361 

298 

229 

4 970 

3 174 

1 397 

2003 

386 

282 

231 

5 165 

3 354 

1 603 



Aufwand insgesamt Holzernte 
€/ha HB 


Reinertrag 1 (ohne Subv.) Produktbereiche 1-3 
€/ha HB 

1999 

128 

119 

89 

- 82 

+ 16 

+ 77 

2000 

174 

170 

106 

- 151 

- 2 

+ 75 

2001 

133 

110 

65 

- 138 

-47 

+ 7 

2002 

125 

112 

66 

- 96 

-40 

+ 23 

2003 

141 

125 

70 

- 105 

- 5 

+ 45 



Gehalt, Bezüge, Nebenkosten 
% U.-Aufwand 



Fördermittel 
€/ha HB 


1999 

41 

13 

17 

3 

40 

21 

2000 

36 

11 

16 

1 

50 

23 

2001 

38 

13 

19 

1 

50 

20 

2002 

36 

12 

20 

0 

48 

20 

2003 

43 

10 

19 

0 

32 

18 


Löhne, 

Lohnnebenkosten, anerkannter Aufwand 
% U.-Aufwand 

Reinertrag H Produktbereiche 1- 
€/ha HB 

-3 

1999 

30 

33 

23 

- 79 

+ 56 

+ 98 

2000 

29 

27 

22 

- 150 

+ 48 

+ 98 

2001 

32 

29 

21 

- 137 

+ 3 

+ 27 

2002 

32 

30 

18 

- 96 

+ 8 

+ 43 

2003 

27 

30 

17 

- 105 

+ 27 

+ 63 


•) 1999 ohne Saarland und Schleswig-Holstein; 2000 ohne Saarland, Schleswig-Holstein und Bayern; 2001 ohne Saarland, Schleswig-Holstein, 
Nordrhein-Westfalen und Bayern; 2002 ohne Saarland, Rheinland-Pfalz und Nordrhein- Westfalen. 2003 ohne Schleswig-Holstein, Nordrhein- 
Westfalen, Hessen und Saarland. 
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Tabelle 46 


Seefischereiflotte Deutschlands 


Betriebszweig 

20021) 

20031) 

Anzahl 

BRZ 

kW 

Anzahl 

BRZ 

kW 

Große Hochseefischerei 







Froster 

9 

19716 

22 832 

8 

16 645 

19 302 

Schwarmfischfanger 

3 

18 105 

12 841 

3 

18 105 

12 841 

Kutter- und Küstenfischerei 







Krabben- und Plattfischkutter 

291 

12 404 

49 288 

289 

12 361 

49 625 

Große Plattfischkutter 

7 

1 800 

6 303 

6 

1 551 

6 453 

Übrige Kutter 

144 

10 881 

34 845 

136 

10 745 

33 716 

Kutter/Boote - Stille Fischerei 

1 693 

3 837 

30 927 

1 664 

3 760 

30 629 

Muschel-ZSpezialfahrzeuge 

100 

2 484 

6 826 

108 

2 841 

7 712 

Insgesamt 

2 247 

69 227 

163 862 

2 214 

66 008 

160 278 


Jahresende. 


Tabelle 47 

Kennzahlen der Betriebe der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei nach Gebieten 

2003 


Art der Kennzahl 

Einheit 

Deutschland 

Früheres 

Bundesgebiet 

Frischfisch 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

Frischfisch 

Insgesamt 

Frischfisch 

Krabben') 

Aktiva 

€AJntem. 

110 992 

119 026 

105 450 

157 853 

76 068 

Eigenkapital (Bilanz) 

€/Untem. 

- 14 991 

- 15 354 

- 14 741 

-42 286 

14 445 

Verbindlichkeiten 

€/Untem. 

81 230 

87 542 

76 875 

123 729 

47 506 

Betriebliche Erträge 

€/Untem. 

146 026 

119 183 

164 545 

153 418 

81 305 

Umsatzerlöse 

€AJntem. 

128 514 

102 250 

146 633 

127 565 

74 242 

Betriebl. Aufwendungen 

€/Untem. 

101 165 

89 713 

109 065 

116 534 

60 040 

Personalaufwand 

€AJntem. 

32 682 

22 012 

40 042 

29 751 

13 451 

Abschreibungen 

€AJntem. 

13 113 

13 455 

12 877 

16 712 

9 851 

Gewinn plus Personal- 
aufwand 

€/AK 

35 470 

24 940 

41 794 

31 044 

17 782 

Gewinn 2003 

€/Untem. 

40 943 

25 579 

51 542 

31 123 

19 445 

Gewinn 2002 

€AJntem. 

57 115 

32 388 

74 655 

42 270 

21 168 

Gewinn 2001 

FAJntem. 

57 402 

40 346 

71 105 

49 296 

30 851 

Veränderung 







gegenüber dem Vorjahr in % 


- 28,3 

- 21,0 

- 31,0 

- 26,4 

- 8,1 


Einschließlich Gemischtbetriebe. 
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Tabelle 48 


Gewährung von besonderen Zuschüssen aus dem Agrarinvestitionsförderungsprogramm 

für Kleine und Große Investitionen') 

2003 



Anzahl der Zuwendungsempfänger 

Höhe der förderfähigen Investitionen in € 

Investive Maßnahmen 

Kleine 

Große 

Insgesamt 

Kleine 

Große 

Insgesamt 


Investitionen 

Investitionen 

Ökobetriebe^) ohne Tierhaltung 

182 

25 

207 

7 276 345 

7 248 322 

14 524 667 

Betriebe mit Tierhaltung^) 

416 

630 

1 046 

22 700 517 

191 481 248 

214 181 765 

dar.: Ökobetriebe^)^) 

67 

39 

106 

3 167 439 

16 887 582 

20 055 022 

dar.: Milchkuhhaltung 

198 

485 

683 

11 280 574 

149 235 976 

160 516 550 

Rindfleischerzeugung 

116 

23 

139 

5 521 138 

5 970 900 

11 492 037 

Schweinehaltung 

35 

83 

118 

2 339 268 

25 194 064 

27 533 332 

Eier- und Geflügelsektor 

19 

17 

36 

1 051 994 

6 194 142 

7 246 136 

Bereich der Diversifizierung 

441 

84 

525 

19 754 111 

21 048 591 

40 802 702 

dav.: Direktvermarktung von 







Agrarerzeugnissen 

212 

38 

250 

10 486 355 

9 442 697 

19 929 052 

Urlaub auf dem Bauernhof 







Freizeit und Erholung 

79 

31 

110 

4511 717 

7 876 092 

12 387 809 

Übrige Bereiche der Einkommens- 
kombination 

150 

15 

165 

4 756 039 

3 729 802 

8 485 841 

Verbesserung der Umweltbedingungen 

2 577 

144 

2 721 

70 588 792 

35 967 654 

106 556 446 

dav. : Emissionsminderung 

182 

26 

208 

6 219 550 

5 172 990 

11 392 540 

Energieeinsparung 

1 119 

114 

1 233 

27 333 197 

30 324 004 

57 657 201 

Anschaffung von Maschinen und 
Geräten 

1 276 

4 

1 280 

37 036 044 

470 660 

37 506 704 

Zuschüsse insgesamt 

3 616 

883 

4 499 

120 319 764 

255 745 815 

376 065 579 

Insgesamt im AFP 

5 207 

1 579 

6 786 

216 453 925 

426 858 318 

643 312 243 


Kleine Investitionen werden gefördert nach Nr. 5.2.1 des Agrarinvestitionsförderungsprogramm (AFP). Große Investitionen werden gefördert 
nach Nr. 5.3.1 des Agrarinvestitionsförderungsprogramm (AFP). 

2) Lt.VO (EWG) Nr. 2092/91. 

3) Lt. AFP, Anlage 2. 

Doppelnennungen sind möglich. 
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Tabelle 49 


Ausgleichszulage iu den benachteiligten Gebieten 

Öffentliche Mittel 2003 


Land 

Zahl der begünstigten 
Betriebe 

€ 

Anteil in % 

Durchschnitt je Betrieb 
in € 

Baden-Württemberg 

34 046 

61 660 343 

18,00 

1 811 

Bayern 

79 619 

144 796 412 

42,26 

1 819 

Berlin 

38 

94 748 

0,03 

2 493 

Brandenburg 

3 461 

24 985 758 

7,29 

7219 

Bremen 

108 

266 464 

0,08 

2 467 

Hamburg 

0 

0 

0,00 

0 

Hessen 

12 646 

22 087 944 

6,45 

1 747 

Mecklenburg- Vorpommern 

1 641 

15 688 607 

4,58 

9 560 

Niedersachsen 

0 

0 

0,00 

0 

Nordrhein- Westfalen 

7 641 

14 196 434 

4,14 

1 858 

Rheinland-Pfalz 

6 943 

17 010 249 

4,96 

2 450 

Saarland 

927 

2 482 247 

0,72 

2 678 

Sachsen 

2 726 

15 908 353 

4,64 

5 836 

Sachsen-Anhalt 

894 

7 981 674 

2,33 

8 928 

Schleswig-Holstein 

344 

1 633 438 

0,48 

4 748 

Thüringen 

2 055 

13 836 936 

4,04 

6 733 

Deutschland 

153 089 

342 629 608 

100 

2 238 


Tabelle 50 


Leistnngsempfänger in der Alterssicherung der Landwirte 


Jahr 

Renten wegen Alters und Erwerbsminderung sowie Hinterbliebenenrenten 

Übergangshilfe 
und Über- 
brückungsgeld 

Beitrags- 

zuschuss 

an ehemalige 
Landwirte P 

an Witwen/ 
Witwer von 
Landwirten 

an ehemalige 
mitarbeitende 
Familienange- 
hörige^^ 

Zusammen 

Waisenrente 

1996 

329 259 

211 346 

11 302 

551 907 

6 898 

139 

322 498 

1997 

335 663 

208 740 

10 521 

554 924 

6 734 

141 

309 474 

1998 

341 858 

206 643 

9 804 

558 305 

6 568 

121 

292 311 

1999 

351 088 

205 126 

9 238 

565 452 

6318 

109 

267 590 

2000 

361 659 

203 363 

8 716 

573 738 

6 030 

89 

182 709 

2001 

369 786 

200 849 

8 193 

578 828 

5 862 

72 

168 932 

2002 

383 608 

200 175 

7 697 

591 480 

5 769 

61 

147 548 

2003 

394 430 

198 340 

7 209 

599 979 

5 767 

55 

128 017 

20043) 

406 200 

196 800 

6 900 

609 900 

5 700 

50 

117 200 


Unternehmer und Ehegatten. 

Einschließlich deren Hinterbliebene. 

Schätzung. 

Quelle: Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen 
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Tabelle 51 


Ausgaben, Beiträge und Bundesmittel in der Alterssicherung der Landwirte 

Mio. Euro 


Jahr 

Ausgaben 

insgesamt^) 

Renten 

Leistungen 

zur 

Teilhabe 

Betriebs- und 
Haushalts- 
hilfe 

Beitrags- 

Zuschüsse^) 

Beiträge der 
Landwirt- 
schaft 

BundesmitteP) 

Bundesmittel 
in % der 
Gesamt- 
ausgaben 

1996 

3 069,7 

2 518,2 

41,8 

26,8 

362,0 

910,3 

2 

140,5 

69,7 

1997 

3 115,6 

2 575,4 

33,8 

22,7 

361,8 

925,5 

2 

150,9 

69,0 

1998 

3 079,5 

2 610,1 

25,9 

17,1 

304,3 

891,4 

2 

170,8 

70,5 

1999 

3 084,4 

2 648,0 

26,9 

17,4 

268,4 

837,9 

2 

232,0 

72,4 

2000 

2 979,9 

2 688,0 

26,6 

15,2 

133,1 

802,8 

2 

165,8 

72,7 

2001 

3 068,3 

2 741,3 

25,2 

13,9 

167,5 

754,2 

2 

291,1 

74,7 

2002 

3 087,4 

2 798,4 

23,4 

13,8 

140,4 

761,6 

2 

322,1 

75,2 

2003 

3 107,2 

2 839,6 

22,5 

13,9 

119,2 

768,2 

2 

337,9 

75,2 

20044) 

3 131,0 

2 851,0 

20,0 

12,0 

114,0 

743,0 

2 

348,0 

75,0 


Einschließlich Verwaltungs- und Verfahrenskosten, Sonstiges; ohne Restabwicklung Beitragszuschüsse nach GAL und SVBEG; ohne Aufwen- 
dungen für den Finanzausgleich. 

2) Ohne Restabwicklung Beitragszuschüsse nach GAL. 

Ist-Ausgabe Bund. 

■^) Schätzung. 

Quelle: Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen 


Tabelle 52 


Beitragszahler in der Alterssicherung der Landwirte 


Jahr 

Landwirtschaft- 
liche Unter- 
nehmer^) 

Ehegatten^) 

Mitarbeitende 

Familien- 

angehörige 

Weiterentrichter 

Sonstige 

Versicherte^) 

Insgesamt 

1996 

281 964 

173 196 

19 882 

11 590 

239 

486 871 

1997 

274 093 

162 539 

18 878 

9 068 

245 

464 823 

1998 

262 221 

152 483 

17 743 

7 475 

243 

440 165 

1999 

250 829 

143 225 

16 750 

6 008 

219 

417 031 

2000 

236 010 

131 165 

15 512 

4 895 

182 

387 764 

2001 

223 752 

117 804 

14 043 

3 989 

151 

359 739 

2002 

216 009 

111 227 

13 594 

3 584 

148 

344 562 

2003 

207 188 

104 574 

12719 

3 023 

134 

327 638 

20044) 

198 800 

98 700 

12 400 

2 600 

100 

312 600 


Landwirte im Sinne des § 1 Abs. 2 AEG 
Landwirte im Sinne des § 1 Abs. 3 ALG. 
Freiwillig Versicherte und Weiterversicherte. 
■^) Schätzung. 


Quelle: Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen 
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Tabelle 53 

Leistungen, Beitragsaufkommen und Bundesmittel in der Krankenversicherung der Landwirte 

Mio. Euro 



Leistungen^ 


Beiträge 

Bundesmittel 

Jahr 

an aktive 
Mitglieder^) 

an Altenteiler 

Gesamtausgaben 

der aktiven 
Mitglieder^) 

der Altenteiler^) 

Ist-Ausgaben"^) 

in % der 
Gesamtausgaben 

1994 

642,5 

1 145,0 

1 897,5 

754,5 

162,4 

975,9 

51,4 

1995 

654,9 

1 190,4 

1 946,9 

779,4 

173,0 

1 017,9 

52,3 

1996 

637,5 

1 234,8 

1 982,3 

775,3 

181,7 

1 048,1 

52,9 

1997 

620,9 

1 247,9 

1 977,7 

756,0 

186,6 

1 059,9 

53,6 

1998 

614,6 

1 279,9 

2 008,1 

746,4 

192,5 

1 093,8 

54,5 

1999 

614,2 

1 319,8 

2 047,9 

725,2 

200,8 

1 119,0 

54,6 

2000 

608,7 

1 357,0 

2 206,3 

715,7 

208,2 

1 015,9 

46,0 

2001 

596,1 

1 421,7 

2 132,3 

681,7 

213,8 

1 196,9 

56,1 

2002 

600,6 

1 446,5 

2 171,2 

678,0 

220,3 

1 226,3 

56,5 

2003 

592,5 

1 455,2 

2 175,8 

686,4 

227,9 

1 202,7 

55,3 

20045) 

568,0 

1 397,0 

2 089,0 

672,0 

248,0 

1 028,2 

49,2 


Ohne Verwaltungskosten, Vermögensaufwendungen und sonstige Aufwendungen. 

2) Aktive Mitglieder und mitversicherte Familienangehörige ohne Altenteilen 

Beiträge aus Renten sowie aus Versorgungsbezügen (hierzu gehören auch Renten aus der Alterssicherung der Landwirte) und Arbeitseinkommen. 
Durch Beiträge nicht gedeckte Leistungsaufwendungen für Altenteiler sowie Beitragszuschüsse. 

Schätzung. 

Quelle: Bundesverband der landwirtschaftlichen Krankenkassen 


Tabelle 54 


Mitglieder der Krankenversicherung der Landwirte 


Jahr') 

Unternehmer 

Mitarbeitende 

Familienangehörige 

Freiwillige Mitglieder 

Altenteiler 

Mitglieder insgesamt^) 

1994 

295 612 

39 904 

21 793 

324 257 

687 703 

1995 

265 695 

37 585 

33 345 

328 067 

670 412 

1996 

253 727 

34 786 

36 687 

332 209 

663 194 

1997 

246 004 

32 600 

36 948 

335 273 

656 500 

1998 

240 132 

31 019 

37 667 

336 177 

650 321 

1999 

233 997 

29 205 

37 506 

337 453 

643 229 

2000 

226 351 

27 436 

37 128 

340 938 

636 813 

2001 

218 674 

25 637 

35 590 

345 817 

631 835 

2002 

212 778 

24 419 

35 152 

346 636 

623 897 

2003 

206 611 

23 264 

34 232 

347 345 

616 553 

20043) 

200 600 

22 000 

34 000 

350 200 

611 800 


ü Jahresdurchschnitt. 

Einschließlich krankenversicherter Arbeitsloser, Jugendlicher, Behinderter, Studenten, Rehabilitanden; 1999 insgesamt rd. 5 100 Personen. 
Schätzung. 


Quelle: Bundesverband der landwirtschaftlichen Krankenkassen 
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Tabelle 55 


Leistungen, Beiträge und Bundesmittel in der landwirtschaftlichen Unfallversichernng 


Jahr 

Leistungen02) 

insgesamt 

darunter für 

Umlage-SolP) 

Beiträge der 
Landwirtschaft 

BundesmitteE^ 

Bundesmittel in 
% des Umlage- 
Solls 

Renten 

Unfallverhütung 

Mio. € 

1994 

716,7 

435,0 

33,0 

749,2 

445,0 

304,2 

40,6 

1995 

741,3 

438,4 

35,0 

798,1 

493,9 

304,2 

38,1 

1996 

768,7 

439,7 

37,5 

867,1 

350,95) 

410,26) 

59,5 

1997 

760,9 

441,6 

38,4 

895,3 

520,45) 

304,2 

34,0 

1998 

776,9 

447,4 

40,7 

888,0 

578,6 

309,3 

34,8 

1999 

775,3 

442,6 

42,2 

890,5 

609,3 

281,2 

31,6 

2000 

779,1 

439,9 

43,5 

875,0 

619,3 

255,6 

29,2 

2001 

772,3 

438,4 

43,8 

863,5 

607,8 

255,6 

29,6 

2002 

777,2 

438,6 

46,7 

847,2 

591,6 

255,6 

30,2 

2003 

785,0 

435,9 

48,2 

859,0 

609,0 

250,0 

29,1 

20044) 

780,0 

429,0 

49,0 

853,0 

653,0 

250,0 

29,3 


Heilbehandlung, Verletztengeld, Renten, Unfallverhütung, sonstige Leistungen (ohne Vermögensaufwendungen, Verwaltungs- und Verfahrens- 
kosten sowie ohne Zuführungen zur Rücklage und zu den Betriebsmitteln); in den neuen Ländern einschließlich Sozialzuschläge zu den Renten. 
2) Bis 1998 ohne die gesondert aus Bundesmitteln gezahlte Schwerverletztenzulage (bis 1997 10,2 Mio. Euro/Jahr; 1998 5,1 Mio. Euro). 
Überschuss der Aufwendungen im vergangenen Jahr. 

Vorläufig. 

Unter Berücksichtigung des EU-Anteils an den „Sondermitteln LUV“ i. H. v. rd. 106 Mio. Euro für 1996 und rd. 70,7 Mio. Euro für 1997. 
Einschließlich rd. 106 Mio. Euro als 50 prozentigem nationalen Anteil an den „Sondermitteln LUV“ aus Anlass währungsbedingter Einkom- 
mensverluste. 
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Tabelle 56 

Arbeitslose^* mit landwirtschaftlichen, gärtnerischen und forstwirtschaftlichen Berufen 


Bemfsklassen 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

% 

davon 

Frauen 

Frauen- 

anteil 





Früheres Bundesgebiet 




Landwirte, Weinbauern 

1 533 

1 494 

1 379 

1 317 

1 174 

1 090 

1,7 

185 

17,0 

Tierzüchter, Fischer 

1 092 

951 

774 

715 

660 

641 

1,0 

201 

31,4 

Verwalter, Agraringenieure, 
Landwirtschaftsberater 

1 836 

1 670 

1 581 

1 754 

1 727 

1 615 

2.4 

614 

38,0 

Landarbeitskräfte, Melker 

9 750 

7 966 

6 561 

5 944 

5 600 

5 407 

8,2 

1 477 

27,3 

Tierpfleger und verwandte 
Berufe 

2 695 

2 532 

2 243 

2 046 

1 911 

1 918 

2,9 

972 

50,7 

Gärtner, Gartenarbeiter 

39 618 

39 413 

38 839 

40 905 

43 175 

46 715 

70,8 

6 739 

14,4 

Gartenarchitekten, -Verwalter 

1 214 

1 296 

1 232 

1 357 

1 353 

1 279 

1,9 

670 

52,4 

Floristen 

4 059 

3 896 

3 855 

4 078 

4 790 

5 157 

7,8 

4918 

95,4 

Forstverwalter, Förster, Jäger 

611 

526 

442 

429 

424 

467 

0,7 

82 

17,6 

Waldarbeiter, Waldnutzer 

2 128 

1 898 

1 727 

1 725 

1 646 

1 651 

2,5 

88 

5,3 

Insgesamt 

64 536 

61 642 

58 633 

60 270 

62 460 

65 940 

100 

15 946 

24,2 

% aller Arbeitslosen 

2.4 

2,4 

2,5 

2,5 

2,4 

2,5 


1.4 


Alle Arbeitslosen 

2 733 415 

2 622 324 

2 382 513 

2 421 833 

2 594 370 

2 652 978 


1 146 597 

43,2 





Neue Länder 




Landwirte, Weinbauern 

2 663 

3 099 

2 861 

2 784 

2 691 

2 777 

3,5 

845 

30,4 

Tierzüchter, Fischer 

4 334 

4 779 

4 328 

4 273 

3 981 

4 003 

5,1 

2 494 

62,3 

Verwalter, Agraringenieure, 
Landwirtschaftsberater 

1 670 

1 892 

1 617 

1 814 

1 834 

2 014 

2,6 

990 

49,2 

Landarbeitskräfte, Melker 

15 045 

16 113 

14 053 

14 043 

12 972 

13 075 

16,6 

5 847 

44,7 

Tierpfleger und verwandte 
Berufe 

7 726 

8 476 

7 304 

6 530 

5 486 

5 543 

7,0 

3215 

58,0 

Gärtner, Gartenarbeiter 

19 937 

25 306 

26 895 

30 268 

32 770 

40 024 

50,8 

20 798 

52,0 

Gartenarchitekten, -Verwalter 

580 

665 

679 

704 

842 

1 118 

1.4 

648 

58,0 

Floristen 

4 000 

4 688 

5 097 

5 599 

6 045 

6 886 

8,7 

6 755 

98,1 

Forstverwalter, Förster, Jäger 

390 

386 

334 

334 

287 

351 

0,4 

79 

22,5 

Waldarbeiter, Waldnutzer 

2 486 

2 953 

2 726 

2 938 

2 795 

2 959 

3,8 

794 

26,8 

Insgesamt 

58 831 

68 357 

65 894 

69 287 

69 703 

78 750 

100 

42 465 

53,9 

% aller Arbeitslosen 

4,8 

5,2 

5,1 

5,2 

5,2 

5,1 


5,6 


Alle Arbeitslosen 

1 231 913 

1 320 912 

1 302 277 

1 321 189 

1 347 462 

1 553 858 


764 487 

49,2 


Stand jeweils Ende September. 
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Zusatzversorgung für Arbeitnehmer in der Land- nnd Forstwirtschaft 


Tabelle 57 


Jahr 

Leistungsempfänger 

Dar: Verheiratete in % 

Leistungen')Mio. € 

1997 

25 973 

30,4 

11,760 

1998 

26 122 

31,1 

11,351 

1999 

27 315 

35,8 

11,587 

2000 

27 434 

37,3 

11,908 

2001 

28 301 

39,3 

12,269 

2002 

29 927 

44,1 

13,137 

2003 

31 915 

47,6 

14,124 

20042) 

33 000 

45,5 

15,000 


Ohne Verwaltungs- und Verfahrenskosten. Die Leistungen werden aus Bundesmitteln getragen. 

Vorläufig. 

Quelle: Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 


Tabelle 58 

Empfänger von Landabgaberente, Prodnktionsanfgaberente nnd Ansgleichsgeld; 
mobilisierte Fläche und Bnndesmittel 


Jahr 

Empfänger 
von Land- 
abgaberente 

Seit 1969 
insgesamt 
abgegebene 
Fläche 

BundesmitteF) 

Empfänger von 

Verwendung von Flächen"^^ 

BundesmitteF) 

Produktions- 

aufgaberente^^ 

Ausgleichs- 

geld3) 

Stilllegung 

und 

Aufforstung 

Aufstockung 
anderer Unter- 
nehmen u. a. 

Anzahl 

ha LF 

Mio. € 

Anzahl 

haLF 

Mio. € 

1996 

39 390 

682 280 

118,4 

16 280 

9 220 

27 913 

445 998 

191,2 

1997 

37 333 

682 280 

107,7 

17 461 

10 712 

30 629 

510 130 

248,8 

1998 

35 388 

682 280 

106,2 

15 703 

10 539 

30 805 

512 794 

235,9 

1999 

33 401 

682 280 

98,9 

13 526 

10 150 

30 806 

512 916 

216,8 

2000 

31 464 

682 280 

95,7 

11 312 

9 856 

30 806 

512 916 

201,9 

2001 

29 481 

682 280 

90,7 

8 944 

9 495 

30 806 

512 916 

182,3 

2002 

27 601 

682 280 

86,3 

6 900 

9 110 

30 806 

512 916 

166,6 

2003 

25 611 

682 280 

81,2 

4 886 

6 458 

30 806 

512 916 

135,2 

20045) 

23 700 

682 280 

79,0 

3 000 

3 800 

30 806 

512 916 

80,0 


Gebietsstand: Früheres Bundesgebiet. Gebietsstand: Deutschland. 

ü Neufälle nur noch, wenn Flächenabgabe bis 3 1 . Dezember 1983 vollzogen. 

Ist-Ausgabe Bund. 

Neufälle nur noch, wenn Voraussetzungen bis 3 1 . Dezember 1996 erfüllt. 

Seit 1989 insgesamt stillgelegte und abgegebene Flächen. 

Schätzung. 


Quelle: Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen 
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Tabelle 59 


Ergebnisse des Verkaufs von Milchquoten an den Milchquotenbörsen 




Börsentermine 

Übertragungsbereiche 

01.04.2004 

01.07.2004 

02.11.2004 

GLP>) 

GLM2) 

GLPO 

GLM2) 

GLP» 

GLM2) 



€/kg 

kg 

€/kg 

kg 

€/kg 

kg 

e? 

0) 

_rj 

Reg.-Bez. Stuttgart 

0,31 

6.555.723 

0,29 

6.483.795 

0,34 

3.833.091 

f 

W 

Reg.-Bez. Karlsruhe 

0,22 

3.105.682 

0,25 

1.652.705 

0,24 

2.014.225 

S~i 

$ 

Reg.-Bez. Freiburg 

0,43 

3.826.339 

0,45 

2.268.248 

0,51 

2.298.843 

§ 

’S 

PQ 

Reg.-Bez. Tübingen 

0,36 

8.321.931 

0,37 

9.826.976 

0,43 

6.599.133 


Reg.-Bez. Oberbayem 

0,60 

16.311.084 

0,62 

12.362.505 

0,70 

12.830.922 


Reg.-Bez. Niederbayem 

0,46 

9.094.025 

0,42 

7.188.874 

0,50 

5.475.301 

Ö 

Reg.-Bez. Oberpfalz 

0,70 

7.670.980 

0,67 

4.660.664 

0,75 

3.527.886 

§ 

Reg.-Bez. Oberfranken 

0,48 

5.639.107 

0,50 

2.774.234 

0,56 

3.230.007 

m 

Reg.-Bez. Mittelfranken 

0,49 

5.790.301 

0,51 

4.416.566 

0,55 

5.483.419 


Reg.-Bez. Unterfranken 

0,23 

2.073.683 

0,25 

1.840.685 

0,30 

1.818.366 


Reg.-Bez. Schwaben 

0,40 

16.677.798 

0,42 

11.377.932 

0,50 

11.990.997 


Hessen 

0,30 

11.840.434 

0,32 

6.202.982 

0,36 

6.779.496 


Rheinland-Pfalz/Saarland 

0,41 

6.327.087 

0,38 

6.497.247 

0,45 

2.586.711 


Nordrhein- Westfalen 

0,42 

22.298.818 

0,45 

11.673.917 

0,52 

11.737.805 


Niedersachsen/Bremen 

0,43 

46.965.554 

0,45 

42.294.873 

0,51 

28.901.772 


Schleswig-Holstein/ 

Hamburg 

0,51 

19.415.428 

0,51 

22.262.913 

0,58 

9.126.160 


Brandenburg/Berlin 

0,20 

7.287.663 

0,22 

7.545.192 

0,22 

8.135.496 


Mecklenburg- Vorpommern 

0,18 

11.721.242 

0,23 

1.593.558 

0,26 

8.777.149 


Sachsen 

0,23 

5.632.835 

0,25 

3.687.111 

0,30 

4.765.057 


Sachsen-Anhalt 

3) 

3) 

0,18 

5.789.182 

0,25 

5.434.629 


Thüringen 

0,19 

1.266.621 

0,20 

2.430.698 

0,21 

5.861.866 


Früheres Bundesgebiet) 

0,44 

191.913.974 

0,45 

153.785.116 

0,52 

118.234.134 


Neue Länder^) 

0,20 

25.908.361 

0,21 

21.045.741 

0,25 

32.974.197 


Deutschland^ 

0,41 

217.822.335 

0,42 

174.830.857 

0,46 

151.208.331 


Gleichgewichtspreis. 

Gleichgewichtsmenge. 

Kein Gleichgewichtspreis zustande gekommen. 
Gewogener Durchschnittspreis. 
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Tabelle 60 

Ausnutzung der mengenmäßigen und budgetären WTO-Obergrenzen für subventionierte Exporte 
im WJ 2003/04 und WTO-Obergrenzen im WJ 2004/05 


Produktgruppe 

Mengenmäßige WTO-Obergrenzen 

Budgetäre WTO-Obergrenzen 

2003/04 

2004/051) 

2003/04 

2004/051) 

WTO-Ober- 

grenze 

Subventio- 
nierte Ex- 
portmenge 

Ausnutzung 

WTO- 

Obergrenze 

WTO- 

Obergrenze 

Erstattungs- 

ausgaben 

Ausnutzung 

WTO- 

Obergrenze 

1 000 1 

% 

1 000 t 

Mio. € 

% 

Mio. € 

WeizenZ-mehP) 

14 438,0 

8 982,8 

62,2 

14 438,0 

1 289,7 

4 ) 

<100 

1 289,7 

Futtergetreide^^ 

10 843,2 

3 595,0 

33,2 

10 843,2 

1 046,9 

75,0'!) 

7,2 

1 046,9 

Zucker^) 

1 273,5 

689,9 

54,2 

1 273,5 

499,1 

338,8 

67,9 

499,1 

Butter 

399,3 

353,2 

88,5 

399,3 

947,8 

617,9 

65,2 

947,8 

Magermilchpulver 

272,5 

257,0 

94,3 

272,5 

275,8 

142,6 

51,7 

275,8 

Käse 

321,3 

320,7 

99,8 

321,3 

341,7 

238,7 

69,9 

341,7 

Andere Milcherzeugnisse 

958,1 

853,7 

89,1 

958,1 

697,7 

609,4 

87,3 

697,7 

Rindfleisch 

821,7 

385,3 

46,9 

821,7 

1 253,6 

274,2 

21,9 

1 253,6 

Schweinefleisch 

444,0 

137,9 

31,1 

444,0 

191,3 

43,6 

22,8 

191,3 

Geflügelfleisch 

271,8 

215,4 

79,2 

271,8 

90,7 

87,6 

96,6 

90,7 

Eier 

87,4 

35,0 

40,0 

87,4 

43,7 

3,2 

7,3 

43,7 

Nicht Anhang-I Waren^^ 

- 

- 

- 

- 

415,0 

4 ) 

ca. 100 

415,0 


Anpassung auf EU-25 lag bis Redaktionsschluss noch nicht vor. 
2) Vorläufig. 

Verarbeitungsprodukte; nur budgetäre Obergrenze. 

■^) Aktuelle Angaben liegen noch nicht vor. 
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Tabelle 61 


Cross-Compliance-Anforderungen an die Betriebsführung 


A. Ab dem 1. Januar 2005 anwendbar 

Umwelt 


1. Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten 
(ABI. L 103 vom 25.4.1979, S. 1) 

Artikel 3, Artikel 4 
Absätze 1 , 2 und 4, 
Artikel 5, 7 und 8 

2. Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17. Dezember 1979 über den Schutz des Grundwassers gegen Verschmut- 
zung durch bestimmte gefährliche Stoffe (ABI. L 20 vom 26. Januar 1980, S. 43) 

Artikel 4 und 5 

3. Richtlinie 86/278/EWG des Rates vom 12. Juni 1986 über den Schutz der Umwelt und insbesondere der Böden 
bei der Verwendung von Klärschlamm in der Landwirtschaft (ABI. L 181 vom 4. Juli 1986, S. 6) 

Artikel 3 

4. Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch 
Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (ABI. L 375 vom 31. Dezember 1991, S.l) 

Artikel 4 und 5 

5. Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild 
lebenden Tiere und Pflanzen (ABI L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7) 

Artikel 6, 13, 15 und 
Artikel 22 Buchstabe b 

Gesundheit von Mensch und Tier 

Kennzeichnung und Registrierung von Tieren 


6. Richtlinie 92/102/EWG des Rates vom 27. November 1992 über die Kennzeichnung und Registrierung von 
Tieren (ABI. L 355 vom 5. Dezember 1992, S. 32) 

Artikel 3, 4 und 5 

7. Verordnung (EG) Nr. 2629/97 der Kommission vom 29. Dezember 1997 mit Durchführungsvorschriften zur Ver- 
ordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates im Hinblick auf Ohrmarken, Bestandsregister und Pässe im Rahmen des Sys- 
tems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern (ABI. L 354 vom 30. Dezember 1997, S. 19) 

Artikel 6 und 8 

8. Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000 zur Einführung 
eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und 
Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABI. L 204 vom 
11. August 2000, S. 1) 

Artikel 4 und 7 

8a. Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17. Dezember 2003 zur Einführung eines Systems zur Kennzeich- 
nung und Registrierung von Schafen und Ziegen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie 
der Richtlinien 92/102/EWG und 64/432/EWG (Abi. L 5 vom 9. Januar 2004, S. 8) 

Artikel 3, 4 und 5 

B. Ab dem 1. Januar 2006 anwendbar 

Gesundheit von Mensch, Tier und Pflanze 


9. Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
(ABI. L 230 vom 19. August 1991, S. 1) 

Artikel 3 

10. Richtlinie 96/22/EG des Rates vom 29. April 1996 über das Verbot der Verwendung bestimmter Stoffe mit hor- 
monaler bzw. thyreostatischer Wirkung und von ß- Agonisten in der tierischen Erzeugung und zur Aufhebung der 
Richtlinien 81/602/EWG, 88/146/EWG und 88/299/EWG (ABI. L 125 vom 23. Mai 1996, S. 3) 

Artikel 3, 4, 5 und 7 

1 1 . Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung 
der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Be- 
hörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABI. L 31 vom 
1. Februar 2002, S. 1) 

Artikel 14, 15, 

Artikel 17 Absatz 1, 
Artikel 18, 19 und 20 

12. Verordnung (EG) Nr. 999/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit Vorschriften 
zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopathien (ABI. L 147 
vom 31. Mai 2001, S. 1) 

Artikel 7, 11, 12, 13 
und 15 

Meldung von Krankheiten 


13. Richtlinie 85/511/EWG des Rates vom 18. November 1985 zur Einführung von Maßnahmen der Gemeinschaft 
zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche (ABI. L 315 vom 26. November 1985, S.l 1) 

Artikel 3 

14. Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 mit allgemeinen Gemeinschaftsmaßnahmen zur Be- 
kämpfung bestimmter Tierseuchen sowie besonderen Maßnahmen bezüglich der vesikulären Schweinekrankheit 
(ABI. L 62 vom 15. März 1993, S. 69) 

Artikel 3 

15. Richtlinie 2000/75/EG des Rates vom 20. November 2000 mit besonderen Bestimmungen für Maßnahmen zur 
Bekämpfung und Tilgung der Blauzungenkrankheit (ABI. L 327 vom 22. Dezember 2000, S. 74) 

Artikel 3 

C. Ab dem 1. Januar 2007 anwendbar 

Tierschutz 


16. Richtlinie 91/629/EWG des Rates vom 19. November 1991 über Mindestanforderungen für den Schutz von 
Kälbern (ABI. L 340 vom 11. Dezember 1991, S. 28) 

Artikel 3 und 4 

17. Richtlinie 91/630/EWG des Rates vom 19. November 1991 über Mindestanforderungen für den Schutz von 
Schweinen (ABI. L 340 vom 11. Dezember 1991, S. 33) 

Artikel 3 und 4 Absatz 1 

18. Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere (ABI. L 221 
vom 8. August 1998, S. 23) 

Artikel 4 
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Tabelle 62 


EU-Agrar- und Fischereiausgaben 

Mio. Euro') 


Marktordnungsbereiche 

2002 

2003 

20042)3) 

20 053)4) 

Marktausgaben 

Ackerkulturen ohne Reis 

413,8 

513,2 

203,1 

395,0 

Reis 

78,7 

113,2 

70,1 

39,0 

Direktzahlung 

Ackerkulturen ohne Reis^> 

18 215,9 

16 321,9 

17 123,7 

16 972,3 

Reis 

112,8 

117,5 

110,1 

430,0 

Zucker^^ 

1 586,0 

1 436,9 

1 415,1 

1 770,1 

Olivenöl 

2 329,3 

2 346,3 

2 372,4 

2 296,7 

Textilpflanzen 

816,4 

889,6 

851,0 

912,9 

Obst und Gemüse 

1 559,4 

1 538,5 

1 577,4 

1 860,0 

Wein 

1 348,7 

1 213,0 

1 092,0 

1 228,8 

Tabak 

963,2 

960,2 

929,3 

914,4 

Andere pflanzl. Erzeugnisse 

699,2 

709,8 

715,4 

737,0 

Horizontale Direktzahlungsmaßnahmen 

158,6 

3,1 

0,0 

1 388,0 

Milcherzeugnisse 

2 613,0 

3 109,4 

2 264,7 

3 804,5 

Rindfleisch 

7 071,9 

8 090,9 

7 776,0 

7 887,9 

Schaf- und Ziegenfleisch 

552,5 

2 082,1 

1 469,5 

1 794,5 

Schweinefl., Eier und Geflügel, Bienen 

124,0 

177,7 

182,2 

197,0 

Fisch 

26,0 

22,3 

23,8 

33,2 

Nahrungsmittelprogramme 

161,0 

170,4 

209,8 

223,0 

Kontrolle und Betrugsbekämpfung 

-204,1 

- 382,4 

-503,5 

-212,5 

Werbung und Absatzförderung 

20,3 

31,3 

32,0 

102,4 

Veterinär- und Phytosanitärausgaben 

222,5 

316,9 

193,7 

32,2 

Sonstige 

-4,3 

- 

1,1 

0,5 

Marktordnungsausgaben insgesamt 

38 864,8 

39 781,8 

38 108,9 

42 806,9 

Agrarumweltmaßnahmen 

1 879,0 

1 979,4 

1 931,9 

2 068,0 

Benachteiligte Gebiete 

924,6 

991,7 

1 051,8 

843,0 

Vorruhestand 

223,4 

205,5 

196,0 

233,0 

Forstwirtschaft 

404,5 

374,7 

401,2 

476,0 

Investitionen in landw. Betrieben 

140,1 

215,5 

229,8 

247,0 

Junglandwirte 

100,7 

104,2 

107,4 

134,0 

Marktstrukturverbesserung 

165,8 

178,8 

186,8 

195,0 

Anpassung u. Entw. ländl. Gebiete 

366,1 

505,4 

584,9 

631,0 

Sonstige^^ 

46,2 

75,1 

58,6 

83,0 

Ländl. Entwicklung (nur Garantie) 

4 250,4 

4 630,3 

4 748,8 

4 910,0 

Ländl. Entwicklung (nur Garantie) EU-IO"^* 

Abt. Garantie insgesamt 

43 116,4 

44 412,1 

1 733,0 

44 590,7 

1 369,4 

49 086,3 

EAGFL-Ausrichtung 

1 767,0 

2 612,8 

2 932,0 

2 914,7 

Ländliche Entwicklung insgesamt 

6 017,4 

7 243,1 

9 413,8 

9 194,1 

Finanzinstrument für die Fischerei 

335,0 

546,0 

571,3 

556,6 

Sonstige Agrarmaßnahmen 

52,0 

65,0 

59,0 

65,0 

Sonstige Fischereimaßnahmen 

40,0 

64,0 

84,0 

86,0 

Agrar- und Fischereiausgaben insges.^) 

45 310,4 

47 699,9 

48 167,7 

52 708,6 

Ausgaben EU-Haushalt insges. 

85 144,5 

97 500,0 

99 805,9 

106 300,0 

Agrar-u. Fischereiausgaben in EU-25 in 

53,2 

49,8 

48,3 

50,9 


Zahlungen bzw. Zahlungsermächtigungen. 

2) Ist-Ausgaben für EAGFL-Garantie (nur Direktzahlungen der KOM für Oktober bis Dezember geschätzt); sonst Haushaltsplan. 

Eine Aufteilung der Mittel für ländliche Entwicklung für EU- 10 ist derzeit noch nicht möglich. 

■^) Haushaltsvorentwurf vom 29. November 2004. 

Einschließlich Ausgleichszahlung Kartoffelstärke. 

Die Ausgaben für in der EU produzierten Zucker werden durch Abgaben der Zuckerwirtschaft gedeckt. 

Einschließlich Rechnungsabschlusseinnahmen. 

Ohne internationale Fischereiabkommen, ohne Vorbeitrittshilfe SAPARD, ohne Maßnahmen in E und P infolge des Wegfalls des Fischereiab- 
kommens mit Marokko. 

Für 2004 Anteil auf Basis des Haushaltsplans berechnet. 
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Tabelle 63 

Ausgaben des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (Abt. Garantie) 
nach Marktordnungsbereichen und Mitgliedstaaten 

2004') in Mio. Euro; vorläufig 


Marktordnungs- 

bereich 

BE 

DK 

DE 

EL 

ES 

FR 

lE 

IT 

LU 

Marktausgaben 










Ackerkulturen 

2,2 

4,6 

84,5 

-2,1 

-5,4 

55,6 

0,2 

14,1 

-0,1 

Reis 

-0,4 

0,0 

0,0 

14,8 

24,7 

-5,0 

0,0 

48,7 

0,0 

Direktzahlung 










Ackerkulturen^) 

167,9 

677,1 

3 590,0 

499,4 

1 819,9 

5 175,6 

132,0 

1 863,5 

10,7 

Reis 

0,0 

0,0 

0,0 

9,7 

14,6 

6,9 

0,0 

70,6 

0,0 

Zucker^^ 

254,2 

87,0 

205,3 

10,1 

63,2 

282,4 

15,8 

63,2 

0,0 

Olivenöl 

0,0 

0,1 

0,0 

560,8 

1.021,6 

5,3 

0,0 

745,6 

0,0 

Textilpflanzen 

4,0 

0,0 

0,1 

640,0 

193,1 

12,1 

0,0 

0,0 

0,0 

Obst und Gemüse 

39,4 

1,6 

22,9 

190,8 

462,6 

269,9 

5,6 

445,9 

0,0 

Wein 

0,0 

0,0 

20,6 

17,0 

434,2 

244,6 

0,0 

313,3 

0,3 

Tabak 

3,8 

0,0 

35,9 

354,6 

111,6 

83,3 

0,0 

319,9 

0,0 

Andere pflanzl. Erzeugnisse 

3,4 

41,7 

36,0 

38,8 

312,8 

147,2 

0,3 

68,0 

0,1 

Milch und Milcherzeug- 
nisse 

305,9 

179,0 

230,2 

- 1,3 

63,7 

516,1 

288,7 

-208,1 

-0,4 

Rindfleisch 

242,1 

142,8 

963,1 

95,2 

829,6 

1 777,8 

927,4 

539,8 

12,2 

Schaf- und Ziegenfleisch 

1,4 

1,7 

40,0 

251,3 

419,6 

37,5 

106,1 

125,5 

0,1 

Schweinefleisch, Eier und 
Geflügel, Bienen 

4,1 

34,2 

10,6 

2,1 

11,6 

83,1 

0,6 

12,4 

0,0 

Fisch 

0,1 

1,0 

0,5 

0,0 

5,4 

9,2 

2,7 

0,3 

0,0 

Nahrungsmittelprogramme 

4,4 

0,4 

0,3 

13,6 

41,5 

51,3 

0,2 

56,2 

0,0 

Kontrolle, Betrugsbekämp- 
fimg und Rechnungs- 
abschlusseinnahmen 

- 10,0 

-0,5 

-7,8 

-42,7 

-22,0 

-211,9 

-0,1 

-96,7 

- 1,5 

Werbung und Absatz- 
förderung 

1,3 

2,2 

1,6 

0,0 

4,9 

8,8 

0,1 

4,9 

0,0 

Veterinär- und Phytosanitär 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Sonstige 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,2 

0,0 

Marktordnungsausgaben 

Insgesamt 

1 023,8 

1 172,9 

5 233,8 

2 652,1 

5 807,2 

8 549,8 

1 479,6 

4 387,3 

21,4 

Ländliche Entwicklung^) 

48,9 

44,3 

799,9 

125,6 

512,1 

839,2 

350,1 

635,3 

16,2 

Abteilung Garantie 

Insgesamt 

1 072,7 

1 217,2 

6 033,7 

2 777,7 

6 319,3 

9 389,0 

1 829,7 

5 022,6 

37,6 
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noch Tabelle 63 


Ausgaben des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (Abt. Garantie) 
nach Marktordnnngsbereichen nnd Mitgliedstaaten 

2004') in Mio. Euro; vorläufig 


Marktordnungs- 

bereich 

NL 

AT 

PT 

Fl 

SE 

GB 

EU- 10 
insgesamt 

EU-Direkt- 

zahl.2) 

Zusammen 

Marktausgaben 

Ackerkulturen 

35,4 

1,8 

- 1,5 

7,3 

7,1 

0.7 

-1,3 

0,0 

203,1 

Reis 

0,0 

0,0 

-4,6 

0,0 

0,0 

0,0 

-8,1 

0,0 

70,1 

Direktzahlung 

Ackerkulturen 

214,4 

367,8 

181,5 

346,9 

445,6 

1 631,4 

0,0 

0,0 

17 123,7 

Reis 

0,0 

0,0 

8,4 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

110,2 

Zucker^^ 

73,2 

64,6 

19,5 

14,3 

16,0 

239,5 

6,8 

0,0 

1 415,1 

Olivenöl 

0,0 

0,0 

39,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

2 372,5 

Textilpflanzen 

1,6 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,1 

0,0 

0,0 

851,0 

Obst und Gemüse 

58,2 

3,3 

45,9 

0,0 

3,0 

28,4 

0,0 

0,0 

1 577,5 

Wein 

0,0 

8,1 

53,3 

0,0 

0,0 

0,5 

0,0 

0,0 

1 091,9 

Tabak 

0,0 

1,1 

16,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

3,0 

929,2 

Andere pflanzl. Erzeugnisse 

24,5 

-0,9 

32,1 

2.3 

4,0 

5,1 

0,0 

0,0 

715,4 

Milch und Milcherzeug- 
nisse 

598,4 

- 17,5 

7,8 

73,4 

41,9 

190,9 

-4,0 

0,0 

2 264,7 

Rindfleisch 

164,9 

235,1 

178,8 

93,8 

161,4 

1 411,4 

0.7 

0,0 

7 776,1 

Schaf- und Ziegenfleisch 

14,0 

4,8 

35,3 

1,4 

4,5 

426,2 

0,0 

0,0 

1 469,4 

Schweinefleisch, Eier und 
Geflügel, Bienen 

11,9 

4,0 

2,7 

2,2 

1,0 

1,5 

0,0 

0,0 

182,0 

Fisch 

0,4 

0,0 

2,2 

0,0 

0,6 

1,0 

0,0 

0,3 

23,7 

Nahrungsmittelprogramme 

0,2 

0,0 

15,5 

1,6 

0,0 

0,3 

24,3 

0,0 

209,8 

Kontrolle, Betrugsbekämp- 
fung und Rechnungs- 
abschlusseinnahmen 

-3,2 

0,0 

-2,2 

-4,3 

-0,3 

- 105,6 

0,0 

5,5 

-503,3 

Werbung und Absatz- 
förderung 

0,3 

1,0 

0,5 

0,2 

0,5 

0.7 

0,0 

4,9 

31,9 

Veterinär- und Phytosanitär 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

193,8 

193,8 

Sonstige 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,4 

0,0 

0,5 

1,1 

Marktordnungsausgaben 

Insgesamt 

1 194,2 

673,2 

630,3 

539,1 

685,3 

3 832,5 

18,4 

208,0 

38 108,9 

Ländliche Entwicklung^) 

67,7 

468,7 

193,3 

329,6 

163,8 

154,1 

0,0 

1.733,0 

6481,8 

Abteilung Garantie 

Insgesamt 

1 261,9 

1 141,9 

823,6 

868,7 

849,1 

3 986,6 

18,4 

1 941,0 

44 590,7 


Die Auszahlungen der Mitgliedstaaten im Zeitraum 16. Oktober 2003 bis 15. Oktober 2004 gehen zulasten des EU-Haushaltsjahres 2004. 

2 In den Direktzahlungen sind Kartoffelstärke, Getreide, Ölsaaten, Öllein, Eiweißpflanzen, Grassillage und Flächenstilllegung enthalten. 

Den Ausgaben für in der EU produzierten Zucker stehen entsprechende Einnahmen aus Abgaben der Zuckerwirtschaft gegenüber, die auf der 
Einnahmenseite des EU-Haushalts erfasst werden. 

Einschließlich Korrekturen durch Rechnungsabschlussentscheidungen. 
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Tabelle 64 

Einzahlungen der EU-Mitgliedstaaten zum EAGEL, Abteilung Garantie, Rückflüsse und Saldo 2003 


Mitgliedstaat 

Einzahlung 0 
in Mio. € 

Rückfluss^* 
in Mio. € 

Saldo3) 
in Mio. € 

Rückflussquote 
in % der Einzahlung 

Belgien 

1 

688 

1 016 

- 

672 

60 

Dänemark 


930 

1 220 

+ 

290 

Bl 

Deutschland 

10 

141 

5 839 

- 

4 302 

58 

Griechenland 


754 

2 757 

+ 

2 003 

366 

Spanien 

3 

592 

6 451 

+ 

2 859 

180 

Frankreich 

7 

638 

10419 

+ 

2 781 

136 

Irland 


582 

1 945 

+ 

1 363 

334 

Italien 

6 

267 

5 373 

- 

895 

86 

Luxemburg 


106 

43 

- 

63 

41 

Niederlande 

2 

644 

1 359 

- 

1 286 

51 

Österreich 

1 

005 

1 123 

+ 

118 

112 

Portugal 


657 

850 

+ 

193 

129 

Finnland 


666 

874 

+ 

208 

131 

Schweden 

1 

177 

833 

- 

344 

71 

Vereinigtes Königreich 

6 

228 

3 971 

- 

2 256 

64 

EU 

44 

073 

44 073 

± 

0 

100 


•) Unter Zugrundelegung des allgemeinen Haushaltsschlüssels 2003. 

Aus dem EAGFL-Garantie wurden außerdem Direktzahlungen und Veterinärausgaben der Europäischen Kommission von zusammen 3 1 7 Mio. Euro 
finanziert. Hierfür ist eine Aufteilung auf die Mitgliedstaaten nicht möglich. 

^) + = Nettoempfänger, 

- = Nettozahler. 
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Methodische Erläuterungen 


A Landwirtschaftliche Gesamtrechnung (LGR) 

Die Gesamtrechnung für den Bereich Landwirtschaft 
(einschließlich Garten- und Weinbau, ohne Forstwirt- 
schaft und Fischerei) ist nach den Regeln des Europäi- 
schen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 
(ESVG 95) aufgestellt und basiert auf dem Konzept des 
Wirtschaftsbereichs. Der Wirtschaftsbereich Landwirt- 
schaft gilt als Zusammenfassung aller örtlichen fachlichen 
Einheiten, die folgende Tätigkeiten ausüben: Pflanzen- 
bau, Tierhaltung, Gemischte Landwirtschaft, Landwirt- 
schaftliche Lohnarbeiten, Gewerbliche Jagd. 

Nicht landwirtschaftliche Tätigkeiten in landwirtschaftli- 
chen Unternehmen, die buchmäßig nicht getrennt erfasst 
werden können, z. B. Landschaftspflege oder Urlaub auf 
dem Bauernhof, sind nach dem ESVG 95 Bestandteil der 
LGR. Die landwirtschaftliche Produktion von Haushalten 
sowie die Tierhaltung von Nichtlandwirten sind nicht Be- 
standteil der LGR. 

Schematische Darstellung 



Produktionswert zu Erzeugerpreisen 

- 

Gütersteuem 

-I- 

Gütersubventionen 

= 

Produktionswert zu Herstellungspreisen 

- 

Vorleistungen 

= 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 

- 

Abschreibungen 

= 

Nettowertsehöpfüng zu Herstellungspreisen 

- 

Sonstige Produktionsabgaben 

-I- 

Sonstige Subventionen 

= 

Nettowertsehöpfüng zu Faktorkosten 


Produktionswert 

Die Erzeugung des landwirtsehaftlichen Wirtschaftsbe- 
reichs umfasst bei den landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
die Verkäufe an andere Wirtschaftsbereiche und an an- 
dere landwirtschaftliche Einheiten, den innerbetriebli- 
chen Verbrauch an Futtermitteln, den Eigenverbrauch, die 
Vorratsveränderungen und die selbst erstellten Anlagen 
(Vieh). Ebenfalls erfasst wird die landwirtschaftliehe 
Lohnarbeit, die auch von gewerblichen Lohnuntemeh- 
men durchgeführt wird und die nicht trennbaren Nebentä- 
tigkeiten (z. B. Ferien auf dem Bauernhof). 


Der Produktionswert zu Erzeugerpreisen ergibt sich aus 
der Bewertung der Produktion mit durchschnittlichen Er- 
zeugerpreisen aller Qualitäten ohne Mehrwertsteuer. 

Der Produktionswert zu Herstellungspreisen berücksich- 
tigt darüber hinaus die Produktsteuem und Produktsub- 
ventionen. Hierzu zählen im Wesentlichen die Flächen- 
zahlungen und Tierprämien der Agenda 2000. 

Vorleistungen 

In den Vorleistungen sind der ertragssteigernde Aufwand 
(Saat- und Pflanzgut, Futtermittel, Dünge- und Bodenver- 
besserungsmittel, Pflanzenbehandlungs- und Schädlings- 
bekämpfungsmittel), die Aufwendungen für die Instand- 
haltung von Maschinen und Geräten sowie baulichen 
Anlagen, die Ausgaben für Energie und Schmierstoffe, 
für Tierarzt und Medikamente sowie für andere Güter und 
Dienstleistungen zusammengefasst. Analog zum Produk- 
tionswert werden aueh der innersektorale Verbrauch an 
Futtermitteln und die in Anspruch genommenen landwirt- 
schaftlichen Dienstleistungen berücksiehtigt. 

Wertschöpfung 

Die Brutto Wertschöpfung (BWS) zu Herstellungspreisen 
ergibt sich als Differenz von Produktionswert (zu Herstel- 
lungspreisen) und Vorleistungen. Aus der Bruttowert- 
schöpfung wird durch Abzug der verbrauehsbedingten, 
zu Wiederbesehaffungspreisen bewerteten Abschreibun- 
gen die Netto Wertschöpfung zu Herstellungspreisen 
ermittelt. Daraus ergibt sich nach Abzug der sonstigen 
Produktionsabgaben (einschließlich eventueller Unter- 
ausgleich Mehrwertsteuer) sowie nach Addition der sons- 
tigen gezahlten Subventionen (einsehließlich eventueller 
Überausgleich Mehrwertsteuer) die Nettowertschöpfung 
zu Faktorkosten; sie steht zur Entlohnung der Produk- 
tionsfaktoren Boden, Arbeit und Kapital zur Verfügung. 
Als makroökonomischer Indikator für die Entwicklung 
des Einkommens in der Landwirtsehaft wird die Netto- 
wertschöpfung auf die Jahresarbeitseinheiten bezogen. 

Arbeitskraft 

Zur Berechnung der Nettowertschöpfung je Arbeitskraft 
werden die in der Landwirtschaft beschäftigten Arbeits- 
kräfte in Jahresarbeitseinheiten (JAE) umgerechnet. 

Die Jahresarbeitseinheit ist eine Maßeinheit für die 
Arbeitsleistung einer mit betrieblichen Arbeiten vollbe- 
schäftigten Arbeitskraft. Im Rahmen der Agrarstrukturer- 
hebung (§ 27 f Agrarstatistikgesetz), die in zweijährli- 
ehem Turnus durchgefuhrt wird, werden folgende 
Grunddaten ermittelt: 
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- für Familienarbeitskräfte und ständige familienfremde 
Arbeitskräfte: die in einem Zwölfmonatszeitraum 
durchschnittlich im Betrieb geleistete Wochenarbeits- 
zeit nach Arbeitszeitklassen, 

- für nicht ständige familienfremde Arbeitskräfte: die in 
einem Zwölfmonatszeitraum erbrachte Arbeitsleistung 
in vollen Arbeitstagen. 

Zur Umrechnung in JAE wird u. a. 

- für Familienarbeitskräfte und ständige familienfremde 
Arbeitskräfte der Mindestarbeitseinsatz einer Vollzeit- 
arbeitskraft - je nach Arbeitskräftekategorie - mit ei- 
ner Wochenstundenzahl von 38 bis 42 Stunden ange- 
setzt, 

- für nichf sfändige familienfremde Arbeifskräfte für 
eine JAE eine Jahresarbeitsleistung von 220 vollen 
Arbeitstagen angesetzt. 

Die entsprechenden Daten für Jahre, in denen keine 
Agrarstrukturerhebung stattfmdet, werden geschätzt. 

Neben der Arbeitsleistung in den landwirtschaftlichen 
Betrieben wird in der LGR zusätzlich auch die Arbeits- 
leistung für landwirtschaftliche Dienstleistungen (Lohn- 
untemehmen) berücksichtigt. 

B Testbetriebsnetz Landwirtschaft 

Ausführliche methodische Erläuterungen zu Auswahl, 
Stichprobenzusammensetzung und Flochrechnung der 
Testbetriebe sind in der Broschüre des BMVEL „Buch- 
führungsergebnisse der Testbefriebe“ beschrieben. 

1. Kiassifizierung 

Die Gruppenbildung für die Auswertung der Testbetriebe 
erfolgt anhand des gemeinschaftlichen Klassifizierungs- 
systems der landwirtschaftlichen Betriebe. Das derzeitige 
gemeinschaftliche Klassifizierungssystem beruht auf der 
Entscheidung 85/377/EWG der Kommission vom 
7. Juni 1985 (veröffentlicht im ABI. L 220/85). Dieses 
Klassifizierungssystem, das auch als EU-Typologie be- 
zeichnet wird, basiert auf wirtschaftliche Kriterien für die 
beiden Merkmale Betriebsform (betriebswirtschaftliche 
Ausrichtung) und Betriebsgröße. Die Betriebsform eines 
landwirtschaftlichen Betriebes wird durch den Anteil ein- 
zelner Produkte und Betriebszweige am gesamten Stan- 
darddeckungsbeitrag, die Betriebsgröße durch die Höhe 
des gesamten Standarddeckungsbeitrags des Betriebes 
bestimmt. 

Standarddeckungsbeitrag (SDB) 

Standarddeckungsbeiträge (SDB) werden vom KTBL re- 
gionalisiert nach 38 Regionen (Regierungsbezirke) für 
23 Produktionszweige der Bodennutzung und für 16 Tier- 
haltungsmerkmale ermittelt. 

Der SDB je Flächen- oder Tiereinheit entspricht der geld- 
lichen Bruttoleistung abzüglich der entsprechenden vari- 


ablen Spezialkosten. Die Daten werden aus Statistiken 
und Buchführungsunterlagen über Preise, Erträge und 
Leistungen sowie durchschnittliche Erlöse und Kosten ab- 
geleitet. Die so ermittelten SDB je Flächen- und Tierein- 
heit werden auf die betrieblichen Angaben über Art und 
Umfang der Bodennutzung sowie der Viehhaltung übertra- 
gen und zum gesamten SDB des Betriebes summiert. 

Betriebsform 

(Betriebswirtscbaftliche Ausrichtung) 

Die Betriebsform eines Betriebes wird durch den relati- 
ven Beitrag der verschiedenen Produktionszweige des 
Betriebes zum gesamtbetrieblichen Standarddeckungs- 
beitrag gekennzeichnet. Für die Buchführungsergebnisse 
der Testbetriebe werden folgende Betriebsformen nach 
der EU-Klassifizierung abgegrenzt: 


Spezialisierte 

Betriebe 

Anteil von ... am gesamten 
SDB des Betriebes > ^/s 

Ackerbau 

Getreide, Hülsenfrüchte, Kar- 
toffeln, Zuckerrüben, Handels- 
gewächse, Feldgemüse, Futter- 
pflanzen, Sämereien, Hopfen 

Gartenbau 

Gemüse, Erdbeeren im Frei- 
land und unter Glas, Blumen 
und Zierpflanzen im Freiland 
und unter Glas, Baumschulen^ 

Dauer- 

kulturen 

Weinbau 

Rebanlagen 

Obstbau 

Obst 

Sonstige 

Dauer- 

kulturen 

Sonstige Dauerkulturen 

Futterbau 

Milchvieh 

Milchkühe, Färsen, weibliche 
Jungrinder (= Weidevieh) 

Sonstiger 

Futterbau 

Zucht- und Mastrinder, Schafe, 
Pferde (= Weidevieh) 

Veredlung 

Schweine, Geflügel 

Nicht spezialisierte 
Betriebe 

Anteil einzelner Zweige am 
gesamten SDB des Betriebes 
> V3 aber < ^/j 

Ge- 

mischt- 

betriebe 

(Ver- 

bund) 

Pflanzen- 

bauver- 

bund 

Kombinationen aus Ackerbau, 
Gartenbau, Dauerkulturen 

Viehhal- 

tungsver- 

bund 

Ausrichtung Futterbau 
Ausrichtung Veredlung 

Pflanzen- 

bau-Vieh- 

haltung 

Gemischtbetriebe, die aufgrund 
ihrer geringen Spezialisierung 
nicht den 0 . g. Klassen zugeord- 
net werden können. 


Baumschulen sind nach EU-Typologie Dauerkulturbetriebe. 
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Wirtschaftliche Betriebsgröße, Europäische 
Größeneinheit (EGE) 

Die wirtschaftliche Betriebsgröße wird in einer gemein- 
schaftlichen Maßeinheit, der Europäischen Größeneinheit 
(EGE), angegeben. Eine EGE entspricht einem Gesamt- 
standarddeckungsbeitrag von 1 200 Euro. Das Testbe- 
triebsnetz erfasst Betriebe ab 8 EGE. 

Landwirtschaftliche Haupterwerbsbetriebe 

Betriebe der Rechtsformen Einzeluntemehmen und Per- 
sonengesellschaften mit 16 und mehr EGE und mindes- 
tens einer Arbeitskraft (AK). 

Klein- und Nebenerwerbsbetriebe 

Betriebe von 8 bis unter 16 EGE oder unter 1 AK. 

Juristische Personen 

Betriebe in der Hand juristischen Personen werden nur in 
den neuen Bundesländern erfasst. 

2. Vergleichsrechnung nach § 4 LwG 

Nach § 4 des Landwirtschaftsgesetzes (LwG) ist die Bun- 
desregierung verpflichtet, bei der jährlichen Feststellung 
der Lage der Landwirtschaft eine Stellungnahme abzuge- 
ben, „inwieweit 

- ein den Löhnen vergleichbarer Berufs- und Tarifgrup- 
pen entsprechender Lohn für die fremden und familie- 
neigenen Arbeitskräfte - umgerechnet auf notwendige 
Vollarbeitskräfte 

- ein angemessenes Entgelt für die Tätigkeit des Be- 
triebsleiters (Betriebsleiterzuschlag) und 

- eine angemessene Verzinsung des betriebsnotwendi- 
gen Kapitals erzielt sind“. 

Die Vergleichsrechnung wird nach dem Untemehmensan- 
satz auf der Basis des Gewinns durchgeführt. Aufwen- 
dungen für Fremdkapital, zugepachtete Flächen und 
Lohnarbeitskräfte werden in ihrer tatsächlichen Höhe 
nach folgendem Schema berücksichtigt. 

Begriffe der Vergleichsrechnung 

Gewinn 

Vergleichslohn für Betriebsinhaber und nicht ent- 
lohnte Familienarbeitskräfte 

-t Betriebsleiterzuschlag 
-t Zinsansatz für das Eigenkapital 
= Summe der Vergleichsansätze (Unternehmen) 
Gewinn 

- Summe der Vergleichsansätze (Unternehmen) 

= Abstand 

Der Abstand wird zusätzlich in Prozent der Summe der 
Vergleichsansätze ausgewiesen. 


Als gewerblicher Vergleichslohn wird der durchschnittli- 
che Bruttolohn je abhängig beschäftigtem Arbeitnehmer, 
ohne Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung, verwen- 
det. Die bisherige Datengrundlage für den Vergleichslohn 
(Löhne im Produzierenden Gewerbe nach Leistungsklas- 
sen und Geschlecht im früheren Bundesgebiet) konnte 
nicht mehr fortgeschrieben werden. 

Als betriebsnotwendige Arbeitskräfte werden die in den 
Testbetrieben vorhandenen Arbeitskräfte unterstellt. Für 
die dispositive Tätigkeit in landwirtschaftlichen Betrieben 
sowie in den Gartenbau- und in den Weinbaubetrieben 
wird ein Betriebsleiterzuschlag von 7 Euro je 1 000 Euro 
Umsatzerlöse angesetzt. Der Zuschlag wird aus den Test- 
betriebsdaten für die juristischen Personen abgeleitet 
(Lohndifferenz zwischen den in der Leitung dieser Unter- 
nehmen Tätigen und den übrigen Beschäftigten). Spe- 
zielle Verhältnisse des Betriebes hinsichtlich Größe, Pro- 
duktionsrichtung und Einkommenshöhe bleiben dabei 
unberücksichtigt. 


Gewerblicher Vergleichslohn 


Wirtschaftsjahr 

durch. Bruttolohn 
je Arbeitnehmer 
€ 

Veränderung 
in % gegen 
Vorjahr 

1996/1997 

24 496 

+ 0,9 

1997/1998 

24 573 

+ 0,3 

1998/1999 

24 895 

+ 1,3 

1999/2000 

25 232 

+ 1,4 

2000/2001 

25 723 

+ 1,9 

2001/2002 

26 130 

+ 1,6 

2002/2003 

26 580 

+ 1,7 

2003/2004 

26 760 

+ 0,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18) 


Der Gesetzgeber hat keine Hinweise gegeben, was unter der 
angemessenen Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapi- 
tals zu verstehen ist. Die in den Berechnungen seit dem ers- 
ten Bericht für die Verzinsung verwendeten 3 V 3 Prozent 
orientierten sich am langjährigen Durchschnitt der Aktien- 
rendite. Für das Berichtsjahr wurde wie in den Vorjahren 
ein Zinssatz von 3,5 Prozent gewählt. Das Eigenkapital in 
der Vergleichsrechnung wird ermittelt aus dem Bilanzver- 
mögen (ohne Wert des zugepachteten Bodens) abzüglich 
des durchschnittlichen Fremdkapitals. Wie in den Vorjah- 
ren wurden Boden und Gebäude für die Vergleichsrech- 
nung zu Nettopachtpreisen bewertet. Als „betriebsnot- 
wendig“ wurde das vorhandene Vermögen unterstellt, da 
es infolge des schnellen technischen Fortschritts keine 
brauchbare Methode für die Ermittlung des betriebsnot- 
wendigen Vermögens in der Vielzahl verschiedenartiger 
Betriebe gibt. 

Der Wert der Vergleichsrechnung liegt in erster Linie in 
der ablesbaren Entwicklung der Ertragslage in den ver- 
schiedenen Betriebsgruppen der Haupterwerbsbetriebe 
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unter Berücksichtigung angemessener Ansätze für die 
nicht entlohnten Familienarbeitskräfte, des Eigenkapitals 
und für die dispositive Tätigkeit des Betriebsleiters. 

3. Sonstige Begriffsdefinitionen 
F aktorausstattung 
Betriebsfläche 

Bewirtschaftete Fläche am Ende des Wirtschaftsjahres; 
sie umfasst die landwirtschaftlich genutzte Fläche, die 
teichwirtschaftlich genutzte Fläche, die forstwirtschaftli- 
che Nutzfläche sowie sonstige Betriebsflächen. 

Zugepachtete Fläche (netto) 

Entgeltlich und unentgeltlich zugepachtete Fläche abzüg- 
lich entgeltlich und unentgeltlich verpachteter Fläche, je- 
weils am Ende des Wirtschaftsjahres. 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) 

Summe aus Idw. Ackerfläche, Dauergrünland, Idw. Dau- 
erkulturfläche, Grundfläche Gartengewächse (einschieß- 
lich Obstfläche), weinbaulich genutzter Fläche, Flopfen- 
fläche und sonstiger LF. 

Grundfläche Gartengewächse (GG) 

Flächen, die bewertungsrechtlich zur gartenbaulichen 
Nutzung gehören. Die GG umfasst die Obstfläche, die 
Freilandfläche (Gemüse, Spargel, Erdbeeren im Wechsel 
mit Gartengewächsen sowie Blumen, Zierpflanzen und 
Gartenbausämereien), die Gewächshausfläche (heizbar 
und nicht beheizbar) sowie die Baumschulfläche. 

Weinbaulich genutzte Fläche 

Summe aus Rebfläche (Ertragsrebfläche, noch nicht im 
Ertrag stehende bestockte Rebfläche, Rebbrachfläche), 
Rebschulfläche und Rebschnittgärten. 

Vergleichswert 

Nach den Vorschriften des Bewertungsgesetzes im ver- 
gleichenden Verfahren ermittelter Ertragswert einer Nut- 
zung oder eines Nutzungsteils (z. B. landwirtschaftliche, 
weinbauliche, gärtnerische Nutzung) eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes. Der durchschnittliche 
Vergleichswert der landwirtschaftlichen, weinbaulichen 
und gärtnerischen Nutzung gilt für die bewirtschaftete 
Fläche. 

Arbeitskräfte (AK) 

Die Arbeitskräfte setzen sich aus den Familien- AK (nicht 
entlohnt und entlohnt), den nicht entlohnten AK (z. B. in 
Personengesellschaften) und den Lohnarbeitskräften zu- 
sammen. 

1 AK entspricht einer vollbeschäftigten Person, deren Er- 
werbsfähigkeit nicht gemindert ist und die zwischen 
1 8 und 65 Jahre alt ist. 


Nicht entlohnte Arbeitskräfte (nAK) 

Nicht entlohnte Arbeitskräfte (überwiegend Familien- 
arbeitskräfte) in Einzeluntemehmen und Personengesell- 
schaften. 

Produktionsstruktur 

Erntefläche 

Summe der Emteflächen von Ackerpflanzen und Grün- 
landnutzung. 

Die Emtefläche kann durch Doppelnutzung größer sein 
als die landwirtschaftlich genutzte Fläche, ansonsten 
identisch mit der landwirtschaftlich genutzten Fläche. 

Viehbesatz 

Der Viehbesatz wird, bezogen auf 1 00 ha landwirtschaft- 
lich genutzte Fläche, in Anlehnung an den Vieheinheiten- 
schlüssel des Bewertungsgesetzes in Vieheinheiten (VE) 
ermittelt. Grundlage ist der Futterbedarf der Tierarten: 


Tierart 

VE- 

Schlüssel 

Pferde unter 3 Jahren 

0,70 

Pferde 3 Jahre alt und älter 

1,10 

Kälber und Jungvieh unter 1 Jahr 

0,30 

Jungvieh 1 bis 2 Jahre alt 

0,70 

Zuchtbullen 

1,20 

Kühe, Färsen, Masttiere 

1,00 

Schafe unter 1 Jahr 

0,05 

Schafe 1 Jahr alt und älter 

0,10 

Ferkel (bis etwa 20 kg LG) 

0,020 

Läufer (bis etwa 45 kg LG) aus zugekauf- 
ten Ferkeln 

0,040 

Läufer (bis etwa 45 kg) aus selbsterzeug- 
ten Ferkeln 

0,060 

Mastschweine (> 45 kg LG) aus zugekauf- 
ten Läufern 

0,100 

Mastschweine (> 45 kg LG) aus selbst- 
erzeugten Ferkeln 

0,160 

Zuchtschweine 

0,33 

Legehennen einschließlich Aufzucht zur 
Bestandsergänzung 

0,02 

Legehennen aus zugekauften Junghennen 

0,0183 

Jungmasthühner (6 und weniger Durch- 
gänge je Jahr - schwere Tiere) 

0,00170 

Jungmasthühner (mehr als 6 Durchgänge 
je Jahr - leichte Tiere) 

0,00130 

Junghennen 

0,0017 


Berechnung auf der Basis der erzeugten Tiere; in den übrigen Tier- 
gruppen Jahresdurchschnittsbestand. 
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Bilanz 

In der Bilanz erfolgt eine Gegenüberstellung von Vermö- 
gen (Aktiva) und Kapital (Passiva), die der Gewinner- 
mittlung des Unternehmens dient. Die Aktivseite der Bi- 
lanz zeigt die Kapitalverwendung, die Passivseite die 
Kapitalherkunft. 

Anlagevermögen 

Vermögensgegenstände, die dem Betrieb auf Dauer die- 
nen, d. h. die eine längere Zeit genutzt werden sollen. 
Hierzu gehören die immateriellen Vermögensgegen- 
stände, die Sachanlagen und die Finanzanlagen. 

Tiervermögen 

Tiere des Anlage- und Umlaufvermögens werden als ei- 
gene Position zwischen Anlage- und Umlaufvermögen 
ausgewiesen. 

U mlaufvermögen 

Vermögensgegenstände, die zum Verkauf oder zum Ver- 
brauch bestimmt sind. Dies sind Vorräte (Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe, unfertige Erzeugnisse einschließlich Feld- 
inventar, unfertige Leistungen, fertige Erzeugnisse und 
Waren sowie darauf geleistete Anzahlungen), Forderun- 
gen und sonstige Vermögensgegenstände, Wertpapiere, 
Schecks, Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstitu- 
ten. Das Umlaufvermögen wird auch nach Sachumlauf- 
vermögen (Vorräte) und Finanzumlaufvermögen (sonsti- 
ges Umlaufvermögen) gegliedert. 

Bilanzvermögen 

Alle Vermögensgegenstände des Unternehmens ein- 
schließlich des aktiven Rechnungsabgrenzungspostens 
und des nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrages. 

Eigenkapital 

Das dem Unternehmer bzw. Mituntemehmer gehörende 
Kapital; es entwickelt sich in Einzeluntemehmen wie 
folgt: 


Eigenkapital am Anfang des Wirtschaftsjahres 
+ Einlagen 
- Entnahmen 
-t Gewinn- Verlust 

= Eigenkapital am Ende des Wirtschaftsjahres 


Verbindlichkeiten 

Die Verbindlichkeiten werden nach Arten unterschieden, 
z. B. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, Ver- 
bindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen. Zur Ver- 
besserung der Einsicht in die Finanzlage können sie auch 
nach Restlaufzeiten aufgegliedert werden. In der Land- 


wirtschaft werden bei Einzeluntemehmen und Personen- 
gesellschaften die Verbindlichkeiten gegenüber Kredit- 
instituten nach Gesamtlaufzeiten unterschieden in 
kurzfristig (Laufzeit bis 1 Jahr), mittelfristig und langfris- 
tig (Laufzeit über 5 Jahre). Bei juristischen Personen er- 
folgt die Aufteilung nach Restlaufzeiten. 

Investitionen und Finanzierung 
Brnttoinvestitionen 

Gesamter Zugang zum Investitionsbereich, d. h. Zugänge 
zum Anlagevermögen sowie Bestandsveränderangen bei 
Tieren und Vorräten. 

N ettoinvestitionen 

Der die Abschreibungen und Abgänge überschreitende 
Zugang zum Investitionsbereich, d. h. Bruttoinvestitionen 
abzüglich Abschreibungen und Abgänge. 

N etto Verbindlichkeiten 

Summe der Verbindlichkeiten abzüglich des Finanzum- 
laufvermögens (u. a. Fordemngen, Wertpapiere, Gutha- 
ben bei Kreditinstituten). 

Gewinn- und Verlustrechnung 

Die Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) dient der Er- 
mittlung und Darstellung des Erfolgs eines Geschäftsjah- 
res. Sie wird nach dem Gesamtkostenverfahren und Bmt- 
toprinzip (keine Verrechnung von Aufwendungen und 
Erträgen) in Staffelform aufgestellt. Der Gewinn/Verlust 
ist identisch mit dem Gewinn/Verlust aus dem Betriebs- 
vermögensvergleich in der Bilanz. 

Umsatzerlöse 

Erlöse aus dem Verkauf und der Vermietung oder Ver- 
pachtung sowie der Wert der Naturalentnahmen für ge- 
schäftstypische Erzeugnisse und Waren sowie für Dienst- 
leistungen nach Abzug von Erlösschmälerungen und 
Umsatzsteuer. 

Sonstige betriebliche Erträge 

Erträge, die nicht anderen GuV-Positionen zugeordnet 
werden können, insbesondere staatliche Direktzahlungen 
und Zuschüsse (Flächenzahlungen, Tierprämien, Investi- 
tionszulagen und -Zuschüsse, Ausgleichszulage, Zahlun- 
gen für Agrarumweltmaßnahmen usw.). Hierzu gehören 
auch zeitraumfremde Erträge. 

Materialaufwand 

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe (z. B. 
Saatgut, Düngemittel), für bezogene Waren und Leistun- 
gen. Die entsprechenden Bestandsveränderungen sind mit 
bei den Einzelpositionen ausgewiesen oder in einer Sam- 
melposition zusammengefasst. 
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Personalaufwand 

Summe der Löhne und Gehälter einschließlich aller Zula- 
gen sowie aller sozialen Abgaben und der Aufwendungen 
für die Altersversorgung und Unterstützung. 

Abschreibungen 

Wertverzehr der Gegenstände des Anlagevermögens 
während des Geschäftsjahres; sie enthalten nicht die im 
Sonderposten mit Rücklageanteil abgegrenzten steuerli- 
chen Sonderabschreibungen. 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Aufwandspositionen, die nicht anderen Positionen der 
GuV zugeordnet werden können, z. B. Unterhaltungsauf- 
wendungen, Betriebsversicherungen (einschließlich land- 
wirtschaftliche Unfallversicherung). Im Gegensatz zur 
bisherigen Vorgehensweise gehören hierzu auch zeit- 
raumfremde Aufwendungen, die bisher als neutraler Auf- 
wand ausgewiesen wurden. 

Steuern vom Einkommen und Ertrag 

Summe aus Körperschaftsteuer (Steuer vom Einkommen, 
die nur von Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
gezahlt wird) und Gewerbeertragsteuer (Steuer vom Er- 
trag). 

Sonstige Steuern (= Betriebsteuern) 

Steuern vom betrieblichen Vermögen (Grundsteuer, Ge- 
werbekapitalsteuer und Vermögensteuer bei Kapitalge- 
sellschaften und Genossenschaften) sowie Verkehr- und 
Besitzsteuem (Kraftfahrzeugsteuer, Zölle usw.). 

Gewinn/Verlust bzw. JahresüberschussZ-fehlbetrag 

Summe aus Betriebs-, Finanz- und außerordentlichem Er- 
gebnis. Der GewiniWerlust umfasst bei Einzelunterneh- 
men und Personengesellschaften das Entgelt für die nicht 
entlohnte Arbeit des landwirtschaftlichen Unternehmens 
und u. U. Mituntemehmers sowie seiner/ihrer mitarbei- 
tenden, nicht entlohnten Familienangehörigen, das einge- 
setzte Eigenkapital und die unternehmerische Tätigkeit. 
Er steht für die Privatentnahmen der/des Untemehmer/s 
(private Steuern, Lebenshaltung, Krankenversicherung, 
Alterssicherung, Altenteillasten, Erbabfindungen, private 
Vermögensbildung usw.) und die Eigenkapitalbildung des 
Unternehmens (Nettoinvestitionen, Tilgung von Fremd- 
kapital) zur Verfügung. 

Der Gewinn ist nicht mit den steuerlichen Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft gleichzusetzen, die anhand von 
Pauschalansätzen (nach § 13a EStG) ermittelt werden. 

Bei juristischen Personen lautet die entsprechende Be- 
zeichnung nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) „Jahres- 
überschussZ-fehlbetrag“. Da in Unternehmen dieser 
Rechtsform die eingesetzte Arbeit bereits voll entlohnt 


ist, umfasst der JahresüberschussZ-fehlbetrag nur das Ent- 
gelt für das eingesetzte Eigenkapital. 

Im Folgenden wird der verkürzte Ausdruck ,, Gewinn bzw. 
Jahresübersehuss “ verwendet. 

Gewinn bzw. Jahresüberscbnss vor Stenern 

Gewinn bzw. Jahresüberschuss zuzüglich Steuern vom 
Einkommen und Ertrag. 

Gewinn bzw. Jahresüberscbnss plns Personalanfwand 
je AK 

Gewinn bzw. Jahresüberschuss vor Steuern zuzüglich 
Personalaufwand bezogen auf die im Unternehmen 
tätigen AK. Diese Kennzahl dient zum Vergleich der 
Einkommenslage in Betrieben verschiedener Rechtsfor- 
men. 

Lohnansatz 

Der Lohnansatz wird für die nicht entlohnten Arbeits- 
kräfte in Anlehnung an die für fremde Arbeitskräfte ge- 
zahlten Löhne (Monatslöhne) einschließlich Arbeitgeber- 
anteil zur Sozialversicherung ermittelt. Für den 
Betriebsleiter wird ein Zuschlag für die leitende Tätigkeit 
vorgenommen. Für das Kalenderjahr 2003 bzw. das Wirt- 
schaftsjahr 2003Z04 wurden folgende Werte für das frü- 
here Bundesgebiet eingesetzt: 


nicht entlohnte 
Arbeitskräfte 

Landwirt- 
schaft ohne 
Gartenbau 

Gartenbau 

€/nAK 

Betriebsleiter 

24 511 

31 212 

sonstige nicht entlohnte 



Arbeitskräfte 

19 176 

22 950 


Für die neuen Länder wurden jeweils 89 Prozent des Wer- 
tes für nicht entlohnte Familienarbeitskräfte im früheren 
Bundesgebiet eingesetzt. 

Rentabilität, Stabilität, Liquidität 
Umsatzrentabilität (in Prozent) 


Gewinn bzw. Jahresüberschuss 
vor Steuern - Lohnansatz ') 
Umsatzerlöse^l 


Für nicht entlohnte Arbeit in Einzeluntemehmen und Personengesell- 
schaften. 

2) Einschließlich Bestandsveränderungen und sonstiger betrieblicher 
Erträge. 
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Gesamtkapitalrentabilität (in Prozent) 

Maßstab für die Verzinsung des im Unternehmen einge- 
setzten Eigen- und Fremdkapitals. 


Gewinn bzw. Jahresüberschuss vor Steuern 
- Lohnansatz + Zinsaufwand 
Gesamtkapital 


Eigenkapitalrentabilität (in Prozent) 

Maßstab für die Verzinsung des im Unternehmen einge- 
setzten Eigenkapitals. 


Gewinn bzw. Jahresüberschuss 
vor Steuern - Lohnansatz 
Eigenkapital') 

■) Inklusive 50 Prozent des Sonderpostens mit Rücklageanteil. 


Eigenkapitalveränderung, Bilanz 


Gewinn/Verlust bzw. JahresüberschussZ-fehlbetrag 
- Entnahmen 
+ Einlagen 


oder 


Eigenkapital Geschäftsjahr 
- Eigenkapital Vorjahr 


Erwerbseinkommen 

Gewinn zuzüglich Einkünfte aus Gewerbebetrieb sowie 
Einkünfte aus selbstständiger oder nichtselbstständiger 
Erwerbstätigkeit des Betriebsinhabers und seines Ehegat- 
ten einschließlich Lohnzahlungen aus dem landwirt- 
schaftlichen Betrieb an den Ehegatten. 

Gesamteinkommen 

Erwerbseinkommen zuzüglich Einkünfte aus privatem 
Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung, sonsti- 
gen steuerpflichtigen Einkünften und erhaltenen Einkom- 
mensübertragungen (Kinder-, Arbeitslosen-, Vorruhe- 
standsgeld, Altersrenten usw.). 

C Forstbetriebe 

Im Bereich Forst ist nach verschiedenen Erfassungsberei- 
chen zu unterscheiden: 

- zum einen sind dies die Betriebe des Körperschafts- 
und Privatwaldes mit mehr als 200 ha Wald, 

- zum anderen die Staatswaldbetriebe der Länder. 


- Hinzu kommen die Betriebe mit kleineren Waldflä- 
chen (zwischen 5 und 200 ha), die nach der Betriebs- 
systematik als landwirtschaftliche Betriebe mit Wald 
klassifiziert werden. 

Die Buchführungsergebnisse des Körperschafts- und Pri- 
vatwaldes basieren auf Ergebnissen des BMVEL-Testbe- 
triebsnetzes. Der Erfassungsbereich beschränkt sich auf 
Betriebe ab etwa 200 ha Waldfläche. 

Die Ergebnisse des Staatswaldes werden im Gegensatz 
zum Körperschafts- und Privatwald nicht in Form einer 
Stichprobenerhebung, sondern durch eine Totalerfassung 
bei den Landesforstverwaltungen ermittelt. 

Besitzarten 

Die Besitzarten (Eigentumsarten) sind im Bundeswaldge- 
setz wie folgt definiert: 

Staatswald ist Wald, der im Alleineigentum des Bundes 
oder eines Landes steht sowie Wald im Miteigentum ei- 
nes Landes, soweit er nach landesrechtlichen Vorschriften 
als Staatswald angesehen wird. 

Körperschaftswald ist Wald, der im Alleineigentum der 
Gemeinden, der Gemeindeverbände, der Zweckverbände 
sowie sonstiger Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts steht; ausgenommen ist der Wald 
von Religionsgemeinschaften und deren Einrichtungen 
sowie von Realverbänden, Hauberggenossenschaften, 
Markgenossenschaften, Gehöferschaften und ähnlichen 
Gemeinschaften (Gemeinschaftsforsten), soweit er nicht 
nach landesrechtlichen Vorschriften angesehen wird. 

Privatwald ist Wald, der weder Staatswald noch Körper- 
schaftswald ist. 

Betriebsarten 

Die Betriebsarten sind bestimmte Bewirtschaftungsfor- 
men des Waldes, die sich vor allem in der Verjüngungs- 
methode unterscheiden und zwar schlagweiser Hoch- 
wald, Dauerwald, Mittelwald und Niederwald 
(Stockausschlagwald). 

Hochwald ist ein aus Kemwüchsen (natürliche Ansa- 
mung, Saat und Pflanzung) hervorgegangener Wald. 

a) Schlagweiser Hochwald ist Hochwald, in dem Pflege-, 
Ernte- und Verjüngungsmaßnahmen räumlich getrennt 
ganze Bestände bzw. deren Teilflächen erfassen. 

b) Dauerwald ist eine Form des Wirtschaftswaldes, bei 
der im Gegensatz zum schlagweisen Hochwald die 
Nutzung auf Dauer einzelbaum-, gruppen- oder klein- 
flächenweise erfolgt. 

Mittelwald ist eine Mischform aus Niederwald und Hoch- 
wald, mit Oberholz aus aufgewachsenen Stockausschlä- 
gen und Kemwüchsen sowie Unterholz aus Stockaus- 
schlag, Wurzelbrut und Kernwuchs. 

Niederwald (Stockausschlagwald) ist ein aus Stockaus- 
schlag oder Wurzelbrut hervorgegangener Wald. 
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Begriffsdefinitionen 


Frei Stock verkanft/Selbstwerber 


Prodnkte 


Ab dem FWJ 2003 werden die Buchfiihrungsergebnisse 
mit veränderter Methodik erhoben, die zu mehr Transpa- 
renz und Vergleichbarkeit der Ergebnisse von Forstbetrie- 
ben fuhren soll. Bei der Betrachtung der Forstbetriebe 
wird jetzt vom Untemehmenskonzept ausgegangen. Die 
bisherige Ausrichtung auf die Trennung von betriebli- 
chem und nichtbetrieblichem Aufwand und Ertrag wurde 
aufgegeben und von einer Gesamtschau aller Tätigkeits- 
felder ausgegangen, die in Form eines Produktplanes 
strukturiert werden. In diesem Produktplan werden die 
Produkte des Forstbetriebes zu Produktgruppen und Pro- 
duktbereichen zusammengefasst: 


Produktbereich 1: 

Produktbereich 2: 
Produktbereich 3: 
Produktbereich 4: 
Produktbereich 5: 


Produktion von Holz und anderen 
Erzeugnissen 

Schutz und Sanierung 

Erholung und Umweltbildung 

Leistungen für Dritte 

Hoheitliche und sonstige behördli- 
che Aufgaben 


Auf diese Weise sollen insbesondere Betriebs- und Zeit- 
vergleiche für Forstbetriebe auf verschiedenen Ebenen 
der modulartig aufgefächerten Tätigkeitsfelder ermög- 
licht werden. So kann z. B. durch die Zusammenfassung 
der Produktbereiche 1 bis 3 ein Forstbetrieb im engeren 
Sinne definiert werden. Durch das Ausklammem der Pro- 
duktbereiche 4 und 5, die vielfach nur im Körperschafts- 
und Staatswald eine Bedeutung haben, ist so eher ein Ver- 
gleich zwischen den verschiedenen Besitzarten möglich. 


Holzbodenfläche (HB) 

Die Holzbodenfläche umfasst alle Flächen der Holzpro- 
duktion sowie zeitweilig unbestockte Flächen (Blößen), 
ferner Wege und Schneisen unter 5 Meter Breite und un- 
bestockte Flächen von unwesentlicher Größe. Alle Flä- 
chenangaben beziehen sich auf das Ende des Abrech- 
nungszeitraumes. 


Wirtschaftswald 

Alle Holzbodenflächen, die regelmäßig bewirfschaftet 
und von der Forsteinrichtung als „Wirtschaftswald i. r. B. 
(in regelmäßigem Betrieb)“ ausgeschieden werden. 


Wirtschaftswald außer regelmäßigem Betrieb (a. r. B.) 

Wirtschaftswald a. r. B. umfasst alle Holzbodenflächen, 
die nicht regelmäßig bewirtschaftet werden (z. B. Bann- 
wald, unbegehbare Steilhänge, Wildparke) und/oder de- 
ren nachhaltige Nutzungsmöglichkeit für absehbare Zeit 
unter 1 m^ (Efm Derbholz ohne Rinde) je Jahr und Hektar 
liegt. 


Frei Stock verkauft bzw. Selbstwerbung ist die Aufarbei- 
tung von Holz durch den Käufer (bzw. durch Forstberech- 
tigte). 

Stammholz 

Als Stammholz gilt alles Langholz einschließlich Lang- 
holzabschnitte und Schwellen, außer Stangen- und Indus- 
trieholz lang. 

Hiebsatz und Einschlag 

Der Hiebsatz ist die durch ein forstwirtschaftliches Be- 
triebsgutachten für einen bestimmten Zeitraum (in der 
Regel 10 Jahre) festgesetzte jährliche planmäßige Holz- 
nutzung in m^ (Efm Derbholz ohne Rinde). Der Einschlag 
ist die im Abrechnungszeitraum eingeschlagene und ge- 
buchte Derbholzmenge in m^ (Efm ohne Rinde). 

Erträge 

Einnahmen im Berichtsjahr aus Verkäufen und erbrachten 
Leistungen der jeweiligen Produkte des Forstbetriebes. 
Hinzu kommen naturale und sonstige kalkulative Erträge 
(Eigenverbrauch und Mindereinnahmen). Im Produktbe- 
reich 1 (Produktion von Holz und anderen Erzeugnissen) 
zuzüglich der Herstellungskosten für unverkaufte Holz- 
mengen aus Einschlägen des Berichtsjahres und abzüg- 
lich der Herstellungskosten für verkauftes Holz aus Ein- 
schlägen der Vorjahre. 

Die Einnahmen aus forstlichen Nebenerzeugnissen 
(Schmuckreisig, Weihnachtsbäume, Pflanzen, Kies, Sand, 
Brennreisig, Schlagabraum), Liegenschaften, Jagd, 
Fischerei (Verkauf von Wildbret und Abschüssen, erhal- 
tener Wildschadensersatz, Jagdpacht) sowie sonstige Er- 
träge (Zinserträge, Einnahmen aus dem Verkauf ge- 
brauchter Maschinen) werden als andere Erzeugnisse 
zum Produktbereich 1 gerechnet. 

Aufwendungen 

Unter Aufwand sind alle in der Buchführung erfassten 
Ausgaben für die Hersfellung und den Absatz der jeweili- 
gen Produkte des Unternehmens zu verstehen (Produk- 
tion von Holz und Nebenerzeugnissen, Jagd und Fische- 
rei sowie Schutz und Sanierung, Erholung und 
Umweltbildung, Leistungen für Dritte, hoheitliche und 
sonstige behördlichen Aufgaben). Zuzüglich der kalku- 
lierten betrieblichen Aufwendungen, wie z. B. Abschrei- 
bungen und Lohnansatz für eigene Arbeit, abzüglich der 
Aufwendungen Untemehmensausgaben von Produkten 
außerhalb des speziellen Rechnungszeitraumes. Der Be- 
triebsaufwand in den Betrieben des Körperschafts- und 
Privatwaldes schließt auch den kalkulierten Aufwand der 
nicht durch Verwaltungskostenbeiträge abgedeckten Be- 
treuungsleistungen ein. 
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Reinertragsberechnung 

Der Reinertrag berechnet sich aus Untemehmensertrag 
abzüglich Untemehmensaufwand (einschließlich Lohn- 
ansatz). 


Reinertragsberechnung in der Forstwirtschaft 



Der Reinertrag I (ohne Förderung) stellt ein Ergebnis 
der Forstbetriebe dar, das ohne staatliche Zuschüsse und 
Prämien und ohne die indirekte Förderung der Betriebe in 
Form der Aufwandsreduzierung durch eine kostenlose 
oder verbilligte Betreuung auf Forstamtsebene erreicht 
worden wäre; d. h. die nicht abgedeckten kalkulatori- 
schen Betreuungsleistungen sind im Betriebsaufwand 
enthalten. 

Beim Reinertrag II (mit Förderung) sind die Zuschüsse 
und Prämien aus öffentlichen Haushalten (z. B. für Be- 
standspflege, Kulturen, Forstschutz, Schutz- und Erho- 
lungsflmktionen) eingerechnet, die nicht abgedeckten 
kalkulatorischen Betreuungsleistungen im Aufwand aber 
nicht berücksichtigt. Hierdurch wird die Darstellung der 
tatsächlichen wirtschaftlichen Situation der jeweiligen 
Betriebe und der Bedeutung der Förderung in einzelnen 
Besitzarten ermöglicht. 

Aufgrund der methodischen Änderungen ab dem FWJ 
2003 (vgl. Seite 148) wird für Zeitvergleiche und Ver- 
gleiche zwischen den Besitzarten der Reinertrag Prod- 
Bereich 1-3 als Kennzahl ausgewiesen. Er berechnet sich 
aus den Erträgen abzüglich der Aufwendungen der für 
den Forstbetrieb im engeren Sinne besonders wichtigen 


Produktbereiche 1 bis 3. Er wird ohne Förderung (I) oder 
einschließlich der auf die Produktbereiche 1 bis 3 entfal- 
lende Förderung (II) abgebildet. 

Landwirtschaftliche Betriebe mit Wald 

Für Betriebe mit Waldflächen zwischen 5 und 200 ha, die 
nach der Betriebssystematik als landwirtschaftliche Be- 
triebe mit Wald klassifiziert werden, sind zusätzliche An- 
gaben für den forstlichen Betriebsteil erforderlich. Die er- 
gänzenden Angaben zur forstlichen Nutzung dienen im 
wesentlichen zur Lieferung von Angaben, die über den 
Bereich der Finanzbuchhaltung hinausgehen. Dabei wer- 
den Angaben zur Besitzstruktur, zu den Investitionen, zur 
Gliederung der forstwirtschaftlichen Nutzung (Flächen- 
gliederung) und zu den Arbeitszeiten ausgewiesen. Zu- 
sätzlich wird für 4 verschiedene Holzgruppen (Eiche; Bu- 
che und sonstiges Eaubholz; Fichte, Tanne und 
Douglasie; Kiefer, Lärche und sonstiges Nadelholz) der 
Hiebsatz, der Holzeinschlag, der Holzverkauf und der er- 
zielte Holzpreis dargestellt. 

Kalkulatorischer Reinertrag 

Bei der Berechnung des speziell für den Betriebszweig 
Forstwirtschaft hergeleiteten Reinertrages werden Erlöse 
(einschießlich Zuschüssen und Zulagen) und Aufwendun- 
gen, die bereits in der Buchhaltung dem Forst zugerech- 
net werden können (z. B. Material für Holzemte, Lohnun- 
temehmer für Forst usw.), direkt der Gewinn- und 
Verlustrechnung entnommen. Die nur schwer aufteilbaren 
fixen Sachkosten bzw. variablen Maschinenkosten wer- 
den kalkulatorisch abgeleitet und den Betrieben per Pro- 
gramm zugeteilt. Die Forstliche Versuchs- und For- 
schungsanstalt Baden-Württemberg hat im Auftrag des 
BMVEL diese Kosten in Abhängigkeit von Einschlag 
und Größe der Waldfläche ermittelt. 

Roheinkommen (Deckungsbeitrag) 

Bei der Berechnung des Roheinkommens aus Forstwirt- 
schaft werden vom Ertrag alle variablen und festen Kos- 
ten (vgl. Reinertragsberechnung), mit Ausnahme des kal- 
kulatorischen Lohnansatzes für die vom Betriebsleiter 
und den mithelfenden Familienangehörigen selbst ver- 
richteten Arbeiten, abgezogen. Das Roheinkommen bzw. 
der Deckungsbeitrag ist somit ein Maßstab dafür, wie die 
eingesetzte Arbeit entlohnt wird. 
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Kurzbezeichnungen für die Bundesrepubiik Deutschiand, die Länder 
und die EU-Mitgiiedstaaten 

D = Deutschland 

D-5 = Neue Länder (einschließlich Berlin [Ost]) 

D-11 = Früheres Bundesgebiet (einschließlich Berlin [West]) 

BW = Baden-Württemberg 
BY = Bayern 
BE = Berlin 

= BE (Ost): ehemals Berlin (Ost) 

= BE (West): ehemals Berlin (West) 

BB = Brandenburg 
HB = Bremen 
HH = Hamburg 
HE = Hessen 

MV = Mecklenburg- Vorpommern 

NI = Niedersachsen 

NW = Nordrhein- Westfalen 

RP = Rheinland-Pfalz 

SL = Saarland 

SN = Sachsen 

ST = Sachsen-Anhalt 

SH = Schleswig-Holstein 

TH = Thüringen 

EU = Europäische Union 

B = Belgien 

CZ = Tschechische Republik 

DK = Dänemark 

D = Deutschland 

EST = Estland 

GR = Griechenland 

E = Spanien 

F = Frankreich 

IRL = Irland 

I = Italien 

CY = Zypern 

LV = Lettland 

LT = Litauen 

L = Luxemburg 

H = Ungarn 

M = Malta 

NL = Niederlande 

A = Österreich 

P = Portugal 

PL = Polen 

SLO = Slowenien 

SK = Slowakei 

FIN = Finnland 

S = Schweden 

GB = Vereinigtes Königreich 
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Sonstige Abkürzungen und Zeichen 


AB 

AEP 

AFP 

AG 

AK 

AKE 

AEG 

AMK 

AVmEG 

AvmG 

AVV 

AZ 

BBA 

BFA 

BfR 

BgVV 

BLE 

BML 


BMonV 

BMVEL 

BMZ 

BRZ 

BSE 

BSP 

BVL 

BWP 

CBD 

CSD 

Ct 

DVD 

dt 

EAGFL 

EALG 

ECP/GR 


EEG 

Efm 

EFRE 

EG 

EGE 


= Agrarbericht 

= Agrarstrukturelle Entwicklungsplanung 
= Agrarinvestitionsforderungsprogramm 
= Aktiengesellschaft 

= Vollarbeitskraft; Familien- AK (FAK) = Familien- Vollarbeitskraft 
= Arbeitskrafteinheit 

= Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
= Agrarministerkonferenz (der Länder) 

= Altersvermögens-Ergänzungsgesetz 
= Altersvermögensgesetz 
= Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
= Ausgleichszulage 

= Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
= Bundesforschungsanstalten 
= Bundesinstitut für Risikobewertung 

= Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz und 
Veterinärmedizin 

= Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 

= Bundesministerium für Ernährung, Landwirf Schaft und Forsten 
(bis 21. Januar 2001) 

= Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

= Bundesministerium für Verbraucherschufz, Ernährung und Land- 
wirfschaft (ab 22. Januar 2001) 

= Bundesminisferium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
= Bruttoraumzahl 

= Bovine Spongiforme Enzephalopathie (Rinderwahnsinn) 

= Bruttosozialprodukt 

= Bundesamt für Verbraucherschufz und Lebensmitfelsicherheif 
= Bundeswaldinvenfur 

= Convenfion on Biological Diversity (Übereinkommen über 
die Biologische Vielfalt) 

= Commision on Sustainable Development (UN-Kommission für 
nachhalfige Entwicklung) 

= Cent 

= Durchführungsverordnung 
= Dezitonne = 1 00 kg 

= Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft 

= Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz 

= European Cooperative Programme for Crop Genetic Resources 
(Europäisches Kooperatives Programm für pflanzengenetische 
Ressourcen) 

= Energieeinspeisungsgesetz 
= Emtefestmeter 
= Europäischer Regionalfonds 
= Europäische Gemeinschaften 

= Europäische Größeneinheit (1 EGE = 1 200 Euro SDB) 
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EMAS = Eco-Management and Audit Scheme 

ENPI = European Neighbourhood and Partnership Instrument 

EP = Europäisches Parlament 

EQM = Einheitsquadratmeter 

ERF = Ertragsrebfläche 

ES = Einschlag 

ESF = Europäischer Sozialfonds 

EStG = Einkommensteuergesetz 

ESVG = Europäisches System Volkswirtsehaftlicher Gesamtrechnungen 

ETBE = Ethyl-Tertiär-Butyl-Ether 

EU = Europäische Union 

EUFORGEN = European Forest Genetic Resources Programme (Europäisches 
Programm für forstgenetische Ressoureen) 

EUROSTAT = Statistisches Amt der Europäisehen Gemeinsehaften 

e. V. = Eingetragener Verein 

EWG = Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

EZZ = Erzeugerzusammenschluss 

FAL = Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 

FAO = Food and Agriculture Organization of the United Nations (Emäh- 

rungs- und Landwirtschafts-Organisation der Vereinten Nationen) 

FF = Futterfläche 

FFFI = Flora-Fauna-Habitat 

FIAF = Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fiseherei 

FSC = Forest Stewardship Council (Forstzertifizierungsorganisation) 

FWJ = Forstwirtsehaffsjahr (1. Oktober bis 30. September) 

GAK = Gemeinsehaffsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 

des Küstenschutzes“ 

GAL = Gesetz über eine Altershilfe für Landwirfe 

GAP = Gemeinsame Agrarpolitik 

GbR = Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

GFP = Gemeinsame Fisehereipolitik 

GG = Grundfläche der Garfengewächse 

GmbFI = Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GMO = Gemeinsame Marktorganisation 

GRW = Gemeinsehaffsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 

struktur“ 

GTZ = Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 

GuV = Gewinn- und Verlustrechnung 

Gv = Gentechnisch verändert 

GVE/G = Großvieheinheit 

GV = Gentechnisch veränderter Organismus 

ha = Hektar = 10 000 m^ 


HB = Holzbodenfläche 

hl = Hektoliter = 100 1 

HS = Hiebsatz 

lAS = Invasive Alien Speeies (Invasive gebietsfremde Arten) 

ICES = International Council for the Exploration of the Sea 

(Internationaler Rat für Meeresforsehung) 

IMO = Infemational Maritime Organisation 
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INLB = Informationsnetz Landwirtschaftlicher Buchführungen 

InWEnt = Ideennetzwerk Wissenschaft und Technik 


IPPC 

IWC 

KG 

KJ 

KOM 

KTBL 

kW 

LDC 

LEADER 

LF 

LG 

LGR 

LPG 

LSV 

LSVOrgG 


LuF 


= Integrated Pollution Prevention and Control 

= International Whaling Commission (Internationale Walfang- 
Kommission) 

= Kommanditgesellschaft 
= Kalenderjahr (1 . Januar bis 3 1. Dezember) 

= Europäische Kommission 

= Kuratorium für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft 
= Kilowatt = 1 000 Watt 

= Least Developed Countries (am wenigsten entwickelte Länder) 

= Liaison Entre Actions de Developpement de TEconomie Rurale 
(Gemeinschaftsinitiative zur Entwicklung der ländlichen Räume) 

= Landwirtschaftlich genutzte Fläche 
= Lebendgewicht 

= Landwirtschaftliche Gesamtrechnung 
= Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft 
= Landwirtschaftliche Sozialversicherung 

= Gesetz zur Organisationsreform in der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung 

= Land- und Forstwirtschaft 


LUV 

LVZ 

LwG 

MCPFE 

MERCOSUR = 

mg 

Pg 

Mio. = 


Landwirtschaftliche Unfallversicherung 
Landwirtschaftliche Vergleichszahl 
Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 

Miniterial Conference on the Protection of Forests in Europe 
(Ministerkonferenz zum Schutz der Wälder in Europa) 

Mercado Comün del Sur (Gemeinsamer Markt Südamerikas) 
Milligramm = 1 Tausendstel Gramm 
Mikrogramm = 1 Millionstel Gramm 
Millionen 


MinöStG 

MJ 

MKS 

MOEL 

Mrd. 


= Mineralöl-Steuergesetz 
= Megajoule = 1 Million Joule 
= Maul- und Klauenseuche 
= Mittel- und Osteuropäische Eänder 
= Milliarden 


MTBE 

MWh 

MwSt 


= Methyl-Tertiär-Buthyl-Ether 
= Megawattstunde = 1 Million Wattstunden 
= Mehrwertsteuer 


nAK 


= nicht entlohnte Arbeitskräfte 


NUS 

OECD 

OPEC 

o. R. 
o. Sw. 
PCB 
PEFC 


= Neue Unabhängige Staaten 

= Organization for Economic Cooperation and Development (Orga- 
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

= Organization of the Petroleum Exporting Countries (Organisation 
Erdöl exportierender Eänder) 

= ohne Rinde 
= ohne Selbstwerberholz 
= Polychlorierte Biphenyle 

= Pan European Forest Certification (Paneuropäisches Forst- 
Zertifizierungssystem 
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PJ 

PLANAK 

REGPN 

RHmV 

StBA 

StBE 

SDB 

STEGE 

SVBEG 

TAG 

TierSchG 

TSE 

Tz. 

UN 

UNGEOS 

UNESGO 


US(A) 

VE 

VO 

Vzbv 

WF 

WHO 

WJ 

WRRL 

WTO 

ZLA 

ZLF 


0 


0 


= Petajoule = 1 Billiarde Joule 

= Bund-Länder-Planungsausschuss „Agrarstruktur und Küsten- 
schutz“ 

= Renewable Energy Global Policy Network 
= Rückstands-Höchstmengenverordnung 
= Statistisches Bundesamt 
= Standardbetriebseinkommen 
= Standarddeckungsbeitrag 

= Scientific, Technical an Economic Gomittee for Fisheries 
= Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsgesetz 
= Total Allowable Gatch (Gesamtfangmenge) 

= Tierschutzgesetz 

= Transmissible Spongiforme Enzephalopathie 
= Textziffer 

= United Nations (Vereinte Nationen) 

= United Nations Gonvention on the Eaw of the Sea 
= United Nations Educational, Scientific and Gultural Organization 
(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur) 

= United States (of America)/Vereinigte Staaten (von Amerika) 

= Vieheinheiten 
= Verordnung 

= Verbraucherzentrale Bundesverband 
= Waldfläche 

= World Health Organization (Weltgesundheitsorganisation) 

= Wirtschaftsjahr (1. Juli bis 30. Juni) 

= Wasserrahmenrichtlinie 

= World Trade Organization (Welthandelsorganisation) 

= Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer der Fand- und Forst- 
wirtschaft 

= Zusatzversorgungswerk für Arbeitnehmer der Land- und Forst- 
wirtschaft 

= nichts vorhanden 

= mehr als nichts, aber weniger als die Hälfte der kleinsten Einheit, 
die in der Tabelle dargestellt wird 

= kein Nachweis 
= Durchschnitt 


Soweit in den Übersichten Abweichungen in den Summen verkommen, beruhen diese auf Rundungen der einzelnen 
Zahlen. 
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Stichwortregister 


Vorbemerkungen 

Das alphabetische Stichwortregister gibt jene Textziffern 
an, in denen einmalig (oder erstmalig in einer ununter- 
brochenen Folge von Textziffem) Angaben zu dem be- 
treffenden Stichwort erscheinen. 

Wenn in mehreren Textziffem in ununterbrochener Folge 
Angaben zu dem betreffenden Stichwort stehen, dann ist 
lediglich die Nummer der ersten Textziffer mit dem Zu- 
satz „f ‘ (folgende) erwähnt. Weitere Textziffem sind nur 
dann aufgeführt, wenn nach einer Unterbrechung durch 
eine oder mehrere Textziffem, in denen dieses Gebiet 
nicht enthalten ist, wiedemm Angaben zu diesem Stich- 
wort gebracht werden. 

Abschreibungen 43 

Ackerbaubetriebe siehe Betriebsformen 
Agraralkohol 171 

Agrarinvestitionsfbrderangsprogramm 141 
Agrarsozialpolitik 10, 151 f 
Agrarstmktur 
Betriebe 14 f 
Fläche 15 

Agrarstmkturelle Entwicklungsplanung, 
siehe GAK 

Agrarstmkturpolitik 1 1 8 f 
Agrogentechnik 101 
Ammoniakemmission 5 
Agrammweltprogramme 146 
Alterssicherung 151 
Altschulden 149 
Anpassungshilfen 162 

Arbeitskräfte 

Familienarbeitskräfte 17 
Familienfremde Arbeitskräfte 17 
Landwirtschaftliche Arbeitnehmer 154, 158 
Weibliche Arbeitskräfte 156, 159 

Ausfallbürgschaften 141 
Ausgleichszulage siehe GAK 


Bäuerinnen, siehe Landfrauen 
Baumschulbetriebe, siehe Betriebsformen 
Benachteiligte Gebiete 37, 57 f , 145 
Beratung, siehe Bildung und Beratung 
Bemfswettbewerb 122 
Betriebsformen 

Dauerkulturbetriebe 38, 47 
Futterbaubetriebe 38, 47 
Gemischtbetriebe 38, 47 
Veredlungsbetrieb 38, 47 
Betriebsgrößenstmktur 14 f. 

Bildung und Beratung 125 

Biodiesel, siehe Nachwachsende Rohstoffe 

Biodiversität 106 

Biomasse, siehe Nachwachsende Rohstoffe 
Biologische Vielfalt 1 06 f. 

Biosiegel 99 
Biotechnologie 101 

BTL-Kraftstoffe, siehe Nachwachsende Rohstoffe 

Boden 

Erosion 114 
Schutz 114 

Brattowertschöpfung, siehe Gesamtrechnung 
BSE 

Maßnahmen 115 
Risikomaterialien 115 

Buchfühmngsergebnisse 34 f , 64 f 

Bundesprogramm Ökolandbau, 
siehe Ökologischer Landbau 

Bundeswaldgesetz 147 

Butter, siehe Milch und 
Milcherzeugnisse 
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Cross Compliance, siehe GAP 

Dauerkulturbetriebe, siehe Betriebsformen 
Direktvermarktung 123 
Direktzahlungen 1, 57, 173 
Dorfemeuerung, siehe GAK 
Düngung 91 

EAGFL 134, 193 f. 

Eier 27, 170 

Eigenkapitalveränderung 35, 47 
Einkommen 34 f. 

Einkommensaltemativen 123 
Einkommensentwieklung, 48 f., 63 
Einkommensstreuung 38 f., 63 
Einkommensübertragungen 
Personenbezogen 58, 105 
Untemehmensbezogen 59 
Einkommensverwendung 43 
Einzeluntemehmen 34 f., 57 f. 

Emissionen, siehe Umweltaspekte 
Entkopplung, siehe GAP 
Emeuerbare Energien 9, 97 f. 

Emährungssicherung 

Emeuerbare-Energien-Gesetz, siehe Naehwaehsende 
Rohstoffe 

Erzeugerorganisationen 166 

Erzeugung, siehe auch einzelne Erzeugnisse 

EU-Erweiterung 187 

EU-Haushalt, siehe Haushalt 

EU-Partnerschaftsprogramme 1 89 

EU- Agrarstruktur 63 f. 

Europäische Nachbarschaftspolitik 187 
Exporterstattungen 
Getreide 164 
Zueker 165 


FAO 180 

ESC, siehe Forstpolitik 
Fiseherei 

Bestände 12, 112 f 

Betriebsergebnisse 84 

Binnenfischerei 90 

Fänge und Erlöse 82 f 

Fangregelungen 112 

Gemeinsame Fischereipolitik 

Große Hochseefischerei 82 

Kleine Hochsee- und Küstenfischerei 83 f. 

Politik 12, 105 

Preise 82 f. 

Struktur 79 
Flächennutzung 3 
Flurbereinigung, siehe GAK 
Ressortforschung im BMVEL 163 
Forstbetriebe 

Körperschaftswaldbetriebe 68, 73 
Privatwaldbetriebe 73 
Staatswaldbetriebe 68, 77 
Forsten, siehe Wald 
Forstpolitik 11, 102 
Forstwirtschaft 65 f. 

Frauen, siehe Landffauen 
Futterbaubetriebe, siehe Betriebsformen 
Futtermittelsicherheit 117 

Garantiemengenregelung Milch 24, 168 
Gartenbaubetriebe 

Baumschulbetriebe, siehe Betriebsformen 
Gemüsebaubetriebe, siehe Betriebsformen 
Zierpflanzenbetriebe, siehe Betriebsformen 

Geflügelfleisch 28, 170 
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 

GAP-Reform 1, 172 f 

Cross Compliance 1, 174 

Entkopplung 1, 173 

Modulation 1, 128 

Weiterentwicklung EU-Politik 179 

Weiterentwicklung EU-Marktordnungen 175 f. 
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Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ (GAK) 

Agrarstrukturelle Entwicklungsplanung 137 

Ausgleichszulage 145 

Dorfemeuerung 131, 137 

Flurbereinigungsverfahren 138 

Maßnahmen 137 f 

Mittel 135 f 

Neuausrichtung 8, 134 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 124 

Gemischtbetriebe, siehe Betriebsformen 

Gemüse, siehe Obst und Gemüse 

Gemüsebaubetriebe, siehe Betriebsformen 

Gender Mainstreaming 120 

Genetische Ressourcen 106 

Gesamtrechnung 

Forstwirtschaftliche 71 

Landwirtschaftliche 29 f., 63 

Gesellschaft 1 
Getreide 18, 164 
Gewässer 

Schutz der Binnengewässer 111 
Meeresumweltschutz 112 

Gewinn 35 f , 52 f., 56 f , 79 f , 85 f 
Globalisierung 1 

Große Hochseefischerei, siehe Fischerei 
Grüne Gentechnik 101 

Haupterwerbsbetriebe 34 f , 48, 76 
Haushalt 

des BMVEL 191 
der EU 192 f 

Holz 68 f-, 73f, 78, 104 f 
Charta für Holz 11, 102 

Hopfen 175 

Hungerbekämpfung 180 


Internationale Handelspolitik 1 86 
Intervention 
Getreide 164 
Rindfleisch 25, 169 

Investitionen 45 
Investitionsforderung 134 

Jagdrecht 11 

Juristische Personen 16, 34, 51 f , 61 

Kartoffeln 20 

Kleine Hochsee- und Küstenfischerei, siehe Fischerei 
Klein und Nebenerwerbsbetriebe 53 f. 

Klimagase 5, 110 

Klimawandel und Klimaschutz 109 
Körperschaftswald 65 

Körperschaftswaldbetriebe, siehe Forstbetriebe 
Kombinationsmodell, siehe Gemeinsame Agrarpolitik 
Krankenversicherung 10, 153 f. 

Küstenschutz, siehe GAK 

Landfrauen 119 f 
Landjugend 122 
LEADER-t 132, 179 
Ländliche Entwicklung 179 
Ländliche Räume 1 1 8 f. 

Luftreinhaltung 109 
Landnutzung, siehe Umweltaspekte 
Lebensmittelmonitoring 
Luftreinhaltung 109 
Luxemburger Beschlüsse, siehe GAP 

Marktfruchtbetriebe, siehe Betriebsformen 
Marktstruktur 144 

Markt- und Preispolitik, siehe einzelne Erzeugnisse 
Meeresumweltschutz, siehe Gewässer 
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Mercosur, Zentral- und Südamerika 185 
Milch und Milcherzeugnisse 24, 168 
Milchquoten 24 
Milchquotenbörse 168 
Milchviehbetriebe, siehe Betriebsformen 
Mineralölsteuergesetz 97, 150 
Mittelmeerabkommen 186 
Modellregionen 118 
Modulation, siehe GAP 

Nachhaltigkeitsstrategie 104 
Nachwachsende Rohstoffe 9, 104 
Nahrungsmittelhilfe 1 82 f 
Nationales Waldprogramm 104 
Nebenerwerbsbetriebe, siehe Klein- und 
N ebenerwerbsbetriebe 
Netto Wertschöpfung, siehe Gesamtrechnung 

Obst und Gemüse 22, 166, 176 
Obstbaubetriebe, siehe Betriebsformen 
Ökologischer Landbau 
Betriebe 38, 56 
Biosiegel 99 

Bundesprogramm Ökolandbau 99 
EG-Öko-Verordnung 98 
Ölsaaten 19, 164 

Partnerschaftsprogramme 189 
Personengesellschaften 34 f , 57 
Pflanzenschutz 

Altwirkstoffprogramm 92 
Lückenindikation 92 
Mittel 92 

Reduktionsprogramm 7, 92 
Pflegeversicherung 156 
Praktikantenprogramme 127 
Privatwald 65 


Privatwaldbetriebe, siehe Forstbetriebe 
Produktionswert 3 1 

Raps 19 

REGIONEN AKTIV 8, 118 
Rind- und Kalbfleisch 
Markt 25 

Risikomaterialien, siehe BSE 
Rückstandsüberwachung 6 

Saatgut 93 
Schweinefleisch 26 

Sozialversicherung, siehe Agrarsozialpolitik 
Staatswald 65 

Staatswaldbetriebe, siehe Forstbetriebe 
Steuerpolitik 150 

Stoffeinträge, siehe Umweltaspekte 
Struktur, siehe Agrarstruktur 

Tabak 175 

Testbetriebe 34, 51, 56, 71, 84 
Tiergesundheit 95 
Tierkennzeichnung 95 
Tierprämien 57 
Tierschutz 96 
Tiertransport 96 
Tourismus 124 
TSE 115 
Twinning 189 

Umwelt 

Umweltverträglichkeit 4, 12 
Umweltbelastungen 2 

Unfallversicherung 157 
Untemehmenssteuerrecht 150 
Urlaub auf dem Bauernhof 124 
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Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 1 24 
Verbindlichkeiten 46 f. 

Veredlungsbetriebe, siehe Betriebsformen 
Vergleichsrechnung 48 

Verkaufserlöse 
Fischerei 82 
Landwirtschaft 3 1 

Vorleistungen 31,71 
Vorschätzung 31, 62, 78 

Wald 

Flächen 65 

Forstliche Maßnahmen 69, 147 
Landwirtschaftliche Betriebe mit Wald 76 
Zertifizierung 104 
Walfang 113 
Wasserwirtschaft 139 


Weinmost/Wein 

Destillationsmaßnahmen 167 
Erzeugung 23 

Weinbaubetriebe, siehe Betriebsformen 

Weltemährung 180 

Welthandel, 

siehe GAP und Internationale Flandelspolitik 
Wertschöpfung, siehe Gesamtrechnung 
WTO 184 

Zierpflanzenbetriebe, siehe Betriebsformen 

Zoonosen 116 

Zucker 21, 165, 175 

Zuckerrüben 2 1 

Zusatzaltersversorgung 161 

Zuschüsse 57 f 
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